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Mega

"Megastimmung", "Megafest", "megavoll und nur gefeiert", also ein
Megatreffen und eine Supershow und durch nichts zu toppen.

Superlative am Band in einem der vielen Versuche, der kürzesten Form
Rechnung tragend, beispiellose oder unvergleichbare Ereignisse,
Erlebnisse und Eindrücke auf jene unabweisliche Art und Weise zu
schildern und welchem Publikum immer, wenn auch konsensorientiert,
aufs treffendste näherzubringen. Da gibt es sogar die "Megascheiße"
oder das "absolut versenkt" oder auch das "übel aufgestoßen" und
ähnliche nicht mehr steigerbare Attribute, einer zutreffenden
Erzählung noch die Krone einer nicht mehr tiefergreifenderen
Deutbarkeit aufs nicht vorhandene und nichtssagende Haupt
unbeschreiblicher Mühsal ihrer vergeblichen Mitteilungsanstrengung zu
setzen.

Dafür darf sich diese jüngere Praxis lautmalender Brücken und Parketts
sprachloser Zeiten in der großen Dauerübereinkunft einer
verkehrstüchtigen und angepaßten Wärmezone mit anwachsenden
Wiederholungszwängen wenigstens wohl und geborgen fühlen.

Schattenblick-Redaktion


20. April 2018
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WALD/262: Hambacher Forst - roter Faden, rote Linie ... (Aktionstag Hambacher Wald)


Aktionstag Hambacher Wald

Sonntag, 29. April 2018: 40 Jahre Widerstand!

Fahrrad-Demo und Regenbogenbanner-Aktion zum 40-jährigen Jubiläum der
rheinischen Braunkohleproteste 



Am Sonntag, den 29. April machen wir uns wieder auf zum Hambacher Wald -
per Fahrrad-Demo aus Köln und zu Fuß vom S-Bahnhof Buir aus: An der
Tagebaukante zwischen den Bäumen des Hambacher Waldes und den Kohlebaggern
von RWE werden wir uns versammeln, eine Bikeline bilden und ein 100 m
langes Regenbogenbanner entfalten: Denn unser Protest ist bunt, friedlich
und vielfältig - voller Hoffnung und Entschlossenheit. Bereits seit 40
Jahren gibt es hartnäckigen Widerstand vor Ort: Von den Bürgerinitiativen
bis hin zur seit sechs Jahren andauernden Waldbesetzung #HambiBleibt.
Gemeinsam und solidarisch werden wir weiter streiten, diesen Wald retten
und damit das Ende der fossilen Energien einläuten!

Der Hambacher Wald darf nicht länger für die Verfeuerung von Braunkohle
gerodet werden. Seine jahrhundertealten Stieleichen und Hainbuchen sind das
Zuhause vieler bedrohter Tier- und Pflanzenarten, z. B. der streng
geschützten Bechsteinfledermaus. Der Wald gehört in öffentliche Hände,
unter Naturschutz gestellt und unter die Kontrolle eines von Bürgerinnen
und Bürgern gewählten demokratischen Waldrats.

Das rheinische Braunkohlerevier ist die größte CO2-Schleuder Europas und
somit einer der zentralen Orte, wo die Klimakrise gemacht wird. Wir leben
in einer Welt, die bereits wärmer geworden ist. Diese Erderwärmung hat
bereits jetzt verheerende Auswirkungen für die Bevölkerung des globalen
Südens. Zu Beginn der UN-Klimazwischenkonferenz in Bonn im Mai 2018 fordern
wir deshalb mit aller Klarheit einen Ausstieg aus der Kohlekraft. Wir
stehen ein für konsequenten Klimaschutz und für international gelebte
Klimagerechtigkeit. Als Bevölkerung übernehmen wir Verantwortung, wo die
Bundesregierung versagt.

Und unser Streit für Klimaschutz endet nicht bei der Braunkohle. Auch im
Verkehrsbereich müssen wir aus der gesundheits- und klimaschädlichen
Verbrennung von Diesel und Benzin aussteigen: Wir fordern eine
Mobilitätswende! Die Zukunft der Städte gehört den zu Fuß gehenden, den
Fahrrädern und einem leistungsstarken ÖPNV. Damit schützen wir die
Gesundheit der Menschen, schaffen eine sozial gerechtere Stadt und leisten
einen wichtigen Beitrag zum globalen Klimaschutz. Deshalb wird sich am 29.
April eine Fahrrad-Demo auf den Weg in den Hambacher Wald machen.




Fahrrad-Demo - Treffpunkt und Route:

29. April 2018, 09:30 Uhr, Köln, Roncalliplatz

Regenbogenbanner-Aktion am Hambi - Treffpunkt:

29. April 2018, 13:00 Uhr, Morschenich, Tagebaukante

Genauer Ablauf, Orte, Zeiten und Rückweg:

www.fuerhambi.org/info



Unterstützt von: 350.org, Buirer für Buir, NABU NRW, BUND Jugend NRW, Robin
Wood, BUND Rhein Erft, deine Freunde, Grünen Köln, Grüne Jugend NRW, NaBiS
e.V., Radkomm e.V., attac Köln und weiteren kleinen wie großen Initiativen
und Organisationen.

 * 

Quelle:

Aktionstag Hambacher Wald

E-Mail: fuerhambi@posteo.net

Internet: www.fuerhambi.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. April 2018 
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WALD/261: Hambacher Forst - Klagegründe ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 20. April 2018

Hambacher Wald

BUND mit neuer Klage gegen Tagebau



Düsseldorf, 20. April 2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) will mit einer neuen
Klage gegen den Braunkohlentagebau die Restflächen des wertvollen Hambacher
Waldes retten. Die Natur- und Klimaschützer reichten heute beim
Verwaltungsgericht Köln einen Antrag auf Aufhebung der Zulassung des
Hauptbetriebsplans für den Zeitraum vom 01.04.2018 bis 31.12.2020 ein. Die
Bezirksregierung Arnsberg hatte die bergrechtliche Zulassung für den
Tagebau Hambach auf Antrag der RWE Power AG am 29. März 2018 erteilt und
gleichzeitig deren sofortige Vollziehung angeordnet.

Die Bergbehörde stützt sich bei ihrer Entscheidung wesentlich auf ein vom
Tagebaubetreiber in Auftrag gegebenes Gutachten, dass die Notwendigkeit der
nachträglichen Aufnahme der restlichen Waldflächen in das europaweite
Gebietsschutznetz Natura 2000 verneint. Der BUND hat dagegen schon im
früheren Eilverfahren gegen den vorherigen Hauptbetriebsplan gutachterlich
dargelegt, dass auch die Restflächen nicht nur die Kriterien zur Ausweisung
als FFH-Gebiet erfüllen, sondern wegen des Vorkommens zweier
Wochenstubenkolonien der streng geschützten Bechsteinfledermaus auch
zwingend als ein solches Gebiet hätten nachgemeldet werden müssen. Nach der
geltenden Rechtslage wäre die Zerstörung eines solchen potenziellen
FFH-Gebiets unzulässig.

Das Oberverwaltungsgericht Münster hatte bereits Ende 2017 erklärt, dass
gewichtige fachliche Anhaltspunkte vorliegen, die die Existenz eines
FFH-Gebiets im Hambacher Wald nicht von vornherein ausschlössen. Daraufhin
hatte die Bezirksregierung Arnsberg zwar die vorherige bergrechtliche
Zulassung bis zum 31. März 2018 verlängert, weitere Rodungen aber
untersagt. Erstmals seit 40 Jahren standen damit die Kettensägen im
Hambacher Wald weitgehend still. Die neue Hauptbetriebsplanzulassung
beinhaltet allerdings wieder eine Rodungsgenehmigung, die der RWE Power AG
gestattet, die Rodungen ab dem 1. Oktober 2018 fortzusetzen.

Mit der neuen Klage verfolgt der BUND das Ziel, die noch existierenden
Restflächen des Hambacher Waldes zu retten und den Tagebau zu stoppen.
Trotz der bisherigen tagebaubedingten Zerstörungen sind die strukturreichen
Eichen- und Buchenwälder als Lebensraum für viele geschützte Tiere von
hoher Bedeutung. Zudem ist die im Tagebau Hambach gewonnene Kohle
angesichts historisch hoher Nettostromexporte ins Ausland zur Sicherung der
heimischen Energieversorgung nicht notwendig. Nach Berechnungen des BUND
verfügt der Tagebau zudem auch ohne weitere Rodungen über Förderreserven
von mehreren Jahren.

Auf heftige Kritik seitens des BUND stößt deshalb das Verhalten der
Bezirksregierung Arnsberg. Entgegen der vorherigen Ankündigungen könne von
einer intensiven Prüfung des RWE-Antrags keine Rede sein. Zudem verweigert
die Bergbehörde dem BUND noch immer die Übermittlung der RWE-
Antragsunterlagen. Ohne diese Antragsunterlagen aber wird dem BUND eine
sachgemäße Bewertung unnötig erschwert. Die Behörde begründet ihre
Ablehnung mit dem "Anspruch des Bergbauunternehmens auf eine faires
Verwaltungsverfahren", der " Möglichkeit einer erheblichen Beeinträchtigung
des Verfahrensablaufs" und der "Gefahr für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung". Diese einseitige Bevorzugung der Interessen des RWE zeigt nach
Ansicht des BUND, dass sich die Bergbehörde noch immer vor allem als
Dienstleister des Kohlekonzerns versteht. Diese "Verzögerungstaktik"
erschwere zudem eine zeitnahe gerichtliche Klärung der komplexen Thematik.


Mehr Infos:

www.bund-nrw.de/hambach_klage

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20. April 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen
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KOHLEALARM/426: Klimakampf und Kohlefront - Lesung und Mahnung ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 23.04.2018

Lausitzer Schriftsteller liest in vom Tagebau bedrohtem Wald:
29. April, 15 Uhr

Am Sonntag Udo Tifferts Lausitz-Geschichten bei Taubendorf



Auf Einladung der GRÜNE LIGA-Gruppe Cottbus liest der Lausitzer
Schriftsteller Udo Tiffert am Sonntag in Taubendorf seine
Lausitz-Geschichten und andere Texte. Die Lesung findet auf einem privaten
Waldgrundstück statt, das nach den Plänen des LEAG-Konzerns durch den
Kohletagebau Jänschwalde zerstört werden soll.

"Vielen durch die Cottbuser Lesebühne bekannt, ist Udo Tiffert eine feste
Institution in der Lausitzer Kulturszene. Wir freuen uns, dass er unsere
Veranstaltungsreihe in Taubendorf bereichert und sind gespannt auf seine
Lausitz-Beobachtungen." sagt René Schuster von der GRÜNEN LIGA.
Umrahmt wird die Lesung mit Liedern des Lausitzer Liedermachers Gerhard
Gundermann, dessen Todestag sich in wenigen Wochen zum zwanzigsten Mal
jähren wird.

Treffpunkt ist um 14:15 Uhr an der Mahnglocke/Freilichtbühne in Taubendorf.
Von dort fährt ein Shuttle zum Veranstaltungsort. Eine Radtour zum
Veranstaltungsort beginnt um 13:45 Uhr am Bahnhaltepunkt Kerkwitz. Bei
Regen findet die Lesung in Taubendorf statt. Der ursprünglich geplante
Termin für die Lesung war im Herbst wegen Sturm "Xavier" ausgefallen.


Hintergrund:

Die LEAG plant, das Waldgrundstück der Familie Gebke zur Versorgung des
besonders klimaschädlichen Kraftwerkes Jänschwalde abzubaggern und den
Tagebau bis auf wenige Meter an das Dorf Taubendorf heranzuführen. Im
Oktober 2017 gaben die Grundeigentümer bekannt, den Wald nicht an die LEAG
zu verkaufen. Eine Verkleinerung des Abbaugebietes fordert auch die
Gemeinde Schenkendöbern in einem einstimmigen Gemeinderatsbeschluss. Das
geplante Heranrücken des Tagebaues bis direkt vor Taubendorf würde auch die
Wirkung der Grundwasserabsenkung auf die bereits geschädigten Seen der
Region drastisch weiter verschärfen.

Schriftsteller Udo Tiffert

http://www.udotiffert.de


Rote Linie in Taubendorf im Herbst 2017:

https://www.kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/328-waldeigentuemer-wehren-sich-gegen-braunkohlen-tagebau

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/425: Klimakampf und Kohlefront - Gehör verschaffen ... (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 30.05.2017

26.04.2018 Hauptversammlung der RWE AG

Zeig RWE die Rote Karte!


Kundgebung und Aktion Rote Linie zur RWE-Hauptversammlung



Trotz Klimawandel und Energiewende setzt RWE weiterhin auf fossile
Energieträger, vor allem Kohle. RWE zerstört dafür Wälder, Dörfer und
gefährdet die Gesundheit von vielen Menschen und das globale Klima. Trotz
Atomausstieg beliefert RWE die Pannenreaktoren Tihange und Doel und ist an
der Gronauer Urananreicherungsanlage beteiligt. RWE verdient Millionen an
dieser lebensbedrohenden Situation für Europa. Wir können das nicht
tolerieren!

Am 25. April 2018 laden wir um 19 Uhr zu einer Podiumsdiskussion in die VHS
Essen ein, um den Kohleausstieg und die verschiedenen Kritikpunkte zu
diskutieren.

Am 26. April 2018, dem Jahrestag von Tschernobyl, findet in Essen die
Hauptversammlung von RWE statt. Eine gute Gelegenheit, um uns Gehör zu
verschaffen und zu zeigen, dass der Widerstand gegen RWE immer stärker
wird!

Ab 8.30 Uhr werden wir vor der Grugahalle eine Rote Linie in Form einer
Menschenkette mit roten Karten, Bändern und Transparenten bilden. Dazu wird
es viele weitere kreative Aktionen geben. Dazu laden wir euch ein!

In der Hauptversammlung selbst werden zahlreiche Aktivist*innen unsere
vielfältigen Kritikpunkte den Aktionär*innen vortragen und den RWE-Vorstand
mit entlarvenden Fragen löchern.

Ab 13 Uhr werden wir dann die Kritik an RWE auch in die Essener Innenstadt
tragen:

Rote Karte für den Klima-Killer RWE!

Rote Karte für die Zerstörung des Hambacher Walds und
Zwangsumsiedlungen!

Rote Karte für Uranlieferungen an Pannenreaktoren Tihange und Doel

Rote Karte für Uranlieferungen in die USA für Atomwaffen-Tritium

Rote Karte für die RWE-AKW Lingen 2 und Gundremmingen C

Rote Karte für die Gesundheitsgefährdung!

Rote Karte für die Repression gegen Klima-Aktivist*innen!

Rote Karte für Blutkohle aus Kolumbien und Russland!


Es rufen auf:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Aktionsbündnis gegen Atomenergie Aachen

Aktionsbündnis Stop Westcastor

AntiAtomBonn

attac Köln

BBU Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz

Buirer fuir Buir

BUND Jugend NRW

BUND NRW

Ende Gelände

Hambi bleibt!

Initiative 3 Rosen

IPPNW

Klimavernetzung Ruhr

NABU NRW

SofA Münster

Stop Tihange und Doel


Unser Gegenantrag:

https://www.kritischeaktionaere.de/fileadmin/Dokumente/Gegenantraege_2018/KA-Gegenantraege_RWE_HV_2018.pdf

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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AUSSTELLUNG/4402: Heidelberg - Turgenjew und die Musik, 26. April bis 20. Oktober 2018


idw - Pressemitteilung: Universität Heidelberg

Ausstellung: Turgenjew und die Musik

Präsentation im Universitätsmuseum anlässlich des 200. Geburtstags des
russischen Schriftstellers



Die enge Beziehung des russischen Schriftstellers Iwan Turgenjew (1818
bis 1883) zur Musik thematisiert eine Ausstellung, die im
Universitätsmuseum gezeigt wird. Initiiert wurde die Präsentation zum
200. Geburtstag des Dichters in diesem Jahr. Das Konzept haben
Studierende des Musikwissenschaftlichen Seminars und des Slavischen
Instituts der Universität Heidelberg erarbeitet. Eröffnet wird die
Ausstellung "Turgenjew und die Musik" am 26. April 2018.

Iwan Turgenjew gilt als einer der bedeutendsten Schriftsteller
Russlands. Er war ein "Kosmopolit, gewandt in vielen Sprachen und
Vermittler russischer Kultur nach Westeuropa", wie die Organisatoren
der Ausstellung betonen. Bereits von früher Jugend an entwickelte
Turgenjew eine enge Affinität zur Musik, die in seinen Werken eine
große Rolle spielt - von der frühen Erzählung "Die Sänger" bis hin zu
der späten Dichtung "Das Lied der triumphierenden Liebe". Motive
seines literarischen Schaffens wurden in ganz Europa von Komponisten
und Musikern aufgegriffen. Mit der französischen Opernsängerin Pauline
Viardot verband Turgenjew eine lebenslange Freundschaft und
künstlerische Zusammenarbeit.

Zu den in der Ausstellung gezeigten Exponaten gehören zwei
Originalbriefe, darunter ein in deutscher Sprache verfasstes Schreiben
Turgenjews. Zudem sind Drucke alter Notenausgaben sowie Reproduktionen
von Ölgemälden und Gouachen zu sehen. Auch Turgenjews Beziehungen zur
Stadt Heidelberg, die er mehrmals besucht hat, werden beleuchtet.
Verknüpft mit der Ausstellung ist eine interdisziplinäre Konferenz
"Iwan Turgenjew und die europäische Musikkultur", die vom 31. Mai bis
2. Juni 2018 im Internationalen Wissenschaftsforum Heidelberg
stattfindet. Zum Rahmenprogramm dieser Veranstaltung gehören zwei
Konzerte, die am 31. Mai sowie am 2. Juni stattfinden. Eine
begleitende Filmreihe ist vom 7. Mai an im Karlstorkino - Medienforum
Heidelberg zu sehen.

Zur Eröffnung der Ausstellung "Turgenjew und die Musik" am 26. April
sprechen Prof. Dr. Dorothea Redepenning vom Musikwissenschaftlichen
Seminar der Ruperto Carola sowie der Rektoratsbeauftragte für das
Universitätsmuseum, Prof. Dr. Matthias Untermann. Eine Einführung
geben die Studierenden Olesya Davydenko, Lisa Konnerth, Larissa
Schwager sowie Stefan Ritter. Für die musikalische Umrahmung sorgen
Larissa Wäspy (Sopran) und Ira Maria Witoschynskyj (Klavier). Die
Eröffnungsveranstaltung findet im Hörsaal des Musikwissenschaftlichen
Seminars, Augustinergasse 7, statt und beginnt um 18.30 Uhr.

Die Ausstellung wird vom 27. April bis 20. Oktober 2018 im
Universitätsmuseum, Grabengasse 1, gezeigt. Öffnungszeiten: Dienstag
bis Sonntag von 10 bis 18 Uhr.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-heidelberg.de/einrichtungen/museen/universitaetsmuseum.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, Marietta Fuhrmann-Koch, 20.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4041: Hannover - Benno Fürmann liest "Brokeback Mountain", Schauspielhaus 05.05.2018


Schauspiel Hannover

Benno Fürmann liest: Brokeback Mountain

Kurzgeschichte von Pulitzer-Preisträgerin Annie Proulx und verfilmt von Ang Lee

05.05.2018, 19:30, SCHAUSPIELHAUS



Die raubeinigen Naturburschen Jack und Ennis werden auf Brokeback
Mountain als Schafhirten engagiert, und dort, in der Einsamkeit der
Berge im Westen Amerikas, geschieht etwas, das gegen alle Regeln und
Moralvorstellungen verstößt: Die beiden jungen Männer verlieben sich
ineinander ...

In den insgesamt elf Geschichten ihres Weltbestsellers zeichnet Annie
Proulx ein unvergessliches Bild ihrer Wahlheimat Wyoming. Alte
Viehzüchterlegenden vermischen sich mit modernen Lebensläufen, die
unerbittliche Landschaft prägt die Menschen, die dort leben. Und diese
Geschichten über alte Farmer, findige Unternehmer, Viehtreiber,
Rodeoreiter und Barfrauen erzählen immer auch von gescheiterten
Existenzen, unerfüllten Sehnsüchten und irregeleiteter Liebe. Benno
Fürmann nimmt die Zuhörerschaft mit in diese karge Landschaft und das
raue Leben und liest diese tragische Liebesgeschichte, die einfach
nicht gut enden kann, mit unglaublicher Intensität.

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Mai 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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VORTRAG/8330: Oldenburg - Digitalisierung in kleineren und mittleren Unternehmen, Schlaues Haus 26.04.


Schlaues Haus Oldenburg

Vortrag - Do., 26.04.2018, 19:30 - 21:00 Uhr

Digitalisierung in KMU und im Handwerk

Rainer Holtz, Bereichsleiter Entwicklung und Technologietransfer,
Bundestechnologiezentrum für Elektro- und Informationstechnik e. V.



In diesem Vortrag werden die Chancen und Risiken der Digitalisierung
im Handwerk und in kleineren und mittleren Unternehmen (KMUs)
behandelt. Ein besonderer Schwerpunkt liegt dabei auf den Einsatz
neuerer Technologien. Dies sind beispielsweise Anwendungen im
Zusammenhang mit mobilen Endgeräten im betrieblichen Einsatz. Ergänzt
wird dies durch Beispiele auf der Praxis im Bereich der Visualisierung
per virtueller Realität und erweiterter Realität. Der Einsatz von
Datenbrillen hat Einzug gehalten in die Bereiche Kundenberatung und
Service. Zudem werden auch die wesentlichen Eckpunkte der
IT-Sicherheit im Zusammenhang mit der Nutzung von mobilen Endgeräten
im betrieblichen Umfeld angesprochen.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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VORTRAG/8329: Heidelberg - Akademische Mittagspause. 56 Reisen in den Kosmos Leben, 23.04.-13.07.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Heidelberg

Akademische Mittagspause: 56 Reisen in den Kosmos Leben

Kurzvorträge in der Peterskirche bieten Einblicke in die lebenswissenschaftliche Forschung



"Von Anstandsdame bis Zebrafisch": Die Fakultät für Biowissenschaften
der Universität Heidelberg veranstaltet in diesem Sommersemester die
Akademische Mittagspause und lädt zu "56 Reisen in den Kosmos Leben"
ein. Vom 23. April bis zum 13. Juli 2018 bieten Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler der Fakultät sowie weiterer
Forschungseinrichtungen in täglichen Kurzvorträgen Einblicke in die
lebenswissenschaftliche Forschung am Standort Heidelberg. Das Spektrum
der Themen reicht vom Alzheimer-Schlüsselprotein APP über Cannabis,
Glutenunverträglichkeit und Malariaparasiten bis zur molekularen
Evolution des Menschen und der Frage, was sich hinter der CRISPR-
Genschere verbirgt. Die jeweils halbstündigen Veranstaltungen finden
montags bis freitags (außer feiertags) von 13.00 Uhr bis 13.30 Uhr in
der Heidelberger Peterskirche, Plöck 70, statt.

Die Biowissenschaften haben seit der zweiten Hälfte des vergangenen
Jahrhunderts eine starke Wandlung erfahren: Widmeten sie sich zunächst
der Erfassung und Beschreibung von Tieren, Pflanzen und Mikroben, geht
es heute vor allem darum, die Prozesse, die vom Einzeller bis zum
Menschen "Leben" ermöglichen, mit höchster Auflösung und Genauigkeit
zu verstehen. Die Biowissenschaften und alle weiteren Disziplinen, die
sich rund um diese Thematik gruppieren, werden zusammenfassend als
Lebenswissenschaften bezeichnet. Erkenntnisgewinn in der
lebenswissenschaftlichen Grundlagenforschung ermöglicht oft auch neue
Einblicke in menschliche Gesundheit und Krankheit oder zeigt die
Auswirkungen menschlichen Handelns auf andere Lebewesen.

Die "Akademische Mittagspause" ist eine Veranstaltungsreihe der
Universität Heidelberg mit dem Ziel, wissenschaftliche Inhalte
greifbar und auch für ein fachfremdes Publikum verständlich zu machen.
Erstmals fand sie 2011 als Teil des Jubiläumsprogramms zum
625-jährigen Bestehen der Ruperto Carola statt. Im Mittelpunkt standen
Themen der Astronomie. Seitdem bieten jedes Sommersemester
Einrichtungen der Universität mit unterhaltsamen und
leichtverständlichen Kurzvorträgen Einblicke in ihre Forschung.

Die aktuelle Reihe mit dem Titel "Von Anstandsdame bis Zebrafisch - 56
Reisen in den Kosmos Leben" startet am Montag (23. April) mit dem
Vortrag "Da machen Fische große Augen". Referent ist Prof. Dr. Joachim
Wittbrodt vom Centre for Organismal Studies der Universität
Heidelberg. Die folgenden vier Veranstaltungen der ersten Woche
beschäftigen sich mit Pflanzen, Ernährung und Gesundheit (Dienstag),
mit Arsen als Gift und Medikament (Mittwoch), mit ausgefeilten
Überlebensstrategien von Parasiten (Donnerstag) sowie der dunklen
Materie des Genoms, der nicht-codierenden RNA (Freitag).

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-heidelberg.de/termine/mittagspause

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, Marietta Fuhrmann-Koch, 20.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/051: Welttag des Buches - Entführung in fremde Welten (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 23. April 2018

Welttag des Buches: Entführung in fremde Welten

Lesen schafft Zugang zur Gesellschaft und ermöglicht damit Teilhabe



Berlin, den 23.04.2018. Heute ist Welttag des Buches. Literatur ist eine
starke Kraft. Bücher öffnen neue Welten und entführen in fremde Welten.
Sprache und Literatur sind ein wichtiger Schlüssel zur Welterkundung.

Die Initiative kulturelle Integration, die vom Deutschen Kulturrat, vom
Bundesministerium des Innern, vom Bundesministerium für Arbeit und
Soziales, von der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien
und von der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und
Integration gegründet wurde, hat in ihrer 12. These formuliert: "Deutsche
Sprache ist der Schlüssel zur Teilhabe. Unsere gemeinsame deutsche Sprache
ist der Schlüssel zur Teilhabe aller in Deutschland lebender Menschen am
gesellschaftlichen Leben. Sie ist das unverzichtbare Mittel zu
gleichberechtigter Kommunikation und damit Grundvoraussetzung für
Integration und gesellschaftlichen Zusammenhalt. Sprache ist aber nicht nur
Kommunikationsmittel, sie ist zugleich Kulturgut, das in Dichtung und
Literatur ihren Ausdruck findet und den Zugang zu Kultur und Gesellschaft
ermöglicht."

Der Moderator der Initiative kulturelle Integration und Geschäftsführer des
Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte: "Lesen schafft Zugang zur
Gesellschaft und ermöglicht damit Teilhabe. Lesen können, heißt verstehen
können. Die Sprachvermittlung ist darum zentral, um Integration zu
ermöglichen. Viele Institutionen und Ehrenamtliche engagieren sich hier.
Bibliotheken und andere Kulturmittler verführen mit ihren Angeboten in
literarische Welten und öffnen damit neue Horizonte. Bücher gehören zu den
wichtigsten Werkzeugen für Integration."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. April 2018

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin

Telefon: 030-226 05 28-0, Fax: 030-226 05 28-11

E-Mail: post@kulturrat.de

Internet: http://www.kulturrat.de
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PREIS/049: Deutscher Buchhandlungspreis 2018 - Was wäre die Welt ohne Bücher? (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 23. April 2018

Deutscher Buchhandlungspreis 2018

Grütters: Was wäre die Welt ohne Bücher?



Ab dem 23. April 2018 können sich Inhaberinnen und Inhaber unabhängiger
Buchhandlungen um den Deutschen Buchhandlungspreis 2018 bewerben. Erneut
stellt Kulturstaatsministerin Monika Grütters eine Million Euro für den
Preis zur Verfügung: "Am Welttag des Buches laden wir die unabhängigen
Buchhändlerinnen und Buchhändler in Deutschland dazu ein, sich am
Wettbewerb um den Deutschen Buchhandlungspreis zu beteiligen. Wir laden sie
ein, Flagge zu zeigen für das Buch als Kulturgut und für die
inhabergeführte Buchhandlung vor Ort. Denn was wäre die Welt ohne Bücher?
Mit diesem Preis will die Bundesregierung den wertvollen Beitrag sichtbar
machen, den Buchhändlerinnen und Buchhändler für die kulturelle Vielfalt
überall in Deutschland leisten - ob in der Großstadt oder in den ländlichen
Regionen.", erklärte Grütters.

Die Staatsministerin betonte: "Statt die Bücher als bloße Ware auszulegen,
geben die Inhaberinnen und Inhaber jeden Tag direkt vor Ort in ihren
Buchhandlungen Raum für literarische Impulse, ganz persönlich und
leidenschaftlich - eben anders als anonyme Internetwerbung, die sich nur an
Verkaufszahlen orientiert. Mit kulturellen Rahmenprogrammen samt Führungen
und Lesungen, einem ungewöhnlichen Sortiment oder spannenden
Literaturnächten ermöglicht die Vor-Ort-Buchhandlung so regelmäßig den
Austausch von Angesicht zu Angesicht und avanciert vielerorts zum beliebten
Kulturort."

Mit dem Deutschen Buchhandlungspreis würdigt der Bund seit 2015
Buchhändlerinnen und Buchhändler, die sich in besonderer Weise um das
Kulturgut Buch verdient gemacht haben. Dies kann zum Beispiel
ein breitgefächertes literarisches Sortiment kleinerer und unabhängiger
Verlage sein, ein ungewöhnliches Geschäftsmodell oder die spezielle Lese-
und Literaturförderung von Kindern und Jugendlichen. Unabhängige und
inhabergeführte Buchhandlungen können sich bis zum 15. Juni 2018 über
die Website www.deutscher-buchhandlungspreis.de bewerben.

Die Gewinner erwartet in drei Kategorien ein Gütesiegel verbunden mit einem
Preisgeld in Höhe von jeweils 25.000 Euro, 15.000 Euro oder 7.000 Euro.
Die Preisträger werden der Staatsministerin für Kultur und Medien von einer
unabhängigen Jury vorgeschlagen. Ihr gehören Schriftstellerinnen und
Schriftsteller, unabhängige Literaturexperten, Vertreterinnen und Vertreter
aus dem Verlagswesen, der Medien sowie der Kurt-Wolff-Stiftung und des
Börsenvereins des Deutschen Buchhandels e. V. an. Letztere beiden sind
Partner des Deutschen Buchhandlungspreises.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. April 2018

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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TREFF/597: Lippstadt - Erinnerung an die Bücherverbrennung 1933 am 9.5.2018


Erinnerung an die Bücherverbrennung 1933

"Vertrieben - Verbrannt" - Leseveranstaltung



Lippstadt. Es hat Jahre gedauert, bis das Bewusstsein gewachsen ist
für die Kulturschande der Bücherverbrennung 1933 und deren Auswirkung
auf das geistige Leben bis heute.

Inzwischen ist der 10. Mai ein offizieller Erinnerungstag geworden, zu
dem auch der Lippstädter Kunst-und Vortragsring seinen jährlichen
Beitrag unter der Überschrift: "Vertrieben - Verbrannt" anbietet.
Dabei soll nicht nur auf die Prominenz von Literatur und Wissenschaft
hingewiesen werden. Auch inzwischen zu Unrecht Vergessene sollen in
den Blick rücken.

Carmen Harms, Franziska Weyer und Renate Ziebecker werden dazu
heiter-emotionale wie gedankenvolle Beiträge vorstellen. Die
Veranstaltung, moderiert von Alfred Kornemann, ist am Mittwoch, 9. Mai
um 17 Uhr in den Räumen der Galerie im Rathaus.

Termin: Mittwoch, 9. Mai 2018, 17 Uhr

Ort: Galerie im Rathaus

Eintritt frei

Veranstalter: Kunst- und Vortragsring Lippstadt

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH,

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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STANDPUNKT/175: Friedenszeichen - Mit 60 immer noch modern und höchst aktuell (ZivilCourage)


ZivilCourage Nr. 2 / 2018

Das Magazin für Pazifismus und Antimilitarismus der DFG-VK

Mit 60 immer noch modern und höchst aktuell

Vom Symbol für atomare Abrüstung zum weltweiten Friedenszeichen

Von Thomas Carl Schwoerer



Fast jeder kennt das Logo der Kriegsgegner, das die Hippies der
sechziger Jahre popularisierten: Das Peace-Zeichen wird am 21. Februar
sechzig Jahre alt. Dieses weltweit bekannte Friedenszeichen ist
positiv besetzt als weltanschaulich und religiös offenes Symbol für
Humanität, Versöhnung, Gewaltverzicht und das Recht auf
Kriegsdienstverweigerung. Am 21. Februar legen die DFG-VK und andere
Friedensgruppen 200 Blumen vor den Stufen des Stuttgarter Rathauses zu
einem Peace-Zeichen und verteilen sie anschließend an die Passanten.

Es war der Philosoph Bertrand Russell als Anführer der britischen
Kampagne für nukleare Abrüstung (Campaign for Nuclear Disarmament,
kurz CND), der den Auftrag erteilte, ein Erkennungszeichen für den
allerersten Ostermarsch zu entwickeln. Am 21. Februar 1958 hat der
Pazifist und Designer Gerald Holtom, Absolvent des Londoner Royal
College of Arts, der während des Zweiten Weltkriegs den Kriegsdienst
aus Gewissensgründen verweigert hatte, den Entwurf vorgelegt. Gut
einen Monat später zogen Atomwaffengegner zu Tausenden vom Trafalgar
Square im Herzen Londons zum Atomforschungszentrum in Aldermaston, wo
Großbritanniens Atomwaffen entwickelt wurden.

Holtom kombinierte die beiden Buchstaben N und D (für Nuclear
Disarmament) aus dem internationalen Flaggenalphabet, dem
Winkeralphabet zur Kommunikation auf See und zur
Nachrichtenübermittlung zwischen Schiffen und Land. Das
Peace-Zeichen steht also auch für atomare Abrüstung.

Heute dient es der Aufforderung an die Bundesregierung, wie zwei
Drittel der UN-Staaten dem internationalen Verbot von Atomwaffen
beizutreten und sich dafür einzusetzen, dass die Atomwaffen aus Büchel
abgezogen und kleinere Atomwaffen nicht produziert werden, die den
Krieg wahrscheinlicher machen.

Gerald Holtom hat nach eigener Auskunft zugleich das Bild eines
verzweifelten Menschen gezeichnet. Die Hände dieses Unglücklichen
zeigen nach außen und unten, wie umgekehrt bei Goyas Bauer, der in dem
berühmten Bild "Die Erschießung der Aufständischen" vor dem
Erschießungskommando steht. Der Kreis um das Zeichen steht bildhaft
für den Erdball. Manchen gilt das Symbol als die griechische
Schreibweise für Christus - eine Zusammensetzung aus X (Chi) und P
(Rho).

Ende der fünfziger Jahre wuchs die kleine Schar von Atomwaffengegnern
in Windeseile zu einer Massenbewegung an - in Deutschland fanden sie
sich in der Kampagne "Kampf dem Atomtod" zusammen -, und ihr Symbol
verbreitete sich rasant weltweit. Holtom trug dadurch dazu bei, dass
er sich seine Erfindung nie urheberrechtlich schützen ließ, da es als
Symbol für Frieden frei sein müsse für alle. Zunächst übernahm die
amerikanische Bürgerrechtsbewegung um Martin Luther King Jr., selbst
eine Ikone des gewaltfreien Widerstands, das Peace-Zeichen.

Dann wurde es zum Symbol des Protests gegen den Vietnam-Krieg,
kriegsmüde Vietnam-Soldaten pinselten sich das Zeichen auf den Helm.
Woodstock-Fans schmückten ihre VW-Busse damit, und Gegner des Kalten
Kriegs in Prag und Berlin malten es an die Häuserwände. Repressiven
Staaten war es ein Dorn im Auge: Das Apartheid-Regime in Südafrika
versuchte es zu unterdrücken.

Die Wirkung des Peace-Zeichens wurde später verwässert durch Kommerz
und Kitsch: Modefirmen behängten ihre Models damit. Für Popstars ist
es zu einem coolen Accessoire geworden. Ein bekannter Online-Händler
bietet 1 solcher Schmuck- und Kleidungsartikel an.

In den achtziger Jahren fand es bei de Großdemonstrationen gegen die
atomare Nachrüstung Verbreitung und erlebte mit Beginn des Irak-Kriegs
im März 2003 eine ungeahnte Renaissance: Weltweit formten Menschen auf
Freiflächen und Plätzen menschliche Peace-Zeichen, Demonstranten
trugen bedruckte T-Shirts oder steckten sich "Peace"-Pins als Protest
gegen den Krieg an ihre Kleidung.

Bald wird es wieder auf den alljährlichen Ostermärschen verwendet.
Auch das Logo der internationalen Kampagne zur Abschaffung aller
Atomwaffen Ican enthält das Peace-Zeichen und eine zerbrochene
Atomrakete. Ican und ihre 470 weltweiten Partnerorganisationen,
darunter die DFG-VK, wurden für ihren Einsatz für ein weltweites
Atomwaffenverbot am 10. Dezember mit dem Friedensnobelpreis
ausgezeichnet.



Thomas Carl Schwoerer ist Mitglied im BundessprecherInnenkreis der
DFG-VK. Der Beitrag erschien zuerst im Feuilleton einer renommierten
Tageszeitung.

 * 

Quelle:

ZivilCourage Nr. 2 / 2018, S. 19

Das Magazin für Pazifismus und Antimilitarismus der DFG-VK

Herausgeberin: Deutsche Friedensgesellschaft -

Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen e.V. (DFG-VK)
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Redaktion: ZivilCourage, Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 51 89 26 20, Telefax: 03212 - 102 82 55

E-Mail: zc@dfg-vk.de

Internet: www.zc-online.de

 

Erscheinungsweise: fünf Mal jährlich

Jahres-Abonnement: 14,00 Euro inklusive Porto

Einzelheft: 2,30 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





APPELL/114: An Bundespolizei, sich nicht an Abschiebeflügen zu beteiligen (Grundrechtekomitee)


Komitee für Grundrechte und Demokratie

Pressemitteilung vom 23. April 2018

Menschenrechtsorganisationen appellieren an die Bundespolizei, sich
nicht an Abschiebeflügen zu beteiligen



Anlässlich des angekündigten nächsten Abschiebefluges nach Afghanistan
morgen, am Dienstag, 24. April wenden sich Menschenrechtsorganisationen und
Flüchtlingsräte mit einem Appell an die Beamtinnen und Beamten der
Bundespolizei, sich nicht an derartigen Abschiebeflügen zu beteiligen. Laut
aktueller Medienberichte sind immer weniger Beamtinnen und Beamte der
Bundespolizei bereit, Abschiebeflüge zu begleiten.

"Wir halten die Entscheidung all derjenigen für richtig, die sich zu diesem
Schritt entschließen und nicht daran teilnehmen, Menschen gegen ihren
Willen aus Deutschland fortzuschaffen, allzu oft sogar unter Androhung und
Anwendung physischen Zwangs", begründet Britta Rabe vom Komitee für
Grundrechte und Demokratie den Schritt, "besonders die Abschiebungen in das
Kriegsgebiet Afghanistan sind aufgrund der dortigen Gefahrenlage durch
nichts zu rechtfertigen. Sie sind menschenrechtswidrig. Wer kann es vor
sich selbst verantworten, Menschen dorthin auszuliefern - selbst wenn sie
eines Vergehens beschuldigt werden?"

Die Teilnahme an Abschiebungen als "Personenbegleiter Luft" ist für
Beamtinnen und Beamte der Bundespolizei freiwillig. Sie können demnach frei
entscheiden, ob sie sich für derartige Aufgaben zur Verfügung stellen.

Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V.

Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt e.V. 

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. 

Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen e.V.

 * 

Der Appell im Wortlaut:

Appell an die Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei: Beteiligen Sie
sich nicht an Abschiebungen!



Laut mehrerer Medienberichte der vergangenen Monate sind immer weniger
Beamtinnen und Beamte der Bundespolizei bereit, Abschiebeflüge zu begleiten
und durchzuführen. Wir halten die Entscheidung all derjenigen für richtig,
die sich zu diesem Schritt entschließen und sich nicht daran beteiligen,
Menschen gegen ihren Willen aus Deutschland fortzuschaffen, allzuoft sogar
unter Androhung und Anwendung physischen Zwangs.

Seit längerem stehen besonders die Deportationen (der international
gebräuchliche Begriff) in das Kriegsgebiet Afghanistan aufgrund der
dortigen Gefahrenlage stark in der öffentlichen Kritik. Wer kann es vor
sich selbst verantworten, Menschen dorthin auszuliefern - selbst wenn sie
eines Vergehens beschuldigt werden?

Doch nicht nur Abschiebungen in offensichtliche Kriegsgebiete, sondern
jegliche Abschiebung, sei es in den Balkan, nach Pakistan oder in
afrikanische Staaten, hat für die betroffenen Menschen stets massive
Folgen: Sie werden gezwungen, in ein Land zurückzukehren, das sie oftmals
unter größter Lebensgefahr verlassen haben, weil sie dort aus verschiedenen
Gründen keine Perspektive für ein Überleben mehr sehen: Sie fliehen aus
Armut und Not, vor Gewalt und Verfolgung, sie verlassen kriegerisch und
klimatisch verwüstete Regionen, die Zerstörungszonen neoliberaler
Globalisierung auf der Suche nach Sicherheit und Perspektive für sich und
ihre Familien.

Zwei Beispiele aus den vergangenen Monaten:

Im Februar 2018 wurde in Hessen ein 12-jähriger Junge allein nach
Mazedonien abgeschoben und von seiner sorgeberechtigten Großmutter
getrennt. In Mazedonien fehlt ihm jegliche, einem jungen Menschen
angemessene und notwendige Unterstützung.

Doch nicht immer sind voreilige, vom behördlichen Abschiebungseifer
getriebene Entscheidungen so offensichtlich rechtswidrig wie in dem
genannten Fall.

Ein afghanischer Mann musste erst auf Gerichtsbeschluss aus Kabul
zurückgeholt werden, wohin er im Oktober 2017 rechtswidrig abgeschoben
worden war: Das BAMF hatte einen laufenden Eilantrag gegen die Abschiebung
ignoriert und so leichtfertig mit dem Leben eines Menschen gespielt.

Durch Abschiebungen werden Menschen vielfach aus einem Leben gerissen, das
sie sich oft über lange Jahre in Deutschland neu aufgebaut haben, selbst
engste Verwandtschaftsbeziehungen werden dadurch getrennt. Regelmäßig
werden Menschen widerrechtlich abgeschoben. Von Abschiebung bedrohte
Menschen leben in höchster Angst und geraten in existenzielle Not und
Verzweiflung, denn ihre Lebensperspektiven und Hoffnungen werden zerstört.
Oft verletzen sie sich selbst oder versuchen, sich das Leben zu nehmen. So
zeitigt die deutsche Flüchtlingspolitik nicht selten tödliche Folgen, die
Zahl der Selbsttötungen ist bundesweit aktuell steigend.

Deshalb appellieren wir eindringlich an Sie:

Seien Sie nicht willige Vollstrecker einer gnadenlosen
Abschiebemaschinerie! Als Beamtinnen und Beamte der Bundespolizei wird von
Ihnen erwartet, die Konsequenzen einer menschenrechtlich verfehlten und
repressiven Asylpolitik umzusetzen. Die Teilnahme an Abschiebungen als
"Personenbegleiter Luft" ist für Beamtinnen und Beamte der Bundespolizei
freiwillig. Jeder und jede kann demnach frei entscheiden, ob er oder sie
sich für diese menschlich bittere und belastende Aufgabe zur Verfügung
stellt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. April 2018

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de
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VORTRAG/168: Kassel - "Wohnen im Alter - rechtzeitig planen und umsetzen" am 8.5.


Wohnen im Alter - rechtzeitig planen und umsetzen

Vortragsveranstaltung für Senioren



"Wohnen im Alter - rechtzeitig planen und umsetzen" ist das Thema
einer Vortragsveranstaltung für Seniorinnen und Senioren. Die
Veranstaltung mit Gisela Degenhardt von der Wohnraumberatung des
Caritasverbandes Kassel e.V. findet am Dienstag, 8. Mai, 10 Uhr, im
Kolpinghaus, Die Freiheit 2, im Rahmen des städtischen
Seniorenprogramms statt. Um Anmeldung ab Freitag, 20. April, unter der
Telefonnummer 787-5100 (montags und freitags von 9.30 bis 12 Uhr),
787-5024 (sonstige Zeiten) oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. April 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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LESUNG/6045: Kassel - Horst Eckert liest aus "Der Preis des Todes" am 3. Mai 2018


Lesung "Der Preis des Todes" am 3. Mai



"Der Preis des Todes" - Horst Eckert liest am Donnerstag, 3. Mai,
19.30 Uhr, aus seinem neuen Thriller in der Stadtbibliothek im
Victoriahaus, Obere Königsstraße 3.

Eine Fernsehjournalistin auf der Suche nach der Wahrheit. Ein
Politiker am Rand des Abgrunds. Ein todkranker Kommissar, der nur für
seinen letzten Fall lebt. Als Christian Wagner erhängt in seiner
Berliner Wohnung aufgefunden wird, glaubt Sarah Wolf nicht an
Selbstmord. Die Moderatorin einer politischen TV-Talkshow hatte eine
Beziehung mit dem Bundestagsabgeordneten, der gerade von einem
Boulevard-Blatt als Lobbyist des Krankenhausbetreibers Samax AG
hingestellt wurde - eine Katastrophe für Christians Karriere. Bei
ihren Nachforschungen stößt sie in seinen Unterlagen auf einen Bericht
über ein Flüchtlingslager in Kenia. Und muss sich fragen, wie gut sie
den Mann kannte, den sie zu lieben glaubte.

Unterdessen wird an einem See bei Düsseldorf eine Frauenleiche
gefunden. Kommissar Paul Sellin findet heraus, dass Johanna Kling kurz
vor ihrem Tod mit Christian Wagner in Kontakt stand. Was hatte die
28-jährige Menschenrechtsaktivistin mit dem Politiker aus Berlin zu
schaffen? Sellin muss den Mord aufklären, koste es was es wolle. Denn
er ist schwer krank, und dieser Fall könnte sein letzter sein...

Horst Eckert, 1959 in Weiden/Oberpfalz geboren, lebt seit 26 Jahren in
Düsseldorf. Er studierte Politische Wissenschaft und arbeitete
fünfzehn Jahre als Fernsehjournalist. Seine Romane gelten als "im
besten Sinne komplexe Polizeithriller, die man nicht nur als
spannenden Kriminalstoff lesen kann, sondern auch als einen Kommentar
zurzeit" (Deutschlandfunk). Sie sind in mehrere Sprachen übersetzt
sowie preisgekrönt (u.a. Friedrich-Glauser-Preis für "Die
Zwillingsfalle").

Der Eintritt beträgt vier Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 19. April 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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LESUNG/6044: Norden - Klaus-Peter Wolf liest aus "Ostfriesenfluch" am 14. Mai 2018


Klaus-Peter Wolf liest aus seinem Bestseller "Ostfriesenfluch"

Montag, 14. Mai um 19.30 Uhr in der KVHS



Für alle, die keine Karten der Premierenlesung mit Klaus Peter Wolf
ergattern konnten, gibt es im Mai eine weitere Gelegenheit den Autoren
live in Norden zu erleben: Am Montag, den 14. Mai um 19:30 Uhr liest
der Norder Autor Klaus-Peter Wolf aus seinem neuen Bestseller in der
KVHS Norden.

Spannend, raffiniert und tief verwurzelt in der ostfriesischen
Landschaft begeistert der neue Kriminalroman von Bestsellerautor Wolf
die Leser. In "Ostfriesenfluch" zeichnet er das Psychogramm einer
verwundeten Seele und liefert damit deinen spannenden Thriller ab.

Die Veranstaltung ist eine Kooperation von Stadtbibliothek Norden,
KVHS Norden und der Buchhandlung Lesezeichen, Neuer Weg.
Veranstaltungsort ist das Forum der KVHS Norden, Uffenstraße 1.

Die Karten sind zum Preis von 15 Euro bei der KVHS Norden unter
Telefon 04931/ 9242100 und bei der Buchhandlung Lesezeichen, Neuer
Weg, Telefon 04931/ 9567993, erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. April 2018

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel.: 04931/923-0, Fax: 04931/923-456

Internet: www.norden.de
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AUSSICHTEN/8255: Und morgen, den 24. April 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 24.04.2018 bis zum 25.04.2018 +++






[image: Jean-Luc 8255 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Grauverzahnte Morgenstunden,

etwas Regen hier und da

und Jean-Luc zieht seine Runden

durch die Pfützen, das ist klar.
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MELDUNG/104: Anti-Kriegsproteste im Zentrum von Athen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Athen vom 21. April 2018

Anti-Kriegsproteste im Zentrum von Athen



Am Dienstag Abend hat der griechische Oberste Gerichtshof beschlossen,
die geografischen Beschränkungen von den Inseln zum Festland für
Flüchtlinge, die nach dem Deal der EU mit der Türkei nach Griechenland
gekommen waren, aufzuheben. Griechischen Organisationen zufolge ist
das ein Meilenstein im Kampf, die Inseln für Flüchtlinge zu öffnen und
ihre Lebensbedingungen zu verbessern, während ihre Asylanträge geprüft
werden. Zur gleichen Zeit gab es am Nachmittag Anti-Kriegsproteste im
Zentrum von Athen auf dem Syntagma-Platz.

Mitglieder der Linken Front PAME marschierten auf die amerikanische
Botschaft zu und skandierten Parolen wie "Alle auf die Straße" und
"Griechenland raus aus den Neuen Imperialistischen Verbrechen". Der
Marsch war eine Antwort auf die neuen Bombardierungen von Syrien,
diesmal seitens der alliierten westlichen Mächte kamen.

Fast zeitgleich positionierten sich Aktivisten der Initiative "The
Invisibles" ("Die Unsichtbaren") von der internationalen Organisation
World without Wars and Violence [1] vor dem griechischen Parlament.
Sie forderten ein Ende des Krieges in Syrien, sichere Reiserouten für
die Flüchtlinge, ein Ende der Militarisierung der EU-Außengrenzen und
sie nannten die Zahl 517, die Anzahl der im Mittelmeer verlorenen
Menschenleben nur seit Beginn von 2018. Diese Zahl entspricht den
offiziellen Angaben der UNHCR (Hoher Flüchtlingskommissar der
Vereinten Nationen).


Anmerkung:


[1] http://www.worldwithoutwars.org/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com
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PARTEIEN/355: Theresa May - das eine, was sie will ... (SB)


Theresa May - das eine, was sie will ...



Rund sechs Wochen lang hat die britische Premierministerin Theresa May
eine Art Auszeit von der Brexit-Krise gehabt. Der dubiose Giftanschlag
auf den russischen Doppelagenten Sergej Skripal und seine Tochter in
Salisbury am 4. März und der angebliche C-Waffeneinsatz der Syrischen
Arabischen Armee (SAA) in Ghouta am 7. April boten der Tory-Chefin die
ideale Gelegenheit, sich als unerschrockene Verteidigerin westlicher
Zivilisationswerte gegen das Böse - in dieser fadenscheinigen
Moralität repräsentiert durch die vermeintlichen Schurken Wladimir
Putin und Baschar Al Assad - aufzuspielen. Dies tat sie dann auch mit
dem Schwert in der Hand - gemeint sind die Luftangriffe auf syrische
Militärinstallationen bei Homs und ein Pharmalabor bei Damaskus am 13.
April - an der Seite Donald Trumps und Emmanuel Macrons, während die
restlichen Regierungschefs der EU als Chor der Jasager diplomatische
Schützenhilfe leisteten.

Doch inzwischen hat der Brexit-Schlamassel die glücklose May, deren
Minderheitsregierung in London zum Überleben auf die Unterstützung der
zehn Abgeordneten der protestantisch-nordirischen Democratic Unionist
Party (DUP) angewiesen ist, wieder eingeholt. In der letzten Woche
mußte May zwei schwere Niederlagen hinnehmen, die den von ihr
angepeilten reibungslosen Austritt des Vereinigten Königreichs nicht
nur aus der EU, sondern auch aus Binnenmarkt und Zollunion schwer bis
unmöglich machen. Zum einen hat am 18. April das House of Lords, das
Oberhaus des britischen Parlaments, bei einer Teilabstimmung über das
EU-Austrittsgesetz für den Verbleib in der Zollunion votiert. Unter
den 24 Konservativen, die gegen die eigene Regierung und für den
oppositionellen Antrag votierten, befanden sich die Parteigranden Lord
Patten, einst Gouverneur von Hongkong sowie EU-Kommissar, und Lord
Heseltine, der unter Margaret Thatcher Verteidigungsminister und unter
John Major Handels- und Vizepremierminister gewesen ist. Am 19. April
haben die EU-Unterhändler die Vorschläge Londons bezüglich der
hochumstrittenen Frage der künftigen Kontrollen und der Grenze
zwischen Nordirland und der Republik Irland für "vollkommen
unrealistisch" und damit für inakzeptabel erklärt.

Das Urteil der EU-Vertreter überrascht deshalb nicht, weil die
Vorstellungen der britischen Regierung absolut widersprüchlich sind.
Die Brexiteers wollen Zollunion und Binnenmarkt verlassen - damit
London künftig eigene Handelsverträge mit Drittstaaten abschließen
kann -, gleichzeitig aber den bisherigen Zugang zum europäischen Markt
so weit wie möglich beibehalten. Bei aller Träumerei vom "Global
Britain" und einem Erstarken der Beziehungen Großbritanniens zu seinen
früheren Kolonien bestreitet das Vereinigte Königreich heute lediglich
neun Prozent seines Außenhandels mit den übrigen 52 Ländern des
Commonwealth; mit den anderen 27 EU-Staaten sind es dagegen 50
Prozent. Eine rasche Umkehr dieser Verhältnisse läßt sich nicht nur
aus politischen, sondern auch aus logistischen und geographischen
Gründen gar nicht verwirklichen.

Wegen des Streits in der Irland-Frage hatte May zuletzt gegenüber
Brüssel versprochen, keine feste Grenze auf der grünen Insel zu
errichten. Auch wenn die DUP deswegen Zeter und Mordio schreien
dürfte, sieht es so aus, als würde London die Einrichtung von
Grenzkontrollen an den Flug- und Seehäfen erwägen. Vor wenigen Tagen
gab es in Nordirland die erste amtliche Stellenanzeige für neue
Grenz- und Zollbeamten. Die Bekanntmachung hat deshalb für Aufregung
gesorgt, weil sich nur britische Bürger bewerben dürfen - obwohl das
Karfreitagsabkommen von 1998 allen Menschen in Nordirland das Recht
auf irische und britische Staatsbürgerschaft garantiert. Von der
aufschlußreichen Formulierung, daß die neuen Staatsbeamten für die
Grenz- und Zollkontrollen lediglich am internationalen Flughafen in
Belfast sowie an den größeren Häfen wie Larne - und nicht etwa an den
früheren Übergängen zur Republik Irland - stationiert werden sollen,
wurde weniger Notiz genommen.

Die Zusicherung Mays, daß es auch nach Brexit zu keinen
"ordnungspolitischen Divergenzen" zwischen Nord- und Südirland kommen
werde, hatten bei den britischen Industriekapitänen und den
ausländischen Investoren in Großbritannien - wie zum Beispiel den
großen japanischen Autofabrikanten - die Hoffnung geweckt, daß die
Einhaltung dieses Prinzips letztendlich zum Verbleib des gesamten
Vereinigten Königreichs in der Zollunion würde führen müssen.
Entsprechend erleichtert reagierten die britischen
Wirtschaftskommentatoren, als am vergangenen Wochenende berichtet
wurde - unter anderem im Guardian und in der Times of London -, daß
May nicht mehr am Austritt aus der Zollunion festhalte und endlich
entschlossen sei, den harten Brexiteers innerhalb des eigenen
Kabinetts wie Außenminister Boris Johnson, Handelsminister Michael
Gove und Handelsminister Liam Fox die Stirn zu bieten und
gegebenenfalls deren Rücktritte in Kauf zu nehmen.

Am 23. April hat Number 10 Downing Street jedoch die Richtigkeit
solcherlei Berichte kategorisch dementiert. May halte am Austritt aus
der Zollunion fest, hieß es. Kenneth Clarke, ehemaliger Finanzminister
und geistiger Kopf der Brexit-Gegner bei den konservativen
Hinterbänklern im Unterhaus, hat, wie er der BBC erklärte, angesichts
der unterschiedlichen Nachrichten über den Stand der Brexit-Diskussion
im Amt der Premierministerin eine "Panik unter den Apparatschiks"
ausgemacht.

Am 3. Mai finden Kommunalwahlen in England statt. Das katastrophale
Ergebnis, das den Tories vor Wochen prognostiziert wurde, dürfte sich
wegen der patriotischen Aufwallungen in Verbindung mit der
Skripal-Affäre und den Raketenangriffen auf Syrien nicht mit voller
Wucht bewahrheiten. Dennoch rückt das Ende der Regentschaft Theresa
Mays, die zwischen den EU-feindlichen Brexiteers im eigenen Kabinett
auf der einen Seite und der deutlichen Mehrheit im Unterhaus für den
Verbleib Großbritanniens in der Zollunion auf der anderen Seite
steckt, immer näher. Bleibt May bei ihrem Nein zur Zollunion, kommt es
früher als später zum Mißtrauensvotum im Parlament und zu Neuwahlen.
Legt sie sich mit dem Triumvirat Johnson-Fox-Gove an, bricht ein
Führungssstreit bei den Tories aus, was ebenfalls unweigerlich
Neuwahlen nach sich ziehen dürfte. Zu beneiden ist May in dieser
tragischen Situation nicht.

23. April 2018
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AUSSTELLUNG/9434: Bonn - Marina Abramovic-Retrospektive bis zum 12. August


Bundeskunsthalle zeigt Marina Abramovic-Retrospektive



BONN - Radikal, umstritten und bewundert zugleich: Marina Abramovic
ist international eine der meistdiskutierten Performance-Künstlerinnen. 
Eine umfassende Werk-Retrospektive bis in die Gegenwart
zeigt die Bundeskunsthalle, Friedrich-Ebert-Allee 4, von Freitag, 20.
April 2018, bis Sonntag, 12. August 2018, in der Ausstellung "The
Cleaner".

Abramovic setzt sich in ihrer Kunst mit grundlegenden
Existenzfragen auseinander. Ihre Arbeiten zeichnen sich dabei durch
die Betonung der Zeit und den Einsatz des eigenen Körpers aus. In der
Performance "Luminosity" saß die Künstlerin 1997 zum Beispiel 60
Minuten lang nackt und ohne Bodenkontakt balancierend auf einem
Fahrradsattel.

Erlebbar wird Abramovics Werk und ihre Auseinandersetzung mit den
Themen Erinnerung, Schmerz, Verlust und Vertrauen durch
Re-Performances und partizipative Arbeiten. Darüber hinaus werden
Filme, Fotografien, Malereien, Objekte, Installationen sowie
ausgesuchtes Archivmaterial gezeigt.

Weitere Informationen gibt es unter www.bundeskunsthalle.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 19. April 2018
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DAS BLÄTTCHEN/1786: Der Friedhof der Märzgefallenen


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 8 | 9. April 2018

Der Friedhof der Märzgefallenen

von Uwe Feilbach



Lange Zeit war er wenig beachtet worden, der Friedhof der Märzgefallenen
des Jahres 1848 im Berliner Volkspark Friedrichshain.

Am 22. März jenes Jahres wurden dort 255 Gefallene der Berliner
Barrikadenkämpfe vom 18. und 19. März beigesetzt. Später wurden auf diesem
Friedhof noch 29 Opfer der Revolution von 1918 bestattet. 1856 war der
Friedhof durch den Berliner Polizeipräsidenten von Hinkeldey geschlossen
und 1860 wieder eröffnet worden. Größere Veranstaltungen und
Kranzniederlegungen fanden gelegentlich aus Anlass von Jubiläen der
Revolutionskämpfe statt, wobei der Charakter dieser Gedenkveranstaltungen
und die Interpretation der Ereignisse von 1848 ganz von der politischen
Orientierung des jeweiligen Veranstalters abhingen. Im öffentlichen
Bewusstsein war diese Gedenkstätte nur sehr wenig präsent.

Im Jahr 2009 nahm der der SPD nahestehende Paul-Singer-Verein zusammen mit
dem Bezirksmuseum Friedrichshain-Kreuzberg und der Stiftung Historische
Kirch- und Friedhöfe in Berlin-Brandenburg die Gestaltung des Friedhofes zu
einer nationalen Gedenkstätte der Demokratiebewegung in Deutschland in
Angriff. 2011 wurde auf dem Friedhof eine sehr interessante und informative
Ausstellung zur Geschichte der Revolution von 1848 eingerichtet, die
zurzeit noch in einem Container untergebracht ist.

Von den aus dem 19. Jahrhundert stammenden Grabplatten sind nur noch wenige
erhalten. Die Grabstellen und ihre Zuordnung zu den betreffenden Personen
sind aber gut dokumentiert und durch ein Nummernsystem kenntlich gemacht.

Sehr aufschlussreich ist ein Blick auf die Liste mit Namen und Berufen der
beigesetzten Todesopfer der Märzkämpfe. Die überwiegende Mehrheit gehörte
dem Handwerkerstand an, gefolgt von Arbeitern ohne nähere Bezeichnung ihrer
Tätigkeit - also jenen Bevölkerungsgruppen, die im Zuge der
fortschreitenden Industrialisierung am stärksten von Arbeitslosigkeit und
Verelendung bedroht und betroffen waren. Unter den Toten befanden sich auch
einige Lehrlinge im Alter zwischen 15 und 19 Jahren und vier Knaben von 12,
13 und 14 Jahren sowie drei Studenten. Auch neun weibliche Namen sind auf
der Liste zu finden. Darunter sind sowohl Frauen von Handwerkern und
Arbeitern, als auch Arbeiterinnen und Dienstmägde. Nur eine sehr kleine
Minderheit der beigesetzten Kämpfer waren Beamte oder Angehörige
bürgerlicher Schichten.

Die Barrikadenkämpfer der Märztage des Jahres 1848, die, unzureichend
bewaffnet und organisiert, den Widerstand gegen das preußische Militär
wagten, hatten nicht die Absicht, die Monarchie zu stürzen. Noch am 13.
März richteten Vertreter der Arbeiterschaft auf einer Volksversammlung im
Berliner Tiergarten eine Petition an den "Allergnädigsten König und Herrn",
worin sie ihn um "schleunige Abhülfe der jetzigen großen Noth und
Arbeitslosigkeit aller Arbeiter und Sicherstellung ihrer Zukunft" baten.
"Wir werden nämlich", so hieß es weiter "von Kapitalisten und Wucherern
unterdrückt, die jetzt bestehenden Gesetze sind nicht imstande, uns vor
ihnen zu schützen." Gedrängt durch bittere Existenznot und ständig bedroht
von Hunger, Arbeits- und Obdachlosigkeit hatten diese Menschen nichts
Anderes im Sinn, als die königlich preußische Regierung an die
Verantwortung zu erinnern, die diese für das Wohl aller Schichten der
Bevölkerung trug. Doch mussten sie erkennen, dass der König sich in
allererster Linie den Interessen der Fürsten und des Adels verpflichtet
fühlte, die Nöte der arbeitenden Bevölkerung aber mit kalter Arroganz
ignorierte.

Von der Volksmenge, die sich vor dem Berliner Schloss versammelt hatte,
eigentlich um dem Monarchen für seine Reformversprechen zu danken, fühlte
sich dieser schließlich bedroht, und so kam es zu den verhängnisvollen
Schüssen aus den Gewehren der Soldaten, die, beabsichtigt oder nicht, das
Fass aufgestauten Zorns der sozial am meisten benachteiligten
Volksschichten zum Überlaufen brachten und die Barrikadenkämpfe der
folgenden zwei Tage auslösten. Dass der König nach Beendigung der Kämpfe
unter dem Druck der wütenden Volksmenge sich schließlich gezwungen sah, vor
den Leichen der gefallenen Barrikadenkämpfer die Mütze zu ziehen, konnten
die Revolutionäre nicht wirklich als Sieg für sich verbuchen. Bereits im
November 1848 wurde die Bürgerwehr entwaffnet, das Militär übernahm erneut
die Kontrolle, und die alte Ordnung war wieder hergestellt. Damit hatte in
Berlin die Gegenrevolution gesiegt. "Gegen Demokraten helfen nur Soldaten",
das war von nun an die Devise.

Nachdem die Revolution in den verschiedensten Teilen Deutschlands sowie in
Österreich in Form von Demonstrationen, Petitionen und Straßenkämpfen ihren
Ausdruck gefunden hatte, wurde schließlich auf Initiative 
bürgerlich-liberaler und demokratischer Kreise die Einberufung einer
Nationalversammlung beschlossen. Am 18. Mai 1848 trat dieses Gremium,
dessen Aufgabe darin bestehen sollte, die Verfassung für einen
einheitlichen deutschen Staat auf der Grundlage der Gleichberechtigung
aller Bürger vor dem Gesetz auszuarbeiten, in der Frankfurter Paulskirche
zusammen. Hinsichtlich der Zusammensetzung der Nationalversammlung zeigte
sich nun aber ein ganz anderes Bild als bei den Demonstrationen und
Barrikadenkämpfen. Die Mehrheit der Abgeordneten gehörte zum liberalen
Bildungsbürgertum. Bauern und Arbeiter waren nicht vertreten.

Im Mittelpunkt der Paulskirchendebatten über Menschen- und Bürgerrechte
standen Meinungs- und Versammlungsfreiheit, Rechtsgleichheit und Aufhebung
der Standesprivilegien sowie die Freiheit des Individuums. Dagegen war von
einer sozialen Verpflichtung des Privateigentums und vor allem einem Recht
auf Arbeit und soziale Sicherheit für unverschuldet in Armut geratene
Bürger [...] eines der dringenden Probleme zu jener Zeit [...] nicht die
Rede.

Die zeitweilige Solidarität zwischen Arbeiterschaft und Bürgertum zerbrach
sehr bald an den sozialen Interessengegensätzen. Das liberale Bürgertum
begann schließlich, die sozialrevolutionären Bestrebungen der verarmten
Volksschichten mehr zu fürchten als die autoritären Machtansprüche der
Könige und Fürsten, und darin bestand ein wichtiger Grund für das
letztliche Scheitern der Revolution, an die sich so große Hoffnungen für
ein einheitliches, demokratisches Deutschland geknüpft hatten.

Am 27. März 1849 verabschiedete die Nationalversammlung eine
Reichsverfassung. Ihr zufolge sollte Deutschland als Bundesstaat eine
konstitutionelle Monarchie mit einem erblichen Monarchen an der Spitze
werden. Am 29. März wählt die Frankfurter Nationalversammlung den
preußischen König zum "Kaiser der Deutschen". Als dem König von der
"Kaiserdeputation" das Ergebnis dieser Wahl überbracht wurde, hielt dieser
an dem Prinzip des "Gottesgnadentums" fest und lehnte ein aus
demokratischen Wahlen hervorgegangenes "Volkskaisertum" ab. Damit war auch
das Verfassungswerk der Paulskirche gescheitert.

Stattdessen schmiedete Bismarck, seit 1862 Ministerpräsident von Preußen,
den deutschen Einheitsstaat mit "Blut und Eisen" und bemühte sich mit einer
halbherzigen Sozialgesetzgebung vergeblich, die tiefgreifenden
Klassengegensätze zu überbrücken, die sich aus der fortschreitenden
Industrialisierung ergaben.

Bis zur Entstehung eines demokratischen Deutschlands war es noch ein sehr
weiter Weg. Die Verfassung der Weimarer Republik enthielt zwar alle
wesentlichen Punkte, die auch im Verfassungsentwurf der Paulskirche
enthalten waren, doch fehlte es an tatkräftigen und fähigen Demokraten, die
imstande gewesen wären, diese Verfassung mit Leben zu erfüllen.

Auch wenn die Revolution von 1848 scheiterte - das Jahr selbst kann als
Geburtsstunde demokratischer Parteien, wie wir sie heute kennen, angesehen
werden. Interessierte sollten es deshalb nicht versäumen, den Friedhof der
Märzgefallenen, diese historische Gedenkstätte, und die dazu gehörige
Ausstellung zu besuchen.

Friedhof der Märzgefallenen; Ernst-Zinna-Weg / Landsberger Allee, 10245
Berlin; geöffnet Donnerstag bis Dienstag 10-18 Uhr, mittwochs geschlossen;
weitere Informationen im Internet.

http://www.friedhof-der-maerzgefallenen.de/

 * 
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GLEICHHEIT/6623: Merkel-Macron-Gipfel - Wachsende Differenzen zwischen Deutschland und Frankreich


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Merkel-Macron-Gipfel: Wachsende Differenzen zwischen Deutschland und
Frankreich

Von Alex Lantier

21. April 2018



Am Donnerstag trafen sich der französische Präsident Emmanuel Macron und
Kanzlerin Angela Merkel in Berlin. Das Treffen bot eine Menge
Konfliktstoff: Eine knappe Woche zuvor war Syrien bombardiert worden, und
in wenigen Tagen steht beiden, Merkel und Macron, eine Reise in die USA
bevor.

Auf einer kurzen Pressekonferenz verteidigten beide entschieden den
grundlosen und illegalen Bombenangriff auf Syrien. Gleichzeitig betonten
sie, dass sie zusammen mit Großbritannien das Atomabkommen mit dem Iran
aufrechterhalten wollen.

Die Risse im Nato-Bündnis treten immer deutlicher hervor, und die
Kriegspolitik der einzelnen Länder verschärft ihre gegenseitigen
Rivalitäten. Die Unterstützung für das Iran-Abkommen durch Berlin und Paris
bringt sie einerseits in Konflikt mit der Trump-Regierung, die damit
gedroht hat, es aufzukündigen. Andererseits geraten die beiden 
EU-Führungsmächte auch untereinander in Konflikt. Merkel schwieg zu Macrons
Forderung nach einer neuen Finanzarchitektur für die Eurozone. Wie
berichtet wurde, sind Berlin und Paris über beides, sowohl die
Finanzpolitik als auch den Angriff auf Syrien vom 14. April, heftig
aneinandergeraten.

Merkel eröffnete den Schlagabtausch mit der Forderung nach einer starken 
EU-Armee. Sie schlug einen hektischen Ton an und verwies auf die zunehmende
Zahl von Nato-Kriegen rund um Europa. Sie erklärte, die "Neugestaltung
Europas" sei "mehr als nur das Friedensprojekt". Es "muss vielmehr auch ein
Projekt sein, das zeigt, dass wir [...] unsere Interessen nur gemeinsam
weltweit vertreten können". Merkel forderte eine "gemeinsame Außenpolitik"
und warnte: "Aber wir wissen angesichts der Kriege, die um uns herum
stattfinden [...], was auch unweit von Europa an Gefahren lauert."

Macron seinerseits erklärte, die "gemeinsame Souveränität" der europäischen
Länder sei in Gefahr. Er forderte das bevorstehende deutsch-französischen
Ministertreffen im Juni auf, sich mit der gemeinsamen Wirtschafts- und
Währungspolitik zu beschäftigen, wie auch mit gemeinsamen
Sicherheitsinitiativen in der Verteidigungs- und Außenpolitik innerhalb der
Europäischen Union.

Als sie gefragt wurde, welche Botschaft sie Trump in Bezug auf Syrien, den
Iran und den Welthandel überbringen würden, antwortete Merkel: "Wir haben
eine Zeit, in der es auch Differenzen gibt, und natürlich werden wir diese
Differenzen auch miteinander besprechen."

Macron seinerseits erklärte, er und Merkel würden "eine gemeinsame
Botschaft" an Trump übermitteln. Er betonte zwar die "Legitimität" des
Angriffs auf Syrien vom 14. April, bestand aber darauf, dass es notwendig
sei, das Atomabkommen mit dem Iran von 2015 zu respektieren. Außerdem
schlug er vor, Trumps Drohungen mit Zöllen für einen gemeinsamen Angriff
auf chinesische Stahl- und Aluminium-Exporte zu nutzen.

Zu dem Angriff auf Syrien erklärte Macron, Deutschland habe sich daran
nicht beteiligt, weil die deutsche Verfassung einen Angriff ohne Diskussion
im Parlament nicht zulasse. In einer offenkundig undemokratischen Äußerung
behauptete er, angesichts der Notwendigkeit einer schnellen und
überraschenden Aktion sei es nicht möglich gewesen, das Parlament zu dem
Angriff zu befragen. Das war gleichzeitig ein Seitenhieb auf
hunderttausende Menschen, die in den USA, Großbritannien und Frankreich
gegen den Bombenangriff protestiert hatten.

Auf die Frage nach den Reformen der Finanzstruktur der EU und der Eurozone
antworteten beide ausweichend. Ihre Äußerungen konnten jedoch nicht
verbergen, dass es wachsende Meinungsverschiedenheiten gibt, besonders
bezüglich der Vorschläge, die Macron im letzten Herbst gemacht hatte.

Damals hatte er in einer Rede an der Universität Sorbonne die deutsche
Regierung gedrängt, umfassende Änderungen bei der Finanzierung von
Rettungspaketen der Eurozone und in der Investitionspolitik zu akzeptieren.
Auf diese Fragen gingen weder Merkel noch Macron diesmal näher ein.

Im Vorfeld des Gipfels hatte die CDU-Generalsekretärin Macrons Forderungen
nach mehr öffentlichen Investitionen in die Wirtschaften der Eurozone
angegriffen. Annegret Kramp-Karrenbauer hatte deutlich gemacht, dass sie
das für keine gute Idee hält. Ihre abfälligen Bemerkungen wurden von den
französischen Medien als Zeichen dafür gewertet, dass Macrons Vorschläge
wohl eine Totgeburt sind. Merkels Äußerungen vom Mittwoch waren in diesem
Zusammenhang nur eine etwas abgeschwächte Version von Kramp-Karrenbauers
Ansichten.

Merkel bezog sich offensichtlich auf Macrons Forderung, eine europäische
Version des Internationalen Währungsfonds aufzubauen, um die
Bankenhilfsprogramme in der Eurozone zu überwachen, und erklärte: "Wolfgang
Schäuble hat zum Beispiel den Vorschlag gemacht, nicht mehr so stark vom
IWF abhängig zu sein wie in der Vergangenheit, sondern europäische
Kriseninstrumente wie den ESM in Zukunft stärker zu nutzen. Das heißt
nicht, gegen den IWF zu arbeiten." Sie warnte, die Eurozone sei "noch nicht
ausreichend krisenfest" und forderte eine "gemeinsame Verantwortung" bei
der Durchsetzung von Sparpaketen, die Spanien, Griechenland und Irland von
der EU auferlegt werden. Sie fügte hinzu, dass "schon der kleinste
Vorschlag zu Aufregung führen kann".

Macron antwortete: "Ich denke, es geht jetzt nicht darum, dass wir über das
eine oder über das andere Instrument sprechen, sondern es geht darum, dass
wir sicher sind, welches Ziel wir erreichen wollen, und dass wir ein
politisches Ziel haben." Macron forderte eine europäische Bankenunion und
eine Konvergenz der wirtschaftlichen Bedingungen in Europa mit denjenigen
in der stärkeren deutschen Wirtschaft. Macron warnte: "Keine Währungsunion
könnte überleben, wenn es nicht auch Konvergenzelemente gäbe. Wir müssen
und wollen daran arbeiten [...] um eine gute Solidarität in der
Währungsunion zu haben, das heißt, eine Konvergenz zwischen den
Mitgliedsstaaten, und dass wir die Mitgliedsstaaten bei dieser Konvergenz
begleiten."

Die aggressiven Kommentare sowohl von Macron als auch von Merkel
widerspiegeln den reaktionären Charakter der Regierungen auf beiden Seiten
des Rheins. Beide Politiker stehen an der Spitze der rechtesten
Regierungen, die es in diesen Ländern seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs
und seit dem Zusammenbruch der faschistischen Herrschaft 1945 gegeben hat.
Merkel drängt auf eine Remilitarisierung der deutschen Außenpolitik, und
Macron will die sozialen Zugeständnisse an die Arbeiterklasse in
Frankreich, die nach der Befreiung von der Nazi-Besatzung gemacht wurden,
rückgängig machen.

Die Äußerungen von Merkel und Macron auf der Pressekonferenz müssen als
Warnung verstanden werden: Die EU wird sich kein Jota von der verhassten
Politik von Militarismus und Austerität wegbewegen. Sie nimmt ungehindert
Kurs auf neue Kriege, die weit über den bisherigen im Nahen Osten
hinausgehen. Die soziale Unzufriedenheit nimmt in allen EU-Ländern zu. Vor
knapp zwei Jahren fand die Brexit-Abstimmung statt, und Großbritannien
beschloss, die EU zu verlassen. In Italien haben EU-feindliche Parteien die
jüngsten Wahlen gewonnen. Aber dennoch haben weder in Berlin noch in Paris
die Politiker irgendetwas daraus gelernt.

Die Konflikte zwischen den imperialistischen Nato-Mächten selbst nehmen zu.
Am deutlichsten wird dies bei der Opposition in Berlin und Paris gegen
Trumps Drohungen, Zölle auf europäische Waren zu erheben und durch
Aufkündigung des Atomabkommens einen Krieg gegen den Iran vorzubereiten.
Deutschland und Frankreich repräsentieren das, was von der EU heute übrig
ist, aber Pressekommentaren zufolge sind diese Konflikte schon dabei, das
deutsch-französische Bündnis zu untergraben. Hinter den Kulissen werden die
Spannungen immer schärfer.

Ein Artikel in der französischen Ausgabe der Huffington Post, in dem
ein hochrangiger französischer Vertreter zitiert wird, verweist auf die
wachsenden militärischen Spannungen zwischen Frankreich und Deutschland
aufgrund der Entscheidung Deutschlands, sich am Angriff gegen Syrien nicht
zu beteiligen. In dem Artikel heißt es: "Die Hoffnungen, die Emmanuel
Macron bei seiner Rede in der Sorbonne im September geäußert hat, scheinen
auf dünnem Eis gebaut." Er verweist dabei auf die " negativen Auswirkungen
der französischen Angriffe auf Syrien".

Er zitiert die Klagen der deutschen Zeitung Die Welt, dass Macron
sich im Syrien-Konflikt Trump zugewendet habe, und nicht Merkel. Außerdem
bezieht er sich auf Bemerkungen von Barbara Kunz, einer Vertreterin der
einflussreichen Denkfabrik French Institute on International Relations
(IFRI).

Sie verwies auf die wachsenden Schwierigkeiten der militärischen
Koordination zwischen Frankreich und Deutschland, angesichts der Tatsache,
dass die deutschen Gesetze Frankreich daran hindern könnten, gemeinsam
entwickelte deutsch-französische Waffen an einflussreiche Kunden in 
Saudi-Arabien und in anderen Golfscheichtümern zu exportieren. Kunz erklärte:
"Wenn wir zusammen einen Kampfpanzer entwickeln und wir können ihn nicht
exportieren, dann ist das ein Problem."

Zehn Jahre, nachdem der Finanz-Crash von 2008 zu einer Reihe von
Finanzkrisen und Euro-Rettungsprogrammen in Europa geführt hat, ist
klargeworden, dass keine der internationalen Krisen in Europa gelöst ist.
Die wichtigsten Volkswirtschaften der Eurozone verfechten stark voneinander
abweichende wirtschaftliche und währungspolitische Programme. Merkel lehnt
z.B. unter dem Druck von wachsenden Teilen der CDU und der rechtsextremen
AfD Macrons Forderungen nach mehr öffentlichen Investitionen ab.

Der CDU-Abgeordnete Eckhardt Rehberg erklärte gegenüber dem
Deutschlandfunk: "Skeptisch sind wir bei seinen Vorschlägen und bei
den Vorschlägen [...] der EU-Kommission vom Dezember letzten Jahres, was
die Weiterentwicklung des Europäischen Währungsfonds betrifft." Er fügte
hinzu: "Ohne Regeln, ohne Konditionen wird es nach Auffassung der 
Unions-Fraktion hier kein Geld des deutschen Steuerzahlers geben können."

Ein hochrangiger anonymer französischer Politiker erklärte gegenüber
Reuters: "Ich weiß, dass Macron Druck auf Merkel ausübt und dass sie sich
nicht in die Richtung bewegt, die er von ihr erwartet." Er fügte hinzu,
Macron müsse vielleicht "gegenüber Deutschland einen konfrontativeren Ton
anschlagen".
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GRASWURZELREVOLUTION/1752: In memoriam Ekkehart Krippendorff - Von der Friedensforschung zur Staats- und Militärkritik


graswurzelrevolution Nr. 428, April 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

In memoriam Ekkehart Krippendorff


Von der Friedensforschung zur Staats- und Militärkritik

von Lou Marin



Ekkehart Krippendorff, geb. 1934 in Eisenach, hat den
Nationalsozialismus während des Zweiten Weltkriegs als acht- bis
elfjähriger Junge noch bewusst miterlebt. Ekkehart war ein
urgermanischer, typischerweise in Nazifamilien verliehener Vorname:
"Teutscher als mit zwei KK und dem T am Ende ging es kaum"
(Lebensfäden, S. 459, im Folgenden LF). Die Scham darüber war für ihn
eine Antriebsfeder, in seinem weiteren Leben einen ganz anderen Weg
einzuschlagen. Er wurde zum Mitbegründer der kritischen
Friedensforschung und publizierte auch für AnarchistInnen
unverzichtbare Werke zur Staats- und Militärkritik. Sein gesamtes
weiteres Leben lang blieb er unbeugsamer Kriegsgegner - eine
beeindruckende Konsequenz, mit seiner Kindheitserfahrung produktiv
umzugehen.


Als Junge war er durchgängig systemkonform, in seinem
jugendlichen Erleben gab es nur den Krieg und etwas anderes als der
Endsieg war unvorstellbar. 1944 war er im NS-Jungvolk und trug
Uniform, bei Ausflügen sang er die brutalsten und hässlichsten
Nazi-Lieder mit - später, als ihm der Wortlaut bewusst wurde, den er
da grölte, hatte er vor Scham stundenlange Weinkrämpfe. Anfang 1945
wurde er gar noch zum "Volkssturm" eingezogen. Eine Panzerfaust durfte
er zwar nicht selbst bedienen, war aber bei Übungen dabei und
"phantasierte" sich lebhaft in die Situation hinein. Kritikfähigkeit
entwickelte Ekkehart erst nach der Befreiung. Er und seine
Jugendfreunde waren ideologisch verblendet; Hitler hatte die Jugend
gewonnen, bis zum bitteren Ende:

"1959 kam Bernhard Wickis Film 'Die Brücke' in die Kinos, und obwohl
die Jungs dort um die fünf Jahre älter sind als ich es damals war, hat
dieser Film die damalige Situation in allen atmosphärischen
Einzelheiten und Einstellungen mit unheimlicher Genauigkeit getroffen:
Genauso waren wir, genauso war ich, genauso war es." (LF, 39)

Die erste Infragestellung der verinnerlichten NS-Ideologie kam
unmittelbar mit dem Einmarsch der US-Armee im Dorf Schwanebeck, nahe
des ausgebombten Halberstadt: "Wann immer der endlos scheinende Zug
ins Stocken geriet, warfen uns die Soldaten lässig Kaugummis und auch
wohl schon mal ein Stück Schokolade zu. (...) Da schmolz mein
Feindbild wie Butter an der Sonne. Ich muss unbewusst gespürt haben:
Das waren unsere Befreier und keine triumphierenden Sieger." (LF,
42f.).


Von den Anfängen der "Friedensforschung" bis zu "Staat und Krieg" (1985)

Erst in seinen Amerika-Jahren wurde Ekkehart Krippendorff erneut mit
dem Krieg konfrontiert, diesmal in Form des Vietnamkrieges der
US-Armee, deren ursprüngliches Bild ihm doch in so freundlicher
Erinnerung blieb. Direkt nach seiner Rückkehr nach Europa, im Oktober
1963, nahm Krippendorff in Wien an einer noch von der New Yorker
"Peace Research Society" organisierten Tagung teil und lernte dort den
norwegischen Friedensforscher Johan Galtung kennen.

"Als er [Galtung] im Herbst 1964 durch Berlin kam, lud ich einige
Studierende zu mir nach Hause ein und ließ ihn seine Vorstellungen zu
dieser aufregend und faszinierend klingenden neuartigen Disziplin
'Friedensforschung' entwickeln; er hat uns alle angesteckt - und damit
wurde, das dürfte kaum zu hoch gegriffen sein, die Friedensforschung
in Deutschland begründet." (LF, 54)

1968, mitten in der Revolte, publizierte der Verlag Kiepenheuer &
Witsch eine neue wissenschaftliche "Gelbe Reihe" - in dem Rahmen war
Jürgen Habermas für die Sammelbände der "Abteilung Soziologie"
zuständig (LF, 54). Dort gab Krippendorff einen ersten Sammelband
"Friedensforschung" heraus. (1) Die "Deutsche Gesellschaft für
Friedens- und Konfliktforschung" (DGFK) wurde gegründet, Galtung
entwickelte seinen Begriff der "strukturellen Gewalt". Die
Friedensforschung wurde zwar nie zu einem universitär eigenständigen
Fach, aber es entstand, so Krippendorff, "ein großes
moralisch-politisches Potential", das dann bei der Auseinandersetzung
um die Stationierung neuer atomarer Mittelstreckenraketen in
Westeuropa Anfang der Achtzigerjahre und bei der dagegen entstehenden
massenhaften Friedensbewegung zum Tragen kam:

"Jetzt zahlte es sich aus, dass es eine Friedensforschung gab. Die
kleine Gemeinde ihrer akademischen Pioniere war plötzlich gefragt und
wir hatten auch etwas zu sagen" (LF, 57). Der baden-württembergische
Ministerpräsident Späth setzte das Buch "Friedensforschung" 1983 auf
den Index, von Bayern aus (Kultusminister Hans Maier) wurde
erfolgreich die Auflösung der DGFK betrieben.

Krippendorff aber gingen die Erklärungen für den Rüstungswettlauf, die
sich auf den Kalten Krieg und die Blockkonfrontation bezogen, nicht
weit genug. Sie hielten sich an Symptomen auf und stellten das
"institutionalisierte Militär-Gewalt-Regiment" (LF, 59) nicht in
Frage. Nach Seminaren und Vorlesungen zur Untersuchung der Rolle des
Militärs bei der historischen Herausbildung des modernen Staates
veröffentlichte Krippendorff 1985 bei Suhrkamp sein Buch "Staat und
Krieg" (2), in vielerlei Hinsicht sein libertärstes Werk. In sein
Erkenntnisinteresse mischten sich nun auch literarische Bezüge:

"1983/84 arbeitete ich an 'Staat und Krieg' über die pathologischen
Konsequenzen, die die Macht über Menschen für die Mächtigen selbst
haben. Mitten in dieser Arbeit sah ich im Fernsehen einen kurzen
Ausschnitt des 'König Lear'. (...) Da hatte ich blitzartig meine
eigentliche wissenschaftliche Hypothese in einer der Politologie
unerreichbaren Tiefendimension verstanden - 'Macht macht dumm' - und
Shakespeare hatte mir dazu verholfen." (LF, 102)

Im Epilog des Buches zitierte Krippendorff seitenlang aus den
libertären Schriften Tolstois:

"Ein jeder Staatsbeamte kommt in seiner Karriere umso besser fort, je
mehr Patriot er ist; ebenso macht auch das Militär seine beste
Karriere im Kriege, der wiederum durch den Patriotismus hervorgerufen
wird" (Tolstoi zit. nach Krippendorff: Staat und Krieg. Die
historische Logik politischer Unvernunft, S. 409).

Staats-, Militär- und Herrschaftskritik gehörten von nun an zu
Krippendorffs ständig verwendetem Begriffsinstrumentarium, das er mit
literarischen Belegen, seien sie von Erasmus, Shakespeare, Jean Paul,
Jonathan Swift oder eben Tolstoi bereicherte.

Doch die akademische Friedensforschung zog bei dieser Radikalisierung
ihrer Disziplin nicht mit:

"Während 'Staat und Krieg' - PazifistInnen und nicht zuletzt
AnarchistInnen entdeckten es bald als wichtige wissenschaftliche
Untermauerung ihres politischen Engagements - mit großer Zustimmung
aufgenommen wurde, fanden meine Argumente in der akademischen
Friedensforschung kaum Resonanz." Dort war "von allem Möglichen in
szientifistischer Terminologie die Rede ('Schwierigkeiten bei der
Realisierung des begonnenen Abrüstungsprozesses', 'Technikentwicklung
und Rüstungsdynamik', 'Regionale Konfliktkonfigurationen' etc.), nicht
aber von einer gerade in Brand gesteckten Welt." (LF, 60)

Was uns in der "Graswurzelrevolution" anbetraf, so hatten wir den
strukturellen Zusammenhang von Staat, militärisch-industriellem
Komplex und Krieg längst und immer wieder thematisiert (2), doch
Krippendorffs Buch brachte diesen theoretisch-praktischen Ansatz in
breite, bürgerlich-friedensbewegte Kreise hinein und dafür waren wir
dankbar. Die Grünen als Partei führten gerade ihre parlamentarische
Integrationsdiskussion um die Anerkennung des staatlichen
Gewaltmonopols, da kamen für sie solche Inhalte denkbar ungelegen und
sorgten dafür, dass wenigstens die restlichen Achtzigerjahre bis noch
einige Zeit nach dem Mauerfall eine Beteiligung der Bundeswehr an
Auslandskriegen aus Rücksicht auf die friedensbewegte Stimmung in
großen Teilen der Bevölkerung undenkbar schien, bis dann die auch von
Linken mit betriebene Diskussion um deutsche Militäreinsätze gegen die
damalige Bundesrepublik Jugoslawien ("Kosovo-Krieg") 1999 und in
Afghanistan 2001 alle Dämme brach.


Karrierismus als Ursache des Niedergangs der Friedensforschung

Auch nach "Staat und Krieg" war ihm wissenschaftlich fundierte
Militärkritik wichtig. Davon zeugen ein Uniprojekt "Militärrituale"
oder die Bände "Militärkritik" (1993) und "100 Tage Militär" (2000).
(3) Er suchte auch das strategische Gespräch mit antimilitaristisch
Bewegten, unterstützte etwa die Initiative "Für eine Bundesrepublik
ohne Armee" (BoA) in den Neunzigerjahren. Dabei kam es mitunter auch
zu Konflikten, wenn bündnistheoretische Erwägungen des
Radikaldemokraten Krippendorff, die auf Legitimation in die
Gesellschaft hinein setzten, auf anders geartete,
aktivistisch-antimilitaristische Ausrichtungen trafen, wie etwa auf
einer Konferenz der War Resisters' International 2002 in Dublin, wo er
sich mit seiner Forderung, Kriegsdienstverweigerer sollten sich
freiwillig dem Zivildienst anbieten, den Ärger von GegnerInnen des
Kriegsdienstzwangs und BefürworterInnen der Totalen
Kriegsdienstverweigerung zuzog, weil sie meinten, trotz Freiwilligkeit
spiele das Regierungskonzepten für soziale Zwangsdienste in die Hände.
(4)

Ekkehart Krippendorff zeichnete eine ausgeprägte Fähigkeit zur
Selbstkritik aus, wenn ihn historische Erfahrungen und Argumente
überzeugten. So kritisierte er im Rückblick, er habe in der Einleitung
zu seiner "Friedensforschung" von 1968 im Hinblick auf bewaffnete
Befreiungsbewegungen von der "unter bestimmten Bedingungen gegebenen
progressiven Funktion von Gewalt" (LF, 66) gesprochen. Davon kurierten
ihn erstens "meine späte Beschäftigung mit der großen Figur Mahatma
Gandhis und seiner Lehre von der Gewaltfreiheit" und zweitens:

"Die Erfahrung mit fast allen erfolgreichen Befreiungsbewegungen hat
mich eines Besseren belehrt, das ich inzwischen auch systematisch zu
begründen gelernt habe: Kein guter Zweck wird durch die schlechten
Mittel (Gewalt, Krieg) geheiligt, er wird vielmehr deren erstes Opfer"
(LF, 66).

Den Niedergang der akademischen Friedensforschung, die Spaltungen
besonders nach Nine-Eleven 2001, die "selbst Freundschaften
irreparabel beschädigt" hatten, "indem die Einen nun einer
menschenrechtlich-moralischen Rechtfertigung militärischer
Interventionen, und zwar eben auch mit deutschen Soldaten, das Wort
redeten" (LF, 63) und die anderen, wie Krippendorff, ihrer Ablehnung
militärischer Gewalt treu blieben, führte er u.a. auf akademisches
Karrieredenken zurück: Gerade den jüngeren FriedensforscherInnen
dieser Zeit sei es "unausgesprochen und vielleicht auch unbewusst um
ihre wissenschaftliche Zukunft" (LF, 64) gegangen. Es gebe in der BRD
nun mal keinen expliziten Lehrstuhl für "Friedensforschung" und:

"Für bekennende PazifistInnen war eine Universitätskarriere, sofern
einige Wenige nicht in den optimistischen siebziger Expansionsjahren
eine feste Stelle bekommen hatten, so gut wie ausgeschlossen." Die
jüngeren FriedensforscherInnen entfernten sich in den Neunzigerjahren
und im 1. Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts daher nicht zu weit vom
realpolitischen Konsens, "und der wollte deutsche militärische
Beteiligung am Spiel der internationalen Politik". (LF, 64)

Die deutsche Friedensforschung im Sinne Krippendorffs ist daher heute
kaum noch existent, das zeigte sich nicht zuletzt an ihrer Irrelevanz
bei den Fragen der internationalen Militärinterventionen 2011 in
Libyen oder in Syrien.


Anmerkungen:

(1) Ekkehart Krippendorff (Hg.): Friedensforschung, Verlag Kiepenheuer
& Witsch, Köln 1968. (Neue Wissenschaftliche Bibliothek ; 29)

(2) Vgl. z.B. bereits als Zusammenfassungen jahrelanger Diskussionen
innerhalb der anarchistischen gewaltfreien Aktionsgruppen die Aufsätze
von S. Münster: Exterminismus und Revolution, sowie von Knut
Klausewitz: Staat und Krieg, in: Wege des Ungehorsams. Jahrbuch für
gewaltfreie & libertäre Aktion, Politik und Kultur 1984, Verlag Weber,
Zucht & Co, Kassel 1984, S. 19-60. Aus den gleichen Zusammenhängen
entstand dann eine Rezension des Krippendorff-Buchs von Günter
Saathoff und Johann Bauer in der damaligen Zeitschrift
"Antimilitarismus-Information".

(3) Ekkehart Krippendorf: Militärkritik, Suhrkamp, Frankfurt/M. 1993;
Ekkehart Krippendorff, Markus Euskirchen, Arend Wellmann: 100 Tage
Militär. Exemplarischer Tätigkeitsbericht über das älteste und größte
Gewerbe der Welt, Donat-Verlag, Bremen 2000.

(4) So ein antimilitaristischer Teilnehmer dieser WRI-Konferenz dem
Autor dieses Textes gegenüber.
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Nr. 7 vom 7. April 2018

Maßlos

von Ralph Hartmann



Die Hysterie um den "Nervengiftangriff" auf den Ex-Spion Skripal hat
eine neue, höhere Stufe erreicht. Die Bundesrepublik und 16 weitere
EU-Staaten sowie die USA, Australien und Kanada weisen eine große Zahl
russischer Diplomaten aus. Russland antwortet zwangsläufig reziprok.
Es ist ein unglaublicher Wahnsinn, aber er hat Methode.
Unterstellungen, Beschuldigungen, Drohungen an die Adresse Moskaus
bringen die schlimmsten Zeiten des Kalten Krieges zurück.
Assoziationen mit den internationalen Turbulenzen nach dem Attentat
auf den Thronfolger Österreich-Ungarns, Erzherzog Franz-Ferdinand, in
Sarajewo, dem Auftakt für die Entfesselung des Ersten Weltkrieges,
drängen sich auf.

Erinnern wir uns, wie es begann: Nach dem Anschlag stellte die
britische Premierministerin Theresa May Russland ein einer
Kriegserklärung ähnelndes Ultimatum, sich innerhalb von 24 Stunden
gegenüber der Organisation für das Verbot chemischer Waffen
(Organisation for the Prohibition of Chemical Weapons, OPCW) zu
erklären. Der Kreml wies die Anschuldigungen zurück, einer Atommacht
stelle man keine Ultimaten. Im Unterhaus kündigte May verstärkte
Truppenverlegungen vor die russische Grenze an und drohte mit einer
gemeinsamen NATO-Antwort. Außenminister Boris Johnson gab dem
russischen Präsidenten Wladimir Putin persönlich die Schuld für den
Nervengiftangriff: "Wir führen Streit mit Putins Kreml und mit seiner
Entscheidung, die Verwendung eines Nervengifts auf den Straßen des
Vereinigten Königreichs, auf den Straßen Europas, zum ersten Mal seit
dem Zweiten Weltkrieg anzuordnen." Er erklärte den Kreml zu einem
"planetarischen Weltübel". 23 russische Diplomaten wurden ausgewiesen
und Moskau verfügte Gleiches für die britische Botschaft.

Die deutsche Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen sprang den
Briten als eine der ersten zur Seite. Sie nannte die Vergiftung einen
"schweren Schlag gegen die internationale Sicherheit". Man dürfe nun
nicht "zur Tagesordnung übergehen". Die deutsche Regierung nehme den
Vorfall "sehr, sehr ernst". Es handle sich um einen "schweren Bruch
aller internationalen Abkommen". Auch die NATO erklärte sich
solidarisch. Sie sendete "die klare Botschaft" an Moskau, dass sie zur
Verteidigung aller ihrer Mitglieder bereit sei, NATO-Generalsekretär
Jens Stoltenberg beschuldigte Russland, auf vielerlei Art "die Grenze
zwischen Frieden, Krise und Krieg" zu verwischen. Dies sei
"destabilisierend und gefährlich", Der Anschlag zeige, dass das Land
immer unberechenbarer und aggressiver werde. Auf einem EU-Gipfel wurde
eine Erklärung verabschiedet, in der es hieß, man stimme mit der
britischen Regierung darin überein, dass Russland mit hoher
Wahrscheinlichkeit die Verantwortung für den Anschlag in Salisbury
trage. Der EU-Botschafter in Moskau wurde zu "Konsultationen"
zurückberufen.

Von Anfang an wies Moskau die Anschuldigungen strikt zurück.
Außenminister Lawrow bezeichnete sie als "Quatsch" und Putin, der
anbot, bei den Ermittlungen zu helfen, als "Unsinn". Für Sergej
Netschajew, Russlands Botschafter in Berlin, stammen sie aus "der Welt
der Psychiatrie" und die Pressesprecherin des russischen
Außenministeriums, Maria Sacharowa, bezeichnete eine Erklärung der
britischen Premierministerin als "Zirkus-Show". Sie machte auf die
Mitteilung von Scotland Yard aufmerksam, dass die Ermittlungen "viele
Monate" in Anspruch nehmen würden und fragte: "Auf welcher Basis hat
Theresa May dann ihre Schlussfolgerung über die Beteiligung Russlands
gezogen, wenn die Ermittlungen noch Monate dauern sollen?"

Ungeachtet dieser und vieler anderer Ungereimtheiten setzte sich die
antirussische Verleumdungskampagne fort und Medien der BRD leisteten
schrill und geifernd Schützenhilfe. "Todesgrüße aus Moskau" schrieb
der Spiegel auf der Titelseite, untermalt mit dem Schattenriss eines
Geheimdienstmannes, in dem man unschwer Putin erkennen konnte, und
Bild fragte: "'ANGSTWORT BÜNDNISFALL' Wie gefährlich wird die
Gift-Krise FÜR UNS?"

Das Getöse in EU- und NATO-Gremien sowie in den Medien über den
Einsatz eines Nervengiftes gegen einen Ex-Spion war ohrenbetäubend,
ganz im Gegensatz zur massenweisen Verbreitung eines hochgiftigen
Staubes in Serbien, dem bereits jetzt viele Tausende Frauen, Männer
und Kinder zum Opfer gefallen sind. Wie haben denn die EU- und
NATO-Granden und die ihnen hörigen Medien darauf reagiert, dass ein
internationales Team von Rechtsanwälten eine Klage gegen die NATO
wegen des Einsatzes von Uranmunition während des Bombenkrieges gegen
Jugoslawien im Jahr 1999 vorbereitet? Schweigen im Walde. Keine
Reaktion. Dabei ist der Gegenstand der Klage schwerwiegend, in
keinster Weise mit dem ungeklärten Anschlag auf einen einzelnen
ehemaligen Spion und seine Tochter zu vergleichen. Die NATO wird
beschuldigt, während der Bombardements zwischen 10 und 15 Tonnen
abgereichertes Uran verwendet zu haben, was zu massiven Umweltschäden
und einem Anstieg an Krebserkrankungen führte. Kopf des Teams, dessen
Ziel es ist, die NATO für den Angriffskrieg gegen Jugoslawien im Jahr
1999 vor einem internationalen Gericht zu belangen, und dem Anwälte
aus der EU, Serbien, Russland, China und Indien angehören, ist der
namhafte serbische Jurist Srđan Aleksićs. Gefragt, warum
Serbien sich erst jetzt, 19 Jahre nach den Luftangriffen, dazu
entschieden habe, die NATO zu verklagen, antwortete er: "Die
grauenhaften Konsequenzen für unsere Bevölkerung in Betracht ziehend
[...] ist es nie zu spät, jemanden zu verklagen - jemanden, der eine
Umweltkatastrophe ausgelöst hat; jemanden, der Serbien mit
Quasi-Nuklearwaffen, also abgereichertem Uran, bombardiert hat."

Das in den Bomben und Raketen eingesetzte abgereicherte Uran
(DU-Munition, engl. depleted uranium) strahlt nur schwach, aber es
erzeugt beim Einschlag einen hochgiftigen Staub, der sich über weite
Flächen, Ortschaften, Seen und Flüsse verbreitet. Die Folgen sind
verheerend. Der serbische Verband zur Krebsbekämpfung teilte mit, dass
allein zwischen 2001 und 2010 in Serbien rund 15.000 zusätzliche
Krebserkrankungen zu verzeichnen waren, wovon rund 10.000 tödlich
verliefen. Wie der Leiter des Verbandes, Slobodan Čikarić,
informierte, sei die Todesrate in Serbien infolge der wachsenden
Anzahl an Krebserkrankungen jährlich um 2,5 Prozent gestiegen.
Registriert worden seien Zusammenbrüche des Immunsystems mit
ansteigenden Fallzahlen von Infektionskrankheiten, schweren
Funktionsstörungen von Nieren und Leber, aggressiven Leukämien und
anderen Krebserkrankungen (auch Mehrfachkrebs), Störungen im
Knochenmark, genetischen Defekten und Missbildungen sowie Aborten und
Frühgeburten bei Schwangeren wie nach der Tschernobyl-Katastrophe.

Katastrophal sind die Auswirkungen auch auf die Umwelt. In einem
vorläufigen Bericht, erarbeitet im Auftrag der Europäischen Kommission
von dem Regionalen Umweltzentrum für Zentral- und Südosteuropa (REC),
wurde unter anderem festgestellt, dass es durch die Bomben mit
abgereichertem Uran zu einer lebensgefährlichen Verseuchung der Umwelt
gekommen ist, die bislang unbekannte Auswirkungen auf das Grundwasser
und folglich die Nahrungskette der gesamten Region nach sich ziehen
werde.

Die NATO hat aus dem Einsatz der Uran-Geschosse kein Geheimnis
gemacht. Bei den etwa 2.300 Luftangriffen auf Jugoslawien seien
insgesamt 35.000 Projektile aus abgereichertem Uran abgefeuert worden.
Zu den Konsequenzen der Verwendung solcher Munition für die
Zivilbevölkerung heißt es im NATO-Bericht lapidar: "In der Umgebung
des Einschlagpunktes der DU-Munition ist es nicht ausgeschlossen, dass
Individuen, die sich der Kontaminierung nicht bewusst sind, [...]
Strahlendosen akkumuliert haben könnten und/oder Mengen an Uran im
Körper haben könnten, die die internationalen Grenzwerte
überschreiten." Mit anderen Worten. Wer in verseuchtem Gebiet wohnt
oder sich dorthin begibt, ist selbst schuld.

Es gibt nicht den geringsten Zweifel daran, dass es sich beim Einsatz
dieser Uranwaffen um eine schwerwiegende Verletzung des Völkerrechts
handelt. So ganz nebenbei hat diese auch noch einen ökonomischen
Hintergrund, auf den bereits der damalige jugoslawische Präsident
Slobodan Milošević hinwies, als er anprangerte, dass der
Westen sich seines nur kostspielig zu entsorgenden Nuklearabfalls
entledige, indem er ihn auf jugoslawische Ziele verschieße.

Nun endlich wird eine Klage gegen das von den USA und der NATO
begangene abscheuliche Kriegsverbrechen vorbereitet. Aber die Täter
und ihre Medien verschweigen sie. Und sie haben dafür einen
schwerwiegenden Grund: Im Vergleich zu dem unaufgeklärten Anschlag auf
einen Ex-Spion ist doch der massenhafte Einsatz von Uranmunition in
einem Aggressionskrieg eine Bagatelle. Oder nicht?

 * 

Quelle:

Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Einundzwanzigster Jahrgang, Nr. 7 vom 7. April 2018, Seite 222-225

Herausgeber: Matthias Biskupek, Rainer Butenschön, Daniela Dahn,

Dr. Rolf Gössner, Ulla Jelpke, Otto Köhler

Redaktion: Katrin Kusche (verantw.), Jürgen Krause (Korrektor)

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Tel. 030/44 717 309, Fax 030/44 717 451

E-Mail: redaktion@ossietzky.net

Internet: www.ossietzky.net oder www.sopos.org/ossietzky 

Ossietzky wurde 1997 von Eckart Spoo begründet und erscheint zweiwöchentlich.

Einzelheft 2,80 Euro, Jahresabo 58,- Euro

(Ausland 94,- Euro) für 25 Hefte frei Haus.



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





FRAGEN/065: Flo Osrainik zum acTVism Event "Freiheit & Demokratie" am 6. Mai 2018 in München (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

acTVism Event "Freiheit & Demokratie - Globale Themen im Kontext
2.0" am 6. Mai in München

Interview mit Flo Osrainik von Evelyn Rottengatter, 22. April 2018



München - 22.04.2018. Am 6. Mai findet das Event "Freiheit &
Demokratie - Globale Themen im Kontext 2.0" [1] mit Glenn Greenwald,
Jill Stein und Abby Martin in München statt. Bei der Gesprächsrunde
geht es unter anderem um die Themen Bürgerrechte und
Massenüberwachung, Militarisierung und atomare Bedrohung, das
Voranschreiten neoliberaler Politik sowie die fehlende kritische
Berichterstattung durch die Leitmedien in den USA und Europa.

Wir haben im Vorfeld mit Flo Osrainik gesprochen, Redakteur,
Journalist & Vorstandsmitglied von acTVism Munich [2], einem
gemeinnützigen, unabhängigen und basisdemokratischen Onlinemedium und
Partner von Pressenza, das die Veranstaltung organisiert.


Interview mit Flo Osrainik

Für das Event habt Ihr Euch hochkarätige Politiker und Journalisten
eingeladen: Jill Stein war Präsidentschaftskandidatin der
amerikanischen Grünen bei den US Wahlen 2016 (Pressenza berichtete).
Sie steht für eine progressive Alternative zum dual geprägten
politischen System in Amerika, bei dem die Konturen von Republikanern
und Demokraten immer mehr zu einer einzigen homogenen neoliberalen
Linie verwischen. Wie kam es zur Einladung und was unterscheidet die
Green Party Deiner Meinung nach von den deutschen Grünen?

Grundsätzlich ist es uns wichtig, unabhängige Stimmen zu bringen, die
sonst kaum Gehör finden und diese in einen größeren Kontext zu
stellen. Die homogene Linie von Republikanern und Demokraten macht
sich bei grundlegenden und systemrelevanten Themen, auch in der
Außenpolitik bemerkbar. Beide Parteien stehen für Interventionen in
fremden Ländern. Eine Studie der US-Universität Princeton aus dem Jahr
2014 kam zu dem Ergebnis, dass die USA von der Wirtschaftslobby und
einer kleinen Zahl einflussreicher Amerikaner regiert wird. Wer den
Präsidenten stellt, scheint egal zu sein. Dieses Zweiparteiensystem
suggeriert, auch mangels progressiver Alternativen, letztlich eine
Wahl, die es nicht gibt. Über die Probleme der Progressiven in den USA
werden wir mit Jill Stein auf unserm Event sprechen. Jedenfalls passen
Leute wie Stein den Wirtschaftsführern und dem
militärisch-industriellen Komplex nicht ins Bild. Also sprechen wir
mit ihr. Stein stand auf unsere Liste ganz oben. Es folgte eine
schriftliche Einladung und ihre Zusage. Abgesehen davon können wir uns
die Gage von Hillary Clinton nicht leisten. Da fehlt es uns,
vorausgesetzt wir würden solche Gagen zahlen wollen, deutlich an
Spenden. Schließlich wird unser Verein hauptsächlich von
ehrenamtlicher Arbeit getragen.

Der Unterschied zu den deutschen Grünen ist klar: Die Grünen
favorisieren Clinton. Womöglich haben einige der Grünen aber auch noch
nie von Stein gehört. Stein warf Clinton vor, die Interessen der
"Wall-Street, des Krieges und der Walmart-Ökonomie" bedient zu haben.
Deutlich wird der Unterschied aber nicht nur durch das Desinteresse
der Grünen an unserem Event mit Stein, sondern auch bei einem Blick
auf Steins Plan "Power to the People". Da kündigte sie einen tief
greifenden "Systemwechsel", weg von "Gier und Ausbeutung des
Konzern-Kapitalismus", hin zu einer humanen Ökonomie an, um das
Versprechen von Demokratie wahr werden zu lassen. Sie wollte unter
anderem das Militärbudget um die Hälfte reduzieren, über 700
ausländische US-Basen schließen, den Drohnenkrieg und Waffenhandel mit
"Menschenrechtsverletzern" beenden oder Außenpolitik auf Grundlage der
Menschenrechte machen. Außerdem steht sie für einen Dialog mit
Russland. Auch über diese Themen wollen wir mit ihr reden.
Zusammengefasst wäre Stein ein Albtraum für die Machthaber, was man
von den Grünen hier nicht behaupten kann.

Investigativer Journalismus scheint in Zeiten von Kriegen für
Profite und sozialer Ungerechtigkeit tot zu sein und doch gibt es
Hoffnungsträger wie Abby Martin, die nach der Gründung einer Plattform
für Graswurzel-Journalismus abseits der Politikpropaganda und ihrer
Arbeit bei Russia Today America nun ein eigenes Format [3] bei dem
lateinamerikanischen Sender TeleSUR hat, das genau diese Lücke zu
füllen versucht. Wie siehst Du die Zukunft von investigativem
Journalismus und welche Rolle kann acTVism Munich dabei in Deutschland
und Europa spielen?

Gegenwärtig gibt es bei den wirklich wichtigen Themen für die
Weltgemeinschaft, wenn es um Krieg und Frieden, um Arm und Reich geht,
bei den meisten Medien kaum noch freien und investigativen
Journalismus. Und wenn, dann spät in der Nacht. Bei einzelnen
Skandalen ist das zwar noch anders, aber die bleiben meist ohne
Konsequenzen, wie diverse "Papers" zeigen. Das mag daran liegen, dass
diese Art von Journalismus sehr zeit- und kostenintensiv sowie
risikoreich ist und an Verflechtungen einflussreicher Medienvertreter
mit bestimmten Netzwerken. Ob sich daran etwas ändert, hängt wohl auch
vom Drang der Menschen nach Aufklärung ab. Ich erwarte allerdings
nicht, dass mit gewissen Interessengruppen verbundene
Öffentlich-Rechtliche oder Kommerzmedien investigativen Journalismus
entsprechend fördern, weil sie sich etwa der Aufklärung verpflichtet
fühlen. Dazu reicht ein Blick auf die Gästelisten der Talkshows. Bei
vielen unabhängigen Medien besteht dagegen das Problem, dass sie wenig
Kapazitäten haben, oft ehrenamtlich strukturiert und auf finanzielle
Hilfe angewiesen sind. In der Regel wird Geld nicht nur aus Liebe zur
Wahrheit und dem Streben nach Gerechtigkeit mit auf den Weg gegeben.
Investigativer Journalismus muss in Zukunft, wie auch Whistleblower,
stärker unterstützt werden. Ein schnelles Pferd alleine bringt nichts.
Nicht, wer ein Verbrechen aufdeckt ist Täter, sondern wer die Tat
begeht.

Mit acTVism wollen wir unseren Teil dazu beitragen, indem wir mit
Leuten wie Edward Snowden, Jeremy Scahill oder Jürgen Todenhöfer
sprechen oder - die entsprechenden Kapazitäten vorausgesetzt -
irgendwann selber investigativen Journalismus betreiben. Dazu sind wir
allerdings auf regelmäßige Spenden, Unterstützung in sozialen
Netzwerken und engagierte Menschen angewiesen.

Auch der dritte Gast in der Gesprächsrunde, Glenn Greenwald, kommt
aus den USA und hat sich einen Namen für systemkritischen Journalismus
gemacht. Er hat unter anderem ein Buch über Edward Snowdon und die
Rolle der Geheimdienste geschrieben und verfolgt mit seinem
Nachrichtenportal The Intercept [4] ebenfalls die Schaffung einer
Alternative zur politisch gelenkten Narrative der Massenmedien. Wie
schaffen wir es, all diese unabhängigen Stimmen zu einem kraftvollen
Gegengewicht zu vereinen?

Um ein kraftvolles Gegengewicht und Alternativen zu etablieren, sollte
man, ob lokal oder global, auf jeden Fall verstärkt an einem Strang
ziehen. Der multistaatliche TV-Sender teleSUR oder Pressenza sind gute
Beispiele. Auch bei acTVism arbeiten wir noch mit andern Portalen,
etwa mit MintPress News, The Real News Network oder Truthdig zusammen.
Die Veröffentlichung unter freier Lizenz ist ein weiterer Ansatz.

Man müsste sich aber nicht nur im Netz vereinen. Auch im Fernsehen
oder im Radio sollten unabhängige Stimmen mehr Gehör finden.
Vielleicht wäre das Projekt eines alternativen europäischen
Gemeinschaftssenders ein Anfang. Auch könnte man die Öffentlich-
Rechtlichen demokratisieren und so für mehr Gegengewicht sorgen.
Möglichkeiten für mehr Teilhabe, etwa bei der Themenauswahl und
Programmgestaltung könnte das Internet oder eine ständig rotierende
Vertretung der Gebührenzahler bieten. Für mich ist es zum Beispiel
nicht gerechtfertigt, dass der Finanzsektor einen täglich fixen und
kostenlosen Werbeblock in den gebührenfinanzierten Nachrichten hat.
Von alleine, also ohne entsprechenden Druck, wird sich jedenfalls
nicht viel ändern. Man muss sich bewegen. Welche Möglichkeiten wir
dabei haben, was wir sonst noch tun können und sollten? Auch darüber
wollen wir mit unseren Gästen reden.

Du lebst in München und Istanbul und schreibst unter anderem auch
über bayerische Politik und deren Irrungen und Wirrungen. Wie fühlt es
sich an, in einem Land zu leben, das seit dem zweiten Weltkrieg von
einer einzigen Partei regiert wird, in dem Skandale wie der um den
Fall Gustl Mollath schnell wieder vergessen sind und in dem der
Ausdruck "Amigo-Affäre" schon fast zu nostalgischer Folklore geworden
ist?

Ich denke, dass es ähnlich wie mit Demokraten und Republikanern ist.
Die CSU in Bayern und die SPD in München. Während Flaschensammler und
Bettler in der Münchner Innenstadt mehr und die Mieten ständig teurer
werden, sind die Unterschiede doch auch hier längst zu einer
neoliberalen Linie verschwommen. Aber offensichtlich stört das die
Menschen so wenig wie die zahlreichen Skandale, mit denen ich mich
auch bei den Recherchen zu "Das CSU-Buch" auseinandersetzen durfte. Da
weiß man teilweise nicht mehr so recht, ob man lachen oder weinen
soll. In Istanbul habe ich zuletzt leider etwas weniger Zeit
verbracht. Aber wenn in Bayern demnächst das neue
Polizeiaufgabengesetz eingeführt wird, Redeverbote in öffentlichen
Räumen werden schon durchgesetzt und für öffentliche Tätigkeiten wird
eine bestimmte politische Gesinnung verlangt, dann sind, bis auf die
Religion, auch mögliche Restabweichungen zwischen der konservativen
CSU und der konservativen AKP verschwommen.

Moderiert wird das Event in der Muffathalle in München von Zain
Raza, Initiator und leitender Redakteur bei acTVism Munich. In dieser
Location habt Ihr bereits zuvor ähnliche Events mit Größen wie Noam
Chomsky, Edward Snowden, Jeremy Scahill oder auch Jürgen Todenhöfer
organisiert. Was können die Zuschauer am 6. Mai erwarten?

Na auf jeden Fall unabhängige Stimmen sowie Informationen und
Ansichten, die auf deutschen Bühnen Ausnahmen darstellen, für eine
möglichst umfassende Aufklärung aber notwendig sind. Aktuelle und
brisante Themen, wie Bürgerrechte, Massenüberwachung und Umwelt, der
Konflikt zwischen der NATO mit Russland und seinen Verbündeten und die
damit verbundene Militarisierung werden genauso besprochen, wie die
Rolle der Medien. Außerdem wird Zain mit Jill Stein über die
US-Politik sprechen. Neu ist dieses Mal auch eine Diskussionsrunde auf
der Bühne. Zur Revolution rufen wir allerdings nicht auf, aber es
lohnt sich dabei zu sein. Also am besten gleich Tickets bestellen,
weitersagen und die richtigen Schlüsse ziehen.


Flo Osrainik: Der in München geborene und aufgewachsene
Deutsch-Österreicher ist Redakteur und freier Journalist. Er wohnt,
lebt und arbeitet in München und Istanbul. Seine Themen sind
Gesellschaft & Globales. Er hat unter anderem Beiträge für RT Deutsch,
junge Welt, Telepolis, amerika21 und das Weblog NEOPresse verfasst.
Außerdem ist er ehrenamtlicher Redakteur bei acTVism Munich und
Mitglied bei Freischreiber.


Anmerkungen:

[1] http://www.actvism.org/events/event-greenwald-jill-stein-abby-martin/ 

[2] http://www.actvism.org/

[3] https://videosenglish.telesurtv.net/shows/the-empire-files/

[4] https://theintercept.com/

Weitere Infos zum Event:

http://www.actvism.org/events/event-greenwald-jill-stein-abby-martin/

Video Trailer zum Event auf Youtube: 

https://www.youtube.com/watch?v=eG3AVMf2S38


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/909: Mexiko - Fotograf des Massakers an Student*innen von 1971 gestorben (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Fotograf des Massakers an Student*innen von 1971 gestorben






[image: Porträt - Foto: Desinformémonos]

Armando Lenin

Foto: Desinformémonos



(Mexiko-Stadt, 17. April 2018, desinformémonos/poonal) - Armando
Lenin, Fotograf und Journalist aus dem mexikanischen Bundesstaat
Guerrero, ist am 14. April im Alter von 80 Jahren gestorben. Er lebte
in Cuernavaca und war an Prostatakrebs erkrankt. Armando Lenin war
berühmt geworden durch die Fotos, die er 1971 von dem als "Halconazo"
(etwa: "Jagd der Falken", Anm. d. Ü.) bekannt gewordenen Massaker an
Student*innen gemacht hatte.




[image: Männer mit Stöcken in der Hand zum Angriff bereit - Foto: Desinformémonos]

"Massaker von Corpus Christi" 1971 in Mexiko-Stadt 

Foto: Desinformémonos



Das Massaker, das auch als "Massaker von Corpus Christi" [1]
bezeichnet wird, wurde am 10. Juni 1971 in Mexiko-Stadt verübt. Eine
staatliche paramilitärische Gruppe, "Los Halcones", griff eine
Demonstration protestierender Student*innen zunächst mit Knüppeln,
später mit Schusswaffen an. Etwa 120 Menschen wurden dabei getötet.
Niemand wurde dafür zur Rechenschaft gezogen.


Anmerkung:

[1] https://es.wikipedia.org/wiki/Matanza_del_Jueves_de_Corpus


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/fotograf-des-massakers-an-studentinnen-von-1971-gestorben/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MAGAZIN/849: WDR Quarks - Fleisch, Soja, Madenschnitzel, welches Eiweiß brauchen wir? 24.4.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Quarks: Fleisch, Soja, Madenschnitzel - welches Eiweiß brauchen
wir?

Dienstag, 24.04.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Mi 01.07 Uhr



Eiweiß hat ein gutes Image: Anders als Fette und Kohlenhydrate, die
wegen ihrer Auswirkungen auf Figur und Stoffwechsel in Verruf geraten
sind, erfreut sich Eiweiß weiterhin großer Beliebtheit - nicht nur bei
Sportlern. Sogar ins gute alte Brot hat es der Nährstoff geschafft:
Das "Guten-Abend-Brot" enthält mehr Eiweiß und weniger Kohlenhydrate.
Was macht Eiweiß so besonders?


Eiweiß bedeutet Leben

Ohne Eiweiß geht gar nichts. Eiweiße "arbeiten" in unserem Körper als
Katalysatoren, Zellwände, Abwehrstoffe oder transportieren Sauerstoff
durch den Körper. Wenn Wissenschaftler auf fernen Planeten der Frage
nachgehen: Ist hier Leben möglich? Dann suchen sie immer zunächst nach
Wasser - und dann schon nach Aminosäuren, also Eiweißbausteinen. Denn
Eiweiß bedeutet Leben. Quarks begibt sich in die Mikrowelt der Eiweiße
und zeigt, welches einzigartige Bauprinzip dazu führt, dass Eiweiße so
unterschiedliche Funktionen haben können.


Welches Eiweiß braucht der Körper?

Eiweiß ist nicht gleich Eiweiß. Welches ist das wertvollste Eiweiß?
Ist es Hühnerfleisch - oder steckt es in Sojabohnen? Wir besuchen
einen der stärksten Männer Deutschlands. Wie sieht sein Speiseplan
aus, damit die Muskeln wachsen? Nicht er, sondern die Antwort hat uns
umgehauen: Er hat "vegane" Muskeln - denn er kommt ganz ohne
tierisches Eiweiß aus.


Lecker Madenschnitzel?

Weltweit ist Fleisch die beliebteste Eiweißquelle. Das hat Folgen für
unseren Planeten. Eine These: Wenn demnächst alle Asiaten so viel
Fleisch essen wollen, wie wir das schon lange tun, müssten wir einen
zweiten Planten erschließen und dort Viehfutter anbauen. Da das keine
realistische Perspektive ist, hat Quarks Forscher besucht, die nicht
weniger als eine Revolution auf dem Teller anstreben: Sie untersuchen
den Eiweißgehalt von Insekten, Algen und Pilzen. Aber wie muss man
Algen oder Maden zubereiten, damit sie der deutschen Zunge schmecken?

 * 

Quelle:

Programmtip vom 18. April 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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FEATURE/1011: Deutschlandfunk - Dichter, Denker, Fahnenschwenker, 24.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Dichter, Denker, Fahnenschwenker

Erkundungen auf den Nachttischen der neuen Rechten

Von Tom Schimmeck

Herd. Heimat. Hass. Über die Verlockungen rechten Denkens (4/5)

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Dienstag, 24. April 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Immer mehr Autoren wenden sich ab von der progressiven Moderne. Sie
schimpfen auf den vermeintlich tonangebenden Linksliberalismus,
sperren sich gegen ach so feindlich empfundene Fremde und entdecken
ihre Liebe zu Volk und Nation. Der eine machte einst in Katzen, der
andere eher in Pop. Dieser war eher romantisch veranlagt, jener
speiste mit tiefem Menschenhass das Feuer der Reaktion. Oft ist
Überdruss, Leere und Langeweile im Spiel. Die Weltverschwörung lauert
immer und überall. Wenn es um Demokratie geht, wirkt mancher Dichter
nicht mehr ganz dicht.

(Teil 5 am 27.4.2018)

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 17. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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FEATURE/1010: Deutschlandfunk Kultur - Berlin, wie werden wir arbeiten?, 24.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wirtschaft denken (4/4)

Berlin - Wie werden wir arbeiten?

Von Barbara Eisenmann

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 24. April 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die klassische lohnabhängige Beschäftigung ist auf dem Rückzug und
gerät bei fortschreitender Digitalisierung der Arbeitswelt weiter
unter Druck. Dass das alte Normalarbeitsverhältnis - Vollzeit, sozial
abgesichert, unbefristet - nicht mehr zu halten ist, gilt offenbar als
ausgemacht. Es sind Plattformunternehmen wie Amazon, Google, Facebook,
aber auch die kleinen Start-ups der Essenslieferdienstbranche wie in
Berlin vor allem Foodora oder Deliveroo, die die Digitalisierung des
Dienstleistungssektors vorantreiben und Arbeitsformen, Marktstrukturen
und Unternehmensstrategien dabei grundlegend umkrempeln. Wie die
Transformation von Arbeit aussieht, wird am Beispiel der Fahrerinnen
und Fahrer der Essenlieferdienstbranche in den Blick genommen werden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 17. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1739: Deutschlandfunk Kultur - "Raumschiff Tonstudio", 25.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Raumschiff Tonstudio

Bericht über das Innere einer Kapsel und deren Bewohner

Von Giuseppe Maio

Deutschlandfunk Kultur 2018/ca. 59'

(Ursendung)

Hörspiel

Mittwoch, 25. April 2018, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Er ist der Pilot an Bord des Klang-Raumschiffes, hat am großen
Mischpult alle Regler in der Hand: der Hörspiel-Tonmeister. Ohne ihn
hebt hier nichts ab. Hört er, was wir nicht hören? Wie erschafft er
ein ausgewogenes Klangbild? Gibt es so etwas wie den ominösen
perfekten Sound? Der Tonmeister hat mit vielen Regisseuren
zusammengearbeitet, Hunderte von Hörspielszenen komponiert mit allen
Details, Schichten und Räumen. Er kennt die akustischen Tricks und
Fallen, nur man hört ihn selten darüber sprechen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 17. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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KURSUS/1739: Hanau - PC-Kurs für Senioren "Daten-Verwaltung unter Windows" ab 8.5.2018


PC-Kurs für Senioren: Daten-Verwaltung unter Windows



Das Seniorenbüro Hanau bietet ab Dienstag, 8. Mai, einen PC-Kurs zur
Verwaltung der Daten unter Windows an. Der Kurs basiert auf Windows
10, ist aber auch für Nutzer älterer Windows Systeme geeignet.
Teilnehmende lernen Funktionen rund um Dateien und Ordner kennen. Die
ehrenamtliche Mitarbeiterin Beatrix Wehner gibt Anleitung für
sinnvolle Strukturen auf dem PC, damit man Daten sicher speichern und
leicht wiederfinden kann. PC-Grundkenntnisse sind erforderlich.

Der Kurs findet immer dienstags (8.-29.05.2018) um 14 Uhr statt und
umfasst vier Einheiten von je zwei Stunden. Kursort ist das
Seniorenbüro Hanau, Raum 106, 1. OG, Steinheimer Straße 1, 63450
Hanau. Der Kurs kann mit acht Teilnehmer*innen belegt werden. Die
Gebühr beträgt 20 Euro. Ein eigener PC mit Windows 10 kann mitgebracht
werden. Die Anmeldung im Seniorenbüro nimmt Inge Gach unter Telefon
06181- 6682041 gerne entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1738: Unna - Seminar zum Thema "Windows-Sicherheitscheck" am 5.5.18


VHS-Aktuell: Seminar zum Thema "Windows-Sicherheitscheck"



Kreisstadt Unna. Sicherheitsveranstaltung der Volkshochschule am 05.
Mai 2018 hilft, den eigenen Rechner gegenüber Gefahren sicherer zu
machen.

Gemeinsam mit dem Dozenten überprüfen Interessierte die
Sicherheitseinstellungen des Windows-Betriebssystems am eigenen Gerät
und nehmen wichtige Anpassungen vor. Gleichzeitig wird ausführlich
über Sinn und Zweck einzelner Sicherheitsmaßnahmen informiert. Darüber
hinaus werden sicherheitskritische Programme überprüft und Maßnahmen
für mehr Sicherheit empfohlen.

Voraussetzungen: Eigener Laptop mit Windows-Betriebssystem (Win 7 -
Win 10). Grundlagenkenntnisse zum Betriebssystem. Die Volkshochschule
haftet nicht für private Geräte.

Das Seminar "Windows-Sicherheitscheck" mit der Kursnummer 181-4205
findet am 05. Mai 2018 von 10:00 bis 11.30 Uhr im zib in Unna statt.
Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt 10 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 53 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT / Grundlagen / Betriebssystem" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 17. April 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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GERIATRIE/289: Neues Positionspapier zu Anämie-Grenzwerten - "Blutarmut im Alter ist nicht normal" (idw)


Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG) - 18.04.2018

Neues Positionspapier zu Anämie-Grenzwerten: "Blutarmut im Alter ist nicht normal"



"Anämie beim älteren Menschen ist keine normale Alterserscheinung, sondern
gehört abgeklärt", sagt Dr. Gabriele Röhrig, Leiterin der Arbeitsgruppe
Anämie im Alter der Deutschen Gesellschaft für Geriatrie (DGG) und
Oberärztin im Medizinischen Versorgungszentrum Medicum Köln Ost, wo sie
gerade das Zentrum für spezialisierte geriatrische Diagnostik (ZGD)
aufbaut. Zusammen mit drei weiteren Wissenschaftlern aus Köln, Hamburg und
Mannheim hat sie nun die Belege dafür zusammengetragen, dass bei älteren
Patienten dieselben Grenzwerte für Blutanalysen gelten wie bei jüngeren
Patienten. Die Forschungsergebnisse wurden jetzt in einem neuen
Positionspapier veröffentlicht.

In den vergangenen Jahrzehnten gab es nur wenige Datenanalysen von
peripheren Blutwerten bei älteren Menschen. Es wurde daher lange Zeit
darüber diskutiert, ob bei dieser Patientengruppe andere Grenzwerte für
die Diagnose einer Anämie herangezogen werden müssten und die
Anämie-Prävalenz im höheren Lebensalter nur aufgrund "falscher" Grenzwerte
vermeintlich hoch erschiene.

Frühere WHO-Grenzwerte wurden willkürlich festgelegt

Die jahrelange Auseinandersetzung war berechtigt, denn die Grenzwerte der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) zur Anämie-Definition aus dem Jahr 1969
waren willkürlich festgelegt worden. Sie waren abgeleitet aus
Untersuchungen an jungen Männern und schwangeren Frauen. Ältere Menschen
waren in keiner der berücksichtigten Untersuchungen eingeschlossen. Dieser
Diskussion um die Frage nach Anämie-Grenzwerten im Alter konnte die
Arbeitsgruppe um Röhrig nun ein Ende setzen.

Nach Analyse von 4.641 Patienten: Erstmals wissenschaftliche belegte Grenzwerte

In Kooperation zwischen der Arbeitsgruppe Anämie der Deutschen
Gesellschaft für Geriatrie (DGG) und dem Arbeitskreis Labor der Deutschen
Gesellschaft für Hämatologie und medizinische Onkologie (DGHO) wurde in
2015 basierend auf Daten einer bundesweit tätigen Laborgemeinschaft eine
Querschnittstudie initiiert, in die über einen Zeitraum von zwölf Monaten
die Daten von insgesamt 30.611 Patienten im Alter über 60 Jahre
eingeflossen sind. Unter Anwendung strenger Einschlusskriterien konnten
daraus 4.641 Menschen als hämatologisch gesund definiert und in die
Analyse eingeschlossen werden. Die Auswertung ergab jetzt, dass alle Werte
der erythrozytären Parameter ("kleines Blutbild") im Bereich der
DGHO-Referenzwerte blieben und die Referenzwerte der WHO für die
Anämie-Definition damit bestätigt werden konnten. "Basierend auf diesen Daten
kann jetzt der Diskussion um die Etablierung altersspezifischer
Referenzwerte für Hämoglobin und erythrozytäre Parameter bei deutschen
Patienten über 60 Jahren endlich ein Ende gesetzt werden", sagt Röhrig.
"Die Referenzwerte für ältere Menschen in anderen Regionen der Welt
könnten aber trotzdem abweichen." Das müsse regional untersucht werden.

Eine enge Koppelung: Anämie und funktionelle Störungen im Alter

Bei Patienten im höheren Lebensalter kann Anämie zu Einschränkungen in der
physischen und kognitiven Funktionalität führen. Auch der Einfluss auf
Morbidität und Mortalität ist nachgewiesen. "Anämie kann als Risikofaktor
für multifunktionelle Einschränkungen im Alter angesehen werden und damit
die klinische Entwicklung eines multimorbiden geriatrischen Patienten
entscheidend beeinflussen", sagt Röhrig. "Gerade vor dem Hintergrund der
großen klinischen Relevanz der Anämie im Alter gewinnt die Ermittlung von
Normwerten für das Blutbild älterer Menschen an Bedeutung."

Bessere geriatrische Behandlung: Weitere Daten müssen erhoben werden

Geriater können bei der Behandlung älterer Patienten über 60 Jahren nun
erstmals auf einen wissenschaftlich belegten Hämoglobin-Grenzwert
zurückgreifen, der auf eine vorliegende Anämie hinweist: Liegt dieser Wert
unter 12 g/dl bei Frauen oder unter 13g/dl bei Männern, sollte eine
weiterführende Anämie-Diagnostik dringend erwogen werden. "Wir dürfen
nicht denken, dass niedrigere Hämoglobinwerte und damit weniger rote
Blutkörperchen im Blut geriatrischer Patienten normal sind, nur weil die
Menschen alt sind. Das ist nicht der Fall", sagt Röhrig. Das Ausmaß der
Diagnostik müsse dabei natürlich dem Risiko-Nutzen-Gleichgewicht für den
Patienten angepasst bleiben.

Ziel für 2018: Diagnostik und Therapie mit neuen Daten weiter verbessern

Aktuell wertet die Forschergruppe weitere Anämie relevante Blutparameter
desselben Kollektivs aus, um weitere Grenzwerte zu bestimmen, unter
anderem für den Eisenspeicher Ferritin und das periphere Blutbild. "Damit
werden wir 2018 weitere Daten vorlegen können, mit denen Diagnostik und
Therapie älterer Anämie-Patienten weiter verbessert werden können", sagt
AG-Sprecherin Röhrig.


Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG)

Die Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG) ist die wissenschaftliche
Fachgesellschaft der Ärzte, die sich auf die Medizin der späten
Lebensphase spezialisiert haben. Wichtige Schwerpunkte ihrer Arbeit sind
neben vielen anderen Bewegungseinschränkungen und Stürze, Demenz,
Inkontinenz, Depressionen und Ernährungsfragen im Alter. Häufig befassen Geriater
sich auch mit Fragen der Arzneimitteltherapie von alten Menschen und den
Wechselwirkungen, die verschiedene Medikamente haben. Bei der Versorgung
geht es darum, den alten Menschen ganzheitlich zu betreuen und ihm dabei
zu helfen, so lange wie möglich selbstständig und selbstbestimmt zu leben.
Die DGG wurde 1985 gegründet und hat heute rund 1700 Mitglieder.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dggeriatrie.de/presse/pressemeldungen/1428-neues-positionspapier-zu-an%C3%A4mie-grenzwerten-%E2%80%9Eblutarmut-im-alter-ist-nicht-normal%E2%80%9C

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1658

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG), Torben Brinkema, 18.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NOTFALL/323: Notfallpraxen haben zu wenig Zeit für echte Notfälle (idw)


Hochschule Fresenius - 19.04.2018

Notfallpraxen haben zu wenig Zeit für echte Notfälle



"Warum auf einen Arzttermin warten - es gibt doch Notfallaufnahmen." Die
Anzahl der Patienten, die so denkt, steigt. Wie stark dieser neue Trend
das Gesundheitssystem belastet, wurde in einem aktuellen Projektbericht
des RWI - Leibniz Institut für Wirtschaftsordnung unter Mitarbeit von
Prof. Dr. Andreas Beivers, Gesundheitsökonom an der Hochschule Fresenius,
Fachbereich Wirtschaft & Medien, untersucht.

In den Notaufnahmen der Krankenhäuser sitzen zunehmend Patienten, die
objektiv gar keine Notfälle sind, dafür aber ein subjektives Notfallgefühl
haben, ihnen ein Arztbesuch in einer Praxis nicht in den Terminkalender
passt oder es den nächsten freien Termin beim Facharzt erst in drei
Monaten gibt. Die Folgen: Weniger Zeit für echte Notfälle, überfordertes
Krankenhauspersonal und unnötige Zusatzkosten.

In einem aktuellen Projektbericht des RWI - Leibniz-Institut für
Wirtschaftsforschung, der von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung in
Auftrag gegeben wurde, untersucht unter anderem Prof. Dr. Andreas Beivers,
Studiendekan an der Hochschule Fresenius München, die aktuelle Situation
in der deutschen Notfallversorgung. Dabei wurden Probleme insbesondere
hinsichtlich der effektiven Patientensteuerung festgestellt.

"Die Ergebnisse der Untersuchung verdeutlichen, dass eine Reform der
Notfallversorgung in Deutschland dringend notwendig ist", so Prof. Dr.
Andreas Beivers. Aktuell fehle es an Steuerungsmechanismen, die im
Idealfall noch vor Ankunft der Patienten beurteilen, welche Versorgung die
richtige ist, führt der Gesundheitsökonom weiter aus. "Mehrere
Nachbarländer haben in den letzten Jahren Reformen durchgeführt, unter
anderem mit dem Ziel, die Zahl der unangemessenen Notfallabteilungsbesuche
zu verringern. So hat beispielsweise Dänemark seit einigen Jahren die
Patientensteuerung ausgebaut und dabei auch telefonische Beratungsangebote
etabliert. Seit 2014 verfügen Patienten dort nur über einen
eingeschränkten Zugang zu Notfallzentren. Wenn sie ein "Walk-in-Center"
aufsuchen möchten, benötigen sie immer eine Überweisung von einem
niedergelassenen Allgemeinarzt oder eine Registrierung über den Notruf.
Wenn sie das nicht beachten, kann es zu nicht unerheblichen Zuzahlungen
kommen", erklärt Beivers. Der Bekanntheitsgrad der Rufnummer 116117 müsse
in Deutschland gesteigert werden. Darüber hinaus sollte der telefonische
Erstkontakt auch in Deutschland verpflichtend sein.

Das Projekt wurde von Prof. Dr. Boris Augurzky vom RWI geleitet. Neben
Prof. Dr. Andreas Beivers waren Dr. Philipp Breidenbach, Rüdiger Budde,
Alexander Haering und Matthias Kaeding vom RWI sowie Annika Emde von hcb,
Niels Straub von IMSP und Dr. Elisabeth Roßbach-Wilk an der Entstehung des
Berichtes beteiligt.

Über die Hochschule Fresenius

Die Hochschule Fresenius mit ihren Standorten in Frankfurt am Main,
Hamburg, Idstein, Köln, München und den Studienzentren in Berlin,
Düsseldorf und New York ist mit über 12.000 Studierenden die größte
private Präsenzhochschule in Deutschland. Sie blickt auf eine mehr als
168-jährige Tradition zurück. 1848 gründete Carl Remigius Fresenius in
Wiesbaden das "Chemische Laboratorium Fresenius", das sich von Beginn an
sowohl der Laborpraxis als auch der Ausbildung widmete. Seit 1971 ist die
Hochschule staatlich anerkannt. Sie verfügt über ein sehr breites,
vielfältiges Fächerangebot und bietet in den Fachbereichen Chemie &
Biologie, Design, Gesundheit & Soziales, onlineplus sowie Wirtschaft &
Medien Bachelor- und Masterprogramme in Vollzeit sowie berufsbegleitende
und ausbildungsbegleitende (duale) Studiengänge an. Die Hochschule
Fresenius ist vom Wissenschaftsrat institutionell akkreditiert. Bei der
Erstakkreditierung 2010 wurden insbesondere ihr "breites und innovatives
Angebot an Bachelor- und Master-Studiengängen", "ihre Internationalität"
sowie ihr "überzeugend gestalteter Praxisbezug" vom Wissenschaftsrat
gewürdigt.


Weitere Informationen finden Sie auf unseren Websites:

www.hs-fresenius.de

www.wir-sind-unsere-Zukunft.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hs-fresesnius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, Melanie Hahn, 19.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1910: Hoch-Risiko-Endometriumkarzinom - Adjuvante Strahlentherapie bleibt Therapiestandard (idw)


Deutsche Gesellschaft für Radioonkologie e.V. - 19.04.2018

Hoch-Risiko-Endometriumkarzinom: Adjuvante Strahlentherapie bleibt Therapiestandard



Viel bringt nicht immer viel: Die internationale randomisierte,
PORTEC-3-Studie [2] verglich die Strahlentherapie mit der kombinierten
Radiochemotherapie nach der Operation (sogenannte adjuvante Therapie) und
kam zu dem Ergebnis, dass es hinsichtlich des Gesamtüberlebens keinen
signifikanten Unterschied gibt. Die Strahlentherapie bleibt somit in
dieser Situation die Behandlung der Wahl. Lediglich bei Patientinnen mit
Hoch-Risiko-Tumoren des Stadiums III oder mit Tumoren des serösen Zelltyps
kann auch die Kombinationstherapie erwogen werden. Vor- und Nachteile
sollten aber individuell abgewogen und die Therapieentscheidung immer
zusammen mit der Patientin getroffen werden.

Das Endometriumkarzinom ist eine Krebserkrankung des Gebärmutterkörpers,
die vor allem Frauen nach den Wechseljahren betrifft, das mittlere
Erkrankungsalter liegt bei 69 Jahren. Pro Jahr erkranken über 10.000
Frauen an einem Endometriumkarzinom, doch die Prognose ist relativ gut:
Das 5-Jahres-Überleben liegt bei 80%, das heißt, dass nur 2 von 10
Betroffenen innerhalb der ersten fünf Jahre nach Diagnose versterben, 8
hingegen die Erkrankung überwinden oder damit leben. Das mag auch daran
liegen, dass die große Mehrzahl der Fälle (etwa 80%) in einem frühen
Stadium (T1) diagnostiziert wird [1]. Die Tumorerkrankung kann dann oft
allein durch die Operation geheilt werden.

15% der Betroffenen haben jedoch einen sogenannten
Hoch-Risiko-Gebärmutterkörperkrebs, der häufiger zu Metastasen führt und auch mit
einer höheren Sterblichkeit einhergeht. Das sind entweder die Tumoren, die
bereits weiter fortgeschritten sind (aber zum Zeitpunkt der Diagnose noch
keine Metastasen gebildet haben), oder jene des sogenannten klarzelligen
oder serösen Zelltyps (beide Formen gehen unabhängig von der
Tumorausbreitung mit einem erhöhten Risiko einher). Bei Patientinnen mit
solchen Hoch-Risiko-Tumoren wird nach der Operation in der Regel eine
Strahlentherapie angeschlossen, um das Rückfallrisiko zu verringern. Eine
große randomisierte Studie untersuchte nun, ob eine kombinierte
Radiochemotherapie gegenüber der alleinigen Strahlentherapie als
Nachbehandlung vorteilhaft sein könnte. Insgesamt nahmen 103 Zentren aus
UK, Australien, Neuseeland, Kanada, Italien und Frankreich an der
PORTEC-3-Studie [2] teil. 330 Patientinnen mit Hoch-Risiko-Tumoren
erhielten eine Strahlentherapie (48,6 Gy in 1-8 Fraktionen an 5 Tagen pro
Woche), 330 weitere Patientinnen erhielten die gleiche Strahlentherapie,
aber zusätzlich auch eine Chemotherapie (50 mg/m2 Cisplatin i.v. in Woche
1 und 4 der Strahlentherapie, dann 4 Zyklen i.v. Carboplatin und
Paclitaxel im Abstand von 21 Tagen).

Das Gesamtüberleben betrug in der Patientinnengruppe, die nur bestrahlt
worden war, 76,7% und in der Gruppe, die die Kombinationstherapie erhalten
hatte, 81,8%. Der Unterschied war nicht signifikant (p= 0,199), die
Radiochemotherapie war also insgesamt nicht überlegen. Allerdings schienen
die Patientinnen mit Tumoren im Stadium III verstärkt von der
Kombinationstherapie zu profitieren, hier war der Unterschied zwischen den
Gruppen ausgeprägter (78,7% vs. 69,8%; p=0,074) und es zeichnete sich ein
Vorteil für die Kombinationstherapie ab. Ein möglicher Vorteil schien es
auch bei Tumoren des serösen Zelltyps zu geben, allerdings war die
Gesamtzahl dieser Tumoren in der Studie zu gering, um statistisch
belastbare Daten zu liefern. Insgesamt kam es unter der
Kombinationstherapie auch zu weniger Rückfällen. Das rezidivfreie
5-Jahres-Überleben betrug 75,5% unter Chemostrahlentherapie und 68,6% unter
alleiniger Strahlentherapie (p=0,022).

"Dieses Ergebnis ändert somit den derzeitigen Therapiestandard nicht, da
die Kombinationstherapie keinen Vorteil für das Gesamtüberleben zeigte,
die zusätzliche Chemotherapie aber mit Nebenwirkungen einherging", erklärt
Univ.-Professorin Dr. Stephanie E. Combs, Pressesprecherin der Deutschen
Gesellschaft für Radioonkologie (DEGRO). "Allerdings sollten gerade
Patientinnen mit Tumoren des Stadiums III oder mit Tumoren des serösen
Zelltyps über die möglichen Vorteile der Kombinationstherapie und die
Risiken und Nebenwirkungen informiert werden, damit sie beides
gegeneinander abwägen und eine individuelle Therapieentscheidung im Sinne
eines shared decision making treffen können."

"Wir gehen davon aus, dass diese Studienergebnisse auch in die
Konsultationsfassung der S3-Leitlinie "Diagnostik, Therapie und Nachsorge
der Patientinnen mit Endometriumkarzinom" eingearbeitet und diskutiert
werden, die vor der Publikation dieser Daten im Dezember 2017
veröffentlicht wurde", ergänzt Univ.-Professor Dr. Wilfried Budach,
Präsident der Deutschen Gesellschaft für Radioonkologie (DEGRO).

REFERENZEN

[1] Daten des Robert Koch-Instituts:

https://www.krebsdaten.de/Krebs/DE/Content/Publikationen/Krebs_in_Deutschland/kid_2017/kid_2017_c54_c55_gebaermutterkoerper.pdf;jsessionid=DF5DCDDFD9AA978289DD2B6816AE75C8.1_cid298?__blob=publicationFile

[2] https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC5840256/pdf/main.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.degro.org/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2244
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Deutsche Gesellschaft für Radioonkologie e. V., Dr. Bettina Albers, 19.04.2018
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RADIOLOGIE/303: Wasserbewegung als Hinweis auf den Zustand von Tumoren (idw)


Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 19.04.2018

Wasserbewegung als Hinweis auf den Zustand von Tumoren

Fast-Field-Cycling-Relaxometrie misst die Aktivität von Tumoren anhand der
zellulären Wasseraustauschrate



Wie aggressiv ist ein Tumor? Italienische Forscher haben eine Methode
entwickelt, durch magnetische Resonanzbildgebung (MRI) den Zustand eines
Tumors zu erfassen, ohne Gewebeproben nehmen zu müssen. Die Technik misst
die magnetischen Resonanzdispersionsprofile von Protonen bei kleinen
Magnetfeldern, bei der auch dynamische Prozesse wie der Austausch von
Wassermolekülen sichtbar gemacht werden. Somit ließe sich die
Aggressivität eines Tumors nichtinvasiv beobachten, so die Autoren der
Studie, die in der Zeitschrift Angewandte Chemie publiziert wurde.

Die in Kliniken genutzte Technik der Hochfeld-MRI produziert standardmäßig
hochaufgelöste Bilder von Tumoren. Bei einem festen Magnetfeld erhält man
genaue Daten zur Form eines Tumors. Dynamische Prozesse wie Physiologie
oder Stoffwechsel sind aber weniger leicht zugänglich. Hier wird
normalerweise mit Kontrastmitteln nachgeholfen, aber Simonetta Geninatti
Crich von der Universität Turin und ihre Kollegen arbeiten an einer
direkten Methode. Mit einer adaptierten Field-Cycling-Kernresonanztechnik
maßen sie die Kernrelaxation auch bei tiefen Magnetfeldern, die Aufschluss
über die Dynamik des Wassers in der Zelle gibt. Für mehrere Tumorsorten
korrelierte die zelluläre Austauschrate des Wassers mit der (bekannten)
Aggressivität des Tumors.

Die NMR-Fast-Field-Cycling-Relaxometrie misst die Spin-Gitter-Relaxationszeit
von Protonen in einem Magnetfeld bei schneller Variation
des Magnetfelds. Je nach der Stärke des Magnetfelds erhält man Auskunft
über verschiedene Zustände der Protonen. Nur bei tiefen Feldern erreicht
die Bewegung von Wassermolekülen in einem Tumor ausreichenden Kontrast.
Für ihre Versuche verwendeten die Wissenschaftler daher ein
NMRD-Instrument (D für Dispersion), das extra auf die Umschaltung zwischen
verschiedenen Feldstärken und die Datenakquise bei Tiermodellen angepasst
war. Ergebnis der Messungen waren klar unterscheidbare Relaxationskurven
für drei verschiedene Tumortypen, die ins Muskelgewebe einer Maus
eingebracht worden waren.

Die kinetische Analyse lieferte hierfür drei Szenarien: eine langsame
Wasseraustauschrate, ein schneller Austausch und eine mittlere Rate, bei
denen die intra- und extrazellulären Kompartimente etwa gleichermaßen
beitragen. Ein schneller Austausch bedeutet einen aktiven Stoffwechsel und
somit eine hohe Aktivität der Tumorzelle. "Diese erhöhte metabolische
Aktivität ist charakteristisch für aggressive Tumoren, die Metastasen
bilden", erklärt Prof. Geninatti Crich. Die Zellen entlasten sich von dem
metabolischen Druck, indem sie den Wasseraustausch nach außen erhöhen.
Dieser Wasseraustausch spiegelt sich in den NMRD-Profilen wieder.

Entsprechend können mit der Technik schnell, direkt und nichtinvasiv
Aussagen über den Entwicklungszustand des Tumors gemacht werden. Die
Wissenschaftler beschreiben ihre Methode als "neue Diagnostikoption für
die Onkologie". Eine Integration in die neuen
Fast-Field-Cycling-MRI-Technologien zum Ganzkörperscan bei Patienten ist vorgesehen.


Angewandte Chemie: Presseinfo 10/2018

Autor: Simonetta Geninatti Crich, Università degli Studi di Torino
(Italy),

http://www.dmbhs.unito.it/do/docenti.pl/Alias?simonetta.geninatticrich

Link zum Originalbeitrag:

https://doi.org/10.1002/ange.201713318

Weitere Informationen finden Sie unter

http://presse.angewandte.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution122
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FORSCHUNG/3823: Wie Blätter im Fluss - Biomechanik der Herzklappenentstehung (idw)


Universität Potsdam - 18.04.2018

Wie Blätter im Fluss - Forscher untersuchen Biomechanik der Herzklappenentstehung



Im Laufe eines 80-jährigen Lebens pumpt das menschliche Herz über 200
Millionen Liter Blut durch den Körper. Diese beeindruckende Leistung hängt
entscheidend von der Ausbildung der Herzklappen ab. Im frühembryonalen
Herzen fehlen Herzklappen. Die rhythmisch aufeinanderfolgenden
Kontraktionen der Herzkammern erzeugen zunächst ein abwechselndes
Vorwärts- und Zurückströmen des Blutes. Erst die Umformung der flachen
Herzkissen in bewegliche und verschließbare Herzklappen führt zu einem
zielgerichteten Blutfluss, weil ein Zurückströmen des Blutes verhindert
wird.

Wissenschaftler der Universität Potsdam und der Medizinischen Hochschule
Hannover haben nun molekulare Mechanismen entdeckt, die durch den
Blutfluss aktiviert werden und die Ausbildung von Herzklappen steuern. Die
Ergebnisse ihrer Forschungen haben die Biologen in der Fachzeitschrift
eLIFE veröffentlicht.

Seit einiger Zeit wird vermutet, dass die Ausbildung von Herzklappen auf
biomechanischen Kräften beruht, die durch den Blutfluss auf die
embryonalen Herzkissen einwirken. Diese Kräfte bewirken in den Herzkissen
molekulare Veränderungen. Sie steuern die Umformung in Herzklappen.
Wissenschaftler suchten seit Langem nach molekularen Auslösern, die zur
Ausbildung der Herzklappen aus dem flachen Herzkissen führt. Embryonale
Herzklappen haben einen sehr einfachen Aufbau mit zwei unterschiedlichen
Seiten, der pflanzlichen Blättern mit verschiedenen Ober- und Unterseiten
ähnelt. Die dem Inneren des Herzschlauches zugewandte Seite unterscheidet
sich in ihrer Form und Beschaffenheit von der dem Äußeren des
Herzschlauches zugewandten Seite. Hierbei sind nur die Zellen auf der
Innenseite, nicht die Außenzellen, dem Blutfluss durch das Herz
ausgesetzt. In den transparenten Eiern des Zebrafisches können
Wissenschaftler diesen Prozess mit mikroskopischen Methoden beobachten.
Um herauszufinden, wie es zur Entstehung und Ausbildung der
unterschiedlichen Innen- und Außenseiten der Herzklappen kommt,
ergründeten die Wissenschaftler zunächst, welche Gene durch den Blutstrom
während der frühen Herzklappenentwicklung des Zebrafisches angeschaltet
werden. Dabei machten sie eine überraschende Entdeckung. Sie fanden eine
Gruppe von Genen, die aus der menschlichen Blutgefäßerkrankung zerebrale
kavernöse Malformationen bekannt sind. Patienten mit dieser Erkrankung
leiden an Verwachsungen von Blutgefäßen, was zu Blutungen und
Schlaganfällen führen kann. Zunächst wunderten sich die Wissenschaftler
über die mögliche Verbindung dieser Gene mit der Herzklappenentwicklung.
In weiterführenden Studien konnten sie jedoch zeigen, dass die Gene eine
wichtige Funktion darin haben, wie Zellen biomechanische Kräfte des
Blutflusses erspüren. Dabei machen sie die Zellen unempfindlicher für den
Einfluss des Blutflusses. Wurden diese Gene ausgeschaltet, bildeten sich
die Herzklappen nicht mehr aus. "Wir vermuten, dass diese Gene in einem
kleinen Bereich des Herzkissens besonders aktiv sind und dort die
Ausbildung der Außenseite der Herzklappe auslösen. Dies könnte ein
Kristallisationspunkt sein, an dem sich die frühen Herzkissen in
funktionale Herzklappen umbilden", erläutert Prof. Dr. Salim Seyfried von
der Universität Potsdam. Die Ergebnisse der Forscher werfen eine Vielzahl
an weiterführenden Fragen auf. Unter anderem wollen sie herausfinden, ob
die Gene eine diagnostische Anwendung für angeborene Herzfehler des
Menschen ermöglichen. Die molekularen Mechanismen der Herzklappenbildung
sind nun um einige wichtige Spieler reicher, deren Wechselwirkung genauer
erforscht werden kann. Schließlich stellt sich auch die Frage, ob die
Erkrankung zerebrale kavernöse Malformationen auf veränderte
biomechanische Prozesse in Blutgefäßen zurückzuführen sein könnte.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution156
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Potsdam, Prof. Dr. Salim Seyfried, Dr. Barbara Eckardt, 18.04.2018
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MELDUNG/898: Paracelsus-Verkauf - ver.di fordert langfristiges Engagement von Porterhouse (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 20. April 2018

Paracelsus-Verkauf: ver.di fordert langfristiges Engagement von Porterhouse



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert nach dem
Verkauf des insolventen Paracelsus-Kliniken-Konzerns an den
familiengeführten Finanzinvestor Porterhouse den Erhalt des
Unternehmens als Ganzes und ein Konzept zur Weiterentwicklung aller
Standorte. "Es ist gut, dass die Zitterpartie für die Beschäftigten
endlich vorbei ist", sagte Sylvia Bühler, Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand. "Für uns ist entscheidend, dass der neue
Eigentümer betriebsbedingte Kündigungen ausschließt, bestehende
Tarifverträge weiterentwickelt sowie gute Arbeits- und
Ausbildungsbedingungen bietet. Zudem muss sich Porterhouse
langfristig engagieren. Wir werden dem Investor genau auf die Finger
schauen, denn im Gesundheitswesen muss es um die gute Versorgung der
Patientinnen und Patienten gehen."

Bei der Entscheidung für den Verkauf an Porterhouse hat sich der
Gläubigerausschuss auch an den Interessen der insgesamt 5.200
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Paracelsus orientiert. Bühler:
"Die starken Signale aus der Belegschaft und von den Betriebsräten
haben ihre Wirkung nicht verfehlt."

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 20. April 2018

Jan Jurczyk - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/897: Zum Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses über das Notfallstufenkonzept vom 19.04.2018 (KGNW)


Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e.V. - 20. April 2018

Entscheidung des G-BA zu stationärer Notfallversorgung 

NRW-Kliniken fordern vom Land Auswirkungsanalyse und Korrekturen



Düsseldorf - Zum Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA)
über das Notfallstufenkonzept vom 19.04.2018 erklärt der Präsident der
Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen, Jochen Brink: "Der
Gesetzgeber hatte den G-BA mit der sachgerechten Vergütung von
Vorhaltekosten für die stationäre Notfallversorgung der Krankenhäuser
beauftragt. Die auf Wunsch der Krankenkassen hierbei definierten
Kriterien sind teilweise überzogen und gefährden die flächendeckende
Notfallversorgung der Bürger in Nordrhein-Westfalen.

Der aktuelle Beschluss wurde auf Grundlage der Auswirkungsanalyse der
Gesetzlichen Krankenkassen gemacht. Einwände der Krankenhausseite und
der Bundesländer wurden weitestgehend ignoriert. Deshalb appellieren
wir an den für die Krankenhausplanung zuständigen
NRW-Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann, den Beschluss des G-BA
kritisch zu prüfen und eine gründliche Auswirkungsanalyse für die
Gesundheitsversorgung in Nordrhein-Westfalen vorzunehmen. Wenn schon
nicht in Berlin, dann muss wenigstens in Düsseldorf Qualität vor
Schnelligkeit gehen. Wir Krankenhäuser beteiligen uns gerne
konstruktiv an dieser Analyse.

Ob ein Krankenhaus auf der Intensivstation mit zumindest 6 Betten 2
oder 3 Beatmungsplätze zur Verfügung hält, kann jedenfalls kein
Ausschlusskriterium für die Anfahrt des Rettungswagens mit Patienten
in Not sein. Es ist realitäts- und praxisfern, festzulegen, dass
ergänzend zu den 24 Stunden anwesenden diensthabenden Ärzten
zusätzlich Fachärzte in Rufbereitschaft immer und überall jederzeit
binnen 30 Minuten am Patienten anwesend sein müssen. Es ist völlig
inakzeptabel, dass Krankenhäuser, die an einer Stufe des Systems von
Notfallstrukturen teilnehmen, zur Versorgung von ambulanten Notfällen
eine Kooperationsvereinbarung mit den zuständigen Kassenärztlichen
Vereinigungen schließen müssen. Würde das aktuell von der KBV
vorgestellte Konzept zur ambulanten Notfallbehandlung Realität, hätte
mehr als die Hälfte der Kliniken zukünftig nicht mehr das Recht,
stationäre Notfälle zu behandeln.

Es kann zudem nicht sein, dass der erst am Nachmittag gefasste
Beschluss bereits am Morgen in den Medien zu lesen ist und eine
vorbereitete Pressemitteilung des G-BA die Runde macht. Man mag das
professionelle Pressearbeit nennen, aber seriös ist das nicht und es
wird der Bedeutung des Themas nicht gerecht. Die drei beim
Bundesgesundheitsministerium in der Schublade liegenden Rechtgutachten
zur Frage der ausreichenden demokratischen Legimitation des G-BA
sollten schnellstmöglich das Licht der Öffentlichkeit erblicken. Wir
sehen das Gremium jedenfalls zunehmend kritisch. Struktur und
Mehrheitsverhältnisse werden den weitreichenden Entscheidungen für die
Daseinsvorsorge der Menschen in unserem Land nicht wirklich gerecht."

 * 

Quelle:

Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen e. V.

Pressemitteilung vom 20. April 2018

Referat für Politik, PR und Presse

Humboldtstr. 31, 40237 Düsseldorf

E-Mail: presse@kgnw.de

Internet: www.kgnw.de
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POLITIK/1903: Bundeskanzlerin Merkel ergreift Initiative zur Verbesserung der globalen Gesundheit (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung - 20. April 2018

Bundeskanzlerin Merkel ergreift Initiative zur Verbesserung der globalen Gesundheit

Gemeinsamer Brief mit dem ghanaischen Staatspräsidenten Akufo-Addo und der norwegischen
Ministerpräsidentin Solberg



In einem gemeinsamen Schreiben an Tedros Adhanom Ghebreyesus, den Generaldirektor der
Weltgesundheitsorganisation (WHO), setzen sich Bundeskanzlerin Merkel, der ghanaische
Staatspräsident Nana Addo Dankwa Akufo-Addo und die norwegischen Ministerpräsidentin Erna Solberg
für einen "Globalen Aktionsplan für ein gesundes Leben und das Wohlergehen aller Menschen" ein.
Im September 2015 hatten die Vereinten Nationen die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung mit
insgesamt 17 Nachhaltigkeitszielen beschlossen. Das dritte dieser Nachhaltigkeitsziele sieht ein
gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters vor.

Der jetzt vorgeschlagene Aktionsplan soll konkrete Zwischenziele für die Zeit bis 2030 umfassen.
Regelmäßige Fortschrittskontrollen und Anpassungsmaßnahmen sollen dabei helfen, das dritte
Nachhaltigkeitsziel vollständig zu erreichen. Um dabei raschere Fortschritte zu erzielen, halten
die drei Regierungschefs eine Aufstockung der inländischen Ressourcen und eine effizientere
Leistungserbringung für erforderlich.

Dem Vorschlag zufolge soll die WHO als führende globale Gesundheitsorganisation die Federführung
bei der Ausarbeitung eines solchen Plans übernehmen und diesen beim 10. "World Health Summit" in
Berlin im Oktober 2018 präsentieren.

Der "Globale Aktionsplan" ist ein weiterer Schritt in dem langfristigen und breit angelegten
Engagement der Bundeskanzlerin zur Verbesserung der globalen Gesundheit. Bereits im Januar 2015 hat
sie anlässlich der Ebola-Epidemie einen Sechs-Punkte-Plan vorgestellt und gemeinsam mit den
Regierungschefs von Norwegen und Ghana eine Initiative zur Verbesserung des internationalen
Krisenmanagements im Gesundheitsbereich ins Leben gerufen. Auch beim G7-Treffen in Elmau und bei
der G20-Präsidentschaft war globale Gesundheit eins der Schwerpunktthemen.
Der Wortlaut des Schreibens findet sich unter: 

http://bpaq.de/who

 * 

Quelle:

Bundeskanzlerin Merkel ergreift Initiative zur Verbesserung der globalen Gesundheit

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 20. April 2018

Dorotheenstr. 84, D-10117 Berlin
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Internet: http://www.bundeskanzlerin.de

Internet: www.bundesregierung.de/flucht-und-asyl

Internet: www.deutschland-kann-das.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





DIABETES/2011: Aggressivität und Gewalttätigkeit können Anzeichen einer Unterzuckerung sein (diabetesDE)


diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe - 19. April 2018

Hypoglykämie ist häufigster akuter Notfall bei Diabetes:

Aggressivität und Gewalttätigkeit können Anzeichen einer Unterzuckerung sein



Berlin - Unterzuckerungen sind bei Menschen mit Diabetes Typ 1 oder
Typ 2, die mit Insulin oder oralen Blutzuckersenkern behandelt werden,
die häufigste Notfallsituation. Eine sogenannte Hypoglykämie kann bei
einem schweren Verlauf Bewusstlosigkeit und bei Menschen mit
Herzkreislauferkrankungen auch Herzrhythmusstörungen oder sogar einen
Schlaganfall zur Folge haben. Häufige Unterzuckerungen scheinen
langfristig auch die Entwicklung einer Demenz zu begünstigen. Menschen
mit Diabetes und ihre Angehörigen sollten daher mögliche Anzeichen
einer Unterzuckerung kennen, um im Notfall rasch Gegenmaßnahmen
einzuleiten. Neben Blässe, Schweißausbrüchen, Herzklopfen, Heißhunger,
Kopfschmerzen, Schwindel, Bewusstseins- oder Sprachstörungen sind auch
Wesensänderungen wie aggressives Verhalten, das sogar bis zur
Gewalttätigkeit führen kann, ein mögliches Symptom. Darauf macht die
gemeinnützige Organisation diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe
aufmerksam und rät Betroffenen und Angehörigen, in solchen Fällen mit
dem behandelnden Arzt darüber zu sprechen. Denn häufig wird das
Verhalten missinterpretiert und belastet die familiäre und
partnerschaftliche Beziehung.

Die Diabetes-Therapie ist ein Balanceakt: Zu hohe Blutzuckerwerte
können auf Dauer Blutgefäße und Nerven schädigen. Werden Medikamente
oder Insulin überdosiert, droht eine Unterzuckerung: Sinkt der
Blutzucker unter 70 mg/dl (3,9 mmol/l) und treten die genannten
Symptome auf, spricht man von einer Hypoglykämie. "Weitere Ursachen
können zu wenig Nahrung, Alkohol oder falsch eingeschätzte körperliche
Aktivität sein", erklärt Professor Dr. med. Thomas Haak,
Vorstandsmitglied von diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe und
Chefarzt des Diabetes Zentrums Mergentheim. Langjähriger Diabetes,
Alter und Nierenfunktionsstörungen erhöhen das Risiko. Eine
Hypoglykämie ist die am häufigsten auftretende akute Komplikation bei
Diabetes mellitus. Je stabiler die Blutzuckereinstellung ist, desto
geringer ist das Risiko für eine Unterzuckerung. Außerdem sollten
Menschen mit Diabetes Unterzuckerungsanzeichen ernst nehmen und bei
deren Auftreten diese konsequent durch Aufnahme rasch resorbierbarer
Kohlenhydrate in Form von Traubenzucker oder zuckerhaltigen Getränken
beseitigen.

Erste Anzeichen können unter anderem Schwitzen, Zittern oder
Herzklopfen sein. Bei stärkerer Unterzuckerung kann Zuckermangel im
Gehirn zu Konzentrations-, Sprach- oder Sehstörungen, Schwindel,
Krämpfen oder Bewusstlosigkeit führen. Tritt jedoch eine
Wesensänderung wie aggressives Verhalten auf, sind Angehörige
irritiert und erkennen den Betroffenen nicht wieder. "Jeder Mensch mit
Diabetes reagiert individuell bei einer Unterzuckerung. Manche werden
sehr impulsiv, beschimpfen zum Beispiel ihren Partner und wehren Hilfe
wie gereichten Traubenzucker mit Schlägen ab", sagt Professor Haak.
Normalisiert sich der Blutzuckerspiegel, leiden die Betroffenen oft
unter einem 'Filmriss' und können sich an ihr aggressives, eventuell
gar handgreifliches Verhalten nicht mehr erinnern. Das wirkt auf
Lebenspartner und andere Familienangehörige verstörend und macht es
ihnen noch schwerer, über solche unangenehmen und belastenden
Situationen zu sprechen. Professor Haak rät: "Wer Erfahrungen dieser
Art macht, sollte sich jedoch unbedingt gemeinsam mit dem
Diabetes-Betroffenen darüber auseinandersetzen, zum Beispiel bei einem
gemeinsamen Besuch beim Diabetologen." Eine zusammen besuchte
Diabetes-Schulung könne helfen, Symptome einer Unterzuckerung
frühzeitig zu erkennen und rechtzeitig zu reagieren, um ähnliche
Situationen künftig zu vermeiden.


Quellen:

Edridge CL et al. Prevalence and Incidence of Hypoglycaemia in 532,542
People with Type 2 Diabetes on Oral Therapies and Insulin: A
Systematic Review and Meta-Analysis of Population Based Studies. PLoS
One 2015; 10: e0126427

Kalscheuer H et al. Diabetic emergencies: Hypoglycemia, ketoacidotic
and hyperglycemic hyperosmolar nonketotic coma. Internist (Berl) 2017;
58: 1020-1028



diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe ist eine gemeinnützige und
unabhängige Dachorganisation, die Menschen mit Diabetes,
Diabetesberater, Ärzte und Forscher vereint. Gemeinsam schaffen wir
Öffentlichkeit für das Thema und vertreten die Interessen der
Menschen mit Diabetes. Wir setzen uns für eine bessere Prävention,
Versorgung und Forschung im Kampf gegen die Volkskrankheit Diabetes
ein. Die Krankheit breitet sich auch in Deutschland rasch aus. 6
Millionen Menschen sind in Behandlung, und jeden Tag kommen fast 1000
Neuerkrankte hinzu.

Gegründet wurde diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe von der
Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) www.ddg.info und dem Verband
der Diabetes-Beratungs- und Schulungsberufe in Deutschland (VDBD)
www.vdbd.de [1]. Die Selbsthilfe ist innerhalb von diabetesDE durch
die selbstständige Selbsthilfeorganisation Deutsche Diabetes-Hilfe -
Menschen mit Diabetes (DDH-M) www.ddh-m.de vertreten.

[1] http://www.vdbd.de/VDBD/index.php

 * 

Quelle:

diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe, Pressestelle

Pressemitteilung vom 19. April 2018
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INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





KREBS/1164: Therapie - Schaltplan der Gene zeigt die besten Angriffspunkte (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 18.04.2018

Krebstherapie: Schaltplan der Gene zeigt die besten Angriffspunkte



Die meisten Gene sind Teamplayer. Nur im Zusammenspiel mit anderen Genen
bringen sie die volle Leistung. Wissenschaftler aus dem Deutschen
Krebsforschungszentrum haben eine Möglichkeit gefunden, dies für die
Entwicklung neuer Krebstherapien auszunutzen. Sie erstellen Schaltpläne
der genetischen Abhängigkeiten in Krebszellen. Auf diesen Plänen lässt
sich dann ablesen, an welchen Stellen sich das Zusammenspiel der Krebsgene
am wirkungsvollsten stören lässt.

Das Erbgut von Krebszellen enthält zahlreiche Mutationen, die sich in
gesunden Körperzellen nicht finden. Die veränderten Gene ermöglichen dem
Krebs zu wachsen und sich auszubreiten. Da die Erkrankung auf diese
Veränderungen angewiesen ist, sind die betroffenen Gene, bzw. die von
ihnen abgelesenen Proteine, interessante Angriffspunkte für neue
Therapien. Und da Krebszellen auf einen solchen Angriff weitaus
empfindlicher reagieren als gesunde Zellen, könnten solche Therapien
gezielt nur die mutierten Zellen töten, ohne den gesunden Zellen zu
schaden.

Doch in der Vergangenheit zeigte sich: "Gegen Therapien, die nur an einem
einzigen Gen - bzw. nur an einem einzigen Genprodukt - ansetzen,
entwickeln Krebszellen oft Resistenzen. Es gelingt ihnen häufig, den
Effekt der Therapie zu umgehen und andere Wege zu finden", berichtet
Michael Boutros vom Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ). "Außerdem
lässt sich manchmal ausgerechnet ein für die Therapie interessantes
Krebsgen nur schwer oder gar nicht angreifen", ergänzt Boutros' Kollege
Benedikt Rauscher. Die Lösung für diese Probleme liegt im Zusammenspiel
der Gene: "Die meisten Gene wirken nicht alleine, sondern in Netzwerken
mit vielen anderen Genen. Sie verstärken sich gegenseitig in ihrer
Wirkung, schwächen sich ab oder neutralisieren sich ganz", so Michael
Boutros. Eine Therapie, die nicht nur ein bestimmtes Krebsgen angreift,
sondern in ganze Netzwerke eingreift, können die Krebszellen nicht so
leicht umgehen.

Um die Netzwerke der Gene zu entschlüsseln und zu zeigen, welche Gene
miteinander verbunden sind, hat das Team um Boutros einen neuen
Computeralgorithmus entwickelt. Mit ihm können die Forscher exakte
Schaltpläne der genetischen Verbindungen in menschlichen Krebszellen
erstellen - und so mögliche Angriffsziele für eine Therapie aufzeigen. Das
Besondere dabei: "Mit unserem Algorithmus konnten wir Daten
zusammenführen, die an vielen verschiedenen Orten auf der ganzen Welt
erzeugt wurden", so Benedikt Rauscher. "Je mehr Daten wir zusammenbringen,
desto genauer werden unsere Schaltpläne der genetischen Wechselwirkungen."
Der erste Schaltplan der Heidelberger Wissenschaftler basiert auf 85
Hochdurchsatz-Screenings, die von Laboren auf der ganzen Welt in vielen
verschiedenen Krebszelllinien durchgeführt wurden. Dabei kam die Genschere
CRISPR/Cas9 zum Einsatz, die Erbgut gezielt schneiden und verändern kann.
Mit dieser gentechnischen Methode schalteten die Wissenschaftler jedes Gen
in den Krebszellen eines nach dem anderen aus und beobachteten, wie die
anderen Gene darauf reagierten.

Boutros und seine Kollegen fanden in diesem großen Datensatz bekannte
Verbindungen, aber auch neue Abhängigkeiten zwischen Genen, die wichtig
sind für die Entstehung von Krebs. "Außerdem stellten wir fest, dass wir
mit unseren Schaltplänen auch Moleküle identifizieren können, die eine
wichtige Rolle bei bestimmten Krebsarten spielen", berichtet Boutros. In
der aktuellen Untersuchung entdeckten die Wissenschaftler, dass die beiden
Gene GANAB und PRKCSH die Ausschüttung von sogenannten Wnt-Signalen
kontrollieren. Diese Signale können benachbarte Krebszellen zum Wachstum
anregen - ein Prozess, der vor allem bei Bauchspeicheldrüsen- und
Darmkrebs eine wichtige Rolle spielt.


Benedikt Rauscher, Florian Heigwer, Luisa Henkel, Thomas Hielscher, Oksana
Voloshanenko und Michael Boutros. Toward an integrated map of genetic
interactions in cancer cells.

Mol Syst Biol 2018; DOI: 10.15252/msb.20177656


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





WIRKSTOFF/577: Neuer Wirkmechanismus von Tumortherapeutikum entdeckt (idw)


Universität Wien - 19.04.2018

Neuer Wirkmechanismus von Tumortherapeutikum entdeckt



Ein in Kooperation mit der Universität Wien entwickelter Wirkstoff gegen
Krebs zeigte in einer frühen Studie in den USA erste Hinweise für
therapeutische Wirksamkeit bei gleichzeitig guter Verträglichkeit. Nun
konnte ein Team um Bernhard Keppler von der Fakultät für Chemie zeigen,
dass der Wirkstoff bei Krebszellen Symptome des immunogenen Zelltods
hervorruft und damit eine zentrale Rolle bei der medikamentösen
Krebstherapie einnehmen könnte. Die jüngsten Erkenntnisse zum
Wirkmechanismus des vielversprechenden KP-1339 (IT-139) wurden bei der
diesjährigen Jahrestagung der American Association of Cancer Research
(AACR) vorgestellt, die kürzlich in Chicago stattgefunden hat.

Der Wirkstoff KP-1339 (IT-139) - ein kleines, an Transferrin und Albumin
bindendes Molekül - wurde von Bernhard Keppler, Dekan der Fakultät für
Chemie der Universität Wien und Leiter des interdisziplinären Clusters
"Translational Cancer Therapy Research" gemeinsam mit Walter Berger von
der Medizinischen Universität Wien entwickelt. Der Wirkstoff hat an
Patienten mit stark fortgeschrittener Krebserkrankung bereits eine
klinische Studie durchlaufen und erhielt von der amerikanischen Food and
Drug Administration (FDA) im vergangenen Jahr den Status einer Orphan
Drug, eines Medikaments zur Behandlung seltener Krankheiten, bei
Pankreaskarzinom.

Bei der diesjährigen AACR Tagung haben Debora Wernitznig und Michael
Jakupec vom Institut für Anorganische Chemie und Translational Cancer
Therapy Research Cluster in einem Dickdarmkrebs-3D-Modell gezeigt, wie die
mit IT-139 behandelten Krebszellen Anzeichen des immunogenen Zelltods
entwickeln.

"Der immunologe Zelltod der Krebszellen ist eine der Voraussetzungen
dafür, dass im Rahmen einer Kombinationstherapie mit Wirkstoffen, die das
Immunsystem beeinflussen die Krebszellen erfolgreich bekämpft werden
können", sagt Krebsforscher Bernhard Keppler, der ursprünglich IT-139
synthestisiert hat. Der mittlerweile patentierte antitumorale Wirkstoff
wurde von Keppler in Kooperation mit der Medizinischen Universität Wien
weiterentwickelt. 2014 wurde er von dem Unternehmen Intezyne übernommen,
um die klinische Entwicklung in USA voranzutreiben.

IT-139 ist das erste Krebstherapeutikum auf Rutheniumbasis, eine völlig
neue Wirkstoffklasse: Es wird über die Protein Transferrin und Albumin in
die Tumorzelle transportiert und dort selektiv aktiviert. Es kann durch
Modellierung eines bestimmten Proteins (GRP78) den programmierten Zelltod
auslösen und gleichzeitig die Resistenzentwicklung gegen andere
Therapeutika reduzieren.

Der Translational Cancer Therapy Research Cluster wurde am Institut für
Anorganische Chemie der der Fakultät für Chemie der Universität Wien mit
dem Institut für Krebsforschung der Medizinischen Universität Wien mit
Beginn 1. Jänner 2017 eingerichtet. Damit wurde die bis Ende 2016 laufende
Forschungsplattform "Translational Cancer Therapy Research" in ein
interdisziplinäres Clusterprojekt zwischen der Universität Wien und der
Medizinischen Universität überführt.

Offen für Neues.

Die Universität Wien ist eine der ältesten und größten Universitäten
Europas: An 19 Fakultäten und Zentren arbeiten rund 9.500
MitarbeiterInnen, davon 6.600 WissenschafterInnen. Die Universität Wien
ist damit die größte Forschungsinstitution Österreichs sowie die größte
Bildungsstätte: An der Universität Wien sind derzeit rund 94.000 nationale
und internationale Studierende inskribiert. Mit 174 Studien verfügt sie
über das vielfältigste Studienangebot des Landes. Die Universität Wien ist
auch eine bedeutende Einrichtung für Weiterbildung in Österreich.

www.univie.ac.at

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1368: Raman-Mikroskopie - Krebsmedikament bei der Arbeit beobachtet (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 19.04.2018

Krebsmedikament bei der Arbeit beobachtet



Welche Wirkorte das Krebsmedikament Neratinib in Zellen erreicht und wie
es sich dort chemisch verändert, haben Forscher der Ruhr-Universität
Bochum (RUB) mit der Raman-Mikroskopie untersucht. Ein Vorteil der Methode
im Vergleich zu anderen Verfahren ist, dass das Medikament dafür nicht mit
einem Marker versehen werden muss, der die Verteilung der Substanz nur
indirekt anzeigt; stattdessen kann das Medikament selbst beobachtet
werden. Über die Arbeiten berichtet das Team um Prof. Dr. Klaus Gerwert
und Dr. Samir El-Mashtoly vom RUB-Lehrstuhl Biophysik in der Zeitschrift
Angewandte Chemie.

Pharmakokinetik ist entscheidend

Neratinib, erhältlich unter dem Handelsnamen Nerlynx, ist seit 2017 für
die Behandlung von Brustkrebs zugelassen und wird derzeit in klinischen
Studien auch für die Lungenkrebstherapie getestet. Es bindet an bestimmte
Proteine in der Zelle und hemmt so das Zellwachstum. "Um genau zu
verstehen, wie ein Medikament wirkt, muss man seine Pharmakokinetik
kennen, also wie der Körper die Substanz aufnimmt, verteilt und
verstoffwechselt - und wie sie sich dabei chemisch verändert", sagt
Gerwert.

Wie der Stoffwechsel das Medikament verändert

Samir El-Mashtoly und Klaus Gerwert entwickelten in den vergangenen Jahren
neue Raman-spektroskopische Methoden, um die Wirksamkeit und Verteilung
von Medikamenten in Krebszellen zu beobachten. In der aktuellen Studie
verfolgten die Wissenschaftler, wie Neratinib in die Zellen aufgenommen
wird und sich in den Zellorganellen anreichert. In der Zelle änderte sich
dabei die Struktur der Wirkstoffmoleküle. "Interessanterweise nimmt ein
Großteil der Moleküle eine Struktur an, die pharmakologisch nicht mehr
wirksam ist", beschreibt El-Mashtoly.

"Dieses Ergebnis kann helfen, Medikamente weiterzuentwickeln und die
Krebstherapie zu verbessern", ergänzt der Bochumer Forscher. "Die Studie
zeigt das große Potenzial der Raman-Mikroskopie, um die Wirkmechanismen
von Medikamenten zu ergründen. Die Pharmaindustrie hat bereits großes
Interesse."

Markerfreie Methode

Um zu untersuchen, wie sich ein Medikament in Zellen verteilt, werden die
Moleküle üblicherweise mit fluoreszierenden Substanzen markiert. "Die
Marker sind oft viel größer als das zu untersuchende Molekül und
beeinflussen damit stark dessen Verhalten", erklärt Klaus Gerwert. "Nur
das markerfreie Verfahren erlaubt, den Wirkstoff direkt zu beobachten."

Die Raman-Mikroskopie ist eine markerfreie Methode mit einer räumlichen
Auflösung von rund 400 Nanometern. Das ermöglicht nicht nur, einzelne
Krebszellen auseinanderzuhalten, sondern auch Zellorganellen sichtbar zu
machen. Im Gegensatz zu konventionellen Methoden kann die
Raman-Mikroskopie auch die chemischen Veränderungen der Medikamente detektieren,
die entscheidend für die Wirksamkeit sind.

Ein Pharmaunternehmen ist bereits auf die Bochumer Arbeiten aufmerksam
geworden und nutzt die Methode, um neue potenzielle Krebsmedikamente zu
testen.


Förderung

Das Land Nordrhein-Westfalen förderte die Arbeiten im Rahmen des
europäischen Proteinforschungsnetzwerks "Pure".

Originalveröffentlichung

Karim Aljakouch, Tatjana Lechtonen, Hesham K. Yosef, Mohamad K. Hammoud,
Wissam Alsaidi, Carsten Kötting, Carolin Mügge, Robert Kourist, Samir F.
El-Mashtoly, Klaus Gerwert: Raman Micro-Spectroscopic Evidence for the
Metabolism of a Tyrosine Kinase Inhibitor, Neratinib, in Cancer Cells, in:
Angewandte Chemie, 2018

DOI: 10.1002/anie.201803394 (englische Version)

10.1002/ange.201803394 (deutsche Version)
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FORSCHUNG/243: Damit Implantate länger halten ... gezielte Veränderung von Oberflächen (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 18.04.2018

Innovative Forschung: Damit Implantate länger halten

VHV-Stiftung fördert zwei NIFE-Projekte zur Entwicklung von Implantaten in
der Zahnmedizin und im Bereich des Tissue Engineering / erste Ergebnisse
wurden vorgestellt



Bei gleich zwei Projekten im Niedersächsischen Zentrum für
Biomedizintechnik, Implantatforschung und Entwicklung (NIFE) war die
VHV-Stiftung von der Innovationskraft der Vorhaben überzeugt: bei neuen
Entwicklungen für Implantatoberflächen mit verbessertem Schutz gegen
Infektionen in der Zahnmedizin und im Bereich des Tissue Engineerings bei
der Entwicklung so genannter präkapillarisierter Implantate. Diese
Implantate bestehen aus Kapillarnetzwerken in künstlichen Geweben, die
deren Durchblutung unmittelbar nach der Implantation ermöglichen - zum
Beispiel als Ersatz für abgestorbenes Herzmuskelgewebe nach einem
Herzinfarkt. Beide Projekte fördert die Stiftung mit fast 300.000 Euro für
insgesamt drei Jahre. Bei einem Pressegespräch wurden erste Ergebnisse
vorgestellt.

"Hannover ist auf dem Gebiet der Spitzenmedizin deutschlandweit ein
herausragender Standort für Anwendung und Forschung. Unsere
Wissenschaftsförderung lenken wir unter anderem in die medizinische
Grundlagenforschung zur Entwicklung regenerativer Therapien. Das
Zusammentreffen der medizinischen Expertise mit Ingenieurskunst,
Nanotechnologie, Chemie und Biophotonik in einem starken Forschungscluster
wie dem NIFE macht uns zuversichtlich, dass wir mit unserer Förderung
einen erfolgreichen Beitrag leisten", sagte Joachim Werren,
Vorstandsvorsitzender der VHV-Stiftung bei der Ergebnispräsentation.

Gezielte Veränderung von Implantatoberflächen

Im ersten Projekt von Professorin Dr. Meike Stiesch, Direktorin der Klink
für Zahnärztliche Prothetik und Biomedizinische Werkstoffkunde, geht es um
die Entwicklung und Testung antibakterieller
Oberflächenfunktionalisierungen für Implantate. Das Ziel ist es, die
Entstehung einer Infektion im umgebenden Gewebe des Implantates zu
verhindern - hervorgerufen durch die Anlagerung von Bakterien an das
Implantat. Durch gezielte Veränderung der Implantatoberfläche kann diesem
Prozess entgegengewirkt und damit das Infektionsrisiko gesenkt werden. In
der ersten Förderphase wurden erfolgreich Modelle zur realitätsnahen
Untersuchung von Oberflächenfunktionalisierungen im Labor etabliert, die
die Grundlage für alle weiterführenden Arbeiten bilden. "Wir sind
zuversichtlich, dass die Erkenntnisse unserer Forschungsarbeit die
Entwicklung zukünftiger Implantatsysteme maßgeblich beeinflussen werden
und dazu beitragen, die Sicherheit für den Patienten weiter zu
verbessern", erläuterte Professorin Stiesch.

Ein Zellkonstrukt für abgestorbenes Herzmuskelgewebe

Das zweite Projekt unter der Leitung von Professor Dr. Axel Haverich,
Direktor der Klinik für Herz-,Thorax-, Transplantations- und
Gefäßchirurgie, beschäftigt sich mit der Kapillarisierung zur Durchblutung
von gezüchteten Geweben (Tissue Engineering), die bei der Implantation
direkt an die bestehenden Blutgefäße angeschlossen werden können. Ein
Einsatzgebiet ist zum Beispiel der Ersatz von abgestorbenem
Herzmuskelgewebe nach einem Herzinfarkt, weil so sichergestellt werden
kann, dass das implantierte Gewebe sofort lebensfähig ist. In der ersten
Projektphase wurden bereits kleinste Kanäle und kapillarbildende Zellen in
biologische Trägermaterialien eingebracht sowie aus körpereigenem Material
Blutgefäße hergestellt, die dem Anschluss des präkapillarisierten Gewebes
dienen sollen. "Wir verfolgen hier einen äußerst ehrgeizigen Ansatz, der
nicht nur die Implantate in der Herzchirurgie maßgeblich verbessern kann,
sondern grundsätzlich für die Gewebe- und Organzüchtung vielfältiger
Organsysteme von entscheidender Wichtigkeit ist", erklärte Professor
Haverich.

VHV Stiftung finanziert innovative Pilotprojekte

"Bei beiden Projekten der Implantatforschung handelt es sich um hoch
innovative Pilotprojekte mit sehr großer medizinischer Relevanz und großem
Potential für entscheidende Verbesserungen der Patientenversorgung. Durch
die Unterstützung der VHV-Stiftung konnten zunächst die ersten
Entwicklungsschritte und jetzt die breitere Erforschung dieser wichtigen
klinischen Fragestellungen finanziert werden" betonte Dr. Manfred Elff,
Vorstandsvorsitzender des NIFE.

"Die MHH ist mit ihren Partnern im NIFE hervorragend aufgestellt. Das NIFE
ermöglicht optimale Synergien der biomedizinisch ausgerichteten
Implantats- und Transplantationsschwerpunkte der MHH mit den exzellenten
Grundlagenwissenschaften auf dem Gebiet der Chemie, Biochemie, Physik und
dem Ingenieurwesen der Leibniz Universität Hannover, mit hervorragenden
Ergebnissen für die patientenorientierte Forschung", ergänzte Professorin
Dr. Denise Hilfiker-Kleiner, Forschungsdekanin der MHH.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121
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AKTION/2641: Wertheim - Musikalische Brücke zwischen Abend- und Morgenland mit "Quadro Nuevo", 13.5.


Weltmusik-Ensemble "Quadro Nuevo" zu Gast auf der Burg

Eine musikalische Brücke zwischen Abend- und Morgenland



Wertheim. "Der erste schöne Sommerabend in diesem Jahr wurde auf der
Burg in Wertheim zu einem außergewöhnlichen Konzerterlebnis." So
berichtete die Presse vor zwei Jahren über das erste Gastspiel von
"Quadro Nuevo" auf der Wertheimer Burg. Am Sonntag, 13. Mai, um 18 Uhr
kehrt das preisgekrönte Weltmusik-Ensemble unter dem Motto "Flying
Carpet - Fliegender Teppich" auf die Burg zurück.

"Getrieben zwischen östlichen und westlichen Winden schwebt der
Teppich durch schillernde Klanglandschaften. Quer durch das alte
Europa, über den wilden Balkan, kaukasische Gebirge und
mediterran-glitzernde Inselwelten bis in den Orient. Dazwischen
riskante improvisatorische Höhenflüge und elegisch-mystische Passagen.
Hier und dort blitzt ein Tango auf, der von abenteuerlichen Tagen im
fernen Argentinien erzählt. Der Teppich trägt uns aber auch über die
Grenzen von Kulturen und Ideologien", beschreibt der Veranstalter das
Konzerterlebnis.

Quadro Nuevo reist seit 1996 durch die Welt: Immer auf der Suche nach
magnetischen Melodien, immer inspiriert von Kulturen, deren Menschen
und Mythen. Zwischen Bayern und Buenos Aires führten die Streifzüge
oft schon in den Orient, wo ein reger respektvoller Austausch zu
dortigen Kollegen entstand.

Ihr aktuelles Album "Flying Carpet" spielten sie zusammen mit der
Sufi-Band "Cairo Steps" und Gästen aus Ägypten ein. Momente, die eine
musikalische Brücke zwischen Okzident und Orient spannen. Im Frühjahr
2017 reisten die Musiker durch Ägypten, spielen in den Opernhäusern
von Kairo, Alexandria und Damanhur und veröffentlichen anschließend
ihr aktuelles Musik-Album. Über ihre Konzerte sagen sie: "Obwohl wir
aus unterschiedlichen Kulturräumen kommen, stehen wir voller Respekt
füreinander als Freunde auf der Bühne. Wir haben die Vision, mit
unserer gemeinsam entstehenden Musik Momente zu schaffen, welche eine
Brücke zwischen dem Abend- und dem Morgenland spannen. Ein gemeinsamer
Ritt auf dem fliegenden Teppich!"

Karten für das Konzert auf der Burg Wertheim sind in der Buchhandlung
Buchheim, bei den Geschäftsstellen der Zeitungen und online bei
Reservix erhältlich. Bei schlechter Witterung wird das Konzert wird in
die Aula Alte Steige verlegt.

Quadro Nuevo

Die für Quadro Nuevo typische Mischung besteht aus Tango, Valse
Musette, Flamenco, liebevoll entstaubter Filmmusik und einem fast
schon verklungenen Italien. Das Instrumental-Quartett gab seit 1996
über 2.000 Konzerte auf allen Kontinenten.

Die spielsüchtigen Virtuosen treten in Jazz-Clubs und bei
internationalen Festivals auf, spielen als Straßenmusiker auf den
Plätzen des Südens, als Tango-Kapelle zum späten Tanze und als 
Konzert-Ensemble in großen Sälen wie der New Yorker Carnegie Hall und wenige
Tage vor dem Wertheimer Konzert in der Berliner Philharmonie.

Als die vier Musiker Mitte der 1990er Jahre zusammentrafen, war
eigentlich keine Band, sondern nur ein Projekt für einen Soundtrack
geplant. Der Film zur Musik wurde jedoch nie gedreht, stattdessen
wurde ein Quartett gegründet. Inzwischen ist Quadro Nuevo eine
erfolgreiche und preisgekrönte Gruppe im Worldmusic-Jazz-Segment. Alle
Alben der Band wurden mit dem Deutschen Jazz Award ausgezeichnet und
schafften es in die Top Ten sowohl der Jazz- als auch der 
Weltmusik-Charts. Im Mai 2010 erhielt Quadro Nuevo den "Echo Jazz" als bester
Live-Act und wurde außerdem mit dem höchsten Deutschen Musikpreis von
der Deutschen Phono Akademie ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. April 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim
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FESTIVAL/786: Bonn - Amerikanische Klangwelten auf dem 21. Bonner Schumannfest, 3.-16.6.2018


Amerikanische Klangwelten auf dem Bonner Schumannfest 2018



BONN - Ob eine Hommage an Frank Sinatra oder Bernsteins Sinfonische
Tänze aus der "West Side Story". Die Werke großer US-Komponisten
bestimmen das Programm des 21. Bonner Schumannfests, das in diesem
Jahr von Sonntag, 3. Juni, bis Samstag, 16. Juni 2018, unter dem Motto
"Amerika" stattfindet.

In insgesamt 19 Veranstaltungen können Kulturinteressierte die
Klangwelten amerikanischer Komponisten, wie Glass, Gershwin und
Copland, kennenlernen. Die USA war für kurze Zeit das Sehnsuchtsland
von Robert und Clara Schumanns musikalischen Träumen, darüber hinaus
wäre Leonard Bernstein in diesem Jahr 100 Jahre alt geworden. Grund
genug, mit Bernsteins Werken ins Festival zu starten: Am Sonntag, 3.
Juni 2018, um 11 Uhr zeigt das Schumannfest noch vor Fernsehstart im
Rex-Kino, Frongasse 9, die Dokumentation "West Side Story - Bernsteins
Broadway-Hit". Im Eröffnungskonzert um 19 Uhr im Theater im Ballsaal,
Frongasse 9, spielt dann das Klavierduo Genova & Dimitrov unter
anderem Teile aus der "West Side Story".

Beim Orgelabend am Dienstag, 5. Juni 2018, um 19 Uhr in der
Kreuzbergkirche spielt Anna-Victoria Baltrusch, Organistin an der
Alten Tonhalle-Orgel des Neumünsters Zürich, neben Schumanns Skizzen
für Pedalflügel Werke amerikanischer Spätromantiker. Für den Auftritt
des Monet-Bläserquintetts am Mittwoch, 6. Juni 2018, um 20 Uhr geht
das Schumannfest in den wahrscheinlich "amerikanischsten"
Veranstaltungsort: Die "Stimson Memorial Chapel" in Plittersdorf.

Für das traditionelle Konzert zum Geburtstag Robert Schumanns am
Freitag, 8. Juni 2018, um 20 Uhr im Schumannhaus, Sebastianstraße 182,
ist Pianistin Sophie Pacini, die 2017 als "Junge Künstlerin des
Jahres" ausgezeichnete wurde, verantwortlich. Sie spielt unter anderem
Werke von Mendelssohn, Fanny Hensel und Clara Schumann. Am folgenden
Abend findet ein Liederabend im Schumannhaus statt: David Fischer,
Tenor an der Bonner Oper, singt am Samstag, 9. Juni 2018, um 20 Uhr
Lieder von Schumann, Eisler, Ives und Copland.

Neue Möglichkeiten der Lied-Präsentation erkundet das Ensemble Eikona
im musiktheatralischen Abend "Dichter. Liebe!" am Sonntag, 10. Juni
2018, um 19 Uhr im Theater im Ballsaal, Frongasse 9. Die Bonner
Pianistin Jamina Gerl, Kennerin der amerikanischen Musikszene, stellt
in ihrem Klavierabend am Dienstag, 12. Juni 2018, um 20 Uhr im Theater
im Ballsaal, Frongasse 9, die Kompositionen von Clara Schumann und
Mendelssohn amerikanischen Werken gegenüber. Einen Überblick über die
US-Musikszene gibt eine Stunde zuvor Pianist und Autor Walter
Prossnitz.

Auszüge aus Gershwins "Porgy & Bess" spielt die Geigerin Liv Migdal im
Konzert mit Pianistin Jie Zhang am Mittwoch, 13. Juni 2018, um 20 Uhr,
im Theater im Ballsaal, Frongasse 9. Unter dem Titel "New York, New
York: Eine Hommage an Frank Sinatra" findet am Donnerstag, 14. Juni
2018, um 20 Uhr im Haus der Springmaus, Frongasse 8 bis 10, ein
Jazz-Abend statt.

Das kanadische Rolston String Quartet und der deutsche Pianist Florian
Glemser spielen am Freitag, 15. Juni 2018, um 20 Uhr im Theater im
Ballsaal, Frongasse 9, Schumanns Klavierquintett Es-Dur. Zuvor stehen
Streichquartette von Beethoven und der amerikanisch-israelischen
Komponistin Shulamit Ran auf dem Programm. Auf dem Abschlusskonzert am
Samstag, 16. Juni 2018, um 20 Uhr im Theater im Ballsaal, Frongasse 9,
singen zwei Duos Lieder von Leonard Bernstein.

Wie üblich, gibt das Schumannfest dem jungen musikalischen Nachwuchs
eine Bühne. Das EMA-Junior-Orchester, das EMA-Sinfonieorchester und
der Chor der Klassen sechs bis acht bestreiten das Orchesterkonzert am
Samstag, 16. Juni 2018, um 16 Uhr in der Aula der Bonner Universität,
Regina-Pacis-Weg 3. Die jungen Musiker spielen unter anderem
Ives’ "Unanswered Question" und zwei Sätze aus Dvoraks Sinfonie
"Aus der neuen Welt". Wiederbelebt wird in diesem Jahr der
Gesangswettbewerb "Zeig was du kannst", der sich an Schülerinnen und
Schüler im Alter von sechs bis 17 Jahren richtet. Das Finale steht am
Samstag, 16. Juni 2018, um 11 Uhr im Theater im Ballsaal, Frongasse 9,
an.

In Zusammenarbeit mit dem Rex-Kino findet zudem ein begleitendes
Filmprogramm statt: Die seriellen Klänge von Philip Glass können
Musikinteressierte im Experimentalfilm "Koyaanisqatsi" am Montag, 4.
Juni 2018, um 20.30 Uhr kennenlernen. Am Donnerstag, 7. Juni 2018, um
19.30 Uhr wird eine Verfilmung von Bernsteins "West Side Story"
gezeigt. Der preisgekrönte Dokumentarfilm "First Position - Ballett
ist ihr Leben" ist am Sonntag, 10. Juni 2018, um 11 Uhr zu sehen. Und
Elia Kazans "On the Waterfront" kommt am Montag, 11. Juni 2018, um 18
Uhr auf die große Kinoleinwand.

Tickets können ab sofort auf www.bonnticket.de bestellt werden.
Weitere Informationen gibt es unter www.bonner-schumannfest.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. April 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10073: Mönchengladbach - Kammerorchester "I SEDICI ARCHI" und der Madrigalchor am 29.4.


Konzert mit dem Kammerorchester "I SEDICI ARCHI" und dem
Madrigalchor der VHS

Sonntag, 29. April, 17 Uhr im St. Kamillus Kolumbarium,

Kamillianerstr. 40



Am Sonntag, 29. April, 17 Uhr lädt die Volkshochschule Mönchengladbach
ins St. Kamillus Kolumbarium, Kamillianerstr. 40, zu einem Konzert des
Kammerorchesters "I SEDICI ARCHI" und dem Madrigalchor der VHS,
herzlich ein.

Zur Aufführung kommen Werke von J.S. Bach, mit dem 5.
Brandenburgischen Konzert und dem Doppelkonzert für 2 Violinen
d-moll. Weitere Werke sind Kompositionen von
F. Mendelssohn-Bartholdy, H. Schütz, J. Rutter, C. Saint-Saens u.a.

Unter der Leitung von Harald Stöpfgeshoff und Georg Schillinger
musizieren solistisch: Johanna Bleyer, Violine, Josephina Lucke,
Cembalo, Harald Stöpfgeshoff, Violine.

Der Eintritt kostet 7 ermäßigt 3 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 20. April 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8682: Aus aller Welt - 23.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Regierungskandidat gewinnt Präsidentschaftswahl in Paraguay

In Paraguay hat der Kandidat der regierenden konservativen
Colorado-Partei, Mario Abdo Benítez, die Präsidentschaftswahl für
sich entscheiden können. Das Ergebnis fiel allerdings knapper aus als
erwartet. Wie der Chef der Wahlkommission mitteilte, kam Benítez auf
46,5 Prozent der Stimmen. Sein stärkster Rivale, der liberale
Kandidat Efraín Alegre, der von einer Mitte-links-Koalition
unterstützt wird, erzielte 42,7 Prozent. Es wird erwartet, daß der
46jährige Benítez die Wirtschaftspolitik seines Vorgängers Horacio
Cartes, der laut Verfassung nicht mehr antreten durfte, fortsetzt.
Die Colorado-Partei regiert seit rund 60 Jahren fast ununterbrochen
das lateinamerikanische Land.

23. April 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8682: Kriminalität und Rechtsprechung - 23.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mutmaßlicher Messerstecher stellt sich Behörden

Im Hamburger Stadtteil St. Pauli haben Passanten in der Nacht von
Samstag auf Sonntag eine schwer verletzte Frau gefunden. Nach Angaben
der alarmierten Rettungskräfte mußte sie vor Ort wiederbelebt werden.
Die 26jährige Frau wies Verletzungen am Kopf und eine stark blutende
Messerstichverletzung am Oberschenkel auf. Nach einer Notoperation in
einem Krankenhaus befindet sie sich inzwischen außer Lebensgefahr.
Der mutmaßliche Messerangreifer stellte sich am Sonntag überraschend
den Ermittlern. Laut Behördenangaben handelt es sich dabei um den 26
Jahre alten Freund der Frau.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8679: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 23.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehr soll bewaffnungsfähige Drohnen erhalten

Das Verteidigungsministerium plant für das Jahr 2018 offenbar einen
großen Rüstungseinkauf. In einer Liste sei von 18 Vertragsabschlüssen
im Wert von jeweils mehr als 25 Millionen Euro die Rede, berichtet
das Handelsblatt. Zu den Neuanschaffungen für die Bundeswehr zählen
unter anderem Raketenwerfer, Rettungshubschrauber und
Transportflugzeuge. Die Bestelliste enthält auch einen
Leasingvertrag für israelische Heron TP-Drohnen. Über die Beschaffung
von Bewaffnung wird der Deutsche Bundestag entscheiden. Darauf hatten
sich Union und SPD bereits im Koalitionsvertrag verständigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8681: Aus Parlament und Gesellschaft - 23.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Grüne wollen Wegwerfprodukte aus Plastik besteuern

Der Grünen-Vorsitzende Robert Habeck plädiert für die Einführung
einer EU-weiten Plastiksteuer auf Wegwerfprodukte. In einem Gespräch
mit der Zeitung Die Welt sagte der Politiker, man müsse raus aus der
Wegwerf-Plastikgesellschaft. Der Umweltminister aus
Schleswig-Holstein kritisierte zudem, daß Erdöl für die Produktion
von Kunststoffen nicht wie Kraftstoff besteuert wird. Dadurch fördere
der Staat die Plastikflut mit mindestens 780 Millionen Euro jährlich,
sagte der Grünen-Chef unter Hinweis auf eine Studie des Forums
Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS).
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8680: Tragisches und Kurioses - 23.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Busunglück in Nordkorea fordert 36 Menschenleben

Südlich der nordkoreanischen Hauptstadt Pjöngjang ist ein Bus mit
chinesischen Touristen von einer Brücke gestürzt. Das
Außenministerium in Peking teilte mit, daß mindestens 32 Chinesen und
vier Nordkoreaner bei dem Unglück starben. Die Ursache des Unfalls
werde untersucht, sagte Außenamtssprecher Lu Kang.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7765: Aus Forschung und Technik - 23.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Planetenforscher rätseln über großes Loch auf dem Mars

Der Ursprung des rund 75 Kilometer breiten Marskraters Ismenia Patera
ist weiter unklar. Seit langem rätseln Forscher darüber, ob die
unregelmäßig geformte Senke durch einen Meteoriteneinschlag oder von
einem Supervulkan hervorgerufen wurde. Die neue NASA-Marsmission
InSight, die Anfang Mai starten soll, könnte Antworten auf viele
offene Fragen liefern. Der stationäre Lander wird erstmals
Instrumente an Bord haben, die einen tiefen Blick unter die
Oberfläche des Roten Planeten erlauben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7778: Aus aller Welt - 23.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Griechischer Mob greift demonstrierende Migranten auf Lesbos an

Auf der griechischen Ägäisinsel Lesbos sind am Sonntagabend
demonstrierende Migranten von einem einheimischen Mob angegriffen
worden.

Die meist aus Afghanistan stammenden Migranten protestierten seit
Dienstagabend letzter Woche auf dem zentralen Sappho-Platz der
Hafenstadt Mytilini gegen die Lebensbedingungen im Aufnahmelager
Moria und forderten, daß sie auf das griechische Festland gebracht
werden. Am Donnerstag hatte der griechische Staatsrat entschieden,
daß neu eintreffende Migranten nicht mehr an der Weiterreise
gehindert werden dürfen. Das oberste Gericht hob damit das seit März
2016 geltende Weiterreiseverbot auf.

Vor dem Angriff auf die Demonstranten hatten griechische Bürger in
Mytilini eine Solidaritätskundgebung für die beiden seit Wochen in
der Türkei in einem Hochsicherheitsgefängnis inhaftierten
griechischen Soldaten abgehalten. Am späten Abend rückten rund 200
meist dem rechtsextremen Spektrum zuzuordnende junge Griechen an und
forderten die Räumung des Platzes von Migranten. Diese wurden mit
Flaschen, Steinen und anderem beworfen. Müllcontainer wurden in Brand
gesetzt. Mehrere Migranten wurden leicht verletzt, wie das
griechische Staatsradio ERT-Nord-Ägäis meldete. Polizei versuchte
beide Gruppen unter Einsatz von Tränengas und Absperrgittern zu
trennen. Die Migranten wurden von Bürgern aus dem linken Lager
solidarisch unterstützt. Am Montagmorgen brachte Bereitschaftspolizei
Dutzende protestierender Flüchtlinge in Bussen zurück ins Lager von
Moria. Das Protestcamp in Mytilini wurde abgeräumt.

Moria ist für 3000 Bewohner ausgelegt. Zur Zeit sind dort 6500
Menschen untergebracht. In den fünf sogenannten Hotspots auf den
griechischen Inseln vor der Küste der Türkei warten rund 15.000
Asylbewerber auf die Bearbeitung ihrer Anträge. Vor zwei Jahren hatte
die EU mit der Türkei vereinbart, daß die Flüchtlinge nicht
weiterreisen können, solange ihr Antrag nicht entschieden wurde. Die
Türkei wird von der EU dafür bezahlt, daß sie auf ihrem Gebiet
Migranten an der Überfahrt zu den griechischen Inseln hindert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7739: Medizin und Gesundheitswesen - 23.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Patienten drängen nicht auf Antibiotika-Behandlung

Eine Umfrage bringt es an den Tag. Die Kampagnen gegen eine zu laxe
Antibiotika-Verordnung wirken… zumindest bei den Patienten.
Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, ergab die Befragung des
Forschungsprojektes "Antibiotika-Resistenz-Entwicklung nachhaltig
abwenden" (ARena), daß die Mehrheit der Patienten mit
Infektionskrankheiten nicht erwarten, daß ihnen Antibiotika
verschrieben werden. Der von Ärzten angeführte Verordnungsdruck von
Patientenseite konnte somit nicht bestätigt werden, lautete das
Resümee von Veit Wambach, Allgemeinmediziner aus Nürnberg und
Vorsitzender der Agentur deutscher Arztnetze, die als
Konsortialpartner an dem Projekt beteiligt ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7766: Kriminalität und Rechtsprechung - 23.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Pariser Nationalversammlung verabschiedet restriktives Asylrecht

Frankreichs Nationalversammlung hat am Sonntagabend nach einer 61
Stunden dauernden Debatte ein Asyl- und Einwanderungsrecht der
Regierung Macron gebilligt. Wenn der Senat der Novelle
voraussichtlich im Juni zustimmt, wird unter anderem die zulässige
Dauer der Abschiebehaft von 45 auf 90 Tage erhöht. Auch Kinder können
in Abschiebehaft genommen werden. Asylanträge sind in 90 statt 120
Tagen nach Ankunft in Frankreich zu stellen. Die Frist für einen
Widerspruch gegen einen ablehnenden Bescheid wird ebenfalls verkürzt.
Illegale Einwanderung kann mit bis zu einem Jahr Gefängnis bestraft
werden. Asylanten kann behördlicherseits vorgeschrieben werden, in
welcher Region sie zu leben haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7691: Sprache, Kunst und Medium - 23.04.2018 (SB)




VOM TAGE



30.000 Besucher beim deutschen "Tag der offenen Klöster"

Vielen Menschen ist nicht klar, daß es in Deutschland auch heute noch
Hunderte auf verschiedenste Weise bewohnte Klöster gibt. Entsprechend
ist auch das Leben in solchen Ordensgemeinschaften unbekannt.

Zum zweiten Mal veranstalteten am vergangenen Sonnabend über 230
Klöster den "Tag der offenen Klöster". Interessierten, die oftmals von
weit her kamen, wurden spezifische Einblicke in das klösterliche Leben
geboten.

Wie die Deutsche Ordensobernkonferenz in Bonn als Veranstalter
mitteilte, nahmen zirka 30.000 Menschen von dem Angebot Gebrauch, sich
verschiedenste deutsche Klöster und Ordensniederlassungen anzusehen.
Dabei interessierten sich die Besucher häufig weniger für die sonst
nicht zugänglichen antiken Gebäude, als vielmehr für das Leben der
Ordensmänner und -frauen.

Geboten wurden laut WDR1 Führungen und Gottesdienste, Meditationen
oder Musik, aber auch Diskussionen und persönliche Gespräche.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7756: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 23.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Luftangriff auf Hochzeitsgesellschaft im Jemen

In der Ortschaft Bani Kais nordwestlich der jemenitischen Hauptstadt
Sanaa sind am Sonntagabend mindestens 20 Menschen getötet worden, als
Kampfflieger das Festzelt einer Hochzeitsgesellschaft beschossen.
Weitere rund 40 Personen wurden verwundet. Für den Luftangriff werden
Saudi-Arabien und seine Verbündeten verantwortlich gemacht, die seit
2015 im Bürgerkrieg auf der Seite des Exilpräsidenten Hadi gegen die
Huthi-Rebellen intervenieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7770: Aus Parlament und Gesellschaft - 23.04.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission schlägt Gesetz zum Schutz von Whistleblowern vor

Der stellvertretende EU-Kommissar Frans Timmermans und
Justizkommissarin Vera Jourová haben am Montag in Brüssel eine
Gesetzesvorlage zum Schutz sogenannter Whistleblower vorgestellt.
Angestellte, Freiberufler, Zulieferer oder auch unbezahlte
Praktikanten, die bestimmte Arbeitgeber wegen gewisser Mißstände
verpfeifen, sollen dafür nicht durch Arbeitsplatzverlust oder
Schlimmeres bestraft werden können. Mit dem vorgeschlagenen Gesetz
sollen auch die Quellen investigativer Journalisten geschützt werden.

Der geplanten EU-Richtlinie zufolge sollen Unternehmen mit mehr als
50 Mitarbeitern oder einem Jahresumsatz von mehr als 10 Millionen
Euro zur Einrichtung einer Meldestelle verpflichtet werden. Das gilt
auch für Städte oder Verwaltungseinheiten mit mehr als 10.000
Einwohnern. Whistleblower haben sich in der Regel zuerst an diese
interne Stelle zu wenden. Auf staatlicher Ebene sollen ebenfalls
Meldestellen eingerichtet werden, welche die Hinweisgeber aufsuchen
können, wenn sie von der firmeninternen Einrichtung nicht innerhalb
von drei Monaten oder in Ausnahmen sechs eine Rückmeldung zu dem
angestoßenen Verfahren erhalten haben. Erst dann sollen Whistleblower
an die Öffentlichkeit gehen. Der direkte Weg ohne den Gang über die
Meldestellen ist möglich, wenn das öffentliche Interesse gefährdet
ist. Whistleblower sollen solange von ihrem Arbeitgeber nicht
entlassen oder sonstwie sanktioniert werden können, wie ein
Gerichtsverfahren in ihrem Fall läuft. Der Arbeitgeber kann den
Whistleblower nur entlassen, wenn er beweisen kann, daß die Kündigung
nicht mit dessen Enthüllungen in Verbindung steht. Das Gesetz soll
bei Verstößen gegen EU-Recht unter anderem in den Bereichen
Finanzdienstleistungen, Umweltschutz und Verbraucherschutz zur
Anwendung kommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7741: Tragisches und Kurioses - 23.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Schleusenkammer in Kiel erneut nach Schiffsunfall gesperrt

Nach fast zweimonatiger Sperrung konnte in Kiel-Holtenau vor knapp
zwei Wochen die große Südschleuse wieder benutzt werden. Mitte Februar
hatte ein Frachter eines der Tore so schwer beschädigt, daß es
ausgetauscht werden mußte.

Nun ist am vergangenen Samstag ein chilenischer Massengutfrachter in
der gleichen Schleuse in die Mauer gefahren mit der Folge, daß die
Kammer nach nur zwei Wochen wieder außer Betrieb ist.

Wie ein Sprecher der Wasserschutzpolizei am Sonntag sagte, wurde der
Frachter "Rauli N" beim Verlassen der Schleuse möglicherweise von
einer starken Windböe erwischt, die ihn bei geringer Fahrt gegen die
Backsteinmauer gedrückt haben könnte.

Trotz eines langen Risses in der Bordwand und einiger Beulen konnte
das Schiff seine Fahrt nach Bremen fortsetzen. Verletzt wurde niemand,
auf dem Wasser bildeten sich aber lange Warteschlangen, wie NDR1 Welle
Nord berichtete.

Die nicht unerhebliche Menge an Mauerteilen, die in die
Schleusenkammer stürzten, muß von Tauchern geborgen werden.
Gleichzeitig soll die Wand wieder aufgemauert werden und die Schleuse
so schnell wie möglich den Betrieb aufnehmen.
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SOZIALES/7767: Arbeit, Soziales und Familie - 23.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Griechischer Energieversorger wird bestreikt

In Griechenland hat am Montag ein zweitägiger Streik bei der
staatlichen Elektrizitätsgesellschaft DEI begonnen. Die Arbeitnehmer
protestieren damit gegen die geplante Privatisierung mehrerer
Wärmekraftwerke. Die Regierung von Ministerpräsident Tsipras hatte in
der vergangenen Woche das Parlament in Athen über die gesetzliche
Voraussetzung für die Teilprivatisierung des Energieversorgers
abstimmen lassen. Die Streikenden fordern die Rücknahme des Gesetzes.
Gewerkschafter kündigten unbefristete Arbeitsniederlegungen für den
Fall an, daß die Regierung die von den internationalen Gläubigern
Griechenlands geforderte Privatisierung durchzieht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7750: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 23.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundesumweltministerin Schulze für Diesel-Fahrverbote

Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD) hat noch einmal
unterstrichen, daß sie Fahrverbote für Dieselfahrzeuge ohne
Motor-Nachrüstungen für kaum vermeidbar hält. Wie das Handelsblatt
schreibt, sollen ihrer Meinung nach Software-Updates allein nicht
ausreichen. Auch die Elektrifizierung von Bussen, die fraglos vielen
Städten helfen können soll, hält sie in der Summe für zu wenig, um
das Problem in besonders belasteten Städten zu lösen. Daher geht kein
Weg an der technischen Nachrüstung der Fahrzeuge vorbei. Bekanntlich
ist Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) gegen verpflichtende
Nachrüstungen, da sie technisch schwierig sein und zur weiteren
Verunsicherung der Diesel-Fahrer führen sollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7755: Märkte und Finanzen - 23.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Griechenland weist erfolgreiche Haushaltssanierung aus

Der griechische Staat hat nach vorläufigen Angaben des Statistikamts
in Athen 2017 einen Überschuß von mehr als sieben Milliarden Euro
erzielt. Das entspricht vier Prozent des Bruttoinlandprodukts. Die
ausländischen Kreditgeber hatten einen Etat von 1,75 Prozent der
Wirtschaftsleistung gefordert. Beim sogenannten Primärüberschuß sind
die Kosten für Schulden in Höhe von gut 317 Milliarden Euro -
entsprechend 178,6 Prozent der Wirtschaftsleistung - nicht
eingerechnet. Die internationalen Geldgeber Griechenlands rechnen
damit, daß das Land ab dem Jahr 2023 mit dem Schuldendienst beginnen
kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7773: Aus Forschung und Technik - 23.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Neues Feature bei WhatsApp

Und wieder eine neue Funktion beim Messenger-Dienst WhatsApp. Wie
Chip Online gerade meldete, haben WhatsApp-Nutzer künftig die
Möglichkeit, die Funktion "Benachrichtigungen mit hoher Priorität" zu
benutzen. Mit dieser erhält man eine Vorschau für ausgewählte Chats
in der Benachrichtigungsleiste oben am Bildschirm angezeigt. Nützlich
soll das Feature vor allem dann sein, wenn man nur selten einen Blick
auf das Smartphone wirft oder relativ viele Konversationen unterhält.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





STERN/376: Sterne entstehen in losen Ansammlungen (idw)


Universität Heidelberg - 20.04.2018

Sterne entstehen in losen Ansammlungen

Die Analyse von Daten des Gaia-Satelliten deutet auf ein neues Bild der
Sternentstehung hin



Basierend auf den bisher veröffentlichten Daten aus der Gaia-Mission
haben Forscher der Universität Heidelberg die Bedingungen der
Sternentstehung abgeleitet. Der Satellit Gaia vermisst die dreidimensionalen
Positionen und Bewegungen der Sterne in der Milchstraße in bisher nie
erreichter Genauigkeit. Aus diesen Daten ermittelten Dr. Jacob Ward und Dr.
Diederik Kruijssen die Positionen, Entfernungen und Geschwindigkeiten einer
großen Anzahl von jungen, massiven Sternen innerhalb von 18 nahegelegenen
losen Sternansammlungen. Dabei konnten die Wissenschaftler zeigen, dass es
keinerlei Anhaltspunkte für eine Expansion dieser Ansammlungen gibt. Sie
können daher nicht als dichtes Cluster entstanden und im Anschluss auf
ihre heutige Ausdehnung expandiert sein.

Das seit langer Zeit vorherrschende Modell der Sternentstehung besagt,
dass Sterne vorwiegend in relativ dicht gepackten Sternhaufen, sogenannten
Clustern, entstehen. Die Experten sprechen hier vom "monolithischen"
Modell der Sternentstehung. Jede Ansammlung von jungen Sternen, die heute
beobachtet werden kann, muss danach ihren Ursprung in einem oder auch
mehreren deutlich dichteren Sternhaufen gehabt haben. Im Anschluss an die
Entstehung der Sterne haben diese Cluster das verbleibende molekulare Gas
ausgestoßen und konnten aufgrund des Verlustes an gravitativ bindender
Masse expandieren. Auf diese Weise müssten sich die heute weniger dichten
Ansammlungen von Sternen gebildet haben und noch viele Millionen Jahre
lang deutliche Zeichen einer starken Expansion zeigen.

Die Ergebnisse ihrer Forschungen sind für Dr. Ward und Dr. Kruijssen ein
deutlicher Hinweis darauf, dass das "monolithische" Modell der
Sternentstehung in diesem Zusammenhang nicht tragfähig ist. Die beiden
Wissenschaftler favorisieren daher einen anderen Erklärungsansatz, nach
dem sich die Geburt der Sterne nur in wenigen Fällen innerhalb eines
dichten Clusters abspielt. Vielmehr bilden sich Sterne über ausgedehnte
molekulare Gaswolken mit einem breiten Spektrum von Dichten. Mit diesem
"hierarchischen" Modell der Sternentstehung lassen sich heutige
Sternhaufen und Sternansammlungen unterschiedlicher Dichte ohne weitere
Expansion erklären.

Die nächste Veröffentlichung von Daten der Gaia-Mission ist für den 25.
April dieses Jahres geplant. Damit werden dann über eine Milliarde Sterne
erfasst worden sein - mindestens das Fünfhundertfache der zwei Millionen
Sterne, die in dieser ersten Untersuchung genutzt werden konnten. Mit
diesen neuen Daten wird es Jacob Ward und Diederik Kruijssen möglich sein,
ihre Studie auf potentiell hunderte von losen Sternansammlungen -
sogenannten OB-Assoziationen - auszudehnen und der Frage nach dem Ursprung
der Sterne weiter auf den Grund zu gehen. Dr. Ward und Dr. Kruijssen
forschen am Astronomischen Rechen-Institut, das zum Zentrum für Astronomie
der Universität Heidelberg gehört. Ihre Forschung ist Teil der Arbeiten am
Sonderforschungsbereich "Das Milchstraßensystem" (SFB 881), der an der
Universität Heidelberg angesiedelt ist.


Originalpublikation:

J.L. Ward and J.M.D. Kruijssen:

Not all stars form in clusters - measuring the kinematics of OB associations
with Gaia.

Monthly Notices of the Royal Astronomical Society (21 April 2018),

doi: 10.1093/mnras/sty117


Weitere Informationen unter:

http://sfb881.zah.uni-heidelberg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, Marietta Fuhrmann-Koch, 20.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1092: Diffusion - Einen Schritt näher an die Wirklichkeit (idw)


Max-Planck-Institut für Entwicklungsbiologie - 20.04.2018

Einen Schritt näher an die Wirklichkeit



Tübingen, 20.4.2018. Diffusion bringt nicht nur die Farbe in den Tee -
sie ist auch eines der grundlegendsten Prinzipien molekularbiologischer
Prozesse und verrät viel über die Aufgaben von Molekülen im Organismus.
WissenschaftlerInnen nutzen seit über 40 Jahren "FRAP"-Assays (FRAP:
Fluorescence Recovery After Photobleaching), um Diffusionskinetiken zu
messen. Das Team um Dr. Patrick Müller am Friedrich-Miescher-Laboratorium
in Tübingen zeigte nun die Limitationen der bisherigen Analysemethoden für
diese Experimente auf - und stellt in der Fachzeitschrift Nature
Communications die frei verfügbare Software "PyFRAP" vor, mit der
Diffusionskinetiken besonders genau bestimmt werden können.




[image: Bild: © © Alexander Bläßle, FML]

In FRAP-Assays wird gemessen, wie viel Zeit fluoreszente Moleküle
brauchen, um ein ausgebleichtes Areal wieder auszufüllen.

Bild: © Alexander Bläßle, FML



In FRAP-Assays wird gemessen, wie viel Zeit fluoreszente Moleküle
brauchen, um ein ausgebleichtes Areal wieder auszufüllen - also wie
schnell ein dunkler Bereich in einer Probe wieder hell wird. Die
Auswertung der dabei entstehenden mikroskopischen Bilder ist allerdings
alles andere als trivial: So hängen Molekülbewegungen unter anderem von
der Beschaffenheit der Umgebung ab. Wird eine komplex geformte Struktur
bei der Analyse mit einfachen Geometrien approximiert, liegen die
errechneten Diffusionskoeffizienten schnell fernab der eigentlichen Werte.
PyFRAP fungiert ohne solche vereinfachenden Annahmen und geht stattdessen
von realitätsnahen, dreidimensionalen Strukturen aus. Auf deren Grundlage
simuliert das Programm das Experiment numerisch und passt die Simulationen
über klassische Algorithmen an die gemessenen Daten an.

Dr. Alexander Bläßle, der Erstautor der Publikation, und seine Kollegen
haben eine Vielzahl weiterer Quellen für Ungenauigkeiten identifiziert und
bei der Entwicklung von PyFRAP berücksichtigt. Diese Akribie scheint sich
auszuzahlen: Im Vergleich mit Alternativprogrammen liefert PyFRAP gerade
unter schwierigen Bedingungen besonders zuverlässige Ergebnisse. Und dank
der flexibel festlegbaren Ausgangsbedingungen lassen sich mit dem Programm
auch iFRAP-Daten (iFRAP: inverse FRAP) auswerten; eine relativ neue
Alternative zu FRAP-Assays, die schonender für empfindliche Proben ist.

Mit dieser genauen Analysemethode könnten sich nun auch neue
Anwendungsmöglichkeiten für FRAP- bzw. iFRAP-Assays auftun. Als Beispiel
führen die Autoren in ihrer Publikation die Analyse von
Molekülinteraktionen im lebenden Organismus auf: Hier könnte die
Abbremsung von Molekülen ein Indiz für - eventuell unbekannte -
Bindungspartner sein.

PyFRAP hat das Potenzial, sich als neues Standardprogramm in der
Grundlagenforschung zu etablieren - auf jeden Fall ist es schon jetzt ein
eindrucksvolles Beispiel dafür, dass es sich lohnt, vereinfachende
Annahmen zu hinterfragen und alternative Wege zu gehen.

Software: Das Programm PyFRAP steht kostenlos unter folgenden
Links zur Verfügung:

http://www.fml.tuebingen.mpg.de/mueller-group/software.html

https://mueller-lab.github.io/PyFRAP/

Original Publication:
Bläßle A, Soh G, Braun T, Mörsdorf D, Preiß H, Jordan BM, Müller P (2018).

Quantitative diffusion measurements using the open-source software PyFRAP.

Nature Communications,

DOI: 10.1038/s41467-018-03975-6.


Über uns

Der Max-Planck-Campus Tübingen beherbergt die Max-Planck-Institute für
Entwicklungsbiologie, Biologische Kybernetik und Intelligente Systeme
sowie das Friedrich-Miescher-Laboratorium. Insgesamt arbeiten und forschen
rund 700 Personen auf dem Campus. Die Institute sind Teil der 83
Forschungseinrichtungen der Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der
Wissenschaften e.V.

Das Friedrich-Miescher-Laboratorium (FML) wurde 1969 von der
Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses
gegründet. Es bietet herausragenden jungen Forschern die Möglichkeit, über
einen Zeitraum von mehreren Jahren eine Arbeitsgruppe aufzubauen und eigene
Forschungsideen zu verwirklichen. Derzeit arbeiten am FML ungefähr 50
Mitarbeiter in vier Forschungsgruppen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1294

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Entwicklungsbiologie, Sarah Hailer, 20.04.2018

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1518: Dunkle Seite der Buntbarsch-Weibchen - Gratwanderung zwischen Mutter-Sein und Kannibalin (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 20.04.2018

Dunkle Seite der Buntbarsch-Weibchen: Gratwanderung zwischen Mutter-Sein
und Kannibalin



Kannibalismus, das Fressen von Artgenossen, hat im Tierreich einen
rationalen Hintergrund, etwa als energiereiche Nahrungquelle oder zur
Erhöhung des eigenen Fortpflanzungserfolges. Sogar die eigene Brut wird
dabei von manchen Tierarten nicht verschont. Forschende der Vetmeduni
Vienna konnten nun bei afrikanischen Buntbarschen den Auslöser dieser
Eigenheit aufzeigen: eine längere Zeitspanne ohne zu schützende Eier.
Überraschend war dabei, dass es hauptsächlich die Weibchen waren, die ihre
oder fremde Eier fraßen und damit schnell zwischen Elternpflicht und
Energieaufbau wechseln konnten. Die Studie wurde in "Animal Behaviour"
veröffentlicht.




[image: Bild: © Michael Bernkopf/Vetmeduni Vienna]

Buntbarschweibchen werden nach einer langen Zeit ohne Eier zu
Kannibalinnen.

Bild: © Michael Bernkopf/Vetmeduni Vienna



Aus menschlicher Sicht ist Kannibalismus eine abstoßende Anomalie, vor
allem wenn es um die eigenen Kinder geht. Für Tiere ist das Fressen von
Artgenossen dagegen eine durchdachte Strategie um sich etwa
Gebietsansprüche, den eigenen Fortpflanzungserfolg oder eine proteinreiche
Nahrungsquelle zu sichern. Häufig betrifft das den Verzehr fremden,
mitunter auch des eigenen Nachwuchses.

Während kannibalistisches Verhalten vor allem bei Männchen oder bei
väterlicher Brutpflege gut untersucht ist, gibt es nur wenige Studien ob
und wie ausgeprägt dieses Verhalten bei gemeinsam brutpflegenden
Tierpärchen ist. Dass auch diese zu Kannibalismus neigen bestätigt nun
eine Studie von Forschenden des Konrad-Lorenz-Institutes für Vergleichende
Verhaltensforschung der Vetmeduni Vienna mit dem afrikanischen Buntbarsch,
Neolamprologous caudopunctatus, aus dem Tanganyika See, Sambia. Bei diesen
Fischen waren es sogar die Weibchen, die häufiger von der Brutpflege zu
kannibalistischem Verhalten wechselten.

Längere Zeitspanne ohne Brutpflege macht Buntbarsche zu Kannibalen

Warum Tiere überhaupt und in diesem speziellen Fall zu Kindes-Kannibalen
werden, ist zumeist mit einer einfachen Kosten-, Nutzenrechnung zu
erklären. "Ist die Brutpflege zu aufwendig, etwa durch Nahrungsknappheit
oder negative Umwelteinflüsse, oder ergibt sich kein Vorteil aus einer
Nachkommenschaft, dann können sie sich so schnell und effizient von den
Brutpflegepflichten entbinden", erklärt Erstautorin Filipa Cunha-Saraiva.
"Wir wollten mit unserer Studie den Auslöser finden, der den Schalter
zwischen Brutpflege und Kannibalismus umlegt."

Das Forschungsteam ging bei den Buntbarschen von einem Zusammenhang mit
der Regelmäßigkeit der Brutpflege aus. "Die Theorie war, dass längere
Phasen die Fische im Elternmodus halten", erklärt die Verhaltensbiologin.
"In diesem Zustand war es egal ob sie sich um eigene oder fremde Brut
kümmerten." Wurden den Buntbarschen jedoch Eier über einen längeren
Zeitraum vorenthalten und dann plötzlich wieder eine Laichablage
zugeteilt, kam es spontan zum Kannibalismus. Bei Fischpärchen, die sich
gerade in der Laichzeit befanden, war das dagegen niemals der Fall, womit
sich die Ausgangstheorie der Forschenden bestätigte. Ein Zusammenhang mit
einem durch das Fehlen von entsprechenden visuellen oder haptischen Reizen
veränderten Hormonhaushalt scheint ebenfalls wahrscheinlich.

Buntbarsch-Weibchen fressen Nachwuchs häufiger als Männchen

Die Studie hielt jedoch eine Überraschung bereit, denn bei den Weibchen
war dieses Verhalten öfter zu sehen als bei den Männchen. Werden Weibchen
zu Kannibalen, dann sind die Auslöser zumeist Stress durch Umwelteinflüsse
oder unzureichendes Nahrungsangebot. "Bei den von uns untersuchten
Buntbarschen gingen die Weibchen sogar soweit, die Männchen, mit denen sie
sich üblicherweise bei der Nachwuchspflege abwechseln, nicht einmal mehr
in die Nähe der Bruthöhle zu lassen. Damit konnten sie jederzeit selbst
bestimmen, ob sie ihr Mutterdasein abbrechen oder fortsetzen", erklärt
Cunha-Saraiva. Die Ergebnisse der Studie sind unter den ersten
Veröffentlichungen, in denen dokumentiert wird, dass sowohl Männchen als
auch Weibchen ihre Nachkommen fressen.


Service:

Der Artikel "From cannibal to caregiver: tracking the transition in a
cichlid fish" von Filipa Cunha-Saraiva, Sigal Balshine, Richard H. Wagner
und Franziska C. Schaedelin wurde kürzlich online in der Zeitschrift
Animal Behavior veröffentlicht.

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0003347218300824?via%3Dihub

Diese Studie wurde vom Wissenschaftsfonds finanziert (FWF: Standalone
Projekt FWF: P 27461). S. B. wird von NSERC Discovery und Accelerator
Grants (2016-05772) unterstützt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1560
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Veterinärmedizinische Universität Wien, Mag.rer.nat. Georg Mair, 20.04.2018
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FORSCHUNG/491: Grünalgen bereiteten Landgang der Pflanzen vor (idw)


Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 19.04.2018

Grünalgen bereiteten Landgang der Pflanzen vor

Evolutionsbiologie: Veröffentlichung in PNAS



19.04.2018 - Der Landgang der Pflanzen vor rund 510 Millionen Jahren
stellte eine große Herausforderung für das Leben dar. Forscher von der
kanadischen Dalhousie University und der Heinrich-Heine-Universität
Düsseldorf (HHU) fanden bei "streptophytischen Grünalgen", den engsten
Vorläufern der Pflanzen, eine entscheidende Voraussetzung für diesen
Schritt: Sie besitzen bereits Stresssignalwege, die bisher nur bei
Pflanzen bekannt waren und die das Überleben unter den Umweltbedingungen
an Land erst ermöglichen. Die Ergebnisse der Studie veröffentlichten sie
im April in den Proceedings of the National Academy of Sciences (PNAS).
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Sternalge Zygnema circumcarinatum
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Die Sauerstoffkonzentration der Erdatmosphäre hat sich im Verlauf von 4,5
Milliarden Jahren Erdgeschichte mehrfach und mit dramatischen Folgen
geändert. Sie lag für einen Großteil der Erdgeschichte bei nur etwa 2
Prozent; bei dieser Konzentration kann nur mikroskopisches Leben
existieren. Die heute gemessene Sauerstoffkonzentration von etwa 21
Prozent resultiert aus einem einmaligen Ereignis in der Evolution des
Lebens auf unserem Planeten: dem Landgang der Pflanzen. Mit der Entstehung
von Landpflanzen veränderte sich vor etwa 510 Millionen Jahren das Gesicht
der Erde. Sie setzten über die Photosynthese große Mengen an Sauerstoff
frei und ermöglichten damit Leben, das größer ist als wenige Millimeter
und oberhalb der Bodenlinie existiert - denn dieses Leben benötigt
Sauerstoff.

Damit Pflanzen den Schritt an Land erfolgreich gehen konnten, war der
Umgang mit ungünstigen Umweltbedingungen - man spricht in der Biologie von
Stressfaktoren - besonders wichtig. Nur so konnten die höhere und
ungefilterte Lichtintensität sowie die größeren Temperaturschwankungen
außerhalb des Wassers bewältigt werden. Eine Arbeitsgruppe an der
Dalhousie University im kanadischen Halifax um Dr. Jan de Vries hat
zusammen mit Dr. Sven Gould vom Institut für molekulare Evolution der HHU
den Umgang mit diesen Stressfaktoren genauer untersucht. Vor allem
interessierte sie, wann sich die hierfür nötigen Regulationsmechanismen
evolutionär bildeten. Dazu konzentrierten sie sich auf jene Gene, die bei
Starklicht und Kälte aktiviert sind.

Sie fanden heraus, dass nicht erst Landpflanzen, sondern bereits ihre
nächsten Verwandten, die streptophytischen Grünalgen, über viele der
entsprechenden Fähigkeiten verfügten. Die Landpflanzen mussten diese
Fähigkeiten also nicht erst selbst entwickeln. Bei der Sternalge Zygnema
circumcarinatum fanden die Forscher sogar einen potenziellen Rezeptor für
das klassische pflanzliche Stresshormon Abscisinsäure. An diesen Rezeptor
koppelt die Abscisinsäure und setzt damit die pflanzliche Stressantwort in
Gang.

Die jetzt in PNAS veröffentlichten Ergebnisse basieren auf einer
Hochdurchsatzanalyse globaler Genexpressionen in mehreren jener Grünalgen,
welche den Landpflanzen evolutionär am nächsten sind. Hiermit werden alle
Gene bestimmt, die zu einem bestimmten Zeitpunkt - also zum Beispiel
während Lichtbestrahlung oder Kälte - in der Zelle aktiv sind. Hierbei
fanden die Forscher auch die Gene, die der Stressantwort von Landpflanzen
dienlich sind.

"Unsere Studie verändert das Bild, wie die frühesten Landpflanzen mit
Stress umgingen", so Dr. Gould. "Sie waren vor dem Sprung aufs Trockene
bereits gut von ihren Ahnen, den Grünalgen, vorbereitet worden", ergänzt
Dr. de Vries.


Originalveröffentlichung

J. de Vries, B. A. Curtis, S. B. Gould & J. M. Archibald,

Embryophyte stress signaling evolved in the algal progenitors
of land plants,

PNAS 115 (15), 10. April 2018

DOI: 10.1073/pnas.1719230115

Weitere Informationen unter:

http://www.pnas.org/content/115/15/E3471
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ELEKTROTECHNIK/270: Grösster Elektrolaster der Welt nimmt Arbeit auf (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 20.04.2018

Grösster Elektrolaster der Welt nimmt Arbeit auf



Der Muldenkipper «eDumper» ist das grösste Elektrofahrzeug der Welt und
steht ab dem 20. April in einem Steinbruch in Péry im Berner Jura im
Einsatz. Zusammen mit Industriepartnern haben die Berner Fachhochschule
BFH, die NTB Interstaatliche Hochschule für Technik Buchs und die Empa den
umweltfreundlichen Laster entwickelt.

Das grösste Elektroauto der Welt mit 58 Tonnen Leergewicht und 65 Tonnen
Zuladung wird am 20. April in Anwesenheit von zahlreichen Vertretern aus
Wirtschaft und Politik auf den Namen «Lynx» (deutsch: Luchs) getauft und
nimmt kommende Woche im Steinbruch der Vigier Ciment in Péry im Berner
Jura seine Arbeit auf. Der in den vergangenen 18 Monaten konzipierte
Elektromuldenkipper ist ein Beispiel für erfolgreiche angewandte Forschung
in der Schweiz. Die interdisziplinäre Zusammenarbeit sorgt für gleich drei
Weltrekorde: Der eDumper ist das grösste und stärkste batteriebetriebene
Elektro-Radfahrzeug der Welt. Dazu wurde ihm die grösste je für ein
Elektrofahrzeug hergestellte Batterie eingebaut, die mit 4.5 Tonnen so
schwer wie zwei komplette PKW ist. Noch nie hat zudem ein vergleichbares
Fahrzeug eine derart grosse Menge an CO2 einsparen können. Der eDumper
wird über die nächsten zehn Jahre jährlich über 300'000 Tonnen Material
transportieren und dabei nach vorläufigen Berechnungen bis zu 1.300 Tonnen
CO2 und 500'000 Liter Diesel einsparen.

Wer bremst, gewinnt!

Der eDumper wird Kalk- und Mergelgesteine aus einem höher gelegenen
Abbaugebiet in eine tiefer gelegene Verarbeitungsanlage transportieren.
Bei der voll beladenen Talfahrt werden die Batterien mittels Rekuperation
der Bremsenergie aufgeladen. Der so erzeugte Strom reicht nach vorläufigen
Berechnungen für die unbeladene Rückfahrt bergauf ins Abbaugebiet
weitgehend aus. Er wäre damit ein Null-Energie-Fahrzeug. Wie die
Energiebilanz des eDumpers genau ausfällt, sollen Untersuchungen im
Alltagsbetrieb während der nächsten Monate zeigen.

Vom Dieselmotor zum Elektroantrieb

Der umweltfreundliche eDumper wurde auf Basis eines Diesel-betriebenen
Muldenkippers des Typs Komatsu HD 605-7 komplett neu aufgebaut. Um den
Elektroantrieb optimal zu dimensionieren, haben Forschende der Berner
Fachhochschule am Institut für Energie- und Mobilitätsforschung das
herkömmliche Modell mit vielerlei Sensoren bestückt, damit zahlreiche
Messdaten gewonnen werden konnten. Unter anderem das nötige Drehmoment an
der Kardanwelle sowie die Leistungsabgabe des Motors zusammen mit dem
jeweiligen Fahrzustand und den GPS-Daten des Fahrzeugs gemessen.

Das BFH-Zentrum Energiespeicherung befasste sich daraufhin mit der
Evaluation geeigneter Batteriezellen und der Kühlung eines Batteriemoduls.
So wurden die passenden Li-Ionen-Zellen herausgesucht und eines der mit
den ausgewählten Batteriezellen konfektionierten Batteriemodule in einer
speziellen, in einem Schiffscontainer untergebrachten Testanlage, geprüft.
Um die Langlebigkeit und Robustheit der Technik zu gewährleisten, wurden
von der NTB Interstaatlichen Hochschule für Technik Buchs Erschütterungen
des Diesel-Muldenkippers im realen Einsatz und die Wärmeabgabe der
Batteriezellen des künftigen eDumpers untersucht. Das NTB-Forscherteam
konzipierte auch das Thermomanagement für das Batteriepaket, berechnete
die nötige Stärke der Batteriehalterung und die Auslegung der
Schweissnähte. Ihm obliegt auch die Überwachung der eDumper-Batterie im
realen Einsatz.

Damit die Brandsicherheit einer derart grossen Batteriezelle gewährleistet
ist, untersuchten Empa-Forscher schliesslich das Verhalten der verwendeten
Li-Ionenzellen im Falle eines Kurzschlusses oder einer mechanischen
Beschädigung. Nie zuvor ist ein Landfahrzeug mit einem solch gewaltigen
Akkupaket bestückt worden. Der eDumper ist nun so konstruiert, dass eine
«durchgehende» Zelle keine Nachbarzellen in Mitleidenschaft ziehen kann.

Industriepartner aus der Schweiz

Nicht nur die Konzeption des eDumper geschah in der Schweiz, auch die
schliesslich verbauten Komponenten stammen zum Teil von schweizerischen
mittelständischen Unternehmen. Der eigentliche Umbau erfolgte bei der Kuhn
Schweiz AG in Lommis (TG) und Heimberg (BE). Sowohl der
Synchron-Antriebsmotor (Oswald Motoren GmbH), Getriebe (Puls Getriebe GmbH),
Batterien (Lithium Storage GmbH) und Inverter (Aradex AG) sind allesamt
Spezialanfertigungen auf der Basis industrieller Produkte der neuesten
Generation. Sie wurden im September/Oktober 2017 in das leere Chassis des
Komatsu HD 605-7 eingebaut. Die Hydropumpen für Lamellen-Bremsanlage,
Kippantrieb, Servounterstützung, Vorspannung der Hilfsbremsanlage werden
von einem weiteren Elektromotor mit 200 kW Leistung aus dem Berner
Oberland (Brienzer Motoren AG) angetrieben. Der 600kWh grosse
Stromspeicher, bestehend aus 4 Blöcken, findet seinen Platz im Motorenraum
und anstelle des Dieseltankes. Gefördert wird das Projekt vom Bundesamt
für Energie (BFE).
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ENERGIE/1556: EnergieexpertInnen wünschen sich ambitioniertere Reformen beim Thema Dezentralität (idw)


Reiner Lemoine Institut gGmbH - 20.04.2018

Studie: Deutsche EnergieexpertInnen wünschen sich ambitioniertere
Reformen beim Thema Dezentralität



Deutsche Energieexpertinnen und -experten glauben mehrheitlich, dass
Deutschland seine Führungsposition bei der dezentralen Energiewende ganz
oder zum Teil verloren hat. Dies ist ein Teilergebnis einer Befragung im
Rahmen der Forschungsinitiative "Global Initiative for Distributed and
Local Energy (DALE) - The German Perspective".

Eins der wichtigsten Elemente der Energiewende ist der Wandel des
Energiesystems von zentraler zu dezentraler Stromerzeugung und
-versorgung. Statt durch große Kohle- und Kernkraftwerke wird Strom
zukünftig durch tausende kleinere Photovoltaik- und Windkraftanlagen, die
sich übers ganze Land verteilen erzeugt werden. Auch die dezentrale
Versorgung und Beteiligung vor Ort wird immer wichtiger. Dafür müssen die
Netze allerdings angepasst sowie politische und organisatorische
Rahmenbedingungen geschaffen werden.

Im Rahmen des deutschen DALE-Projekts wurden mehr als 100 deutsche und
knapp 50 internationale Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Politik
und Wirtschaft aus 26 Ländern um eine Bewertung dezentraler Ausbauansätze
in Deutschland gebeten. Die Ergebnisse zeigen, dass Deutschland zwar
international als Vorreiter der Energiewende gesehen wird, Fachleute
hierzulande sehen aber mittlerweile andere Länder an der Spitze. Während
rund 60 Prozent der internationalen Befragten Deutschland als führend bei
der dezentralen Energiewende bewerten, wollen sich nur fünf Prozent der
deutschen Befragten dieser Aussage anschließen. Insbesondere die
regulatorischen Hürden werden im Inland als hemmend empfunden - knapp 40
Prozent der Befragten nannten diesen Aspekt als oberste Hürde. Insgesamt
wurden zwei konkrete Stellschrauben identifiziert, die mehrheitlich als
wichtig bewertet wurden, um die Voraussetzungen für das Gelingen der
dezentralen Energiewende in Deutschland zu schaffen: Zum einen eine Reform
der (Netz-)Entgelte und Umlagen und zum zweiten die Schaffung rechtlicher
Rahmenbedingungen für Direktstrommärkte.

"Die Studie zeigt, dass Dezentralität für ein energiewirtschaftliches
Gesamtkonzept steht, das weit über die kleinteilige Stromproduktion
hinausgeht", erklärt Projektleiterin Kathrin Goldammer. "Noch finden die
deutschen Errungenschaften beim Ausbau der Erneuerbaren Energien und der
Bürgerbeteiligung weltweit Beachtung, doch andere Länder gehen besser mit
neuen Aspekten, wie etwa Lastmanagement oder Digitalisierung um. Das fällt
in Fachkreisen immer deutlicher auf - aus deutscher Perspektive lohnt also
der Blick auf andere Ländern, um den Anschluss nicht zu verlieren."

Die DALE-Initiative will den internationalen Austausch herstellen, um den
Ausbau der Erneuerbaren Energien mithilfe von mehr lokaler Erzeugung
voranbringen. Das unabhängige internationale Netzwerk von Expertinnen und
Experten, die am Thema dezentrale Energieversorgung arbeiten setzt sich
für die Förderung dezentraler Lösungen ein und vergleicht internationale
Ansätze. Die Befragung innerhalb der Initiative wurde von Kathrin
Goldammer, Geschäftsführerin des Reiner Lemoine Instituts, Fabian Zuber,
Inhaber von l°energy - local energy markets, und David Jacobs,
Geschäftsführer der IET - International Energy Transition GmbH,
durchgeführt. Die Umfrageergebnisse wurden im Anschluss im Rahmen zweier
Workshops bewertet und priorisiert. Gefördert wurde die Studie durch die
Haleakala-Stiftung.


Die vollständige Studie und weitere Informationen zur DALE-Initiative
finden Sie hier:

https://reiner-lemoine-institut.de/dale-the-german-perspective/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2090
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1249: Agent 007 - Organische Moleküle als Geheimnisträger (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 20.04.2018

Agent 007: Organische Moleküle als Geheimnisträger



Bei der digitalen Übertragung ist der Schutz sensibler Informationen
überaus wichtig. Viele Daten werden daher verschlüsselt losgeschickt.
Meist verwenden Verfahren zum Entschlüsseln ein Passwort, und genau dieses
ist in den allermeisten Fällen die Eintrittspforte für Codeknacker. Einen
neuen und sehr sicheren Weg wählten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT), indem sie
Informatik mit Chemie paarten und ein gängiges Verschlüsselungsverfahren
mit einem chemischen Passwort kombinierten. Über ihre Entwicklung
berichten sie nun in einer Open Access Publikation in Nature
Communications. (DOI: 10.1038/s41467-018-03784-x).

Bereits jetzt existieren sehr gute und effektive
Verschlüsselungsprogramme, die fast nicht zu überwinden sind,
vorausgesetzt die Rechnerleistung ist begrenzt. Schwachstelle bleibt dabei
immer das Passwort. Wenn es schlecht gewählt ist und nicht den nötigen
Sicherheitsansprüchen genügt, bildet es die Achillesferse der gesamten
Verschlüsselung. Genau an dieser Stelle setzen die Wissenschaftler des KIT
an: Sie verbergen die Information für das Passwort in einem kleinen
organischen Molekül. Und während die verschlüsselte digitale Information
dann gewissermaßen öffentlich reisen kann, wird der Schlüssel zum Lesen
der Information unsichtbar und ohne Wissen der Umwelt in Form einer
kleinen Menge der chemischen Verbindung, beispielsweise aufgetropft auf
Papier, transportiert.

"Das Verfahren eignet sich natürlich nur für Anwendungen, die eine sehr
hohe Sicherheitsstufe benötigen und damit auch einen gewissen Aufwand
rechtfertigt, etwa für die Übermittlung von Geheimdienstinformationen oder
bei der Kommunikation in Botschaften", so Professor Michael Meier vom
Institut für Organische Chemie. Auch um Plagiate von Originalen zu
unterscheiden oder Produktinformationen wie Charge oder Produktionsdatum
fälschungssicher am Produkt anzubringen, bietet sich das Verfahren an.
"Wir können mit geringsten Mengen arbeiten und finden diese auch in
Materialien, bei denen man mit anderen chemischen Verbindungen, etwa
DNA-Molekülen, nicht weit kommt", so Erstautor Andreas Boukis. So gelang es
den Wissenschaftlern, die chemischen Schlüssel aus unterschiedlichen
Trägermaterialien, beispielsweise Papier, Parfüm, Instantkaffee, Grüner
Tee, Zucker oder sogar Schweineblut mit hoher Zuverlässigkeit zu
isolieren.

Die Information des chemischen Schlüssels steckt in der Abfolge seiner
Bausteine und den daran angehängten Seitenketten. Jeder dieser chemischen
Komponenten erhält einen Buchstaben und eine Ziffer zugewiesen, es ergibt
sich dadurch, je nachdem welche Bausteine in gegebener Reihenfolge und mit
welchen Seitenketten synthetisiert werden, ein individueller
alphanumerischer Code für das Passwort-Molekül, der mit einem eigens dafür
entwickelten Computerprogramm ausgelesen und in einen binären Code
umgewandelt wird. Für die Synthese verwendeten die Wissenschaftler eine
gängige sogenannte Multikomponentenreaktion. Diese ermöglicht es,
verhältnismäßig unaufwendig in einem Schritt ein zuvor definiertes Molekül
zu synthetisieren. Als einzelne Grundbausteine wählten die Forscher
geeignete kommerziell erhältliche Verbindungen. Mit dieser Bibliothek aus
130 verschiedenen Grundbausteinen lassen sich 500 000 chemische Schlüssel
synthetisieren, die jeweils eine Grundinformation von 18 Bit enthalten.

Durch die Kombination verschiedener chemischer Schlüssel, die auch
zeitlich und örtlich unterschiedlich übermittelt werden können, lässt sich
die Informationsspeichergröße und damit die Sicherheit weiter erhöhen. Da
die Verbindungen sehr robust sind, eignen sie sich für viele
unterschiedliche Trägermaterialien. Dank einer weiteren Eigenschaft sind
sie zudem leicht zu finden: Sie tragen in einer Position eine besondere
Seitenkette, welche die Rückgewinnung erleichtert, sogenannte
Perfluoralkyle. Diese haben ähnliche Eigenschaften wie Teflon, das heißt
sie wechselwirken nicht gerne mit wässrigen (polaren) oder fetthaltigen
(unpolaren) Medien, sondern nur mit anderen perfluorierten Verbindungen,
darum kann man diese Moleküle selektiv aus einem Gemisch abtrennen. Die
Analyse der isolierten Verbindungen geschieht im Anschluss mit einer
gängigen, hochsensiblen Analysemethode, der Massenspektrometrie. Dabei
wird die Masse ganzer Moleküle, aber auch die definierter Bruchstücke
bestimmt. Kennt man die Bibliothek der 130 möglichen Ausgangskomponenten,
lässt sich so auf das Molekül rückschließen und man kann dann das Passwort
zum Entschlüsseln ablesen.

"Die Idee, Informationen über geheime Kanäle zu schicken, ist nicht neu,
unser Verfahren zeichnet aber aus, dass wir einen besonders robusten
geheimen Kanal zur Verfügung stellen, welcher mit minimalen Mengen an
Schlüsselmolekül auskommt," fasst Professor Dennis Hofheinz vom Institut
für Theoretische Informatik die Vorteile der chemischen Passwörter
zusammen.

Entwickelt wurde das neue Verfahren im Rahmen des
Sonderforschungsbereiches (SFB) 1176 "Molekulare Strukturierung weicher
Materie" der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), der vom KIT
koordiniert wird. Neun Millionen Euro stehen dem im Januar 2016
gestarteten SFB in den ersten vier Jahren zur Verfügung.


Originalpublikation:

A. C. Boukis, K. Reiter, M. Frölich, D. Hofheinz und M. A. R. Meier:

Multicomponent reactions provide key molecules for secret communication.
>
Nature Communications, 2018.

doi:10.1038/s41467-018-03784-x External Link.

https://www.nature.com/articles/s41467-018-03784-x External Link



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 26 000 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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GESUNDHEIT/999: Krankenkassen-Pläne - Ein typischer Spahn


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. April 2018

Krankenkassen-Pläne - Ein typischer Spahn 



Zu den Krankenkassenplänen von Gesundheitsminister Jens Spahn erklärt Maria Klein-Schmeink, Sprecherin für Gesundheitspolitik:

Mit dem Versichertenentlastungsgesetz wird endlich der Krankenversicherungsbeitrag wieder gerecht zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern aufgeteilt. Das bringt für die Versicherten eine Entlastung von 6.9 Milliarden Euro. Dagegen hat sich die Union in den vergangenen Jahren immer massiv gewehrt. Genauso hat sie die Absenkung der Mindesteinkommensgrenzen bei der Berechnung der Mindestbeiträge für kleine Selbstständigen immer verhindert. Im Gesetzentwurf ist hier eine Entlastung von ca. 0.8 Milliarden vorgesehen.

Es verwundert nicht, dass Spahn viel Getöse macht um die Regelungen bei den Rücklagen der Krankenkassen, die maximal 600 Millionen umfassen würden. So will er davon ablenken, was die Union stets bekämpft hatte.

Spahn will die Rücklageregelungen verschärfen und die Krankenkassen mit höheren Rücklagen so zwingen, die Zusatzbeiträge zu senken. Das steht nicht im Koalitionsvertrag, das macht auch wenig Sinn. Denn das führt zu einem Beitrags-Jojo, der für die Versicherten kaum was bringt. Das Geld wird im kommenden Jahr dringend gebraucht, um die Kosten für die Verbesserungen bei der Pflege und auch bei der Versorgung im ländlichen Raum zu finanzieren. Wenn diese ernst gemeint sind, werden sie weitaus mehr kosten.

Spahn greift hier ohne Sinn und Verstand in die Wirtschaftsplanung der Kassen ein. Überdeckt wird damit auch, dass Spahn die Anhebung der Steuerzuschüsse an die Krankenkassen für die Beiträge von Langzeitarbeitslosen gar nicht erst prüft, obwohl dies im Koalitionsvertrag vereinbart ist. Auch das würde zu einer Entlastung der Versichertengemeinschaft führen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. April 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/1740: Anton Hofreiter zu Aussagen von Umweltministerin Schulze zu einem CO2-Preis 




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. April 2018

Anton Hofreiter zu Aussagen von Umweltministerin Schulze zu einem CO2-Preis
 

Zu Aussagen von Umweltministerin Schulze im "Tagesspiegel" zu einem CO2-Preis nachfolgendes Statement von Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender.

"Die schönen Worte von Umweltministerin Schulze helfen nichts, solange sie sich nicht in der Regierung durchsetzen kann. Bereits in der letzten Wahlperiode haben SPD und Union wirksame Klimaschutzmaßnahmen nicht umgesetzt, obwohl schon damals klar war, dass die Klimaziele mit Nichtstun nicht zu erreichen sind. Mit ihrer fortgesetzten Ignoranz wird die Große Koalition das Klimaschutzziel 2020 krachend verfehlen.

Statt schöner Worte der Umweltministerin braucht es ein von der gesamten Bundesregierung getragenes Sofortprogramm Klimaschutz.

Wer wirklich etwas für das Klima machen will, der schaltet umgehend die schmutzigsten Kohlekraftwerke ab. Die ausgestreckte Hand von Frankreichs Präsident Macron gilt es unverzüglich zu ergreifen. Deutschland sollte gemeinsam mit Frankreich einen Mindestpreis für CO2-Zertifikate im Kraftwerkspark einzuführen, der dazu führt, dass alte und besonders klimaschädliche Kohlekraftwerke rasch stillgelegt werden.

Daneben muss die Bundesregierung dem klimaschädlichen CO2 endlich einen wirksamen Preis geben. Das heißt: Bei Kraftstoffen und fossilen Heizstoffen muss eine CO2-bezogene Bepreisung pro Tonne Kohlendioxid eingeführt werden. Heizöl, Benzin und Diesel würden dadurch teurer, Energie aus erneuerbaren Quellen günstiger. Wenn die Stromsteuer auf das europarechtlich vorgesehene Minimum reduziert wird, lässt sich das im ersten Schritt aufkommensneutral gestalten."
 
 *
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





VERKEHR/771: Statement von Anton Hofreiter zu Diesel-Fahrverboten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. April 2018

Statement von Anton Hofreiter zu Diesel-Fahrverboten



"Die Schuld für drohende Fahrverbote trägt das Bundesverkehrsministerium, das seit Jahren einen Kuschelkurs mit der Autoindustrie fährt. Es ist überhaupt nicht nachvollziehbar, weshalb auch der neue Verkehrsminister Scheuer den Diesel-Fahrern in den Rücken fällt. Software-Updates reichen nicht aus, es braucht dringend Hardware-Updates auf Kosten der Autoindustrie. Die Autoindustrie muss für die Fehler zahlen. Daneben muss die Bundesregierung endlich den Weg für die Blaue Plakette frei machen, damit die Kommunen für saubere Luft auf ihren Straßen sorgen können."

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3364: Investitionen in die Innere Sicherheit zahlen sich aus


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 22. April 2018

Investitionen in die Innere Sicherheit zahlen sich aus



Die "Welt am Sonntag" berichtet heute über einen starken Rückgang bei
der Kriminalität. Laut Polizeilicher Kriminalstatistik sind im
vergangenen Jahr fast zehn Prozent weniger Straftaten erfasst worden
als 2016. Hierzu können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Stephan Harbarth, wie folgt zitieren:

"Die Zahlen gehen in die richtige Richtung. Dass wir die Innere
Sicherheit zu einem Investitionsschwerpunkt im Bundeshaushalt gemacht
haben, zahlt sich aus. Doch es ist noch zu früh, um von einem
stabilen Trend sprechen zu können. Die Zahlen sind für uns kein
Ruhekissen, sondern Ansporn.

Besonders erfreulich ist, dass die Zahl der Wohnungseinbrüche
deutlich zurückgegangen ist. Bereits in den nächsten Monaten wollen
CDU und CSU ein weiteres Maßnahmenpaket zur Bekämpfung der
Einbruchskriminalität schnüren. Wir werden das erfolgreiche
Zuschuss- und Förderprogramm 'Kriminalprävention durch
Einbruchsicherung' aufstocken und mit unserem Koalitionspartner auch
über weitere Ermittlungsinstrumente für die Polizei sprechen.

Erschreckend sind die Zahlen im Bereich der Kinderpornografie. Durch
die gerichtlich ausgesetzte Vorratsdatenspeicherung haben wir hier
Monat für Monat ganz erhebliche Ermittlungslücken. Wir brauchen
dringend funktionierende und rechtlich umsetzbare Speicherfristen,
damit wir Kinderschändern das Handwerk legen können."

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1779: Immer noch Hungerlöhne für unsere Schnäppchen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 23. April 2018

Immer noch Hungerlöhne für unsere Schnäppchen



Anlässlich des Einsturzes der Textilfabrik in Rana Plaza (Bangladesch) vor
fünf Jahren am 24. April 2013 erklärt Helin Evrim Sommer,
entwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE:

"Die Arbeiterinnen und Arbeiter haben mit ihren Leben einen hohen Preis für
unsere Schnäppchen bezahlt. Unter dem Eindruck des ersten Schocks wurden
Vereinbarungen getroffen und Verträge geschlossen. Auch
Bundesentwicklungsminister Müller rief ein Jahr nach der Katastrophe das
'Bündnis für nachhaltige Textilien' ins Leben. Ein zwar gut gemeinter
Vorstoß, aber mit fragwürdiger Umsetzung. Wenn sich Unternehmen wie KiK und
Primark dort anschließen, können die Standards nicht sehr hoch sein.

Es braucht nach wie vor verbindliche Auflagen für die Produktionen und die
gesamte Wertschöpfungskette. Klare rechtliche, soziale und
menschenrechtliche Arbeitnehmerstandards für die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter und keine schwammigen freiwilligen Selbstverpflichtungen. Noch
immer wird in zahlreichen Ländern mit Gewalt versucht, Gründungen von
unabhängigen Gewerkschaften zu verhindern. Und auch die
Textilarbeiterinnen, die den Hungermindestlohn von nur 51 Euro im Monat
erhalten, können davon nicht leben. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von
Subunternehmen müssen zudem weiterhin Zwangsmehrarbeit leisten. Auch bei
der Gebäudesicherheit und dem Brandschutz geht es nur schleppend voran.

Es hat sich zwar einiges verändert, aber wir sind noch lange nicht so weit,
dass wir uns mit gutem Gewissen einkleiden können. Wenige Euro mehr für ein
T-Shirt könnten den Arbeiterinnen und Arbeitern in Bangladesch schon ihr
Überleben sichern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1604: Freihandelsabkommen mit Mexiko nützt nur den europäischen



Großkonzernen
����������������������������������������������������������������������
Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 23. April 2018

Freihandelsabkommen mit Mexiko nützt nur den europäischen
Großkonzernen



"Mit der vorab verkündeten Unterzeichnung eines neuen Freihandelsabkommens
mit Mexiko betreibt die EU ganz offensichtlich eine schamlose
Wahlkampfhilfe für den erneut kandidierenden Präsidenten Enrique Peña
Nieto. Die Große Koalition hat 'fairen Handel' versprochen, das
Globalabkommen mit Mexiko ist unfair und unverantwortlich", sagt Heike
Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE im Bundestag,
zum Vertrag und dem derzeitigen Deutschland-Besuch Peña Nietos. Hänsel
weiter:

"Die in Brüssel verkündete Unterzeichnung des Freihandelsabkommens zeigt
zudem, dass eine zugesagte, aber viel zu spät initiierte Folgenabschätzung
(Sustainability Impact Assessment, SIA) nur Makulatur ist. Bundeskanzlerin
Merkel hat deswegen Unrecht, wenn sie von 'wirklich guten Nachrichten für
Europa, Deutschland und Mexiko' spricht. Das Freihandelsabkommen mit Mexiko
nützt nur den europäischen Großkonzernen, nicht der Bevölkerung. Es wird
die Armut in Mexiko weiter verschärfen, nichts gegen die systematischen
Menschenrechtsverletzungen tun und die Ausbeutung der Arbeiterinnen und
Arbeiter weiter vorantreiben.

Mexiko ist das Land mit den meisten Freihandelsabkommen weltweit, was eine
nachhaltige und soziale Entwicklung nicht ermöglicht, sondern verhindert
hat. Mexikos Maquiladora-Fabriken sind weltbekannt für die rücksichtslose
Ausbeutung. Den Freihandel zu verherrlichen, wie es Merkel und Peña Nieto
tun, ist ein Schlag ins Gesicht der Beschäftigten, die trotz ihrer Arbeit
kaum über die Runden kommen. DIE LINKE fordert, dass die Versprechen der
Großen Koalition für eine neue, faire Handelspolitik endlich umgesetzt
werden. Dazu braucht es solidarische Handelsabkommen, die den Menschen
nützen, nicht nur den Aktionären und Konzernchefs."

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1603: Bestechungsskandal ist Folge der Lobbyhörigkeit der Union


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 23. April 2018

Bestechungsskandal ist Folge der Lobbyhörigkeit der Union



"Der Bestechungsskandal im Europarat zeigt, wie wichtig eine effektive
Lobbyistenkontrolle ist. Dass die in den Skandal verwickelten
Bundestagsabgeordneten ausgerechnet aus der Union kommen, also aus der
Fraktion, die sich im Bundestag am meisten gegen eine Lobbyistenkontrolle
wehrt, sollte der CDU und CSU zu denken geben. Wenn CDU und CSU nicht
wollen, dass es ihr Skandal wird, müssen sie jetzt ihren Widerstand gegen
die Transparenzinitiativen aufgeben, die sie im Bundestag seit Jahren
blockieren", erklärt Jan Korte, 1. Parlamentarischer Geschäftsführer der
Fraktion DIE LINKE, zum Ergebnis des vom Europarat in Auftrag gegebenen
Untersuchungsberichts zu Bestechungsfällen in der
Parlamentarierversammlung. Korte weiter:

"DIE LINKE fordert ein verbindliches Lobbyistenregister, das nicht nur
Kontakte, sondern auch Lobbyetats und Zahlungen transparent macht. Und wir
fordern, die Verhaltensregeln für Bundestagsabgeordnete dahingehend zu
ändern, dass Einnahmen auf Euro und Cent nachgewiesen werden müssen, statt
wie bisher in zehn Stufen. Die Initiativen liegen vor und können binnen
Wochen verabschiedet werden, wenn der politische Wille da ist. Wir sind zu
Diskussionen darüber in den Bundestagsgremien bereit, aber wenn sich von
Seiten der Unionsfraktion nichts tut, und auch die SPD sich nicht traut,
dem Koalitionspartner Druck zu machen, werden wir unsere Vorschläge zur
Abstimmung stellen."

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7104: Heute im Bundestag Nr. 253 - 20.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 253

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 20. April 2018, Redaktionsschluss: 11.10 Uhr

1. Ausmaß des Facebook-Lecks noch offen

2. Gutachten zum G-BA werden geprüft



1. Ausmaß des Facebook-Lecks noch offen

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/fla) Vor der Landtagswahl im Herbst in Bayern will
Facebook eng mit dem Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik zusammenarbeiten, um Manipulationen über das
soziale Netzwerk vermeiden zu helfen. Schon vor der letzten
Bundestagswahl habe es einen solchen engen Kontakt gegeben. Dies
erklärte Facebook-Manager Joel Kaplan, Leiter des Global Policy Teams,
am Freitag in einer gemeinsamen Sitzung des Ausschusses für Digitale
Agenda und des Rechtsausschusses, die von Hansjörg Durz (CSU) und
Stephan Brandner (AfD) geleitet wurde.

Wenn eine Partei oder Gruppierung politische Werbung schaltet, müsse
die Identität des Werbetreibenden verifiziert werden können, machte
Kaplan klar. Bei jeder geschalteten Werbeanzeige müsse klar
gekennzeichnet sein, wer dafür bezahlt hat. Bei Wahlen verhalte sich
Facebook "absolut neutral". Dass am Wahltag für die betroffene Region
ein Button eingeblendet werde mit der Aufforderung, seine Stimme
abzugeben, sei als Beitrag zur Demokratie zu verstehen. Es sei
verhandelbar, falls dies nicht gewünscht werde.

Bei der Sitzung wurde deutlich, dass das wahre Ausmaß des
Facebook-Datenlecks noch längere Zeit im Dunkeln bleibt. In "einigen
Zehntausend" Fällen werde untersucht, ob es zu vergleichbarem
Missbrauch gekommen ist wie beim App-Entwickler Cambridge Analytica.
Das werde Monate dauern.

Kaplan sprach mit Blick auf Cambridge Analytica von einem
"riesengroßen Vertrauensverlust". In Deutschland könnten knapp 310.000
Nutzer betroffen sein. Sie seien informiert worden. "Wir haben nicht
genug getan, dass unsere Plattform missbraucht wird", meinte er: "Das
war ein Fehler und ich versichere Ihnen, dass wir alles daran setzen,
dass so etwas nicht wieder geschehen kann." Nach 2014 sei dieses
Vorgehen "nicht mehr möglich" gewesen. Da sei die Menge der Daten
beschränkt worden, zu denen Entwickler Zugang erhalten. Zudem sei ein
detailliertes Überprüfungsverfahren für Apps eingeführt worden.

Der Facebook-Manager begrüßte in der Sitzung, die gegen die Stimmen
von AfD und Bündnis 90/Die Grünen als "nichtöffentlich" eingestuft
blieb, die Diskussion über mehr Transparenz und Kontrolle bei den
Algorithmen, die das Unternehmen verwendet. Auch sein Unternehmen
teile das Ziel, dass Algorithmen nicht zu Diskriminierung oder
Benachteiligung führen dürften.

Das Frage- und Antwortspiel erfasste ein breites Spektrum. Kaplan und
seine Mitarbeiter erläuterten, dass Facebook zwar die
Gesichtserkennung anbieten werde. Allerdings sei dazu eine
Einverständnis-Erklärung der Nutzer erforderlich. Wenn jemand sein
Facebook-Konto lösche, würden alle Daten komplett gelöscht. Die
Mikrofone an Smartphones nutze das Unternehmen nicht, um die Nutzer
auszuforschen. Sie seien nur beim Abhören von Video-Botschaften durch
die Nutzer eingeschaltet.

Der Zugriff auf die Kontaktdatenliste der Nutzer sei ein "Thema für
die gesamte Branche". Hier stehe "Funktionalität versus Datenschutz".
Die Konversation bei WhatsApp sei komplett von Ende zu Ende
verschlüsselt und könne weder von Mitarbeitern abgehört, noch für
Werbezwecke genutzt werden. Im Messenger-Dienst sei dies allerdings
nicht voreingestellt, sondern müsse vom Nutzer aktiviert werden.

Facebook sehe sich als Protagonist der freien Meinungsäußerung, habe
aber gleichzeitig das Ziel, Hass-Delikte zu bekämpfen, machte der
Manager klar. Dazu bemühe sich das Unternehmen stets, Lücken in den
Standards aufzuspüren.

Kaplan wollte nicht gelten lassen, dass Facebook als Monopolist
bezeichnet wird. 650 Milliarden Dollar im Jahr würden weltweit für
Werbung ausgegeben. Facebook habe daran einen Anteil von sechs
Prozent. An einem für Nutzer kostenfreien werbefinanzierten Angebot
zur globalen Vernetzung werde das Unternehmen in jedem Fall
festhalten, auch wenn über zusätzliche Modelle nachgedacht werde, die
nicht werbefinanziert sind.

 * 

2. Gutachten zum G-BA werden geprüft

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die vom Bundesgesundheitsministerium in Auftrag
gegebenen Gutachten zur verfassungsrechtlichen Legitimation des
Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) liegen inzwischen vor und werden
geprüft. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1607) auf eine
Kleine Anfrage (19/1408) der FDP-Fraktion schreibt, hat das
Ministerium im Dezember 2016 drei unabhängig voneinander zu
erstellende Gutachten in Auftrag gegeben.

Anlass war ein Beschluss des Bundesverfassungsgerichts von 2015
(Az 1 BvR 2056/12). Der Schwerpunkt der Gutachten habe aufgrund der
Anmerkungen des Karlsruher Gerichts auf der verfassungsrechtlichen
Prüfung der einzelnen konkreten Rechtsgrundlagen im Sozialgesetzbuch
(SGB V) gelegen, auf die der G-BA seine Regelungen oder Richtlinien
stütze.

Die drei Gutachten lägen seit Dezember 2017 vor. Die Gutachter hätten
die verfassungsrechtliche Legitimation des G-BA aus unterschiedlichen
Perspektiven beleuchtet und seien zu verschiedenen Ergebnissen
gekommen. Die darin behandelten Fragestellungen und die Vorschläge der
Gutachter würden nun eingehend geprüft.

Der G-BA ist die höchste Beschlussinstanz innerhalb der
Selbstverwaltung des Gesundheitssystems. Der Bundesausschuss legt
unter anderem den Leistungskatalog der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) fest, bewertet Arzneimittel,
Untersuchungsmethoden und Qualitätsstandards.

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





MELDUNG/074: AfD-Vorsitz des Unterausschusses Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik verhindern (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 20. April 2018

AfD soll Vorsitz des Unterausschusses Auswärtige Kultur- und
Bildungspolitik im Deutschen Bundestag erhalten

Deutscher Kulturrat fordert CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die
Linke und FDP auf, das zu verhindern



Berlin, den 20.04.2018. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der
Bundeskulturverbände, ist sehr enttäuscht, dass die AfD-Fraktion den
Vorsitz des Unterausschusses Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik des
Auswärtigen Ausschusses im Deutschen Bundestag erhalten soll.

Der Deutsche Kulturrat hatte sich zu Beginn dieser Wahlperiode dagegen
gewandt, dass die AfD-Fraktion den Vorsitz des Ausschusses für Kultur und
Medien im Deutschen Bundestag erhält. Er hat daher sehr begrüßt, dass die
SPD-Fraktion sich dafür entschieden hat, beim Zugriffsverfahren auf diesen
Ausschuss zu zugreifen.

Der Unterausschuss Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik des Auswärtigen
Ausschusses im Deutschen Bundestag ist ein sehr wichtiger Ausschuss. Als
klassischer politischer Ausschuss begleitet er die auswärtige
Regierungspolitik in den Bereichen Kultur und Bildung.

Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte:
"Dass nun der Vorsitz des Unterausschuss Auswärtige Kultur- und
Bildungspolitik des Auswärtigen Ausschusses der AfD-Fraktion anvertraut
werden soll, ist ein fatales Signal. Den Vorsitz eines solch sensiblen
Ausschusses nun einem Abgeordneten einer Fraktion zu überantworten, die die
bestehende Erinnerungskultur in Deutschland, speziell die Erinnerung an die
Verbrechen des Nationalsozialismus, in Frage stellt, wird gerade im Ausland
auf Unverständnis stoßen. Wir appellieren eindringlich an die Fraktionen
von CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke und FDP noch zu
verhindern, dass die AfD den Vorsitz des Unterausschusses Auswärtige Kultur-
 und Bildungspolitik des Auswärtigen Ausschusses im Deutschen Bundestag
erhält. Die Dritte Säule der Außenpolitik Deutschlands, die Auswärtige
Kultur- und Bildungspolitik, ist zu wichtig, um sie den Scharfmachern der
AfD zu überantworten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. April 2018

Deutscher Kulturrat e.V.
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INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





BADEN-WÜRTTEMBERG/994: Auswirkungen der EU-Verordnung 2017/745 über Medizinprodukte (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 48/2018

Sozialausschuss befasst sich mit Auswirkungen der EU-Verordnung
2017/745 über Medizinprodukte



Stuttgart. Der Ausschuss für Soziales und Integration hat sich in
seiner Sitzung am Donnerstag, 19. April 2018, mit Auswirkungen der
EU-Verordnung 2017/745 über Medizinprodukte (Medical Device
Regulation, MDR) und Erstattungsregelungen auf den Gesundheitsstandort
Baden-Württemberg, einem Antrag der FDP/DVP, befasst. Das hat der
Vorsitzende des Gremiums, Rainer Hinderer (SPD), mitgeteilt. "Mit der
Verordnung soll die Patientensicherheit in Europa verbessert werden.
Die Menschen haben ein Recht auf gute Produkte", so Hinderer.

Wie der Vorsitzende darlegte, sei der Entstehungsprozess der MDR
langwierig gewesen. Bereits 2012 habe die Europäische Kommission ihren
Entwurf vorgelegt, ein Jahr später habe das EU-Parlament eine
Kompromissposition beschlossen. Nach fast dreijährigen Beratungen habe
sich der Ministerrat schließlich auf eine gemeinsame Linie geeinigt.
Nicht zuletzt das Bekanntwerden von Gesundheitsrisiken durch
Brustimplantate, Stents und Hüftimplantaten hätten die Verschärfung
der europäischen Regelungen notwendig gemacht. Die Landesregierung
habe sich im Bundesrat mehrfach für einen Abbau von
Innovationshemmnissen eingesetzt, gab Hinderer die Auffassung des
Ministeriums wieder.

Konformitätsbewertungen, eine Art Zulassungsverfahren, seien nun für
alle auf dem Markt befindlichen Medizinprodukte erforderlich. Das
Bewertungsverfahren für Medizinprodukte, die keine Messfunktion haben
und nicht steril angewandt werden, könnten die Hersteller in
Eigenverantwortung übernehmen. Bei Produkten höherer Risikoklassen
müsse als unabhängige Prüf- und Zertifizierungsstelle eine sogenannte
Benannte Stelle hinzugezogen werden. Verantwortlich für ihre Benennung
und Überwachung sei in Deutschland die Zentralstelle der Länder für
Gesundheitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinprodukten (ZLG). Die
Anzahl der Benannten Stellen hätte sich von ursprünglich 85 auf
derzeit 58 reduziert, elf sind in Deutschland ansässig.

Ein Jahr nach Inkrafttreten der MDR seien unter anderem die
Neu-Akkreditierungen der Benannten Stellen noch nicht erfolgt, auch
Auslegungsdokumente zur MDR würden noch fehlen. Dies habe Auswirkungen
auf die Dauer von Zertifizierungsverfahren. Aus diesen Gründen sei es
denkbar, dass nicht alle Hersteller vor Ablauf der dreijährigen
Übergangsfrist Zertifikate nach der MDR für ihre Produkte erhielten.
Die Verordnung sehe jedoch vor, dass sich Hersteller innerhalb dieses
Zeitraums wahlweise nach altem oder nach neuem Recht zertifizieren
lassen könnten.

Bei den Verhandlungen zu den neuen EU-Verordnungen sei von einer
vielfach geforderten zentralen Zulassungspflicht abgesehen worden.
"Damit bleibt gerade auch für kleine und mittelständische Unternehmen
ein größerer Spielraum den Anforderungen an die Berichtspflicht ihrer
Produkte nachzukommen", betonte Hinderer.

Eine Änderung der Regelungen, hinsichtlich der Anforderungen an die
klinische Bewertung und die klinische Prüfung von Medizinprodukten,
der Berichtspflichten oder der Übergangsregelungen, würden ein neues
Gesetzgebungsverfahren erfordern. Entsprechende Beschlussanträge
hätten deshalb im Gremium keine Mehrheit gefunden. Das
Bundesministerium für Gesundheit (BMG) habe einen "Nationalen
Arbeitskreis zur Implementierung der MDR" eingerichtet, den
sogenannten NAKI. Ziel des NAKI und seiner Untergruppen sei es,
Probleme und Fragen im Zusammenhang mit den neuen EU-Verordnungen zu
identifizieren und praxisnahe Lösungen für eine sinnvolle
Implementierung zu entwickeln. "Das Ministerium hat zugesagt, über die
Erkenntnisse zu berichten", so Hinderer abschließend.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/993: Wohnbau-Genossenschaft-Insolvenz (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 46/2018

Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau

Wohnbau-Genossenschaft-Insolvenz: Ministerin verspricht im Ausschuss
lückenlose Aufklärung



Stuttgart - Im Zusammenhang mit der Insolvenz einer Stuttgarter
Wohnungsbaugenossenschaft mit rund 450 Geschädigten sagte
Wirtschaftsministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut (CDU) dem
Wirtschaftsausschuss des Landtags "lückenlose Aufklärung" zu. Auf
Antrag der Fraktionen SPD sowie FDP/DVP wurde das Thema in der Sitzung
vom 18. April 2018 öffentlich behandelt. "Es ist dem Ausschuss ein
Anliegen, aus diesem beispiellosen Vorgang zu lernen, auch weil aus
Sicht der Abgeordneten der gute Ruf des Genossenschaftsmodells
insgesamt dadurch nicht in Misskredit geraten darf", so der
Ausschussvorsitzende Dr. Erik Schweickert (FDP/DVP). "Wir sind der
Ministerin für die Zusage dankbar, den bundesweit einzigartigen Fall
lückenlos aufklären zu wollen. Darauf haben die vielen Geschädigten
Anspruch."

Die eingetragene Genossenschaft hatte von insgesamt 450 Privatanlegern
10,8 Millionen Euro eingesammelt, um sie bundesweit in Immobilien zu
investieren. Die Genossenschaft befindet sich gegenwärtig im
Insolvenzverfahren. Mit Verweis auf die staatsanwaltschaftlichen
Ermittlungen gegen den früheren Geschäftsführer, beschränkte sich
Ministerin Hoffmeister-Kraut in der Sitzung weitgehend auf
formalrechtliche Erläuterungen: Nach Paragraf 64 Genossenschaftsgesetz
(GenG) ist das Wirtschaftsministerium Aufsichtsbehörde über den
genossenschaftlichen Prüfungsverband. "Wir haben die Rechtsaufsicht
ordnungsgemäß wahrgenommen, Fragen der Zweckmäßigkeit unterliegen
nicht der Rechtsaufsicht", sagte die Ministerin auf entsprechende
Fragen von Ausschussmitgliedern in der Sitzung.

Interne Gutachten hätten "unauffällige Gespräche" in Erfüllung der
Aufsichtspflicht durch den Prüfverband ermittelt, so
Hoffmeister-Kraut. Warum das Ministerium trotz Bekanntwerden des Falls
im Herbst 2017 erst im März 2018 ein externes Gutachten zur Aufklärung
vergeben habe, beantwortete Hoffmeister-Kraut mit dem Hinweis auf
lange Fristen bei der vergaberechtlichen Ausschreibung. Im dritten
Quartal 2018 soll das externe Gutachten vorliegen. "Das Thema wird
noch lange nicht erledigt sein", so der Ausschussvorsitzende Dr.
Schweickert. Der Ausschuss des Landtags könne zwar nicht unmittelbar
eingreifen, aber dennoch den Blick auf mögliche Unzulänglichkeiten und
Fehlstellungen im Prüfverfahren werfen. Den Mitgliedern des
Fachgremiums gehe es wesentlich auch darum, dass das in
Baden-Württemberg so erfolgreiche und hervorragend beleumundete
Genossenschaftsmodell nicht diskreditiert werde. Die Ministerin sagte
weitere Berichterstattung im Ausschuss zu.

 * 
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HAMBURG/4342: Hamburg braucht endlich einen NSU-Untersuchungsausschuss (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 22. April 2018

Hamburg braucht endlich einen NSU-Untersuchungsausschuss!



Am Donnerstag beschließt der Landtag Mecklenburg-Vorpommern die Einsetzung eines Parlamentarischen Untersuchungsausschusses zur Aufklärung der NSU-Aktivitäten in dem Bundesland. Damit ist Hamburg, wo die NSU-Terroristen Mundlos und Böhnhardt am 27. Juni 2001 Süleyman Tasköprü ermordeten, nun das einzige NSU-Tatortland ohne einen entsprechenden Untersuchungsausschuss.

"Viele Fragen sind nach wie vor unbeantwortet, etwa die nach den Hintergründen des Mordes, der Identität der Helfershelfer aus der Stadt und den Gründen für das Totalversagen der Sicherheitsbehörden", erklärt dazu die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Christiane Schneider. "Warum Süleyman Tasköprü? Warum die für den Mord sorgfältig ausgewählte Schützenstraße? Welche Rolle spielte die damals extrem militante Hamburger Neonaziszene um Worch und Wulff, die intensive Kontakte zum engen Umfeld von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe pflegten? Warum stellten sich die hiesigen Sicherheitsbehörden nicht einmal die Frage nach einem extrem rechten und rassistischem Hintergrund des Mordes?"

Schneider weist darauf hin, dass die Familie Tasköprü nicht zur Ruhe kommen kann, solange die Antworten ausbleiben. "Die Forderung nach einem Untersuchungsausschuss auch in Hamburg bleibt deshalb aktuell. Wir werden sie gemeinsam mit vielen anderen immer wieder erheben, bis die Stadt ihre Verantwortung für die Aufklärung endlich wahrnimmt."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4787: Junge Menschen sollen Demokratie mitgestalten können (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
19.04.2018

Junge Menschen sollen Demokratie mitgestalten können

Cornelia Willius-Senzer: Freie Demokraten sprechen sich für Wahlrecht
mit 16 aus



Im Zuge der Beratungen zur Reform des Kommunalwahlgesetzes haben sich
die Ampel-Fraktionen für eine Absenkung des Wahlalters bei
Kommunalwahlen auf 16 Jahre ausgesprochen. Die CDU-Fraktion lehnt
diese Änderung des Wahlrechts ab. Um die für die Wahlrechtsreform
notwendige Änderung der Landesverfassung herbeizuführen, bedarf es
einer Zweidrittelmehrheit im Landtag. Dazu sagt die Vorsitzende der
FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz, Cornelia Willius-Senzer:

"Uns Freien Demokraten ist es ein wichtiges Anliegen, dass sich junge
Menschen frühzeitig aktiv an der Gestaltung unserer Demokratie
beteiligen können. Aus unserer Sicht verfügen auch 16-jährige Menschen
über genügend Reife, um aktiv an Kommunalwahlen teilnehmen zu können.

Die große Mehrheit der jungen Menschen in unserem Land möchte auf die
Zukunft ihres unmittelbaren Lebensbereichs Einfluss nehmen können.
Genau dies wollen wir mit der Absenkung des Wahlalters bei
Kommunalwahlen auf 16 Jahre ermöglichen.

Leider scheitert dieses wichtige Vorhaben nach wie vor an der CDU,
deren Stimmen für die notwendige Änderung der Landesverfassung
notwendig sind. Mit ihrer Ablehnung erklärt die Christdemokratie junge
Menschen für unreif, politische Entscheidungen treffen zu können. Dies
ist ein Schlag ins Gesicht aller Jugendlichen in Rheinland-Pfalz. Im
Sinne der Interessen der Jugend in unserem Land fordern wir die CDU
auf, ihre Blockadehaltung aufzugeben.

Die Absenkung des Wahlalters bei Kommunalwahlen auf 16 Jahre ist ein
wirksamer Schritt zur Stärkung der Demokratie und kann wesentlich dazu
beitragen, Politikverdrossenheit frühzeitig durch aktive
Gestaltungsmöglichkeiten zu verhindern. Wir trauen es jungen Menschen
zu, verantwortungsbewusst mit demokratischen Rechten umgehen zu
können."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4786: Autobahnamt Montabaur bleibt erhalten - "Beschäftigte können aufatmen" (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
20.04.2018

Autobahnamt Montabaur bleibt erhalten - Oster: "Beschäftigte können
aufatmen"



Zur heutigen Bekanntgabe des Erhalts des Autobahnamts in Montabaur
durch Verkehrsminister Dr. Volker Wissing erklärt der
verkehrspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Benedikt Oster:

"Dass Verkehrsminister Dr. Volker Wissing heute die Sicherung des
Standorts Montabaur sowie der Autobahnmeistereien bekannt geben
konnte, ist ein großer Erfolg für Rheinland-Pfalz. Der entschlossene
Einsatz des Verkehrsministers im Sinne der rheinland-pfälzischen
Interessen bei den Verhandlungen zur Ausgestaltung der neuen
Bundesinfrastrukturgesellschaft hat sich ausgezahlt. Nach monatelanger
Ungewissheit können die Beschäftigten am Standort Montabaur und bei
den Autobahnmeistereien endlich aufatmen. Rund 700 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter haben nun Klarheit, wie es mit ihren Arbeitsplätzen
weitergeht. Im Zuge der Neugründung einer
Bundesinfrastrukturgesellschaft für Autobahnen hatten die
Ampel-Fraktionen bereits im Oktober 2017 in einem gemeinsamen
Plenarantrag die Landesregierung aufgefordert, sich im Bund für den
Erhalt des Standorts Montabaur einzusetzen. Im November 2017 hatte
sich der rheinland-pfälzische Ministerrat für den Verbleib der
Verantwortung für die Bundesstraßen beim Land ausgesprochen. Das
nachdrückliche Engagement der Koalitionsfraktionen und der
Landesregierung haben nun Wirkung gezeigt."

 * 
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SACHSEN-ANHALT/336: ZwischenRuf 1-2018 - Das Magazin des Landtages


ZwischenRuf 1/2018

Das Magazin des Landtages von Sachsen-Anhalt

... von Gärten umarmt

Burg lädt zur Landesgartenschau ein



INHALT

AUS DEM PLENUM

ÖPNV soll attraktiver werden

Einem kostenlosen ÖPNV erteilten die Abgeordneten eine Absage,
stattdessen sollte er attraktiver gestaltet werden. Im März-Plenum
wurde ein entsprechender Antrag von CDU, SPD und Grünen beschlossen.

Systemwandel in der Pflege?

Mit jeweils einem Antrag zur Verbesserung der Pflegeversicherung
wandten sich die Fraktion DIE LINKE, die Koalition und die
AfD-Fraktion an den Landtag. Die zentrale Frage: Wie kann die
Finanzierung der Pflege gerecht gestaltet werden?

Mehr Spielraum für die Polizei

Die Landesregierung brachte einen Gesetzentwurf zur Änderung des
Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in den Landtag
ein. Damit sollen unter anderem sicherheitsbehördliche Instrumente
weiterentwickelt werden. Hierbei geht es unter anderem um die Nutzung
der elektronischen Fußfessel.

AUS DEN AUSSCHÜSSEN

Mehr Aufwand, mehr Nutzen?

Der Ausschuss für Recht, Verfassung und Gleichstellung führte Mitte
Februar 2018 eine Anhörung zur Novelle des
Landesverfassungsgerichtsgesetzes durch.

Spannende Gespräche in Wien

Der Ausschuss für Inneres und Sport hat sich auf einer
Delegationsreise Mitte Februar nach Wien mit Themen rund um die innere
Sicherheit, Kriminalitätsbekämpfung sowie Migration und Integration
beschäftigt.

REGIONALFENSTER

"... von Gärten umarmt"

Im 1070-jährigen Burg wird es in diesem Jahr an 170 Tagen grünen und
blühen wie nie zuvor in der langen Geschichte der Stadt. Ab 21. April
wird die Kreisstadt des Jerichower Landes "von Gärten umarmt". So
lautet das Motto der 4. Landesgartenschau (LAGA) Sachsen-Anhalts.

IM BLICKPUNKT

"Den Mangel beenden"

Das Anliegen der Volksinitiative "Den Mangel beenden - Unseren Kindern
Zukunft geben!" wurde in der Zweiten Beratung abschließend behandelt.
Der Landtag reagierte hier auf die in der Volksinitiative gestellten
Forderungen.

EINBLICK

Landtag virtuell erkunden

Der Landtag von Sachsen-Anhalt gewährt ab sofort dreidimensionale
Einblicke in seine Wirkungsstätte. Durch den virtuellen Rundgang kann
dem Landesparlament zuhause oder unterwegs ein informativer Besuch
abgestattet werden.

 * 

LANDESAUSSCHEID DES WETTBEWERBS "JUGEND DEBATTIERT"

Bereits zu Beginn des Jahres 2018 ist der Wettbewerb "Jugend
debattiert" in Sachsen-Anhalt gestartet. Mehr als 1.000 Schülerinnen
und Schüler aus den Sekundarstufen I und II sowie ihre Lehrerinnen und
Lehrer nehmen erneut an dem Wettstreit initiiert von der
gemeinnützigen Hertie-Stiftung - teil. Die Sieger der Einzelausscheide
auf Ebene der Schulverbünde küren am 16. April 2018 die vier
Finalisten, die Sachsen-Anhalt beim Bundesausscheid in Berlin
vertreten werden. Nach wie vor erfreut sich dieser Wettbewerb großer
Beliebtheit. Bei der Diskussion um Themen, wie zum Beispiel "Soll es
einen Jugendcheck für Gesetzesvorhaben geben?", haben alle eine
Meinung und können mitreden. Das schult wiederum die Fähigkeit, sich
zu artikulieren und mit Worten über Fakten zu streiten.

Das Landesfinale "Jugend debattiert" beginnt am 16. April 2018 um
14 Uhr im Plenarsaal.

Die zweistündige Veranstaltung ist öffentlich und kann ohne
Voranmeldung besucht werden.

 * 

Frank Bommersbach ist erneut Mitglied des Landtags

Der frühere Abgeordnete Frank Bommersbach rückt nach dem
Mandatsverzicht der Abgeordneten Eva Feußner in die Reihen der
CDU-Fraktion nach. Feußner war mit Ablauf des 19. Februar 2018 aus dem
Landtag ausgeschieden; sie übernahm die Stelle der Staatssekretärin im
Bildungsministerium. Das Abgeordnetenmandat ging danach auf die
nächste noch nicht für gewählt erklärte Ersatzperson des
Landeswahlvorschlags der CDU (Landtagswahl 2016) über: Frank
Bommersbach aus Petersberg. Er ist katholisch, verheiratet und hat
zwei Kinder; seit 2006 ist er Geschäftsführer der Bommersbach GbR.
Bommersbach hat die Wahl am 21. Februar 2018 angenommen und ist nun -
nach seiner Mitgliedschaft in der 5. und 6. Wahlperiode - auch
Mitglied in der 7. Wahlperiode des Landtags von Sachsen-Anhalt.

Dr. Stefan Müller

 * 

Uwe Harms tritt Nachfolge von Eva Feußner an

Die Niederlegung des Mandats durch die Landtagsabgeordnete Eva Feußner
(CDU) hat nicht nur Auswirkungen auf die personelle Zusammensetzung
des Parlaments an sich, sondern auch auf seine Ausschüsse und Gremien.
Unter anderem trifft dies auf den 15.Parlamentarischen
Untersuchungsausschuss zu. Dieser untersucht die Vergabe von
Beraterverträgen durch die Landesregierung in der 6. Wahlperiode. Die
aus dem Landtag ausgeschiedene Eva Feußner wird durch den Abgeordneten
Uwe Harms ersetzt. Dies geht aus einem am Donnerstag, 8. März 2018,
einstimmig von den fünf Fraktionen im Landtag angenommenen Antrag der
CDU-Fraktion hervor. Harms stammt aus Klötze, ist evangelisch,
verheiratet und hat zwei Kinder. Er ist Mitglied des Landtags seit der
5. Wahlperiode und bekleidet hier unter anderem das Amt eines
Schriftführers. Regional betreut er die Gemeinden des Wahlkreises 02 -
Gardelegen-Klötze.

Dr. Stefan Müller

 * 

EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser,

im wahrsten Sinne des Wortes hohen Besuch empfing Landtagspräsidentin
Gabriele Brakebusch im Februar. Der für zwei terminreiche Tage in
Sachsen-Anhalt weilende Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier nebst
Gattin Elke Büdenbender, stattete dem Landtag seinen Antrittsbesuch
ab, bei dem er sich nicht nur in das Gästebuch eintrug, sondern zudem
auch mit den Vizepräsidenten und den Fraktionsvorsitzenden zu einem
Gespräch über gesellschaftliches Engagement im Ehrenamt zusammentraf.
Die Stationen des Besuchs des Bundespräsidenten in Sachsen-Anhalt
zeichnen wir auf den Seiten 14 und 15 nach.

Aber natürlich rücken wir auch wieder die konkrete Landespolitik in
den Fokus des ZwischenRufs. So berichten wir beispielsweise aus der
März-Sitzungsperiode des Landtags. Mit über 30 Tagesordnungspunkten
setzten sich die Abgeordneten auseinander, die man im Onlinearchiv des
Landtags auch noch einmal anschauen kann. Unter anderem ging es um die
Gleichstellung der Geschlechter (Gender-Mainstreaming) und die Wahl
der Landesbeauftragten für die Aufarbeitung der SED-Diktatur.

Ferner ging es um einen möglichen kostenfreien ÖPNV und die Änderung
des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung. Darüber
hinaus liefert der ZwischenRuf Eindrücke von der Arbeit in den
Ausschüssen des Parlaments. Hier standen zuletzt eine Anhörung zum
Gesetz über das Landesverfassungsgericht und eine Informationsreise
nach Wien des Ausschusses für Inneres und Sport im Fokus.

Zum Abschluss der Beratungen um die Forderungen der Volksinitiative
"Den Mangel beenden - Unseren Kindern Zukunft geben!" hatten eine
Vertrauensperson, aber auch der Bildungsminister und die
Vertreter/innen der Fraktionen die Möglichkeit, zu den Forderungen und
den geplanten Umsetzungen Stellung zu beziehen. Über die
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Petitionen berichten wir auf
den Seiten 20 und 21.

Lust auf Land und Literatur sollen wie üblich unsere Rubriken
"Regionalfenster" und "Weitblick" machen. Ersteres führt uns diesmal
nach Burg, wo in diesem Jahr die Landesgartenschau stattfinden wird.
Das LAGA-Organisationsteam ist mittlerweile auf der Zielgeraden der
Vorbereitungen. In den Buchrezensionen stöbern wir unter anderem der
deutsch-deutschen Geschichte nach. Historisch bedeutsam war erneut die
Gedenkstunde am Holocaustgedenktag, der in diesem Jahr zentral in
Magdeburg begangen wurde. Die Gedenkrede hielt der frühere
Bundestagspräsident Dr. Norbert Lammert.

Wenn Sie den Landtag von Sachsen-Anhalt schon immer mal besuchen
wollten, Ihnen die Anreise aber bisher zu umständlich oder
zeitaufwendig war, möchten wir Ihnen zurufen: Machen Sie's trotzdem
mal! Denn ein Blick in das "Hohe Haus" und seine Geschichte lohnt
sich. Wenn Sie sich vorher schon einmal etwas "umsehen" möchten, dann
geht das jetzt virtuell. Alle Informationen dazu können Sie auf Seite
26 lesen.

Wir wünschen Ihnen nun einen guten Start in den Frühling!

Ihr ZwischenRuf-Team

 * 

AUS DEM PLENUM

ÖPNV soll attraktiver werden

Einem kostenlosen ÖPNV erteilten die Abgeordneten eine Absage,
stattdessen sollte er attraktiver gestaltet werden. Im März-Plenum
wurde ein entsprechender Antrag von CDU, SPD und Grünen beschlossen.


Anstatt eines Dieselverbots sollte lieber in einen attraktiveren
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV), die E-Mobilität und den Ausbau
des Radverkehrswegenetzes investiert werden, betonte Cornelia
Lüddemann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) im Rahmen einer Aktuellen Debatte
zum ticket- und damit kostenfreien Personennahverkehr. Lüddemann
nannte beispielsweise eine engere und verlässlichere Taktung Tag und
Nacht, komfortablere Zubringer und auch preislich müsste sich etwas
tun, denn für viele Menschen sei der ÖPNV einfach zu teuer.

Verkehrsminister Thomas Webel (CDU) erklärte, Rückfragen bei den
Nahverkehrsgesellschaften hätten ergeben, dass diese weiter an ihrer
Attraktivität arbeiten, aber keinen kostenfreien ÖPNV wollen. Daher
befürworte er den Alternativantrag von CDU, SPD und Grünen, wonach die
Landesregierung beim Bund ausloten solle, wie noch mehr Geld für eine
verbesserte ÖPNV-Infrastruktur bereitgestellt werden könnte. Denn
Umfragen zufolge sei am Ende nicht der Ticketpreis entscheidend,
sondern die Attraktivität des Angebots. Dem schloss sich Frank
Scheurell (CDU) an: Die Mehrheit der Sachsen-Anhalter habe nicht
einmal einen Zugang zu öffentlichen Verkehrsmitteln, dies sollte
zunächst einmal in Angriff genommen werden, bevor man über eine
"wunderschöne Vision" nachdenke.

Seine Fraktion befürworte das bundesweite Modellprojekt "kostenfreier
ÖPNV", sagte Guido Henke (DIE LINKE). Gleichzeitig müsste sich das
ÖPNV-Angebot grundlegend verbessern. "Das Auto-Land Deutschland
verdient einen besseren ÖPNV als wir ihn jetzt haben", so Henke. Daher
forderte die DIE LINKE in ihrem Antrag von der Landesregierung einen
konkreten Maßnahmenplan, wie sie die Mobilität im Land - auch ohne
Auto - gewährleisten wolle. Außerdem wünschten sich die Linken, dass
die Oberzentren Sachsen-Anhalts in eine mögliche bundesweite
Erprobungsphase aufgenommen werden.

Im Antrag der Linken finde man leider keine Lösungen, wie die
fehlenden Einnahmen kompensiert werden sollten, kritisierte Matthias
Büttner (AfD). Selbst jetzt würde in vielen Gemeinden der ÖPNV nicht
kostendeckend arbeiten. Sollten wirklich alle Bürger bezahlen, selbst
wenn sie keine Busse und Bahnen nutzten? Büttner ist überzeugt, dass
ein kostenfreier ÖPNV schlicht zu unwirtschaftlich sei und deshalb
bislang "reine Utopie".

Dr. Falko Grube (SPD) sagte, der Verkehrsausschuss des Landtags plane
Ende Mai eine Reise nach Tallin. Dort werde man sich den kostenlosen
ÖPNV anschauen und vor allem, wie das Modell finanziert werde. Seinen
Berechnungen zufolge müssten in Sachsen-Anhalt im Landeshaushalt etwa
130 Millionen Euro bereitgestellt werden, um die anfallenden Kosten zu
kompensieren, so Grube. Die SPD-Fraktion hält das ticketfreie
ÖPNV-Modell daher für nicht finanzierbar. Am Ende der Debatte wurde
dem Alternativantrag von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
zugestimmt.

Stefanie Böhme
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AUS DEM PLENUM

Systemwandel in der Pflege?

Mit jeweils einem Antrag zur Verbesserung der Pflegeversicherung
wandten sich die Fraktion DIE LINKE, die Koalition und die
AfD-Fraktion an den Landtag. Die zentrale Frage: Wie kann die
Finanzierung der Pflege gerecht gestaltet werden?


Mit einem Antrag setzte sich die Fraktion DIE LINKE für eine
Bundesratsinitiative durch die Landesregierung ein, durch die die
gesetzliche Pflegeversicherung nach SGB zu einer
Pflegevollversicherung umgewandelt werden soll. Mittelfristig sollte
nach ihrer Vorstellung die Einführung einer solidarischen Gesundheits-
und Pflegeversicherung realisiert werden, in der alle Einkommensformen
zur Beitragsfinanzierung einbezogen und Beitragsbemessungsgrenzen
abgeschafft werden. Die Koalition brachte einen Alternativantrag ein,
durch den die Pflegeversicherung zunächst auskömmlich ausgestattet
werden soll, um die Betroffenen zu entlasten und zu verhindern, dass
Kostensteigerungen nur durch Betroffene, ihre Angehörigen und die
Sozialhilfeträger zu tragen sind. Auch die AfD-Fraktion setzte sich
mit einem Alternativantrag für eine Bundesratsinitiative ein, durch
die zur Beitragsfinanzierung der gesetzlichen Pflegeversicherung alle
Einkommensbezieher und Einkommensarten einbezogen und die
Beitragsbemessungsgrenzen abgeschafft werden sollten.

Wer eine gute menschenwürdige Pflege für alle möchte, müsse deren
Finanzierung sicherstellen, konstatierte Dagmar Zoschke (DIE LINKE).
Probleme sehe sie derzeit vor allem für Senioren. Es werde immer
offensichtlicher, dass die Rente nicht mehr ausreiche, die Pflegesätze
zu bezahlen. Es müsse aber darauf geachtet werden, die Verbesserung
der Arbeitsbedingungen der Pflegekräfte nicht zu Lasten der Menschen
mit Pflegebedarf herbeizuführen.

Es herrsche eine große Angst, den steigenden Zuzahlungen für
stationäre Pflegeeinrichtungen nicht mehr nachkommen zu können,
erkannte Sozialministerin Petra Grimm-Benne (SPD). Die
Pflegeversicherung soll dabei unterstützen, Pflegebedürftige vor einem
Armutsrisiko zu beschützen. Grimm-Benne sprach sich unter anderem für
eine Pflegevollversicherung aus.

Die Union stehe weiter zum Prinzip der privaten Pflegevorsorge,
entsprechende finanzielle Unterstützung würde aber bei Bedarf
weiterhin gewährt, sagte Tobias Krull (CDU). In Sachsen-Anhalt gebe es
700 stationäre Einrichtungen mit insgesamt 31.000 Plätzen; es gebe
aber 100.000 Pflegebedürftige im Land. Dementsprechend sprach sich
Ulrich Siegmund (AfD) dafür aus, die Rahmenbedingungen der Pflege so
zu gestalten, dass Kinder sich bewusst für die Pflege der Eltern
zuhause entschieden. Eine Pflegevollversicherung sei zwar ein hehres
Ziel, aber sie würde derzeit zu einer erheblichen Mehrbelastung der
Arbeitnehmer führen, so Siegmund.

Es sei nicht hinzunehmen, dass die nun höheren Löhne der Pflegenden
automatisch auf die Kosten für die Pflegebedürftigen umgelegt würden,
bemängelte Cornelia Lüddemann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). Eine
Bürgerversicherung sei für die Grünen nach wie vor der Königsweg.

Das Gesetz zur sozialen Absicherung im Falle der Pflegebedürftigkeit
von 1994 habe nicht in einer Rundumversicherung geendet, erinnerte Dr.
Verena Späthe (SPD). Die gesamten Pflegekosten und die Kosten für eine
stationäre Unterbringung seien damit nicht abgedeckt.

Im Anschluss an die Debatte fand der Ursprungsantrag der Fraktion DIE
LINKE keine Mehrheit. Der Alternativantrag der Koalition hingegen
wurde angenommen. Der Alternativantrag der AfD wurde als erledigt
erklärt.

Dr. Stefan Müller

 * 

AUS DEM PLENUM

Mehrheit für Gender-Mainstreaming

Bei allen gesellschaftlichen Vorhaben die unterschiedlichen
Lebenssituationen und Interessen von Frauen und Männern
berücksichtigen - das will Gender-Mainstreaming. Ist das wirklich
nötig? Die meisten Fraktionen denken "Ja".


Etwa die Hälfte der Sachsen-Anhalter sind Frauen, im Landtag
sind aber lediglich 22 Prozent der 87 Abgeordneten weiblich. Warum?
Eine klare Antwort gibt es nicht. Für viele Frauen aber ist
unzweifelhaft, daran muss sich etwas ändern und das nicht nur im
Landtag. Frauen sollten in allen gesellschaftlichen Bereichen
dieselben Chancen haben wie Männer und das nicht nur theoretisch. Wie
dieser gesellschaftliche Zustand allerdings erreicht werden kann,
darüber gibt es unterschiedliche Meinungen.

Im Rahmen einer Aktuellen Debatte zum Thema "100 Jahre
Frauenwahlrecht" betonte Prof. Dr. Angela Kolb-Janssen (SPD), das
Landesprogramm geschlechtergerechtes Sachsen-Anhalt leiste bereits
einen wichtigen Beitrag. Ziel sei nicht eine Privilegierung der
Frauen, sondern die Beseitigung von Ungleichbehandlung.

In puncto Gleichberechtigung klaffe zwischen Theorie und Praxis noch
immer eine große Lücke, konstatierte Prof. Dr. Claudia Dalbert
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft und
Energie (MULE). Mit einem umfassenden Gender-Management könnten ihrer
Meinung nach geschlechterspezifische Unterschiede erkannt und
berücksichtigt werden. Dieser Herausforderung stelle sich die gesamte
Landesregierung und damit auch das MULE, sagte sie anlässlich einer
Debatte zu einer Großen Anfrage mit dem Titel "Bedeutung, Kosten und
Nutzen - Gender-Mainstreaming im Ministerium für Umwelt,
Landwirtschaft und Energie".

Die Antworten der Landesregierung auf die Große Anfrage hätten
gezeigt, dass aufgrund fehlender Evaluationsmaßnahmen überhaupt keine
Aussagen über den Erfolg der Gender-Maßnahmen gemacht werden könnten,
kritisierte dagegen Lydia Funke (AfD). Für ihren Fraktionskollegen
Ulrich Siegmund ist Gender-Mainstreaming sogar das "Unwort des
Jahrtausends". 325 Millionen Euro seien 2018 im Landeshaushalt für
Gender-Hauptziele verplant. Für Polizei, Kitas und Lehrer sei
allerdings kein Geld da, so Siegmund.

Mit 18 habe sie selbst gedacht: "Frauenquote, nein danke", erinnerte
sich Eva von Angern. Sie habe mit dem überzeugen wollen, was sie
könne. Heute wisse sie aufgrund der "gläsernen Decke": "Ohne
Frauenquote geht es nicht." Kein Mann teile seine Macht freiwillig mit
einer Frau, zahllose Studien und nackte Zahlen bewiesen das,
kritisierte die Linken-Abgeordnete.

So sieht das eigentlich auch Angela Gorr (CDU). Frauen seien in
Wirtschaft, Wissenschaft und Politik noch deutlich unterrepräsentiert.
Noch bestehende Ungerechtigkeiten gelte es auszugleichen, allerdings
so Gorr: "Gestandene Frauen wollen keine Quoten-Frauen sein."

"Die Hälfte der Macht den Frauen" - dies sei eine bestechende Logik,
wenn doch mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung Frauen seien, so
Cornelia Lüddemann (Grüne). Die Einführung des allgemeinen Wahlrechts
für Männer und Frauen in Deutschland 1918 sei einer Kulturrevolution
gleichgekommen, einer kulturellen und politischen Umwälzung. Dennoch
gebe es bis heute keine "adäquate politische Beteiligung", denn nur
"22 Prozent Frauenanteil im Landtag sind inakzeptabel".

Stefanie Böhme


INFO

Was ist Gender-Mainstreaming?

Gender kommt aus dem Englischen und bezeichnet die
gesellschaftlich, sozial und kulturell geprägten Geschlechtsrollen von
Frauen und Männern. Diese sind - anders als das biologische Geschlecht
- erlernt und damit auch veränderbar.

Mainstreaming (englisch für "Hauptstrom") bedeutet, dass eine
bestimmte inhaltliche Vorgabe, die bisher nicht das Handeln bestimmt
hat, nun zum zentralen Bestandteil bei allen Entscheidungen und
Prozessen gemacht wird.

Gender-Mainstreaming ist damit ein Auftrag an die Spitze einer
Verwaltung, einer Organisation, eines Unternehmens und an alle
Beschäftigten, die unterschiedlichen Interessen und Lebenssituationen
von Frauen und Männern in der Struktur, in der Gestaltung von
Prozessen und Arbeitsabläufen, in den Ergebnissen und Produkten, in
der Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit, in der Steuerung
(Controlling) von vornherein zu berücksichtigen, um das Ziel der
Gleichstellung von Frauen und Männern effektiv verwirklichen zu
können.

Welche Vorteile ergeben sich?

Experten zufolge gibt es zahlreiche positive Effekte durch
Gender-Mainstreaming. Hier seien nur einige wenige genannt: Die
gleiche Einbeziehung von Frauen und Männern in die Politik führt zum
Beispiel zu einer anderen, ausgewogeneren Politik und
gesellschaftlichen Entwicklung. Zudem wird das Image von Politik und
Verwaltung verbessert und durch die Ausrichtung an den
Lebensrealitäten beider Geschlechter die Wirksamkeit von politischen
und verwaltungstechnischen Maßnahmen erhöht.

Quelle: Broschüre "Gender-Mainstreaming" des Bundesministeriums für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend
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AUS DEM PLENUM

Beauftragte für Aufarbeitung bestätigt

Birgit Neumann-Becker bleibt Beauftragte des Landes Sachsen-Anhalt zur
Aufarbeitung der SED-Diktatur. Der Landtag wählte sie im März-Plenum
auf Vorschlag der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Neumann-Becker erhielt 59 Ja-Stimmen von 80 abgegebenen gültigen
Stimmen. 21 Abgeordnete stimmten gegen den Wahlvorschlag. Die
studierte Theologin ist seit 2013 Landesbeauftragte für die
Stasi-Unterlagen, seit 2017 Beauftragte des Landes Sachsen-Anhalt zur
Aufarbeitung der SED-Diktatur.

Am 12. November 2015 hatte der Landtag beschlossen, die Aufarbeitung
der jüngsten Vergangenheit neu auszurichten.

Als "Beauftragte des Landes Sachsen-Anhalt zur Aufarbeitung der
SED-Diktatur" kümmert sich Neumann-Becker seit 2017 nicht mehr
vornehmlich um die Stasi-Unterlagen, sondern um die Aufarbeitung des
SED-DDR-Unrechts im Allgemeinen. Dafür wurde das Amt zugleich beim
Landtag angesiedelt, nachdem es zuvor zum Justizministerium gehört
hatte.

Stefanie Böhme
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AUS DEM PLENUM

Mehr Spielraum für die Polizei

Die Landesregierung brachte einen Gesetzentwurf zur Änderung des
Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in den Landtag
ein. Damit sollen unter anderem zwei sicherheitsbehördliche
Instrumente weiterentwickelt werden.


Die Landesregierung brachte einen Gesetzentwurf zur Änderung des
Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes
Sachsen-Anhalt in den Landtag ein. Damit sollen unter anderem zwei
polizeiliche Instrumente weiterentwickelt werden: die sogenannte
Meldeauflage soll eine ausdrücklich geregelte polizeiliche
Standardmaßnahme werden; ebenso geplant ist dies für das
Aufenthaltsverbot zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten im
Hinblick auf terroristische Straftaten.

Die Änderungen trügen zu einem modernen Gefahrenabwehrgesetz bei, so
Innenminister Holger Stahlknecht (CDU). Da Aufenthaltsgebote und
-verbote gegen Gefährder ausreichend überwachbar sein müssen, solle
die elektronische Fußfessel gezielt zum Einsatz kommen. "Die Befugnis,
einen Handlungsstörer zu verpflichten, ein fest an seinem Körper
angebrachtes Gerät zur Standortermittlung und Datenübertragung an die
Polizei in einem ständig betriebsbereiten Zustand zu führen, wird zum
Zweck der Durchführung einer Evaluation auf zirka drei Jahre
befristet", heißt es in der Gesetzesbegründung.

Einen Handlungsstörer mit einer Fußfessel zu überwachen, hielt Hagen
Kohl (AfD) nicht für zielführend, sondern wirkungslos. Eine Fußfessel
halte einen Gefährder nicht davon ab, mit einem Auto in eine
Menschenmenge zu fahren oder jemanden mit einem Messer anzugreifen. Zu
mehr Sicherheit würde dagegen die konsequente und sofortige
Abschiebehaft für Gefährder sorgen.

Es stehe ein ganzer Instrumentenkasten für die Wahrung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung zur Verfügung, so Rüdiger Erben
(SPD), nicht allein die Fußfessel. Es sei nur konsequent, das
Polizeirecht im Sinne einer umfänglichen Meldeauflage nachzuschärfen.

"Der entscheidende Punkt der Neuregelung komme etwas unspektakulär
daher, ist aber im Kern die elektronische Fußfessel für Gefährder",
sagte Henriette Quade (DIE LINKE). Der Gesetzentwurf entspreche der
prinzipiellen Tendenz, im Bereich der Sicherheitsgesetze: Befugnisse
zu erweitern, ohne dies genauer zu bestimmen. Die Fußfessel sei
praxisuntauglich und breche mit der gerichtlichen Unschuldsvermutung.

Terroristischen Angriffen folgten nicht selten Einschränkungen der
Grund- und Bürgerrechte; auch die Forderung der Fußfessel im
präventiven Bereich gehöre dazu, erklärte Sebastian Striegel (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN). Mehr Eingriffsbefugnisse durch die Sicherheitskräfte
sorgten nicht automatisch für mehr Sicherheit für die Bevölkerung. Die
Grünen stützen in der Koalition die Einführung trotz erklärter
Skepsis, sie werde allerdings einem Praxistest unterzogen.

Der Schutzauftrag des Staates habe Verfassungsrang, erklärte Chris
Schulenburg (CDU). Durch die Gesetzesnovelle sollen die Befugnisse der
Polizei erweitert werden; die vorgesehenen Neuregelungen zum
Aufenthalts- und Kontaktverbot sollen die Möglichkeiten eines
Platzverweises ergänzen - natürlich immer dem Gebot der Angemessenheit
nach, so Schulenburg. Die elektronische Fußfessel soll bei der
Aufklärung von Straftaten und der Fahndung nach Strafverdächtigen
helfen.

Im Anschluss an die Debatte wurde der Gesetzentwurf einstimmig in den
Ausschuss für Inneres und Sport (federführend) und in den Ausschuss
für Finanzen (mitberatend) überwiesen.

Dr. Stefan Müller
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AUS DEM PLENUM

Vier Themen, vier Debatten

Dass sich der Landtag mit mannigfaltigen Themen beschäftigt, bewies er
einmal mehr in seiner März-Sitzungsperiode: Dieselfahrverbot, GroKo,
Altersfeststellung und Cannabis standen unter anderem auf der
Debatten-Agenda.


Unter dem Titel "Dieselfahrverbot - undurchsichtig - lähmend -
enteignend" hatte die AfD-Fraktion eine Aktuelle Debatte beantragt.
Diskutiert wurde das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts in Leipzig
Ende Februar, das Dieselfahrverbote in Deutschland grundsätzlich für
zulässig hält. Die AfD forderte daher, dass die Autohersteller zur
Nachrüstung der Dieselfahrzeuge verpflichtet werden. Nach heutiger
Rechtslage drohen in Sachsen-Anhalt aber keine Fahrverbote für
Dieselfahrzeuge, informierte die Landesregierung. Die SPD lehnt
Fahrverbote ab, da es noch andere Maßnahmen gebe, um die Grenzwerte zu
erreichen. Keine Fahrverbote, sondern saubere Technologien, forderte
auch BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. DIE LINKE verwies auf die enormen
gesundheitlichen Folgen einer zu hohen Stickstoffdioxid-Belastung. Die
CDU setzt dagegen für den wirtschaftlichen Aufschwung weiter auf den
Dieselmotor.

Die Fraktion DIE LINKE sieht eine "strukturelle Missachtung des Ostens
im GroKoVertrag". Der Koalitionsvertrag werde die soziale Spaltung
zwischen Ost und West weiter vertiefen. Die Landesregierung und die
sie stützenden Fraktionen sahen das erwartungsgemäß etwas anders: Sie
verwiesen auf "300 Euro mehr Kindergeld im Jahr, Mütterrente II
durchgesetzt, 1,5 Millionen neue Wohnungen, erhöhte Grundrente,
Sofortprogramm Pflege" (Landesregierung), die verstärkte Annäherung an
 die Lebensrealität im Westen (CDU) und "deutliche Pluspunkte für den
Osten in den Bereichen Schule, Wissenschaft und Forschung" (SPD). Die
Grünen vermissen noch ein zukunftsfähiges Klimakonzept und Aussagen
zur Bergbausanierung. Für die AfD hingegen gebe es im Vertrag zu viele
Absichtserklärungen ohne tatsächliche Priorität.

Laut eines Antrags der AfD sollte die Landesregierung eine
Bundesratsinitiative zur Änderung des Sozialgesetzbuchs VIII auf den
Weg bringen: Demnach haben im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme
einer ausländischen Person die Jugendämter zur Feststellung des Alters
"regelmäßig eine ärztliche Untersuchung zu veranlassen". Die
Bundesärztekammer aber hat sich immer gegen eine derartige
Altersfeststellung ausgesprochen und jeder Beteiligung von Ärzten eine
Absage erteilt. Die Landesregierung sowie die Fraktionen von SPD,
Grünen und Linken schlossen sich im Wesentlichen dieser Meinung an.
Der Landtag habe sich der humanitären Aufgabe verschrieben,
schützenswerte Kinder und Jugendliche aufzunehmen und sie durch die
Jugendhilfe zu unterstützen. Die CDU befürwortet das "Hamburger
Modell", denn dort läge bei Zweifeln am Alter das Beweisrecht bei den
Flüchtlingen.

Jährlich sterben in Deutschland zwar 120.000 Menschen an den Folgen
des Konsums von Alkohol und 15.000 Menschen wegen Rauchens - beides
sei jedoch legal. Die Legalisierung von Cannabis für Erwachsene
hingegen nicht, sie sei aber längst überfällig, forderte die Fraktion
DIE LINKE in einem Antrag. Diesem Gedanken schlossen sich die Grünen
an. Landesregierung, CDU, SPD und AfD lehnten das Ansinnen allerdings
ab. Denn insbesondere bei Jugendlichen könnte der Konsum von Cannabis
schädlich sein und zu Psychosen führen. Allerdings räumten sie ein,
dass auch der Zigaretten- und Alkoholmissbrauch noch besser präventiv
bekämpft werden müsste. Der Antrag wird nun erstmal weiter in den
Ausschüssen beraten.

Dr. Stefan Müller
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AUS DEN AUSSCHÜSSEN

Mehr Aufwand, mehr Nutzen?

Der Ausschuss für Recht, Verfassung und Gleichstellung führte Mitte
Februar 2018 eine Anhörung zur Novelle des
Landesverfassungsgerichtsgesetzes durch. Eine Änderung würde zu mehr
Aufgaben des Gerichts führen.


Die Landesregierung hatte im Oktober 2017 einen Gesetzentwurf in
den Landtag eingebracht, durch den das Landesverfassungsgerichtsgesetz
geändert werden soll. Wesentliches Ziel ist die Einführung der
Individualverfassungsbeschwerde zum Landesverfassungsgericht ab 1.
Januar 2019. Bislang können Bürger/innen mit einer solchen
Individualverfassungsbeschwerde nur Grundrechtsverletzungen durch den
Gesetzgeber rügen; Grundrechtsverletzungen durch Entscheidungen der
Verwaltung oder der Gerichte sind dagegen bisher kein tauglicher
Beschwerdegegenstand.

Ein weiteres Ziel des Gesetzentwurfs ist die Einführung einer
Verzögerungsbeschwerde im Landesverfassungsgerichtsgesetz und damit
die Umsetzung einer europarechtlichen Vorgabe. Zudem soll der Kreis
der potenziellen Mitglieder des Landesverfassungsgerichts moderat
vergrößert werden, um mehr Auswahlmöglichkeiten bei der Besetzung zu
schaffen.

In der Anhörung des Rechtsausschusses kamen Befürworter und Kritiker
des Gesetzentwurfs zu Wort. Unter anderem wies der Präsident des
Bayerischen Verfassungsgerichtshofs, Peter Küspert, darauf hin, dass
die Verfassungsbeschwerde zum Landesverfassungsgericht nötig sei, um
auch individuell örtliche und landesspezifische Belange vor dem
landeseigenen Verfassungsgericht klären zu lassen. Sein Amtskollege
aus Sachsen-Anhalt, Lothar Franzkowiak, betonte, dass der vorliegende
Gesetzentwurf in Abstimmung zwischen Landesregierung und
Landesverfassungsgericht erstellt worden sei. Die Rechtsanwaltskammer
und der Landesverband des deutschen Anwaltvereins in Sachsen-Anhalt
befürworten die Einführung einer Beschwerde.

Der reale Nutzen decke aber nicht den Aufwand der Gesetzesnovelle und
der Umsetzung der erweiterten Verfassungsbeschwerde, mutmaßte Prof.
Dr. Michael Germann, Richter am Landesverfassungsgericht
Sachsen-Anhalt. Zwar gebe es keine grundsätzlichen Bedenken ge­gen die
Einführung der Individualverfassungsbeschwerde, aber einen großen
Nutzen darin sehen die Vertreter des Oberlandesgerichts Naumburg und
des Oberverwaltungsgerichts Sachsen-Anhalt nicht.

Unterschiedliche Ansichten bestehen allerdings in den Fragen
Anwaltszwang, Verfahrens- oder Missbrauchsgebühren.

Michael Fock, Präsident des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt,
kritisierte, dass ein kleiner Personenkreis verschiedene Gerichte mit
denselben Belangen beschäftigte - von Querulanten bis "Reichsbürgern".
Diese wollten vor allem die Arbeit der Gerichte behindern. Dieses
Vorgehen werde ab 2019 dann auch beim Landesverfassungsgericht der
Fall sein. Das Landesarbeitsgericht schloss sich diesen Bedenken an.
Die normale Rechtsgewährung für den Bürger auf dem derzeitigen Niveau
solle zunächst sichergestellt werden.

In den weiteren Beratungen des Ausschusses für Recht, Verfassung und
Gleichstellung geht es nun darum, zum Gesetzentwurf der
Landesregierung eine Beschlussempfehlung zu erarbeiten. Diese wird
dann dem Landtag zur Abstimmung durch alle Abgeordneten vorgelegt.

Dr. Stefan Müller
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AUS DEN AUSSCHÜSSEN

Spannende Gespräche in Wien

Der Ausschuss für Inneres und Sport hat sich auf einer
Delegationsreise Mitte Februar 2018 nach Wien mit Themen rund um die
innere Sicherheit, Kriminalitätsbekämpfung sowie Migration und
Integration beschäftigt.


Kriminalitäts- und Terrorismusbekämpfung, Menschenhandel und
Integration - mit diesen und anderen Themen haben sich die Mitglieder
des Ausschusses für Inneres und Sport auf ihrer Delegationsreise nach
Wien (19. bis 23. Februar 2018) beschäftigt. Die 17-köpfige
Delegation, bestehend aus Abgeordneten, Referenten und Innenminister
Holger Stahlknecht, besuchte nach ihrer Ankunft zunächst das dortige
Bundeskriminalamt. Im Mittelpunkt dieses Gesprächs stand der Austausch
über die Bekämpfung der organisierten und allgemeinen Kriminalität.
Ausschussvorsitzender Hagen Kohl (AfD) war positiv überrascht von der
"erfrischenden Offenheit", mit der die österreichischen
Gesprächspartner nahezu alle Fragen beantworteten.

Das Bundeskriminalamt bei unseren Nachbarn habe eine Art
"Scharnierfunktion" zwischen Mittel- und Osteuropa, auch bei der
internationalen Verbrechensbekämpfung spiele Wien eine zentrale Rolle,
erklärte Kohl.

Obwohl Österreich - ebenso wie Deutschland - ein föderaler Staat ist,
sei die Polizeiarbeit nach einer Strukturreform doch anders
organisiert. Es gebe quasi keine "Länderpolizisten" mehr, sondern
jeder ist Bundespolizist. Diese stärkere Zentralisierung habe enorme
Vorteile in der Praxis, so Ausschussvorsitzender Hagen Kohl.
Beispielsweise könnten über ein zentrales Datenregister schneller
Zusammenhänge bei bestimmten Straftaten erkannt werden. In Deutschland
sei die länderübergreifende Zusammenarbeit eher schwierig, ebenso wie
die zwischen Länder- und Bundesebene. Besonders beeindruckend seien
zudem die kurzen Interventionszeiten der Polizei in Wien gewesen:
Innerhalb von drei Minuten sei die Polizei am Einsatzort, berichtet
Kohl. In Sachsen-Anhalt dauere es durchschnittlich etwa 15 Minuten in
den Städten und mehr als 20 Minuten in den Landkreisen.

Weitere Stationen auf der Reise des Innenausschusses waren unter
anderem ein Besuch bei der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik
Deutschland beim Büro der Vereinten Nationen, bei der Interneplattform
für Grundrechtspolitik epicenter.works sowie ein Treffen mit dem
Generalsekretär der Caritas. Dort erhielten die Abgeordneten aus
Sachsen-Anhalt Einblick in das erfolgreiche Projekt "magdas HOTEL", in
dem Menschen aus 14 verschiedenen Nationen zusammenarbeiten. Das Hotel
am Wiener Prater wird von Profis der Hotellerie gemeinsam mit Menschen
mit Fluchthintergrund geführt.

Zum Abschluss der Reise stand eine Ortsbesichtigung beim Bundesheer
Nickelsdorf an der österreichisch-ungarischen Grenze auf dem Programm.
"Das war wirklich sehr beeindruckend, quasi am historischen Ort der
großen Flüchtlingswelle von 2015 zu stehen", sagte Kohl. Was sich
damals ereignet habe, wäre heute nicht mehr möglich, denn mittlerweile
sicherten dort neben der Polizei auch Berufssoldaten,
Wehrdienstleistende und Reservisten die Grenze.

Nach fünf Tagen in Wien zieht Hagen Kohl ein ausgesprochen positives
Fazit: "Ich habe den Eindruck, dass aufgrund des vielseitigen
Programms, wirklich für jeden meiner Kollegen etwas dabei war." Jede
einzelne Station sei interessant und wirklich informativ gewesen.
"Manchmal konnten wir uns gar nicht von unseren Gesprächspartnern
losreißen, weil die Themen und Diskussionen so spannend waren."

Stefanie Böhme

 * 

IM BLICKPUNKT

Antrittsbesuch des Bundespräsidenten

14. FEBRUAR 2018

ZU GAST IM LANDTAG

Am 14. und 15. Februar 2018 besuchte Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier in Begleitung seiner Gattin Elke Büdenbender
Sachsen-Anhalt. Was protokollarisch Antrittsbesuch heißt, ist nichts
anderes als das erste Treffen mit Vertretern aus Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft in einem Bundesland nach der Amtsübernahme.

MAGDEBURG

Willkommen im Landtag - Landtagspräsidentin Gabriele Brakebusch
begrüßte den Bundespräsidenten und seine Gattin auf dem Domplatz vor
dem Magdeburger Landtag.

LANDTAG

Eintragung ins Gästebuch - Frank-Walter Steinmeier schloss sich der
Tradition seiner Vorgänger an und nahm die Einladung, sich im
Gästebuch des Landtags einzutragen, gern an.

LANDTAG

Zu Gast im Parlament - Nach einem Gedankenaustausch mit den
Vizepräsidenten und den Fraktionsvorsitzenden bedankte sich die
Landtagspräsidentin mit einem Erinnerungsgeschenk.




15. FEBRUAR 2018

UNTERWEGS IN SACHSEN-ANHALT

WOLMIRSTEDT

Johannes-Gutenberg-Gemeinschaftsschule - Nach einem gemeinsamen
Mittagessen führten die Schülerinnen und Schüler Elke Büdenbender und
Frank-Walter Steinmeier durch die unterschiedlichen Lernstationen
ihrer Schule.

JAGDSCHLOSS LETZTLINGEN

Bürgerempfang im Jagdschloss - Anlässlich des Antrittsbesuchs des
Bundespräsidenten nahmen 100 überwiegend ehrenamtlich engagierte
Bürgerinnen und Bürger am Empfang des Ministerpräsidenten teil.

LEOPOLDINA HALLE

Nationale Akademie der Wissenschaften - Nach der Ansprache des
Bundespräsidenten fand im wissenschaftlichen Kreis eine
Podiumsdiskussion zum Thema "Unsere Zukunft in der digitalen
Gesellschaft" statt.

SANDERSDORF-BREHNA

FEV Dauerlaufprüfzentrum - Hightech aus Sachsen-Anhalt: Die FEV
Dauerlaufprüfzentrum GmbH gehört zu den weltweit führenden Testzentren
bei der Entwicklung von Motoren und Antrieben.

 * 

REGIONALFENSTER

"... von Gärten umarmt"

Im 1070-jährigen Burg wird es in diesem Jahr an 170 Tagen grünen und
blühen wie nie zuvor in der langen Geschichte der Stadt. Ab 21. April
wird die Kreisstadt des Jerichower Landes "von Gärten umarmt". So
lautet das Motto der 4. Landesgartenschau (LAGA) Sachsen-Anhalts. Nach
2004 in Zeitz, 2006 in Wernigerode und 2010 in Aschersleben richtet
2018 Burg das größte Gartenfest des Landes aus.


Auf einer Fläche von rund 17 Hektar trifft vom 21. April bis zum
7. Oktober rund um die historische Altstadt hochkarätige
Gartenbaukultur auf vielfältige kulturelle Höhepunkte. Noch ist Floras
Fülle nur zu erahnen, doch pünktlich zur Eröffnung des Blumenfestivals
wird es auf den Ausstellungsflächen, auf Wiesen und Beeten in und um
Burg ein Feuerwerk bunter Frühlingsblüher geben. Dafür wurden noch vor
dem Winter mehr als 400.000 Blumenzwiebeln manuell und maschinell in
die Erde gebracht. "Das entsprach in etwa einem Gewicht von neun
Tonnen", berichtet Frank Schröder. Der gärtnerisch-technische Leiter
der LAGA hofft, dass die Zwiebeln von Tulpen, Narzissen, Hyazinthen
und Kaiserkronen den nötigen Frostkick bekamen, um die bunte
Farbenpracht ihrer Blüten nun bald den Besuchern der Landesgartenschau
zeigen zu können.

Die meisten von ihnen - erwartet werden an den 170 LAGA-Tagen in Burg
insgesamt rund 450.000 Besucher - werden den Bahnhofsvorplatz als
Eintrittspforte zur Gartenschau nutzen. Der 1913 als "Bahnhofsanlagen"
angelegte spätere Goethepark erlebte in den vergangenen Monaten eine
intensive Verschönerungskur. Das rund 8,7 Hektar große Areal der
historischen und denkmalgeschützten Parkanlage hat eine lange und
wechselvolle Geschichte hinter sich. Noch Mitte des 19. Jahrhunderts
befanden sich dort eine städtische Holzstrecke sowie ein Turnplatz,
der später auch Soldaten der Burger Garnison für Übungen diente. Mit
der Eisenbahnstrecke Berlin-Potsdam-Magdeburg bekam Burg seinen
Bahnhof, der 1913 mit davor liegenden Grünanlagen geschmückt wurde.

Der in Burg geborene Bremer Architekt Hans Schmidt entwarf für seine
Vaterstadt einen landschaftlichen Stadtpark mit neobarocken Formen,
verspielten Jugendstilakzenten, vielen Baumreihen und Alleen. Geld für
die Anlage spendierte eine Fabrikanten-Witwe - Albertine Flickschu.
Sie hinterließ der Stadt 170.486 Mark für einen öffentlich
zugänglichen Stadtpark, der den Namen der Stifter tragen sollte. Ihr
Erbe reichte nicht nur für den Flickschu-Park, der ebenfalls Teil der
Landesgartenschau 2018 ist, sondern auch für die Grünanlage am
gründerzeitlichen Ring nahe dem Bahnhof.

Der über hundertjährige, denkmalgeschützte Goethepark bildet heute
nicht nur eine grüne und blühende Achse zwischen Bahnhof und dem
Burger Zentrum, sondern ab 21. April auch den Haupteingang zur
Landesgartenschau.

In der "Stadt der Türme", wie Burg wegen seiner vielen Kirchtürme und
Stadttore genannt wird, haben Kassenhaus, Service- und
Informationspunkt natürlich nicht wie üblich in Pavillons oder
Containern ihr Domizil - "sondern in begehbaren Türmen", berichtet
Erhard Skupch, Geschäftsführer der Landesgartenschau Burg 2018 GmbH,
die mit den mobilen Türmen einen ganz neuen Weg bei der
Eingangsgestaltung geht. Die neuen Wege im Goethepark orientieren sich
jedoch an alten Originalplänen. Bereichert wurde der historische Park
unter anderem durch ein über 200 Quadratmeter großes Wasserspiel,
sodass dieser Bereich der Landesgartenschau zusammen mit üppigen
Wechselflorbeeten, schönen Alleen sowie großflächigen Stauden- und
Rosenbeeten und verschiedenen Themengärten wie eine Visitenkarte des
traditionellen sowie des modernen Gartenbaus wirkt.

Ein Blickfang im Goethepark: Der Rosenpavillon, ein futuristisches
Kunstwerk aus Stahl im historischen Teil des Parks, umgeben von Beeten
des Partnergartens der Rosarium-Stadt Sangerhausen, auf denen neben
Rosen demnächst auch viele Frühblüher leuchten und duften werden.

Unweit davon befindet sich die Hauptbühne, auf der unter anderem Ute
Freudenberg, Chöre aus Sachsen-Anhalt, das Landespolizeiorchester,
Stefanie Hertel, Karat und Max Giesinger ihre musikalischen Grüße an
die Gartenschau-Besucher überbringen werden.

Besonders an die jüngeren Besucher gedacht wurde bei der Anlage einer
großzügigen Spiellandschaft und einer Skateranlage im Goethepark,
während das Feuerwehrdenkmal und die Ehrenfriedhöfe dort eher Orte des
stillen Gedenkens sind, neben denen auch historische Grabsteine und 24
Mustergräber präsentiert werden.

Und im Schatten einer stattlichen Blutbuche können sich Gartenfreunde
auf über 250 Plätzen des Restaurants "Rosenrot" erholen oder auch
stärken, bevor es auf zwei verschiedenen Wegen durch Burgs Altstadt zu
den anderen Ausstellungs-Arealen geht. Ob über den Promenadenring
entlang der mittelalterlichen Stadtbefestigung oder direkt durch das
bunte Treiben der historischen Innenstadt - alle LAGA-Bereiche lassen
sich gut zu Fuß oder auch mit einer regelmäßig verkehrenden Mini-Bahn
erreichen.

Vorbei am Landratsamt und dem Skyliner, der in 72 Metern Höhe einen
Rundblick über Burg und die Landesgartenschau ermöglicht, gelangen
Besucher durch die Einkaufspromenade bummelnd und vorbei an
Fachwerkhäusern der Deichstraße zum Flickschupark mit seinem von
Seerosen und einer Rhododendron-Insel geschmückten Teich. Auch dieser
historische Park - 1912 angelegt und benannt nach der Sponsorin
Albertine Flickschu - erhielt zur Landesgartenschau 2018 ein neues
Antlitz.

Abwechslungsreiche Themengärten und eine Ausstellung der
Forstwirtschaft künden dort vom Können im "grünen" Bereich, und bei
den zwölf Blumenschauen in einer eigens errichteten Halle
demonstrieren Gärtner und Floristen die hohe Kunst ihres Handwerks.
Geblieben ist der direkte Anschluss des Flickschuparks an die
Uferbereiche der Ihle, womit er auch ein Tor aus der Stadt in die
Landschaft darstellt. Im hinteren Teil des Parks eröffnet ein neu
geschaffener Aussichtshügel mit Wasserspielplatz interessante
Perspektiven auf die Auenbereiche der Ihle.

Die Ihle, ein kleiner, etwa 30 Kilometer langer Fluss, ist die
traditionelle Lebensader Burgs. Sie war Gründungsanlass der Stadt im
Kreuzungspunkt des Gewässers mit einem bedeutenden mittelalterlichen
Handelsweg.

Als Schutz für die Stadt, als Transportweg und Standortfaktor der
gewerblichen Entwicklung spielte der Wasserlauf von jeher eine
wichtige Rolle für die Stadtentwicklung. Bis in das 20. Jahrhundert
hinein wurde die Ihle intensiv für Tuchmacher und Gerberei genutzt.

Für die Landesgartenschau wurde ein spezieller Ausstellungsbereich
"Ihlegärten" konzipiert, der sich als etwa hektargroßes Band vom
Flickschupark bis zum Weinberg schlängelt. Vor der authentischen
Kulisse der Burger Altstadt können Besucher an Terrassengärten mit
üppiger Staudenbepflanzung verweilen und von Sitzstufen aus auf die
Fachwerkhäuser in der Umgebung blicken. In den Ihlegärten präsent sind
auch die Kirchen der Stadt sowie die Partnerstädte Tira (Israel) und
La Roche-sur-Yon (Frankreich).

In einigen der Parzellengärten stellen regionale Künstler abwechselnd
ihre Werke vor. Ein Schuhmacher und ein Gerber als besondere
Kunstobjekte weisen auf die industriellen Traditionen der Stadt hin.
So begründete Conrad Tack dort 1833 eine Schuhfabrik, die mehrfach
erweitert und bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs mit täglich bis zu
4.000 Paar produzierten Schuhen größtes Unternehmen dieser Art in
Europa wurde.

Zu DDR-Zeiten als "Roter Stern" firmierend, kamen bis zu 14.000 Paar
Damenschuhe pro Tag aus Burg, ehe 1992 dort die Produktion eingestellt
wurde.

Bereits ein Jahr zuvor schloss die letzte Gerberei ihre Pforten in der
Stadt, in der seit 1299 dieses Handwerk Zuhause war. Das Wasser der
Ihle begünstigte die Ansiedlung von Gerbereien, von denen es zum Ende
des 19. Jahrhunderts in Burg immerhin 19 gab. Im Museum Historische
Gerberei sind alle Geräte und Maschinen des Technischen Denkmals noch
voll funktionsfähig und veranschaulichen, wie einst aus mit Salz
konservierten Rohhäuten halt- und nutzbare Leder hergestellt wurden.

Heute wird bei BURGER, einem führenden Hersteller von Knäckebrot in
Europa, noch immer wie vor 90 Jahren aus besten Rohstoffen und vor
allem dem vollen Korn des Roggens gebacken. Der
Ernährungswissenschaftler Dr. Wilhelm Kraft, der in dieser
landestypischen skandinavischen Spezialität den Wert des knusprigen
Brotes für eine ausgewogene Ernährung erkannte, eröffnete 1931 in Burg
die Ersten Deutschen Knäckebrotwerke. Vom Traditionsstandort aus
gelangen BURGER Produkte wie Knäckebrot, Zwieback und Snacks in viele
Länder der Welt.

Tradition hat auch der Weinbau in Burg, wo Reben für edle Tropfen
kirchlicher Abendmahlfeiern und das tägliche Getränk der Mönche seit
dem 12. Jahrhundert angebaut wurden. Der Weinberg in der Oberstadt,
1519 erstmals urkundlich erwähnt, kommt zur Landesgartenschau als
"Stadtbalkon" zu neuen Ehren. Er gilt nachweislich als einer der
ältesten Plätze Burgs. In seinem Inneren gibt es noch immer
gewölbeartige Eiskeller. Zur Landesgartenschau 2018 wird der Burger
Weinberg durch 350 Weinreben wiederbelebt, umrahmt von Obstbäumen,
fruchttragenden Gehölzen, Staudenbeeten mit Kräutern und essbaren
Blüten.

Auch elf Partnerstädte aus SachsenAnhalt präsentieren sich in diesem
Bereich mit attraktiven Gärten, und eine kleine Landschaft aus Kakteen
und Sukkulenten mitsamt Western-Miniatureisenbahn bringt einen Hauch
von "Wild West" in dieses LAGA-Areal, wo die Uferpromenade der Ihle
durch üppige Staudenbepflanzungen und ein buntes Band an Wechselflor
begleitet wird.

Der 1902 auf der Anhöhe errichtete Wasserturm - er liegt außerhalb des
Gartenschaugeländes auf dem Weg vom Weinberg in die Ihlegärten - gilt
als Wahrzeichen der Stadt bei Magdeburg. Mit seinen 46 Metern ist er
aber beinahe winzig gegenüber Türmen, die Burg vor einigen Jahrzehnten
über Staatsgrenzen hinaus bekanntmachten: vom Sender Burg mit seinen
Riesenantennen wurden Radioprogramme nicht nur für Hörer in der DDR,
sondern mit dem Deutschen Freiheitssender und dem Deutschen
Soldatensender auch Propagandasender in die Bundesrepublik
ausgestrahlt. Einer der dortigen Masten gehört mit 324 Metern Höhe zu
den sieben höchsten Bauwerken Deutschlands und ist noch immer das
höchste in Sachsen-Anhalt.

Doch zurück zum Weinberg mit Wasserturm, von wo es auf kurzem Weg
zurück zum Ausgangspunkt eines Bummels durch Sachsen-Anhalts "... von
Gärten umarmte" Landesgartenschau 2018 geht, deren Parkanlagen seit
dem vergangenen Jahr Teil von Sachsen-Anhalts "Gartenträumen" sind.

In Burg, das 2009 von der Bundesregierung für den Einsatz für die
Grundwerte der Demokratie als "Ort der Vielfalt" geehrt wurde, gibt es
darüber hinaus vieles touristisch und historisch Sehens- sowie
Wissenswertes. Theodor Fontane schrieb in Burg während seines
pharmazeutischen Praktikums seine ersten Gedichte und der Stadt als
"Geist des Roland, der hier an dem Rathaus stand" ins Stammbuch: "Da
gefiel's dem hohen Rathe, Schneidern, Thuch- und Handschuhmacher, mit
dem wankelmüth'gen Hause auch den Roland zu verschachern." Die deftig
satirischen Verse des Apothekenhelfers und Schriftstellers haben, so
nimmt man an, Überbleibsel des Burger Rolands gerettet.

Eine nach alten Vorbildern neugestaltete zwölf Tonnen schwere und 5,60
Meter hohe Figur steht seit 1999 auf dem Rolandplatz, auf dem die
Burger seither an jedem zweiten Wochenende im September ihr Rolandfest
feiern. Eine Erinnerungsstätte hat die Stadt ihrem berühmten Sohn Carl
von Clausewitz gewidmet, dessen Lehren vom Krieg in fast allen
Militärhochschulen weltweit gelehrt werden. Den Namen der ebenfalls in
Burg geborenen Schriftstellerin Brigitte Reimann tragen die
Stadtbibliothek sowie eine Grundschule. Zahlreiche Kirchen, Mauerreste
und Tortürme sind weitere Zeugen der großen Vergangenheit dieser
Stadt.

Gudrun Oelze

www.laga-burg-2018.de
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IM BLICKPUNKT

"Den Mangel beenden"

Das Anliegen der Volksinitiative "Den Mangel beenden - Unseren Kindern
Zukunft geben!" wurde im Januar in der Zweiten Beratung abschließend
behandelt. Der Landtag reagierte hier auf die in der Volksinitiative
gestellten Forderungen.


Mehr als 77.000 Menschen hatten mit ihrem gültigen Listeneintrag
die Volksinitiative unterstützt. Sie hatte Anfang Mai 2017 mit dem
Sammeln der Unterschriften begonnen und diese im September 2017 an
Landtagspräsidentin Gabriele Brakebusch übergeben.

Die Mitstreiter forderten eine bedarfsgerechte Ausstattung der Schulen
mit Lehrkräften und pädagogischen Mitarbeitern. Unter anderem sollten
demnach 1000 zusätzliche Lehrer/innen und 400 pädagogische
Mitarbeiter/innen eingestellt sowie alle neuausgebildeten Lehrer in
Sachsen-Anhalt gehalten werden.

Die Forderungen der Volksinitiative waren bereits im Oktober 2017
Thema im Plenum. Hier hatte eine der Vertrauenspersonen die
Möglichkeit erhalten, vor den Abgeordneten zu sprechen. Das Papier war
nach der Debatte in den Ausschuss für Petitionen, in den Ausschuss für
Bildung und Kultur sowie in den Ausschuss für Finanzen überwiesen
worden.

In Abstimmung zwischen den Ausschüssen war eine Beschlussempfehlung
erarbeitet worden, die nun in der Januar-Sitzungsperiode des Landtags
abschließend behandelt und anschließend von der Mehrheit der
Abgeordneten positiv beschieden wurde.

Umzusetzen gilt es nun ein Zehn-Punkte-Programm für mehr Bildung im
Land: Darin heißt es unter anderem, dass die im Koalitionsvertrag
festgeschriebene Unterrichtsversorgung von 103 Prozent eingehalten und
entsprechend viel Lehrpersonal eingestellt werden soll. Das angepeilte
Stellenziel von 14.500 sogenannten Vollzeitäquivalenzen solle bei
Bedarf nicht nur angepasst werden, es kann auch, wenn nötig, bereits
im Haushaltsjahr 2019 erreicht werden. Zudem wird die Landesregierung
gebeten, freiwerdende Stellen unverzüglich und flexibel auszuschreiben
und sicherzustellen, dass auch in ländlichen Gebieten eine gute
Unterrichtsversorgung gewährleistet wird. Reagiert soll damit auch auf
Ausfälle durch Langzeiterkrankungen oder Elternzeiten werden können.

Bei der Fortschreibung des "Konzepts zur Weiterentwicklung der
Förderschulen und des gemeinsamen Unterrichts" sollen die nötigen
Förderschullehrer/innen-Bedarfe bis 2025 ermittelt und besetzt werden.
"Für diese Bedarfe sind die entsprechenden Ausbildungsmöglichkeiten zu
schaffen", heißt es weiter.

Überdies begrüßt der Landtag den "Seiteneinstieg in den Schuldienst
und zum Quereinstieg in den Vorbereitungsdienst", um auf etwas
unorthodoxem Wege zu zusätzlichen Lehrkräften zu gelangen. Die
Erfüllung bestimmter Voraussetzungen für den Lehrerberuf ist
allerdings Bedingung.

Die beiden Universitäten in Sachsen-Anhalt sollen laut Beschluss "die
qualitativen und quantitativen Voraussetzungen dafür schaffen, dass
die erforderlichen Ausbildungskapazitäten geschaffen werden". Dies
soll auch die Aus- und Weiterbildung der Seiten- und Quereinsteiger
beinhalten. Statt der geforderten 400 sollen im Rahmen des nächsten
Haushalts 300 zusätzliche pädagogische Mitarbeiter/innen neu
eingestellt werden. Darüber hinaus sollen alle im laufenden
Doppelhaushalt freigewordenen beziehungsweise freiwerdenden Stellen
für pädagogische Mitarbeiter/innen wiederbesetzt werden.

Zum Abschluss der Beratungen um die Forderungen der Volksinitiative
hatten eine Vertrauensperson, aber auch der Bildungsminister und die
Vertreter/innen der Fraktionen die Möglichkeit, zu den Forderungen und
den geplanten Umsetzungen Stellung zu beziehen.

Vertrauensperson Thomas Jäger forderte von den Abgeordneten,
parteiliche Zwänge bei den Entscheidungen außen vor zu lassen, denn es
herrsche ein Ausnahmezustand im Bildungssektor: "Es herrscht fehlende
Bildungsqualität durch mangelnde Bildungsquantität." Der Landtag solle
endlich eine Bildungswende einleiten und mit seiner Entscheidung einem
Volksbegehren zuvorkommen.

"Wir stehen in Sachsen-Anhalt vor großen Problemen in der
Bildungspolitik", räumte Bildungsminister Marco Tullner (CDU) ein. Mit
der neuen Legislaturperiode sei allerdings schon eine Trendwende
eingeleitet worden. Die Fachbedarfe und Einstellungsperspektiven seien
geklärt, die Grundlagen für eine personal- und sachgerechte
Ausstattung seien geschaffen.

Prof. Dr. Angela Kolb-Janssen (SPD) sagte, man sei mit dem Beschluss
nun ein gutes Stück vorangekommen, auch wenn er zunächst nur ein
Zwischenschritt sein könne. "Die Herausforderungen sind so groß, dass
wir ein Umsteuern in der Bildungspolitik brauchen", erklärte
Kolb-Janssen.

Durch die Forderungen der Volksinitiative würden nur Symptome kuriert,
die Lösungsansätze seien nicht tauglich, erklärte Dr. Hans-Thomas
Tillschneider (AfD). "Das Bildungswesen ist im Auflösen begriffen,
weil sich die Grundlagen der Gesellschaft in Auflösung befinden", so
Tillschneider.

Die Beschlussempfehlung sei vor dem Rahmen einer sinnvollen
Haushaltsführung gefasst worden, sagte Wolfgang Aldag (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN). Der Lehrermarkt sei derzeit sehr begrenzt, dennoch: "Es hat
sich etwas bewegt!"

Das Parlament habe sich umfänglich mit den Anliegen der
Volksinitiative in verschiedenen Ausschüssen beschäftigt, um eine
verantwortungsvolle und realistische Beschlussempfehlung vorlegen zu
können, sagte Angela Gorr (CDU). Sie erwarte vom Bildungsminister eine
klare Perspektive hinsichtlich des gemeinsamen Unterrichts zwischen
Regel- und Förderschulen.

"Wir brauchen endlich ein Bekenntnis zum Bedarf für den Unterricht -
von den Kindern aus gedacht. Alles andere müssen wir von da aus
justieren", forderte Thomas Lippmann (DIE LINKE). In der
Beschlussempfehlung steckten noch zu viele "Lehrformeln und ungedeckte
Schecks". Zumindest sei aber ein Anfang versucht worden, "wir hoffen,
dass es nicht schon das Ende ist".

Im Anschluss an die Debatte wurde über die verschiedenen Drucksachen
abgestimmt. Die Fraktion DIE LINKE hatte einen Änderungsantrag mit
zusätzlichen Forderungen eingebracht, der allerdings keine Mehrheit
finden konnte. Ein Alternativantrag der mit eigenen Vorstellungen zum
Thema wurde gegenstandslos, nachdem der Beschlussempfehlung des
Petitionsausschusses gefolgt worden war.

Dr. Stefan Müller
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RÜCKBLICK

"Jeden Tag für die Menschenrechte eintreten"

Anlässlich der gemeinsamen Gedenkveranstaltung des Landtags und der
Landesregierung für die Opfer des Nationalsozialismus am 27. Januar
2018 kamen Vertreter aus Politik und Gesellschaft im Magdeburger
Plenarsaal zusammen.


Bevor der frühere Bundestagspräsident Prof. Dr. Norbert Lammert
für seine Gedenkrede ans Rednerpult trat, waren bereits Blumen und
Kränze am KZ-Mahnmal "Magda" in Magdeburg-Rothensee niedergelegt
worden. Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff und Magdeburgs
Oberbürgermeister Dr. Lutz Trümper hatten hier Worte des Gedenkens
gesprochen. Im Plenarsaal wiederum wandten sich Landtagspräsidentin
Gabriele Brakebusch und Schülerinnen der Berufsbildenden Schulen "Eike
von Repgow" (Magdeburg) an die Anwesenden. Die Gedenkveranstaltung
wurde musikalisch von der Magdeburger Gruppe "Foyal" umrahmt.

Nach der Befreiung des Vernichtungslagers Auschwitz seien die Ausmaße
des Völkermords offenbar geworden, erinnerte Landtagspräsidentin
Gabriele Brakebusch. Die Jugend von heute kenne den
Nationalsozialismus nur aus Filmen und Büchern. Daher müsse man die
Geschichte greifbar halten, indem die Zeitzeugen über sie erzählen.
"Für Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte müssen wir jeden
Tag eintreten."

"Dieses Unrechts zu gedenken, schulden wir den Opfern."
 

 Bundestagspräsident a. D. Norbert Lammert



Es handele sich beim Holocaustgedenktag nicht "um noch einen
Gedenktag" in der Abfolge der verschiedenen Gedenktage in Deutschland,
"es ist sozusagen der erste von ihnen", sagte Norbert Lammert. Für die
Schrecken jener Jahre seien die Nachgeborenen nicht verantwortlich,
für den Umgang mit der Vergangenheit aber schon, machte Lammert klar.
"Heute leben wir in Deutschland in einer Demokratie, aber sie erhält
sich nicht von allein, sondern muss täglich gestaltet und verwaltet
werden", betonte Lammert.

Der Antisemitismus sei weder ein rhetorisches noch mentales, sondern
ein handfestes Problem - auch in unserer Gesellschaft.
Durchschnittlich zwei Mal pro Tag gebe es in Deutschland
antisemitische oder antiisraelische Zwischenfälle. Die Zahl der
ausländischen Täter stelle dabei nur eine sehr kleine Größe dar. Klar
sei: "Wir nehmen diese Gewalt nicht hin und werden sie mit allen
rechtlichen Mitteln verfolgen."

Das Grundgesetz sagt, dass die Würde des Menschen unantastbar sei, so
Lammert: "Aber die Würde des Menschen ist antastbar - nirgends sonst
ist dies so bewiesen worden wie in Deutschland. Dieses Unrechts zu
gedenken, schulden wir den Opfern."

Die Magdeburger Berufsschülerinnen berichteten anschließend von ihrem
"Stolperstein"-Projekt und ihrem Engagement für das Erinnern an die
Opfer des Nationalsozialismus. "Sorgen um unser Leben, unsere Existenz
oder unsere Zukunft müssen wir uns nicht machen. Schnell vergessen
wir, was die Millionen von Verfolgten des Nationalsozialismus, aber
auch viele unserer Großeltern erleiden mussten. Tagtäglich bangten sie
um ihr Leben", erinnerte Lea Adam. "Die Auszubildenden unserer
Berufsschule sowie die Lehrer und Lehrerinnen finden es sehr wichtig,
dass die Erinnerungen nicht verblassen", betonte Alina Mertsching.
"Und dass das Leben und Leiden der verfolgten und ermordeten Menschen
durch die Nazis durch vielfältige Formen nicht in Vergessenheit
geraten."

Julia Uschmann und Janine Frank erinnerten indes an die Magdeburger
jüdischen Familien Jankelowitz, Blumenthal und Reinhold, die allesamt
Opfer des Holocausts wurden. Ihrer wurde später stellvertretend für
alle Opfer an den Stolpersteinen gedacht. Im Anschluss an die
Gedenkveranstaltung eröffnete der Fotograf Stefan Hanke seine
eindrucksvolle Ausstellung "KZ überlebt".

Dr. Stefan Müller

 * 

WEITBLICK

Wertvoller Beitrag zur Identitätsbildung

Der Titel dieses Sammelbandes veranschaulicht die Bedeutung der durch
den Wiener Kongress im Jahre 1815 getroffenen Vereinbarungen für die
territoriale Entwicklung Mitteldeutschlands. Für die heutigen
Bundesländer Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen ist die 1815
beschlossene territoriale Neuordnung bis heute prägend.

Das 200. Jubiläum dieses europäischen Großereignisses war der Anlass
für die Historische Kommission Sachsen-Anhalts, deren
landesgeschichtliche Bedeutung im Rahmen einer Tagung aus
verschiedenen Blickwinkeln umfassend zu betrachten. Das thematische
Spektrum der Beiträge ist außerordentlich vielfältig und umfasst die
Vorgeschichte des Kongresses, die Interessen und Positionen der
beteiligten Mächte in den Verhandlungen sowie die verschiedensten
Aspekte der Neuordnung der mitteldeutschen Region. Besonders
interessant erscheinen auch die betrachteten Bereiche von Wirtschafts-
und Militär- sowie von Religions- und Bildungsgeschichte. Der Band ist
eine in ihrer Breite beeindruckende und auch für den nicht einschlägig
informierten Leser verständliche Gesamtschau Mitteldeutschlands zu
Beginn des 19. Jahrhunderts und ein wertvoller Beitrag zur
Identitätsbildung und Selbstvergewisserung Sachsen-Anhalts.

Ulrike Höroldt, Sven Pabstmann (Hrsg.): 1815: Europäische
Friedensordnung - Mitteldeutsche Neuordnung, Quellen und Forschungen
zur Geschichte Sachsen-Anhalts, Band 13, Mitteldeutscher Verlag: Halle
(Saale), 2017.







Eine hochaktuelle und wichtige Diskussion

Manfred Güllner zählt seit vier Jahrzehnten zu den namhaftesten
Wahlforschern in Deutschland. Seine Grundthese erregt Aufsehen: Den
Niedergang der großen Volksparteien CDU/CSU und SPD verortet er lange
vor dem Aufstieg der AfD. Die Bildung und Etablierung der "Grünen" als
eigenständige politische Kraft zu Beginn der 1980er Jahre sieht
Güllner bereits als Symptom für den allmählichen Abstieg der großen
politischen Lager. Als Beleg für seine These legt der Autor neben der
Analyse der Wahlergebnisse seit 1945 vor allem die Ergebnisse von
Direktbefragungen der Wählerinnen und Wähler vor.

Er kommt zu dem Schluss, dass die ehemals großen Volksparteien
schrittweise Vertrauen einbüßten und in der Folge massive
Mobilisierungsprobleme bei Bundestags- und Landtagswahlen zu
verzeichnen waren, sowohl was die Mitglieder als auch was die
traditionellen Anhänger betrifft. Inhaltlich fordert der Autor dazu
auf, wieder die verbindenden Interessen der Mehrheitsgesellschaft in
den Mittelpunkt der Politik zu stellen, statt dem Zeitgeist
hinterherzulaufen oder die lautstark artikulierten Forderungen von
Minderheiten übermäßig zu berücksichtigen. Die Studie erschien vor der
Bundestagswahl 2017, ist jedoch angesichts der Ergebnisse und ihrer
Folgewirkungen für Union und SPD ein hochaktueller und wichtiger
Diskussionsbeitrag.

Manfred Güllner: Der vergessene Wähler, Vom Aufstieg und Fall der
Volksparteien, Tectum: Baden-Baden, 2017.







Erinnerungen im "versunkenen Zweiland"

Die Mauer stand über 28 Jahre sinnbildlich für die deutsche Teilung.
Auf der anderen Seite gab es zahlreiche deutsch-deutsche
Berührungspunkte, deren Bedeutung in der damaligen Zeit insbesondere
für die nachwachsenden Generationen erläutert wird. Diese
Erinnerungsorte im heute "versunkenen Zweiland" reichen vom
Postzollamt Falkenberg (Kontrolle von Westpaketen) über das geteilte
Dorf Mödlareuth (Grenzverlauf Bayern-Thüringen) bis zum Auffanglager
Molkenberg für Übersiedler aus dem Westen. Es sind insbesondere diese
weitgehend unbekannten, zum Teil skurrilen Orte, die für Zeitgenossen
und jüngere Menschen eindrucksvoll aufzeigen, was die Teilung des
Landes nach dem zweiten Weltkrieg für die Menschen in Ost und West
ganz konkret bedeutete. Der Band wird durch ein Fotoessay und ein
ergänzendes Glossar zu Begrifflichkeiten der deutschen Teilung
sinnvoll ergänzt.

Ingolf Kern, Stefan Locke: Geteilte Geschichte: 25 deutschdeutsche
Orte und was aus ihnen wurde, Sonderausgabe für die Landeszentralen
für politische Bildung: Berlin, 2015.


Einblicke über die Rechtsprechung hinaus 

Die wissenschaftlichen Mitarbeiter des höchsten deutschen Gerichts
begleiten die Verfahren von ihrem Beginn bis zur Veröffentlichung der
Entscheidungen intensiv mit. Sie erhalten so grundlegende Einblicke in
Arbeitsweise und Entscheidungsgrundlagen der Richterinnen und Richter
des Bundesverfassungsgerichts. Die von ihnen verfassten Beiträge gehen
oftmals weit über die Darstellung von "Rechtsprechungslinien" hinaus,
sie spüren auch etwaig vorhandenen Brüchen und Widersprüchen nach. Da
sich eine Vielzahl von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu einer
Beteiligung bereitgefunden hat, entsteht ein breites Spektrum an
Themen des Verfassungsrechts.

Aus parlamentsrechtlicher Sicht sind als besonders interessant die
unter dem Abschnitt "Staatsorganisation" zusammengefassten Beiträge
etwa zur verfassungsrechtlichen Stellung des Parlaments, zu einem
verfassungsrechtlich gestützten Leitbild von Abgeordneten oder
Entscheidungen zu parlamentarischen Minderheits- und
Oppositionsrechten zu werten. Die vorliegenden Bände sind zwischen
2009 und 2017 erschienen.

Fabian Scheffczyk, Kathleen Wolter (Hrsg.): Linien der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, Bände 1-4, de Gruyter:
Berlin, 2009-2017.

 * 

Die Landtagsbibliothek ...

­... ist eine wissenschaftliche Spezialbibliothek, die auch für
Bürgerinnen und Bürger nutzbar ist. Die Sammelschwerpunkte umfassen
die Bereiche Recht, Politik, Parlamentarismus, Sozialwissenschaften,
Geschichte und Landeskunde.

Neben dem umfangreichen Literatur- und Zeitschriftenbestand stehen
komfortable Arbeitsmöglichkeiten im Lesesaal zur Verfügung.

Öffnungszeiten (nicht an Feiertagen)

Mo. bis Do., 8-16.30 Uhr, Fr. 8-15 Uhr

Kontakt 

Telefon: 0391 560 1135

E-Mail: bibliothek@lt.sachsen-anhalt.de

 * 

EINBLICK

Landtag virtuell erkunden 

Der Landtag von Sachsen-Anhalt gewährt ab sofort dreidimensionale
Einblicke in seine Wirkungsstätte. Durch den virtuellen Rundgang kann
dem Landesparlament zuhause oder unterwegs ein informativer Besuch
abgestattet werden.


Virtuelle Rundgänge durch Parlamente sind mittlerweile nichts
Neues. Man kennt sie produziert in Filmen, Fotogalerien und
Textsammlungen. Der Landtag von Sachsen-Anhalt bietet ab sofort aber
den virtuellen Rundgang 2.0 an!

Frischproduzierte 360-Grad-Panoramafotografien mit integrierten,
einzeln anzusteuernden Hinweistexten und Detailfotos ermöglichen einen
Einblick in den Gebäudekomplex am Magdeburger Domplatz, als wäre man
live vor Ort und würde sich umschauen. Die Panoramen ermöglichen dem
Betrachter, sich interaktiv durch das Gebäude zu bewegen und
individuell umzusehen.

Um den virtuellen Besuch für alle Menschen zu einem kleinen
informativen und unterhaltsamen Erlebnis zu machen, können die Texte
ein- und ausgeblendet, im Sinne eines Museumsguides aber auch angehört
werden. Die entsprechenden Symbole verweisen auf die sich dahinter
verbergenden Angebote. Hier finden sich zum Beispiel Sprecher- und
Lautsprecher- sowie Textsymbole.

Gestartet wird im Landtag (die Staatskanzlei von Sachsen-Anhalt
unterbreitet ein ähnliches Angebot) mit einem "Basisrundgang". Gezeigt
werden Räumlichkeiten, die besonders im Fokus der Besucher stehen.
Zuvorderst seien da der Plenarsaal und diverse Sitzungsräume genannt.
Darüber hinaus kann auch ein Blick in ansonsten verschlossene Räume
geworfen werden, so beispielsweise in das Amtszimmer der
Landtagspräsidentin und in den Raum der Landespressekonferenz.

Los geht der Rundgang am Eingang am Domplatz. In der Navigation sind
allerdings auch alle Stationen einzeln anwählbar. Die Nutzung des
Angebots ist selbstverständlich kostenfrei und kann zu jeder Tages-
und Nachtzeit in Anspruch genommen werden - Öffnungszeiten ade!

Den virtuellen Rundgang finden Sie auf unserer Internetseite
www.landtag.sachsen-anhalt.de: Folgen Sie in der Hauptnavigation dem
Eintrag "Landtag", dort wartet er unter "Gebäude & Verwaltung" auf
Ihren Besuch.

Dr. Stefan Müller 


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Der virtuelle Rundgang bietet unter anderem einen Blick in das
Amtszimmer von Landtagspräsidentin Gabriele Brakebusch und in den
Plenarsaal.

 * 

AUSSTELLUNGEN IM LANDTAG 

VON APRIL BIS JUNI 2018

33 STORYS - EINE SPITZENMEDIZIN 

TERMIN: VOM 4. BIS 25. APRIL 2018

Mit elf Monaten hörte die kleine Emmi das erste Mal die Stimme ihrer
Mutter. Bernd kann nach 15 Jahren völliger Dunkelheit wieder das Licht
sehen. Fynn wog bei seiner Geburt nur 350 Gramm. 33 Geschichten direkt
aus den 33 deutschen Universitätsklinika. Die Geschichten bewegen,
weil diese Patientinnen und Patienten einen ganz privaten Einblick in
ihr Leben gestatten. Gleichzeitig verdeutlichen diese
Einzelschicksale, wie wichtig die Hochschulmedizin für das deutsche
Gesundheitssystem ist. In einer Rollup-Ausstellung erzählen Patienten
auf 33 lebensgroßen Fotoaufstellern ihre großen und kleinen
Geschichten.


DAS STALAG XI A ALTENGRABOW 1939-1945

TERMIN: VOM 7. BIS 25. MAI 2018

Die Wanderausstellung setzt sich auf zehn Tafeln mit zentralen
Fragestellungen des Kriegsgefangeneneinsatzes zwischen 1939 und 1945
in unserer Region auseinander. Hierbei liegt der Fokus der Darstellung
sowohl auf der organisatorischen Planung seitens des Gewahrsamstaates
als auch der Wahrnehmung der Kriegsgefangenschaft durch die
unterschiedlichen Nationenangehörigen der sogenannten Feindmächte.
Ziel ist es, das Thema im Kontext des neuen Fachlehrplans im
Unterrichtsfach Geschichte in Sachsen-Anhalt nutzbar zu machen.


64. EUROPÄISCHER WETTBEWERB 

TERMIN: VOM 28. MAI BIS 15. JUNI 2018

Der 64. Europäische Wettbewerb schickte Schülerinnen und Schüler auf
Spurensuche in Europas reichen Kulturschatz und ermutigte sie, die
kulturelle Vielfalt Europas selbstständig zu erforschen. In 13
altersgerechten Aufgabenstellungen sind Jugendliche aller Jahrgänge
und Schulformen aufgefordert worden, sich unter dem Motto IN VIELFALT
GEEINT - EUROPA ZWISCHEN TRADITION UND MODERNE im digitalen Zeitalter
mit kulturellen Einflüssen durch alle Zeiten hindurch zu befassen.
Neben den Siegerarbeiten werden zugleich die preisgekrönten Arbeiten
des 7. Schülerkunstwettbewerbs Sachsen-Anhalts gezeigt.


"VOLL DER OSTEN" - UNBEKANNTE FOTOGRAFIEN AUS DER DDR

TERMIN: VOM 18. BIS 29. JUNI 2018

Es ist der entscheidende Moment, der aus einer alltäglichen Situation
ein Foto werden lässt. Getreu diesem Motto hat Harald Hauswald als
Fotograf das Leben in der DDR mit seiner Kamera begleitet und solche
Momente festgehalten. Seine Fotografien, größtenteils in den 80er
Jahren entstanden, erzählen von der trist-grauen Normalität des Lebens
in der DDR. Das Besondere dabei ist der feine Humor, der in den
Bildern mitschwingt. Hauswald klagt nicht an, und er wertet nicht ab.
Die Ausstellung "Voll der Osten" zeigt eine Auswahl aus über 2.500
Aufnahmen.

 * 

TAG FÜR TAG 

DER SCHÜLERKALENDER 2018/19

Der kostenfreie Schülerkalender 2018/2019 steckt in den Startlöchern
und freut sich wieder auf viele Interessenten. Er kombiniert das
klassische Hausaufgabenheft mit einem professionellen Timer - der
optimale Begleiter in Schule und Freizeit.

Bestellungen (auch als Klassensatz) bitte per E-Mail an:

landtag@lt.sachsen-anhalt.de

 * 
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BILDUNG/1470: Jetzt deutlich mehr ausbilden in Gesundheits-, Erziehungs- und Sozialberufen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. April 2018

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Jetzt deutlich mehr ausbilden in Gesundheits-, Erziehungs- und Sozialberufen



Rainer Spiering, zuständiger Berichterstatter;

Martin Rabanus, zuständige Berichterstatter;

Ernst Dieter Rossmann, zuständiger Berichterstatter:

Die Anfängerzahlen bei den Ausbildungsberufen des Erziehungs-, Gesundheits- und Sozialwesens müssen deutlich steigen, um für die Zukunft ausreichend Absolventen für die Berufspraxis zu gewinnen. Der jüngste Berufsbildungsbericht 2018 verdeutlicht Stagnation und keinen Aufbruch bei der Ausbildung in diesen Schlüsselberufen.

"Der Ausbau guter frühkindlicher Bildung, der Ganztagsbetreuung in der Schule und den Verbesserungen bei der Pflege kann so nicht gelingen. Um die notwendigen Kapazitäten an Fachkräften rechtzeitig zu schaffen, muss jetzt deutlich mehr ausgebildet werden, als es aktuell der Fall ist. Der jüngste Berufsbildungsbericht 2018 weist darauf hin, dass es seit 2005 einen Anstieg der Anfängerzahlen in den Berufen des Gesundheits-, Erziehungs- und Sozialwesens um insgesamt 23,3 Prozent gegeben hat. Dieser Trend wird den Bedarf jedoch nicht ausreichend decken.

Wir brauchen eine deutlich konstante Erhöhung der Ausbildungsanfängerzahlen und auch der Ausbildungsabschlüsse. Die großen Reformvorhaben im Erziehungs-, Sozial- und Pflegebereich sind sonst nicht zu erreichen. Erforderlich ist jetzt eine konzertierte Aktion aller Länder und eine gemeinsame Ausbildungs- und Qualifizierungsstrategie mit dem Bund. Dazu gehören der Ausbau der Ausbildungsangebote und die Verbesserung der Ausbildungsbedingungen, die Gebührenfreiheit, eine bessere Ausbildungsvergütung bis hin zu guten Aufstiegsmöglichkeiten.

Erste Schritte gab es schon in der vergangenen Wahlperiode mit der Reform der Pflegeberufe und des Aufstieg-BAföGs. Mit den neuen AFBG-Förderbedingungen wurden 17.000 Erzieherinnen und Erzieher mehr gefördert - ein Plus von 30 Prozent gegenüber den Vorjahren. Die Umsetzung der Vereinbarungen im Koalitionsvertrag wird die Aufstiegsförderung weiter verbessern und so auch die sozialen Berufe insgesamt stärken. Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich für eine schnelle Konkretisierung und Umsetzung ein."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 20. April 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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INNEN/3015: Andrea Nahles zur SPD-Vorsitzenden gewählt


SPD-Pressemitteilung vom 22. April 2018

Andrea Nahles zur SPD-Vorsitzenden gewählt



Andrea Nahles wurde heute auf dem außerordentlichen SPD-Bundesparteitag in Wiesbaden zur Vorsitzenden der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands gewählt.

Wahlergebnis:

Abgegebene Stimmen 631

davon gültige Stimmen 624

Ja-Stimmen für Andrea Nahles 414 (66,35 %)

Ja-Stimmen für Simone Lange 172 (27,56 %)

Enthaltungen 38

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 22. April 2018

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de
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KULTUR/259: Für Antisemitismus keine Toleranz - auch nicht in Musiktexten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. April 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Für Antisemitismus keine Toleranz - auch nicht in Musiktexten



Helge Lindh, zuständiger Berichterstatter:

Die SPD-Bundestagsfraktion verurteilt die antisemitischen Angriffe von Jugendlichen auf israelische Gleichaltrige. Antisemitismus ist trotz aller bisherigen Anstrengungen in der breiten Jugendkultur angekommen.

"Seit der Echo-Preisverleihung und dem Eklat um einen prämierten Rap-Song mit antisemitischen, gewaltbereiten und menschenverachtende Textzeilen werden Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus in der Musikkultur wieder breit diskutiert. Antisemitismus und antisemitische Verschwörungstheorien zählen in den Musiktexten der deutschen Rap- und Hip Hop-Szene schon längst zu gängigen Formeln. Diese Stereotypen werden unter dem Mantel der Kunstfreiheit bewusst als Aufmerksamkeits- und Marketingstrategie eingesetzt. Das ist ein perfides Kalkül und birgt eine große Gefahr. Die Rap- und Hip Hop-Szene spielt als Multiplikator eine wichtige Rolle für die Verbreitung dieser Vorurteile in der Jugendkultur.

Schon längst geht es nicht mehr nur um ein stärkeres Bewusstsein und mehr Sensibilität in der Musikszene allein. Wir müssen verhindern, dass Antisemitismus sich in der Jugendkultur und damit in der Gesellschaft noch weiter ausbreitet.

Das Mobbing von jüdischen Kindern in Schulen und die zunehmende Zahl an gewalttätigen Angriffe auf junge Mitbürgerinnen und Mitbürgern jüdischen Glaubens führen uns sehr deutlich vor Augen, dass Antisemitismus in Deutschland nicht nur wieder salon- sondern auch kinderzimmerfähig geworden ist. Der in dieser Woche geschehene antisemitische Angriff auf einen Kippa-tragenden Jugendlichen in Berlin-Prenzlauer Berg zeigt, wie schnell aus Sprüchen Taten folgen. Für Antisemitismus kann es auch in Musiktexten keine Toleranz geben."
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MEDIEN/456: Deutsche Welle als mediale Stimme Deutschlands finanziell stärken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. April 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Die Deutsche Welle als mediale Stimme Deutschlands finanziell stärken



Martin Rabanus, medienpolitischer Sprecher:

Für uns besteht kein Zweifel: Wir wollen die Deutsche Welle finanziell weiter stärken und ihr Budget auf ein vergleichbares Niveau der französischen und britischen Auslandssender erhöhen. Nur so kann die Deutsche Welle auf Augenhöhe agieren und ihre Aufgabe als Auslandssender Deutschlands erfüllen.

"Die Deutsche Welle spielt als deutscher Auslandssender eine wichtige Rolle: In journalistischer Unabhängigkeit vermittelt sie ein umfassendes Deutschlandbild und garantiert auch in schweren Krisen in der Welt fortwährende Meinungs- und Pressefreiheit. 'Fakten statt Fake News' - dafür steht die Deutsche Welle.

Die Reichweite der Deutschen Welle ist in den vergangenen Jahren enorm gestiegen und der deutsche Auslandssender genießt eine auffällig hohe Glaubwürdigkeit. Das spricht für sich und dafür, den Auftrag der Deutschen Welle politisch zu unterstützen.

Der aktuelle Gesetzentwurf der AfD ist der durchsichtige Versuch, einen Sitz im Rundfunkrat der Deutschen Welle zu sichern. Dieser Versuch ist heuchlerisch, denn die AfD würde den öffentlich-rechtlichen Rundfunk am liebsten abschaffen. Ihr Versuch ist legitim, genauso legitim ist es aber auch, dass wir dieses Spiel nicht mitmachen."
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MEDIEN/455: Facebook muss endlich handeln


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. April 2018

Arbeitsgruppen: Digitale Agenda, Recht und Verbraucherschutz

Facebook muss endlich handeln



Jens Zimmermann, netzpolitischer Sprecher;

Johannes Fechner, rechtspolitischer Sprecher:

In einer gemeinsamen Sondersitzung des Ausschusses Digitale Agenda und des Rechtsausschusses wurde am heutigen Freitag Joel Kaplan, Vice President for Public Policy Global bei Facebook, zu dem Missbrauch von Nutzerdaten bei Facebook befragt. Die bislang vorliegenden Antworten von Facebook auf unsere Fragen sind völlig unzureichend.

"Viele Fragen wurden überhaupt nicht beantwortet, viele Fragen wurden sehr unpräzise und relativierend behandelt. Dabei entsteht der Eindruck, dass mehr vernebelt wird als aufgeklärt. Zudem stellen sich nach den Ausführungen von Facebook zahlreiche neue Fragen. Manche Aussagen zum Umgang mit Nutzerdaten lassen sich aus datenschutzrechtlicher Sicht bestenfalls als abenteuerlich beschreiben und es bleibt zu hoffen, dass es hier bald eine rechtliche Klärung gibt.

Klar geworden ist, dass der Abfluss von Nutzerdaten weitaus größer gewesen sein muss, da - zumindest bis 2014 - weitaus mehr Apps einen so weitreichenden Zugang zur Facebook-Schnittstelle hatten, als bislang bekannt. Wir erwarten von Facebook endlich eine zeitnahe und vollumfassende Beantwortung der vielen offenen Fragen und werden nach der heutigen Sitzung weitere Fragen nachreichen. Außerdem erwarten wir von Facebook eine zeitnahe Erklärung, welche Maßnahmen Facebook ergreifen will, um den Schutz der Privatsphäre seiner Nutzerinnen und Nutzer sicherzustellen.

Facebook muss endlich dafür Sorge tragen, dass seine vollmundige Datenschutzgarantie nicht länger ein hohles Versprechen bleibt. Allein zu sagen, wir haben Fehler gemacht und es tut uns leid, reicht nicht aus. Facebook muss jetzt endlich handeln."
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VERKEHR/862: Standortkonzept zur Infrastrukturgesellschaft regional ausgewogen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. April 2018

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Standortkonzept zur Infrastrukturgesellschaft regional ausgewogen



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin:

Das von Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer heute vorgestellte Standortkonzept zur Infrastrukturgesellschaft Autobahn wurde von der Verkehrsministerkonferenz einstimmig angenommen. Insgesamt stellt sich der Vorschlag regional ausgewogen dar. Mit zehn Niederlassungen und zunächst 38 Außenstellen ist sichergestellt, dass die Kompetenz vor Ort erhalten bleibt. Durch die Entscheidung, das neue Fernstraßen-Bundesamt in Leipzig anzusiedeln, wird der Osten gestärkt. Auf Untergesellschaften wurde verzichtet.

"Bei der Entscheidung über die Errichtung der Infrastrukturgesellschaft Verkehr haben für die SPD die Belange der Beschäftigten immer an erster Stelle gestanden. Dazu gehört auch ganz klar die Wahrung der Besitzstände hinsichtlich Arbeitsplatz und Arbeitsort und die Vermeidung von unnötigen Härten bei der Standortentscheidung. Das Konzept des Bundesverkehrsministeriums mit zehn Niederlassungen und langfristig 30 Außenstellen trägt dieser Forderung Rechnung. Insbesondere wurde auch klargestellt, dass der Bund nicht wechselbereite Beschäftigte im Rahmen der Möglichkeiten weiterbeschäftigen wird und dass die Weiterverwendung grundsätzlich am bisherigen Arbeitsort erfolgt. Erfreut haben wir außerdem zur Kenntnis genommen, dass die Straßenmeistereien wie versprochen erhalten bleiben.

Mit der regionalen Aufstellung wird darüber hinaus sichergestellt, dass die Kompetenz und Kenntnis der Situation vor Ort erhalten bleibt. Das ist bei der Umsetzung künftiger Planungs- und Bauvorhaben von entscheidender Bedeutung. Die Zentrale der Infrastrukturgesellschaft in Berlin wird damit auf bewährte Strukturen in der Fläche aufbauen können. Die Entscheidung, das Fernstraßenbundesamt in Leipzig anzusiedeln ist eine Entscheidung für den Osten, die wir sehr begrüßen.

Außerdem wurde der Forderung der SPD-Bundestagsfraktion Rechnung getragen, keinen Wildwuchs an regionalen Untergesellschaften aufzubauen sondern auf Außenstellen und Niederlassungen zu setzen. Neben der regionalen Präsenz kann so auch die politische Durchsetzungsfähigkeit der neuen Gesellschaft bei Projekten von überregionale Bedeutung gestärkt werden.

Insgesamt kann auf diesem Konzept aufgebaut werden. Die wichtigsten Entscheidungen für die Beschäftigten und die Arbeitsfähigkeit der Gesellschaft stehen jedoch noch an. Dazu zählen zum Beispiel die Tarifverträge und die Gesamtstruktur. Hier gilt es sowohl die Beschäftigten als auch den Deutschen Bundestag eng einzubinden. Dann kann und wird diese große Reform der Bundesfernstraßenverwaltung gelingen und die Mobilität auf den Straßen in Deutschland verbessern."
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BERUF/1874: Brauer und Mälzer - der Beruf zum Gerstensaft (BA)


Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 23. April 2018

Brauer und Mälzer - der Beruf zum Gerstensaft 



Ob obergärig, untergärig, Craft- oder Bockbier - Bier gilt in vielen
Regionen Deutschlands als Kulturgut. Da wundert es nicht, dass laufend neue
Biersorten entwickelt werden oder Bierverkostungen für Biersommeliers immer
mehr Zuspruch bekommen. Nicht nur das macht den Beruf "Brauer und Mälzer"
zu einem attraktiven Ausbildungsberuf.

Es ist ein Beruf mit Tradition und großer wirtschaftlicher Bedeutung. Denn
seit 1934 ist der Beruf im Verzeichnis der Gewerbe eingetragen, die als
Handwerk betrieben werden können. Außerdem zählte der Deutsche Brauerbund
für 2016 knapp über 1400 und für 2017 sogar 1482 Brauereien in Deutschland.
Er verweist darauf, dass die Zahl erstmals seit 1978 wieder über der Marke
von 1400 liegt und Deutschland international die viertgrößte Bierbraunation
ist.

Der Beruf zum Gerstensaft ist vielseitig und hat viel zu bieten. Denn
Brauer und Mälzer stellen nicht nur Getränke her, sie beschäftigen sich mit
chemischen Abläufen, industrieller und maschineller Produktion und mit
Lebensmittelrecht. Ausbildungsbetriebe zahlen übrigens je nach Bundesland
zwischen 764 ? und 881 ? als Ausbildungsvergütung im ersten Lehrjahr.
Die Ausbildungsstellen bundesweit sind zwar gezählt - für den
Ausbildungsstart 2017 waren bei Arbeitsagenturen und Jobcentern 185
Ausbildungsstellen gemeldet. Trotzdem lohnt es sich, über diesen Beruf
nachzudenken. Wer sich für eine Ausbildung zum Brauer und Mälzer bei einer
vom Wohnort entfernten Brauerei entscheidet, sollte bei seiner
Arbeitsagentur vor Ort nach Unterstützung fragen, z.B. nach
Berufsausbildungsbeihilfe.



Hintergrund: Der Deutsche Brauer-Bund feiert seit 1994 den Tag des
Deutschen Bieres jeweils am 23. April.

Bundesweit gab es im Juni 2017 knapp 5.500 sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte Brauer und Mälzer. Im März 2018 waren bei Arbeitsagenturen und
Jobcentern 125 Arbeitslose Brauer und Mälzer gemeldet.

Informieren Sie sich über den Beruf "Brauer und Mälzer":

https://berufenet.arbeitsagentur.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit Nr. 12 vom 23.04.2018

Bundesagentur für Arbeit, Presseteam
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BERUF/1873: Initiative Klischeefrei nimmt Fahrt auf (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 19.04.2018

Initiative Klischeefrei nimmt Fahrt auf

BIBB engagiert sich für Berufsorientierung am Girls' und Boys'Day



Eine Vielzahl renommierter Unternehmen, Einrichtungen und Organisationen
hat sich seit ihrem Start im Dezember 2016 der Initiative Klischeefrei,
die sich für eine Berufs- und Studienwahl frei von geschlechtsspezifischen
Rollenmustern einsetzt, angeschlossen. Dem breiten Bündnis aus Bildung,
Politik, Wirtschaft und Wissenschaft gehört auch das Bundesinstitut für
Berufsbildung (BIBB) an. Für eine Berufsorientierung ohne Schubladendenken
engagiert sich das BIBB außerdem beim Girls'Day und Boys'Day, der in
diesem Jahr am 26. April stattfinden wird.

"Die Entwicklung der Initiative Klischeefrei ist erfreulich, das Interesse
am Thema wächst, die Botschaft kommt an", betont BIBB-Präsident Friedrich
Hubert Esser. "Wir brauchen eine offene und umfassende Berufsorientierung
ohne überholte Rollenbilder und Geschlechterklischees. Das ist eine
Investition in die Zukunft - sowohl in die Zukunft der einzelnen Menschen
als auch in die Zukunft der Unternehmen."

Sowohl die Initiative Klischeefrei als auch der Girls'Day und Boys'Day
wollen das gesellschaftliche Bewusstsein dafür schärfen, wie stark
Rollenbilder und Geschlechterstereotypen Jungen und Mädchen bei ihrer
Berufswahl beeinflussen und ihre vielfältigen beruflichen Möglichkeiten
einschränken. So wählen junge Männer und Frauen überwiegend Berufe, die
vom eigenen Geschlecht dominiert werden. Selbst bei bester Eignung
entscheiden sich Frauen nur eher selten für Berufe im Bereich IT,
Handwerk, Naturwissenschaften und Technik. Umgekehrt halten antiquierte
Ansichten, wonach zum Beispiel Erziehung und Pflege, Verkauf und
Verwaltung "Frauensache" sei, junge Männer davon ab, diese Berufsfelder
für sich in Erwägung zu ziehen.

Praxisorientierte Maßnahmen, um Jugendlichen die Vielfalt ihrer
beruflichen Möglichkeiten bewusst zu machen, bietet der jährliche
Girls'Day und Boys'Day, der ebenfalls die Initiative Klischeefrei
unterstützt. Zum Mädchen- beziehungsweise Jungen-Zukunftstag öffnen am 26.
April 2018 wieder in ganz Deutschland Unternehmen sowie zahlreiche
Einrichtungen und Institutionen ihre Türen. Für voraussichtlich rund
130.000 Jungen und Mädchen bietet sich dann wieder die Möglichkeit, Berufe
kennenzulernen, in denen das jeweilige Geschlecht unterrepräsentiert ist.

Auch das BIBB ist am Girls'Day und Boys'Day 2018 wieder mit dabei. Hier
lernen die Mädchen beispielsweise den Beruf Fachinformatikerin für
Systemintegration kennen, die Jungen die Ausbildung zum Kaufmann für
Büromanagement.

Neben dem BIBB gehören der Initiative Klischeefrei fünf Bundesministerien,
mehrere Landesministerien, die Bundesagentur für Arbeit, der Deutsche
Gewerkschaftsbund (DGB), der Arbeitgeberverband Gesamtmetall sowie
zahlreiche Hochschulen und viele weitere Institutionen und Einrichtungen
an. Schirmherrin ist Elke Büdenbender, die Frau des Bundespräsidenten. Die
Initiative Klischeefrei wird von einer Servicestelle unterstützt, die bei
der Programmstelle Berufsorientierung im BIBB und beim Kompetenzzentrum
Technik-Diversity-Chancengleichheit e.V. angesiedelt ist.


Weitere Informationen unter 

www.klischee-frei.de 

sowie im Internetangebot des BIBB zur Berufsorientierung unter 

www.bibb.de/bibb-berufsorientierung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Andreas Pieper, 19.04.2018
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MELDUNG/316: Zum aktuellen Stand der Besetzung (Autonome Universität Hamburg)


Autonome Universität Hamburg

Pressemitteilung Nr. 01 vom 22. April 2018

Das Pilotprojekt Autonome Universität denkt das Konzept "Universität"
weiter, für eine tolerantere, offenere und sozialere Form der Bildung. 



Wir die Begründer*innen der Autonomen Universität Hamburg fassen es als
unsere Aufgabe auf, die bestehende Ausführung als auch Ausrichtung von
universitärer Bildung, Lehre und Wissenschaft kritisch zu hinterfragen und
in einem fortlaufenden Prozess diese neu zu denken und neu zu gestalten.


Dabei verstehen wir die Universität als Raum und Ort in dem diskursiv
unsere soziale und politische Realität von allen ihren Teilnehmer*innen
reflektiert und beeinflusst werden kann.

Als zentrale Voraussetzung hierfür sehen wir die Ausfinanzierung von
Bildung, denn freies Denken kann sich unter der Last von finanziellen
Zwängen, wirtschaftlichen Interessen und Leistungs- und Verwertungszwang
nicht entfalten. Gerade diese prägen allerdings die universitäre Praxis und
führen weg von wissenschaftlichem, interdisziplinären Forschen hin zu
Polarisierung und Vereinzelung. 

Wir brauchen den ständigen und umfassenden Austausch um alternative
Entwürfe und die Fragen der sozialen Zukunft zu durchdenken.

Die Autonome Universität soll als ein organisatorischer Ort des
freiheitlichen und künstlerischen Forschens, Arbeitens und Kommunizierens
dienen. Je mehr Menschen sich unabhängig von Herkunft, Bildungsgrad und
Geschlecht zu diesem Arbeiten verbinden können, desto kraftvoller und
dringlicher werden neue Gestaltungsideen, um die Hindernisse und Hürden der
bestehenden Verhältnisse zu überwinden und abzubauen. So kann eine kreative
und friedliche Transformierung unserer sozialen und politischen Zukunft
gelingen. 

Durch die Besetzung von Teilen des Pferdestalls beabsichtigen wir den
nötigen Raum bereitzustellen und autonom zu organisieren, um diese Idee zu
erproben.

Die Türen der Autonomen Universität stehen am Allende-Platz 1 offen,
Informationen über Seminare, Workshops und Treffen sind jeden Tag
dort am Infopoint zu finden. 

Wir plädieren für mehr Partizipation und Empörung. 

Jeder Mensch ist eingeladen, sich der Umsetzung dieser Idee anzuschließen.

 * 

Quelle:

Autonome Universität Hamburg

E-Mail: publicrelations-autonomeuni@riseup.net
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DEMOSKOPIE/746: Europäer sehen zunehmende Spaltung der Gesellschaft (IPSOS)


Ipsos - Pressemitteilung vom 23. April 2018

Europäer sehen zunehmende Spaltung der Gesellschaft



Drei Viertel der Bevölkerung in 27 Ländern weltweit sind der Meinung, die
Gesellschaft ihres Landes sei gespalten, die Mehrheit glaubt zusätzlich,
sie sei gespaltener als noch vor zehn Jahren. Besonders in Europa herrscht
diese Meinung vor.

Deutsche sehen das größte Konfliktpotenzial in den Unterschieden zwischen
Migranten und in Deutschland geborenen.

Dennoch sieht eine Mehrheit in den meisten Ländern, dass alle Menschen mehr
gemeinsam haben, als Dinge, die sie unterscheiden.



Eine aktuelle Ipsos Studie, die für den britischen Sender BBC in 27 Ländern
durchgeführt wurde, untersuchte weltweit Einstellungen gegenüber
kulturellen und gesellschaftlichen Spannungsfeldern. Danach sind über alle
Länder hinweg drei Viertel (76%) der Befragten der Meinung, die
Gesellschaft in ihrem Land sei gespalten. In Deutschland sehen sogar 81
Prozent eine Spaltung, in Serbien (93%) und Argentinien (92%) sieht man
sich am stärksten von einer Teilung der Gesellschaft betroffen, im
Gegensatz zu Saudi Arabien (34%), China (48%) und Japan (52%) mit
unterdurchschnittlichen Zustimmungswerten.

Vor allem Deutsche, Schweden, Italiener und Briten sehen
gesellschaftliche Spaltung in ihrem Land

Mehr als in anderen Ländern, empfinden die Befragten in Europa die
gesellschaftliche Spaltung heute stärker als noch vor 10 Jahren. Während
diese Meinung weltweit im Durchschnitt 59 Prozent der Befragten teilen,
sehen in Deutschland, Schweden, Italien und Großbritannien jeweils 73
Prozent eine Zunahme der Spaltung in ihrem Land, in Spanien sind es sogar
77 Prozent.

Europäer sehen großes Konfliktpotenzial in Migration, fast jeder zweite
in Deutschland

Über alle 27 Länder hinweg werden Spannungen zwischen Menschen mit
verschiedenen politischen Ansichten gesehen, 44 Prozent sind dieser
Meinung, vor allem in Malaysia (74%) und Argentinien (70%) denkt man so. In
Deutschland teilt jeder dritte Befragte (33%) diese Ansicht. Deutlich
größer ist allerdings der Anteil derjenigen, die meinen, das größte
Konfliktpotenzial läge zwischen Immigranten und in Deutschland geborenen
Menschen. Mit 46 Prozent Zustimmung reiht sich Deutschland in eine Reihe
europäischer Länder ein, die hier ebenfalls Höchstwerte vergeben: Italien
(61%), Großbritannien (50%) Schweden (49%), Frankreich (45%). An zweiter
und dritter Stelle stehen in diesen Ländern nach Ansicht der Befragten
Spannungen zwischen verschiedenen Religionen (Deutschland 37%) und
verschiedenen Ethnien (35%). In China und Russland sieht man die größten
Konflikte eher an anderer Stelle, nämlich zwischen Arm und Reich, jeweils
zwei Drittel (65%) der Befragten sehen hier ein Topthema.

Deutsche bemerken abnehmende Toleranz in ihrem Land



Jeder zweite Deutsche (47%) bezeichnet seine Landsleute als tolerant
gegenüber Menschen mit anderer Herkunft, oder anderen Ansichten. Damit
liegt Deutschland etwa im Mittelfeld der 27 befragten Länder. Deutlich
schlechter ist es mit der Toleranz in Ungarn (16%), Südkorea (20%),
Brasilien (29%) und Polen (30%) bestellt. Am tolerantesten schätzen sich
mit großem Abstand die Kanadier ein (74%). Dass die Menschen in ihrem Land
in den letzten zehn Jahren toleranter geworden sind, glaubt nur eine
Minderheit der Befragten (30%), in Deutschland ist es nur jeder vierte
(24%). Fast jeder zweite Deutsche (48%) meint dagegen, eine abnehmende
Toleranz in seinem Land zu spüren.

Dennoch: Wir haben mehr Gemeinsamkeiten als Unterschiede


Trotz abnehmender Toleranz und zunehmender Spaltung, glauben die Menschen
in den 27 befragten Ländern mehrheitlich (65%), dass Menschen auf der
ganzen Welt mehr Dinge gemeinsam haben, als Dinge, die sie unterscheiden.
In Deutschland teilen 61 Prozent diese Meinung, die höchste Zustimmung gibt
es in Russland und Serbien (je 81%). Japan (35%), Ungarn (48%) und Südkorea
sind pessimistischer eingestellt (49%).


Steckbrief:

Die Befragung wurde weltweit in 27 Ländern durchgeführt. Zu den Ländern
gehören: Argentinien, Australien, Belgien, Frankreich, Deutschland,
Großbritannien, Ungarn, Italien, Japan, Kanada, Polen, Serbien, Südkorea,
Spanien, Schweden und USA. Die internationale Stichprobe betrug 19.428
Erwachsene im Alter von 16 bis 64 Jahren und in Kanada und den USA 18 bis
64 Jahren. Die Befragung fand zwischen dem 26. Januar und 09. Februar 2018
statt.

Über Ipsos

Ipsos ist ein unabhängiges und innovatives Markt- und
Meinungsforschungsinstitut. In einer sich immer schneller verändernden Welt
ist es unsere Aufgabe, unsere Kunden mit präzisen und umsetzbaren Analysen
bei ihrer Veränderung zu unterstützen, dabei orientieren wir uns an den
"4S": Security, Simplicity, Speed und Substance. Um unseren Kunden
bestmöglichen Service zu bieten, haben wir uns in fünf Forschungsbereichen
spezialisiert. So bestimmen unsere engagierten Forscher Marktpotenziale,
zeigen Markttrends, testen Produkte, Werbung und Dienstleistungen,
erforschen die Wirkung von Medien und geben der öffentlichen Meinung eine
Stimme. Und das in 89 Ländern auf allen Kontinenten. In Deutschland
beschäftigen wir über 500 Mitarbeiter in Hamburg, Mölln, München, Frankfurt
und Berlin.

 * 

Quelle:

Ipsos GmbH

Sachsenstraße 6, 20097 Hamburg

Telefon: +49 (0) 40 800 96 0, Fax: +49 (0) 40 800 96 4100

E-Mail: mailbox@ipsos.com

Internet: www.ipsos.com
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STANDPUNKT/754: Der große Tag (Uri Avnery)


Der große Tag

von Uri Avnery, 21. April 2018



VOR ZWEI TAGEN feierte der Staat Israel seinen 70. Geburtstag.
Tagelang hörten wir nichts anderes. Unzählige Reden voller Platituden.
Ein riesiges Kitsch-Festival.

Alle waren derselben Meinung: Es war ein historischer Augenblick, als
David Ben-Gurion sich in einem kleinen Saal in Tel-Aviv erhob und die
Gründung des Staates erklärte.

Jeder, der damals schon gelebt hat und heute noch lebt, wurde diese
Woche gefragt: Wo waren Sie in diesem Augenblick? Was fühlten Sie, als
die Geschichte an die Tür klopfte?




NUN JA, ich lebte. Und ich fühlte gar nichts.

Ich war Soldat in der neuen Armee, die noch nicht die "Israelische
Verteidigungsarmee" genannt wurde (das ist ihr offizieller hebräischer
Name). Meine Kompanie hatte ein kleines Zeltlager in Hulda, einem
Kibbutz südlich von Tel Aviv.

Wir sollten in dieser Nacht ein arabisches Dorf, dessen Name al-Kubab
war, in der Nähe von Ramle angreifen. Heftiger Widerstand wurde
erwartet, und wir trafen gerade alle Arten von Vorbereitungen, wie
Soldaten es vor einem Kampf tun, als jemand angerannt kam und schrie:
"Schnell, in den Speisesaal, Ben-Gurion erklärt den Staat!" Im
Speisesaal des Kibbutz war das einzige Radio in der Umgebung. Jeder
rannte dorthin, ich auch.

Offen gesagt, mir war die Erklärung völlig gleichgültig. Wir waren
mitten in einem verzweifelten Krieg - verzweifelt für beide Seiten -,
und wir wussten, dass der Krieg entscheiden würde, ob unser Staat
entstünde oder nicht. Wenn wir den Krieg gewinnen würden, gäbe es
einen Staat. Wenn wir ihn verlören, gäbe es weder einen Staat, noch
uns.

Eine Rede eines Politikers irgendwo in Tel-Aviv würde daran überhaupt
nichts ändern.

Aber ich war neugierig im Hinblick auf ein Detail: Wie würde der neue
Staat genannt werden? Es hatte mehrere Vorschläge gegeben, und ich
wollte wissen, welcher übernommen wurde.

Als ich das Wort "Israel" hörte, verließ ich den Speisesaal und ging
zurück, um mein Gewehr zu reinigen.

Der heftige Kampf fand übrigens nicht statt. Als wir das Dorf von zwei
Seiten angriffen, flohen die Bewohner. Wir drangen in leere Häuser
ein, wo das noch warme Essen auf den Tischen stand. Den Bewohnern
sollte nie mehr erlaubt werden, zurückzukehren.

Am nächsten Morgen wurde meine Kompanie in den Süden verlegt. Die
ägyptische Armee drang in Palästina ein, und wir sollten sie
aufhalten, bevor sie Tel Aviv erreichen würde. Aber das ist eine
andere Geschichte.



DAVID BEN-GURION, dessen Stimme ich an diesem Nachmittag im Radio
gehört hatte, ist nun für alle Zeiten zum Nationalhelden geworden, der
Mann, der den Staat Israel gegründet hat. Diese Woche lief eine
Dokumentation über ihn im Fernsehen.

Der Regisseur des Films, Raviv Drucker, ein ausgezeichneter
Journalist, hat einen sehr guten Film produziert. Er zeigt Ben-Gurion,
wie er wirklich war, mit all seinen Licht- und Schattenseiten.

Im Vergleich zu ihm waren seine Nachfolger im Amt des Premierministers
zweite Wahl, ganz zu schweigen von dem Knirps, der das Amt zurzeit
besetzt.

Ben-Gurion war derjenige, der die Entscheidung traf, die Gründung des
Staates in diesem besonderen Augenblick zu erklären, als die letzten
britischen Besatzer das Land verlassen hatten und vier Armeen der
benachbarten Araberstaaten kurz davor standen, in das Land
einzudringen. Seine Mitarbeiter fürchteten sich vor der Entscheidung
und mussten von ihm gedrängt werden.

Offen gesagt, ich glaube nicht, dass diese Entscheidung so bedeutsam
war. Wenn die Erklärung um einige Monate verschoben worden wäre, hätte
das keinen großen Unterschied gemacht. Nachdem wir den Krieg gewonnen
hatten, wenn auch mit schweren Verlusten, hätten wir den Staat zu
jeder Zeit erklären können.

Obwohl die Dokumentation meistens korrekt ist, weist sie doch einige
Fehler auf. Zum Beispiel zeigt sie Massen in Tel Aviv, die die
Erklärung auf den Straßen bejubeln. Das ist eine Fälschung. Da sie so
oft wiederholt wurde, kann man Drucker verzeihen, dass er sie für die
Wahrheit gehalten hat. In Wirklichkeit jubelten die Massen im November
1947, als die Vereinten Nationen die Teilung Palästinas in einen
arabischen und einen jüdischen Staat beschlossen (mit einem
Sonderstatus für Jerusalem).

Als der jüdische Staat offiziell am 14. Mai gegründet wurde und
Ben-Gurion diese Rede hielt, waren die Straßen leer. Die Jugend war in
der Armee, die Älteren waren zu besorgt, um zu jubeln.

In diesem Krieg wurden 6.300 von uns getötet - von insgesamt 630.000
Menschen der jüdischen Bevölkerung. Das Äquivalent von drei Millionen
US-Bürgern heute. Bedeutend mehr wurden verwundet (darunter auch ich).
Die Verluste auf arabischer Seite waren sogar noch höher, in absoluten
Zahlen.



BEN-GURIONS VORLIEBEN waren vielfältig und bunt. Er liebte es, sich
als großer Philosoph darzustellen, und die Dokumentation zeigt ihn,
wie er viele hundert Bücher in Empfang nimmt, die ein reicher
britischer Jude bezahlt hat - was nach dem heutigen israelischen Recht
eine Straftat wäre.

Be-Ge (wie wir ihn nannten), mischte sich in die Kriegsführung ein.
Einige seiner irren Entscheidungen kosteten viele Leben. Er veränderte
auch den Charakter der Armee, in einer Art und Weise, die wir sehr
hassten.

Aber alle seine guten und schlechten Entscheidungen waren unerheblich,
verglichen mit seiner wahren historischen Rolle: seine Entscheidung,
Israel in ein Bollwerk gegen die wachsende arabische Welt zu
verwandeln.

Selbstverständlich war die zionistische Bewegung von Beginn an ein
bewusster Teil des europäischen Kolonialismus. In seinem Buch "Der
Judenstaat", versprach ihr Gründer Theodor Herzl bereits, dass der
Staat "Teil des Walles der europäischen Kultur gegen das asiatische
Barbarentum" werden wird.

Aber es war Ben-Gurion, der dieses vage Versprechen vom ersten Tag
Israels an in eine Tatsache verwandelte. Seinem ersten Biographen
zufolge hasste er die Araber und die arabische Kultur von seinem
ersten Tag in Palästina an. Er unterdrückte die arabische Minderheit
in Israel und weigerte sich, Israels Grenzen zu ziehen.

Das zugrundeliegende Ziel des Zionismus war und ist von Anfang an, die
Araber aus ihrem Land zu vertreiben, um dort eine neue jüdische Nation
zu schaffen. Das wurde nie offen gesagt, war aber von Anfang an klar.

Alle Vorgänger Ben-Gurions, bis hin zu dem, der zurzeit das Amt
besetzt, folgten dieser Linie. Sogar an seinem 70. Geburtstag erkennt
Israel keine offiziellen Grenzen an. Obwohl wir offizielle
Friedensabkommen mit zwei arabischen Staaten (Ägypten und Jordanien)
haben und eine inoffizielle Kooperation mit mehreren anderen, werden
wir von hundert Millionen Arabern und anderthalb Milliarden Muslimen
gehasst. Und, noch bedeutender: wir befinden uns im Krieg mit dem
gesamten palästinensischen Volk. Das ist das wahre Vermächtnis von
Ben-Gurion.



ICH BIN nicht ganz objektiv bei diesem Thema. Auch ich führte gegen
Ben-Gurion einen Krieg.

Je länger seine Herrschaft dauerte, desto autokratischer wurde er.
Insgesamt war er, von seiner Machtübernahme in der vorstaatlichen
zionistischen Bewegung an, dreißig aufeinanderfolgende Jahre der
oberste Führer. Kein Mensch kann so lange an der Macht bleiben, ohne
ein wenig irre zu werden.

Bald nach dem Krieg wurde ich der Eigentümer und Chefredakteur eines
Nachrichtenmagazins und begann, ihn scharf zu kritisieren: seine
zunehmend diktatorische Art, seine kolonialistische Behandlung der
Palästinenser, seine Anti-Friedenspolitik, seine reaktionäre
sozial-ökonomische Politik und die Korruption vieler seiner Anhänger.

Der Chef des Sicherheitsdienstes nannte mich öffentlich den "Feind Nr.
1 der Regierung". Einmal schlug der Sicherheitschef (Spitzname:
"Kleiner Issar") Ben-Gurion vor, mich in "Administrativhaft" zu nehmen
- eine Festnahme ohne Gerichtsbeschluss. Ben-Gurion stimmte zu, aber
nur unter der Bedingung, dass der Oppositionsführer, Menachem Begin,
stillschweigend zustimmen würde. Begin weigerte sich entschieden und
drohte, einen Riesenskandal zu verursachen. Er sandte mir auch eine
geheime Warnung.

Mein Büro wurde mehrere Male bombardiert, ich selbst wurde
angegriffen. Man brach mir die Hände. (Wie ich schon oft sagte, war
dieser Angriff ein Glück im Unglück. Eine junge Frau, genannt Rachel,
bot freiwillig an, bei mir einzuziehen, um mir ein paar Wochen lang zu
helfen und blieb für 53 Jahre, bis zu ihrem Tod).

Auf dem Höhepunkt unseres Kampfes befahl Ben-Gurion dem
Nationaltheater (Habima), ein Stück zu produzieren, das offen gegen
mich gerichtet war. Es zeigte einen bösartiger Verleger einer
Wochenzeitung, der Menschen gerne schlecht machte. Obwohl er nie ins
Theater ging, besuchte er diese Premiere. Der Film zeigt ihn, seine
Frau und Kollegen, wie sie wild applaudieren. Das Stück überlebte
keine drei Vorstellungen.



MAN MUSS zugeben, dass er ein sehr mutiger Führer war. Obwohl er ein
überzeugter Anti-Kommunist war, veranlasste er Stalin dazu, Israel im
Unabhängigkeitskrieg von 1948 mit Waffen zu unterstützen. Er schloss
nach gerade mal acht Jahren nach dem Holocaust Frieden mit
Deutschland, weil der junge Staat unbedingt Geld benötigte. Er ging
mit Frankreich und England die berüchtigte Allianz ein, um Ägypten
anzugreifen (mit katastrophalem Ausgang).

Am Ende umgab er sich mit jungen Anhängern - Moshe Dayan, Teddy
Kollek, Shimon Peres und anderen, seine älteren Kollegen fürchteten
sich vor ihm. Sie verbündeten sich gegen ihn und warfen ihn hinaus.
Seine Bemühungen, eine neue Partei zu gründen und ein Comeback zu
inszenieren, landeten in einer Sackgasse. Am Ende schlossen auch wir
eine Art Frieden.

Wenn wir heute zurück auf seine gesamte Karriere blicken, müssen wir
zugeben, dass sein Einfluss auf das heutige Israel gewaltig ist. Wohl
oder übel war er es, der die Geleise legte, auf denen Israel noch
heute rollt. Meistens zum Schlechten hin.
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STANDPUNKT/753: Zur Präsidentschaftswahl in Kuba (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
20. April 2018

Gracias por todo y buena suerte - Zur Präsidentschaftswahl in Kuba



Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) gratuliert dem kubanischen Volk
zur Wahl von Miguel Díaz-Canel zum Präsidenten der Republik Kuba. Er folgt
Raul Castro, der über 10 Jahre die Geschicke des sozialistischen Landes
leitete und weiter als Vorsitzender der Kommunistischen Partei Kubas für
die Weiterentwicklung des kubanischen Sozialismus seine Erfahrung und
Kampfgeist einsetzen wird.

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP führt dazu aus: "Wie dunkel auch die
Zeiten sind, Kuba war, ist und wird ein Leuchtfeuer der Menschlichkeit und
Solidarität, des Sozialismus sein. 603 gewählte Abgeordnete der
Nationalversammlung stimmten für Miguel Díaz-Canel. Er sagte in seiner
Antrittsrede, dass der Wille des Volkes sei, 'in diesem historischen Moment
die kubanische Revolution fortzusetzen'. Das ist ein klares Ja zum
Sozialismus und ein Nein zu Kapitalismus, Ausbeutung und Krieg."
Das kubanische Volk wird weiter den Entwicklungsplan umsetzen, den es
zwischen 2011 und 2016 in einer breiten gesellschaftlichen Debatte
diskutiert und verabschiedet hat. Daran werden Rückschläge durch
Naturkatastrophen und Widrigkeiten wie andauernde Hetzpropaganda gegen ihr
Land durch kapitalistische Medienkonzerne und die imperialistische
Blockadepolitik seitens der USA und der EU nichts ändern können.
Patrik Köbele erklärt dazu: "Es ist höchste Zeit, dass diese
völkerrechtswidrige Blockade gegen Kuba aufgegeben wird. Wie oft muss die
UNO-Vollversammlung in überwältigender Mehrheit für die Aufhebung der
Blockade noch stimmen, bis die selbsternannten Herren der Welt kapieren,
dass sie die Uhren nicht zurückdrehen können. Wir Kommunistinnen und
Kommunisten in Deutschland stehen auch in Zukunft dem kubanischen Volk in
Solidarität und Freundschaft zur Seite. Für heute bleibt uns nur noch zu
sagen, gracias por todo y buena suerte!"

Essen, 20.04.2018

 * 
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AFRIKA/2165: Mangel und Willkür - an der Grenze der Züchtung ... (SB)


Mit dreizehn Millionen Hungernden sind in der Demokratischen Republik
Kongo in diesem Jahr doppelt so viele Menschen auf sogenannte
humanitäre Hilfe angewiesen wie 2017. Die Regierung, die Investoren
ins Land locken und diese nicht mit Negativmeldungen abschrecken
will, behauptet, daß die Vereinten Nationen die Lage viel zu schlecht
darstellen. Wohingegen die UN-Hilfsorganisationen davon sprechen, daß
die internationale Gemeinschaft es versäumt hat, ausreichend Hilfe zu
leisten. Ihnen zufolge besteht in der DR Kongo zusätzlich zu der
gravierenden Hungerkrise das riesige Problem der Mangelernährung.
Ganze Generationen von Kindern wachsen unterernährt auf und bleiben
zeit ihres Lebens in der Entwicklung beeinträchtigt. Ein Schuft, wer
Böses dabei denkt: Sofern sie nicht vorzeitig sterben, werden die
Kinder wie geschaffen zu anspruchslosen Arbeitskräften im Bergbau,
die unter elendsten Bedingungen Rohstoffe wie Coltan, Gold, Wolfram,
Kupfer, etc. abbauen. Anders gesagt: Offensichtlich schert sich
niemand um die Zukunft von Millionen kongolesischen Kindern.
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Abbau per Hand von Wolfram und Zinn bei der kongolesischen Stadt Kailo im Jahr 2007

Foto: Julien Harneis, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]



"Chronische Unterernährung sieht man nicht. Sie ist still und
unsichtbar. Das ist das Problem", sagt Alexis Bonte, Landesvertreter
der U.N. Food and Agriculture Organization (FAO) in der DR Kongo, in
einem Telefongespräch aus der kongolesischen Provinz Kasai mit
Reuters [1]. Zwischen 60 und 70 Prozent der Menschen in
Konfliktgebieten gelten als chronisch unterernährt. Für die Kinder
bedeutet das, daß sie sowohl körperlich als auch kognitiv nicht so
entwickelt werden, als wenn sie immer ausreichend gehaltvolle Nahrung
erhalten hätten.

Seit über zwanzig Jahren werden in der DR Kongo bewaffnete Konflikte
ausgetragen. Mal überziehen sie nahezu das ganze Land, mal treten sie
in einzelnen Provinzen, mal in lokalen Stammesgebieten auf. Abgesehen
von den innerkongolesischen Auseinandersetzungen mischen auch
Nachbarstaaten und weiter entfernt liegende staatliche Akteure
kräftig mit. Entweder entsenden sie eigenen Truppen oder bedienen
sich lokaler Milizen, um ihre Raubinteressen gegenüber Konkurrenten
durchzusetzen. Von den Kämpfen besonders betroffen sind die teilweise
überaus rohstoffreichen kongolesischen Provinzen Nord- und Südkivu,
Ituri und nicht zuletzt Kasai. Dort waren im vergangenen Jahr neue
Kämpfe ausgebrochen, die Millionen Menschen zur Flucht trieben. Zwar
hat sich die Lage in diesem Jahr etwas beruhigt, aber entweder liegen
die zu bewirtschaftenden Felder weiterhin brach oder aber sie werden
erst in ein, zwei Jahren nennenswerte Ernten einbringen.

Eine wesentliche (wenngleich nicht die einzige) Aufgabe der Vereinten
Nationen besteht anscheinend darin, zu beobachten, Übergriffe zu
registrieren und der Weltgemeinschaft über die Lage vor Ort Bericht
zu erstatten. Humanitäre Hilfe wird gerade mal so viel geleistet, daß
sie eine Feigenblattfunktion erfüllt und man nicht sagen kann, daß
rein gar nichts für die Menschen vor Ort getan werde. Doch wenn man
sich beispielsweise die Nahrungsmittelmengen anschaut, die
erforderlich wären, um alle Bedürftigen gut zu versorgen, merkt man,
daß die Hilfe hinten und vorne nicht reicht. Das räumen die
beteiligten UN-Institutionen auch unumwunden ein. Allerdings
betreiben sie jahrein, jahraus das gleiche Geschäft und sind mehr
damit befaßt, den Mangel zu verwalten, als ihn zu beheben. Regelmäßig
müssen Rationen gekürzt werden, was zu einer weiteren Schwächung der
Bedürftigen führt.

Eigenen Angaben zufolge versorgen die UN-Hilfsorganisationen sowieso
nur jene zehn bis 15 Prozent der Menschen, die absolut dringend
Nahrungsmittel benötigen, da sie ansonsten sterben würden. Doch die
vielen Millionen, die langfristig einen Mangel an Nährstoffen erleiden,
werden so gut wie gar nicht erreicht. Um sie zu versorgen, fehlen die
finanziellen Mittel und die Kapazitäten, berichtete Bonte gegenüber
Reuters.

Auch die private britische Hilfsorganisation Oxfam verfügt nicht über
genügend Mittel. 2017 mußte sie die Rationen für 90.000 Menschen
halbieren; in diesem Jahr werden die Kürzungen vermutlich noch
drastischer ausfallen. Wobei hier anzumerken ist, daß auch Oxfam von
vornherein nur einen Bruchteil der Menschen, die sich in dem riesigen
Land in Not befinden, zu erreichen vermag.

Im vergangenen Jahr waren 7,7 Millionen Menschen in der DR Kongo auf
humanitäre Hilfe angewiesen - eine Steigerung um 30 Prozent gegenüber
dem Jahr davor [2]. Sind diese 7,7 Millionen in den 13 Millionen
Hilfsbedürftigen enthalten, von denen die Vereinten Nationen in
diesem Jahr sprechen? Oder muß man nicht annehmen, daß möglicherweise
ein erheblicher Teil von ihnen in der Zwischenzeit verstorben ist?
Diese Frage stellt sich, denn wenn die Vereinten Nationen, wie sie
sagen, nur einige der Hungernden versorgen, wie lange kann dann
der große Rest ohne Nahrung auskommen?

Die internationale Staatengemeinschaft ignoriert weitgehend die
Notlage in der DR Kongo. Man kann sogar den Eindruck gewinnen, daß
die Mangelernährung von zig Millionen Menschen bereitwillig in Kauf
genommen wird; jedenfalls kommt es den eigenen Verfügungsinteressen
entgegen. Während auf Emanzipation und Eigenständigkeit bedachte,
einflußreiche Politiker wie der erste Premierminister des vom
kolonialen Joch befreiten Kongo, Patrice Lumumba, und der libysche
Revolutionsführer Muammar Gaddafi beseitigt werden - der eine 1961
mit Hilfe der CIA und des belgischen Geheimdienstes, der andere 2011
nach Luftangriffen auf Libyen eines vom Westen geführten Bündnisses
-, werden auf der anderen Seite mit den Mitteln der Mangelverwaltung
generationenübergreifend willfährige Arbeitskräfte geschaffen. Vom
Standpunkt der wirtschaftlich stärkeren Staaten wie beispielsweise
den ehemaligen Kolonialmächten wird die DR Kongo nicht als ein Land
mit Entwicklungspotential angesehen, sondern als bloßer
Ressourcenstaat, den es auszuquetschen gilt, bevor es andere tun.
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Coltanmine Luwowo nahe Rubaya in Nordkivu, 18. März 2014. Angeblich
werden hier "garantiert konfliktfreie" Mineralien abgebaut.

So etwas kann man nur behaupten, wenn man den Grundkonflikt
ignoriert, daß Menschen aus Überlebensnot derart ruinöse Arbeiten in den Gruben
verrichten müssen, nur um ein geringes Einkommen zu erwirtschaften.

Foto: MONUSCO/Sylvain Liechti, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]




Fußnoten:


[1] http://news.trust.org/item/20180412144758-inlwu/

[2] https://news.un.org/en/story/2017/08/563242-amid-soaring-food-insecurity-dr-congo-un-agencies-call-food-aid-supplies
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BERICHT/317: Jour Fixe zur Rußlandrevolution - der verschleierte Konter ... (2) (SB)


Dies war der real-existierende "Kommunismus" und ohne diesen
jahrhundertealten "Dorfkommunismus" hätte die marxistische Propaganda
in der SU nie eine Chance gehabt. An ihm musste sie sich in den
Symboliken und der Art ihrer Ansprache ausrichten. Auch Lenin knüpfte
gegen seine eigenen Überzeugungen taktisch in der Initialphase des
Oktobers an dieses dorfkommunistische Vorverständnis der Bauern an,
indem er mit seinem Landdekret die Führung propagandistisch an sich
riss, ein taktisches Zugeständnis mit der Perspektive einer
"feindlichen Übernahme". Auf dem Lande spielte parallel zu den
städtischen Umsturzaktionen die eigentliche soziale Hauptmusik, die
viel tiefer ging und nicht so leicht zurückzuschrauben war, wie die
Macht der Fabrik- oder Stadtteilsowjets.

Materialien zur Russischen Revolution [1]



Nach landläufigem Verständnis der deutschen Linken setzte die
russische Arbeiterbewegung unter Führung der Bolschewiki die
revolutionären Umwälzungen von 1917/1918 und den Aufbau der neuen
Gesellschaft nicht nur gegen das Zarentum und die Klasse der
Kapitalisten, sondern auch gegen den Widerstand der rückständigen
Bauernschaft durch. Diese von einer westlichen Sichtweise geprägte
Auffassung von Fortschritt und notwendigen Bedingungen einer
Revolution bekommt erste und in der Folge immer tiefere Risse,
erforscht man ausgiebiger und auf entsprechende Quellen gestützt die
Lebensverhältnisse, Kämpfe und sozialen Utopien der russischen
Dorfgemeinschaften. Dabei zeichnet sich mit anwachsender Deutlichkeit
und Tragweite ab, daß das sogenannte Sozialkämpfertum kein
rudimentärer und beschränkten Vorstellungen verhafteter Vorläufer der
demgegenüber wirklich relevanten und zukunftsweisenden
Auseinandersetzungen in den städtischen Fabriken war, die mit den
traditionellen Wurzeln des Widerstands gegen die erdrückenden
Verhältnisse gebrochen hätten.

Im überwiegend agrarisch geprägten Rußland des 19. und frühen 20.
Jahrhunderts hing das Überleben der Menschen unmittelbar von ihrer
Fähigkeit ab, die Selbstversorgung im dörflichen Rahmen gemeinsam zu
organisieren. Nicht an sie herangetragene Ideologien, sondern die
Lebens- und Produktionsbedingungen brachten eine Form des sozialen
Umgangs hervor, die man als Urzelle kollektiven Handelns ausweisen
könnte. Wer sich der Praxis verweigerte, die ohnehin oftmals kaum
ausreichenden Lebensmittel zugunsten des Überlebens aller zu nutzen,
mußte damit rechnen, sich selbst von dieser unabdingbaren
existentiellen Voraussetzung abzuschneiden. In den Ohren westlicher
Menschen, denen Besitzstand, Vereinzelung und Konkurrenz in Fleisch
und Blut übergangen sind, während sie in ihrem Anspruch auf Versorgung
im Netz unentrinnbarer Verfügung zappeln, mag dies archaisch,
befremdlich oder grausam anmuten. Es entbehrt in der Tat heroischer
Aufwallungen, paternalistischer Zuteilungen oder herablassender
Hilfsleistungen, wie man sie im verteilungsgestützten Denken mit der
Ausgestaltung sozialer Verhältnisse assoziiert.

Für Menschen, die als Linke große Stücke auf Kategorien wie eine
gesellschaftliche materielle Basis halten, aus der jegliche Phänomene
des Überbaus erst hervorgehen, sollte es andererseits keine
unüberwindliche Hürde darstellen, sich den hier angedeuteten
Erwägungen zumindest nicht von vornherein zu verschließen. Fern jeder
Verklärung zu vermeintlichen Idyllen früherer Zeiten oder universellen
Lösungsansätzen für die Probleme der Menschheit scheinen die aus der
Not geborenen Verhältnisse in den russischen Dorfgemeinschaften doch
unmittelbare Konsequenzen gezeitigt zu haben, die höchst bedenkenswert
sind. Das gilt insbesondere für die daraus resultierenden Kämpfe, die
in der Kette russischer Revolutionen eine sehr viel bedeutendere Rolle
gespielt haben, als es die Geschichtsschreibung bislang realisiert
hat.
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Damals wie heute - innere Zerwürfnisse der Arbeiterbewegung

Im Rahmen des Jour Fixe 162 der Hamburger Gewerkschaftslinken, der am
4. April im Curiohaus stattfand, stellten Rainer Thomann und Anita
Friedetzky ihr Buch "1917. Aufstieg und Fall der Arbeitermacht in
Russland" [2] vor. Nach ihren Vorträgen kam Dieter Wegner, der zu der
Veranstaltung eingeladen hatte, mit einem eigenen Beitrag zu Wort, der
den zweiten Teil des Berichts eröffnet. Als der Jour Fixe 2004/2005
ins Leben gerufen wurde, habe er sich davon eine Herangehensweise
erhofft, die nicht wie in der Vergangenheit von heftigen
Auseinandersetzungen zwischen den verschiedenen K-Gruppen geprägt
wäre. Damals hätten diese Fraktionen der Linken verbal aufeinander
eingedroschen, während Gewerkschaften und SPD die lachenden Dritten
gewesen seien. Wenngleich die K-Gruppen seither entweder ganz
verschwunden oder weitgehend geschrumpft seien, endeten die
Rivalitäten innerhalb der Linken nicht. Das habe ihn dazu veranlaßt,
zur Urszene 1917 zurückzugehen, woraus ein Buch hervorgegangen sei,
das heute einem Erneuerungsprozeß dienlich sein könnte.

Wegner führte Momente an, die einen Neuanfang der Arbeiterbewegung
seines Erachtens seit jeher sehr schwer gemacht haben: Die Moskauer
Prozesse und der Gulag haben das Bild des Kommunismus im Bewußtsein
der Menschen ebenso geprägt wie die Vertreibung der Ostpolen nach
Ostdeutschland und der 13 Millionen Ostdeutschen in die Westzone nach
1945. Als im August 1968 die Panzer in Prag rollten, habe er als
Gründungsmitglied der SDAJ in Essen-Kray und in Hamburg miterlebt, wie
diese junge Gruppe binnen drei Sitzungen umgedreht wurde. Plötzlich
begrüßte eine Mehrheit den Einmarsch in Prag als notwendige Maßnahme
zur Abwehr des Imperialismus. Daraufhin habe er die SDAJ verlassen und
sei bei der Gruppe Arbeiterpolitik gelandet.

Auch heute breche sich der Herrschaftsanspruch gegenüber
eigenständigen Betriebskämpfen Bahn. Deshalb sei das Credo des Jour
Fixe, derartige Kämpfe zu unterstützen, damit sich die Konstellation
nicht wiederhole, daß sich autoritäre kommunistische Parteien der
Bewegung bemächtigen und die ArbeiterInnen zu Objekten degradieren.
Die Apologeten des autoritären Kommunismus führten an, daß die
Bolschewiki angesichts der damaligen Bedingungen nicht anders handeln
konnten: Der Diktatfrieden von Brest-Litowsk mit dem Verlust großer
Territorien und der Bodenschätze, der Krieg gegen die Weißen und die
westlichen Interventionsarmeen, die Hungersnot, die Flucht aufs Land
und der Widerstand der Bauern, die 80 Prozent der damaligen
Bevölkerung Rußlands ausmachten. Dieselbe Haltung, daß es keine
Alternative gebe, nähmen jedoch auch die Neoliberalen ein. In der
Sowjetunion habe man sich nicht mit den sozialistischen,
kommunistischen und anarchistischen Kräften auseinandergesetzt, um
eine neue Gesellschaft aufzubauen, sondern sie liquidiert. 1918 wurden
die linken Sozialrevolutionäre verhaftet und alle anderen
sozialistischen Parteien und Strömungen beseitigt. 1938 wurde in den
Moskauer Prozessen die gesamte alte Garde bis auf Alexandra Kollontai
liquidiert, die als Botschafterin nach Skandinavien geschickt worden
war und überlebte.

Das wesentliche Moment beim Aufbau einer Gesellschaft sei die
Grundeinstellung der Akteure. Der französische Philosoph Alain Badiou
sage mit Blick auf die Migration, daß die Vorstellungen zu jeder
Situation Teil der Realität und von ihr nicht zu trennen seien. Es
mache viel aus, ob man glaubt, ein Nomadenproletariat oder eine
Ausländerinvasion vor sich zu haben. Beide Versionen seien möglich,
hätten aber höchst unterschiedliche Konsequenzen. Ein weiteres
Beispiel: Unter "schwarzer Pädagogik" verstand man die Erziehung noch
bis in die 60er Jahre, der zufolge der Willen des Kindes gebrochen
werden mußte, um es zu einem vollwertigen Subjekt der Gesellschaft zu
machen.

Was hat das alles mit heute zu tun? Seit Gründung des Jour
Fixe habe man Erfahrungen mit eigenständigen Betriebskämpfen
gesammelt, mit den KollegInnen selbst, aber auch mit den
Gewerkschaftsapparaten und politischen Gruppen. Das Verhalten der
K-Gruppen sei unterschiedlich, teils fördernd, teils störend, teils
sogar zerstörerisch. Förderlich sei beispielsweise eine K-Gruppe in
Bremen, die nach der Entlassung von 1100 KollegInnen beim GHB und auch
bei Daimler eine hervorragende Rolle gespielt habe. Ansonsten habe man
jedoch schlechte Erfahrungen mit K-Gruppen gemacht, weil sie meinten,
daß ihnen die Führung im Kampf zustehe.

Das Buch von Rainer Thomann und Anita Friedetzky schildere eine
Urszene der Arbeiterbewegung, die zeitweise über große Macht verfügte.
Diese Selbstermächtigung hat nach Einschätzung Wegners den
Vorstellungen der Bolschewiki widersprochen und mußte deswegen
beseitigt werden. Sie organisierten die Betriebe nach kapitalistischen
und militärischen Prinzipen durch. Sie ergriffen 1917 die Staatsmacht.
Die Fabrikkomitees wurden entmachtet, wobei die Umstände für die
Bolschewiki günstig waren. Viele ArbeiterInnen gingen wegen der
Hungersnot aufs Land zurück, in Moskau und Petersburg 50 bis 60
Prozent des Proletariats. Von den restlichen wurden viele für die
Armee und den Verwaltungsapparat rekrutiert. Daher gab es wenig
Widerstand bei der Eingliederung und Unterordnung der Fabrikkomitees
in die Gewerkschaften, die inzwischen von staatstreuen Bolschewiken
beherrscht wurden. Zum Beleg dieser These zitierte der Referent eine
Passage aus dem Buch (S. 351):

Die meisten betrieblichen AktivistInnen, die den Bolschewiki
 nahestanden oder sogar Parteimitglieder waren, vertrauten der neuen
 Regierung. Charakteristisch dafür ist die Aussage eines
 bolschewistischen Sprechers des Zentalrats der Fabrikkomitees
 anläßlich der Konferenz im Februar 1918, welche die Eingliederung
 in die Gewerkschaften mit überwältigender Mehrheit guthieß: "Wenn
 wir von Anfang an eine Einstellung des Mißtrauens an den Tag legen,
 werden diese Organe, also der Oberste Volkswirtschaftsrat, kaum
 ordentlich funktionieren können. Nur ein Anarchist, der im
 allgemeinen jeder Führung mißtraut, könnte eine solche
 Einschränkung vorschlagen. Aber wir, das Proletariat, bauen eine
 Führung nach dem Prinzip der vollendeten Demokratie auf. Wenn diese
 Organe sich wirklich von den Massen abwenden, werden wir
 selbstverständlich eine solche Einschränkung einführen. In der Tat,
 wir werden diese Organe stürzen und vielleicht eine neue Revolution
 machen müssen. Aber bisher meinen wir, daß der Rat der
 Volkskommissare unser Rat ist und daß die Institutionen, die er
 einrichtet, mit uns übereinstimmen."



Dieser klassenbewußte und stolze Genosse hatte keine Gelegenheit
mehr, diese Organe zu stürzen, so der Referent. Die Gelegenheit kam
nie wieder, nachdem der Staat installiert war. Als die Kronstädter
Matrosen eine neue Revolution machen wollten, die sie die dritte
nannten, wurden sie abgeschossen "wie die Rebhühner", wie es Trotzki
gefordert haben soll.

Die Arbeiter, Bauern und Soldaten haben die erlangte Macht meines
Erachtens nicht freiwillig wieder aus der Hand gegeben, schloß Wegner
seinen Beitrag. Das wäre eine Darstellung der Geschichte, als wären
sie nach ihrem epochalen Sieg über den Zarismus schlapp, verwirrt und
feige gewesen. Zwei Ideen standen einander gegenüber: Emanzipation und
Selbstermächtigung mittels libertärem Kommunismus oder
autoritär-bürokratischer Kommunismus. Die Bolschewiki mußten die
Arbeitermacht besiegen durch die Niederschlagung der Kronstädter
Revolution, die Niederschlagung der Machno-Bewegung, die Beseitigung
der Arbeiteropposition mit Kollontai und Alexander Schljapnikow an der
Spitze und durch den Krieg gegen die Klasse der Bauern.


Zum Verhältnis von Bauern- und Arbeiterklasse

Wie in der anschließenden Diskussion deutlich wurde, überzeugte die
These, die Bolschewki hätten eine autoritäre Herrschaft angestrebt und
durchgesetzt, nicht alle Anwesenden. So seien die Todesurteile
zunächst gegen Plünderer wiedereingeführt worden, auch habe es
Konflikte zwischen privilegierten und zugewanderten Arbeitern gegeben,
Komitees seien zu den Weißen übergelaufen. Es gelte genau zu
untersuchen, was sich in dieser historischen Situation abgespielt hat.
Daß Lenin und eine Handvoll Leute ein Land von 140 Millionen
Einwohnern, in dem 80 Prozent Bauern waren, vorsätzlich aus der
Revolution in eine stalinistische Herrschaft überführt hätten, sei
nicht nachvollziehbar.

Dazu gab Anita Friedetzky zu bedenken, daß die Bolschewiki ihres
Erachtens nicht von vornherein eine solche Entwicklung geplant hätten.
Die tatsächlichen Verhältnisse seien sehr viel komplizierter gewesen:
Die ArbeiterInnen sahen die Bolschewki zunächst als ihre Hoffnung,
weil diese ihre Forderungen bis hin zum bewaffneten Aufstand
aufgriffen. Zudem spielten sich innerhalb der Bolschewiki
Fraktionskämpfe ab, die es bei der Einschätzung zu berücksichtigen
gilt.

Auf die Frage, warum es den ArbeiterInnen nicht gelungen sei, die
Erfahrung der Organisierung in der Fabrik mit aufs Land zu nehmen,
erwiderte Rainer Thomann, es habe sich eher umgekehrt verhalten:
Vieles spreche dafür, daß sie ihre Erfahrungen vom Dorf in die Fabrik
brachten und die Komitees und Räte deshalb zum Markenzeichen der
russischen Arbeiterbewegung wurden, weil es die Praxis der
Dorfversammlung gab.

Das Verhältnis einer Bauernklasse zur Arbeiterklasse in Rußland stand
alsbald im Mittelpunkt der Diskussion bei diesem Jour Fixe. Einer
Einschätzung zufolge hatten die beiden Klassen unterschiedliche
Interessen, wobei die Bolschewiki in entscheidenden Punkten die
Interessen der Bauern akzeptieren mußten, die sich das Land genommen
hatten. Die freie Arbeitermacht wäre nur mit Hilfe aus Westeuropa
möglich gewesen. In Rußland wurden jedoch die unterschiedlichen
Klasseninteressen der Arbeiter und Bauern in einen Staat eingesperrt,
woraus die folgenden Probleme resultierten.

Einer anderen Auffassung zufolge handelt es sich in beiden Fällen um
produktive Klassen. Die Bauern beharren auf ihrem Landbesitz, weil sie
damit arbeiten können. Die Sowjetmacht enteignete aufgrund ihrer
Ideologie, daß Eigentum nicht sein dürfe, die Bauern und nahm ihnen
ihren Stolz. Dadurch sank die Produktivität auf dem Land. Die
Vorstellung einer Avantgarde tendiert dazu, in eine Diktatur
überzugehen, sobald die Abhängigkeit der Menschen von der Führung
hergestellt ist. Die Arbeiterschaft braucht wie jede Bewegung eine
Führung, doch eine Avantgarde, die immer recht hat, ist nicht die
Lösung der Revolutionsfrage.

Ein weiterer Diskussionsbeitrag richtete den Blick darauf, daß die
Bolschewiki bis 1928/29 alles versucht hätten, das Bündnis mit den
Bauern aufrechtzuerhalten: Sie haben die Neue Ökonomische Politik
eingeführt, die Bauern durften sich bereichern und Handel treiben. Die
Industrie hatte jedoch nichts, was sie den Bauern liefern konnte,
weshalb diese umgekehrt auch die Städte nicht versorgten. Dieser
Konflikt konnte nicht gelöst werden. Die Kollektivierung erfolgte
zunächst auf freiwilliger Basis, doch konnten die neugegründeten
Kolchosen kein überzeugendes Beispiel geben, weil es ihnen an
Traktoren fehlte. So wurde der Konflikt im Zuge der Industrialisierung
gewaltsam entschieden. Ab 1934/35 stieg die landwirtschaftliche
Produktion tatsächlich stark an. Ohne diese Entwicklung zu
rechtfertigen, müsse man doch berücksichtigen, daß sich die
Bolschewiki als Vorreiter einer westeuropäischen Revolution gesehen
hatten, zu der es jedoch nicht kam. Die erhoffte Hilfe vor allem
seitens der deutschen Industrie beim Aufbau blieb bekanntlich aus.
Marx habe nicht von einer Bauernrevolution gesprochen, sondern daß die
Arbeiter die Entwicklung der Produktivkräfte in ihre eigene Regie
übernehmen. Das gab es in Rußland nicht. Dort fand faktisch eine
Bauernrevolution statt, auch wenn die Führung in den Städten
bolschewistisch war.
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"Land und Freiheit!"

Frank, der sich ausgiebig mit den Lebensverhältnissen und Kämpfen der
russischen Bauernschaft auseinandergesetzt hat, vertiefte diese
Thematik in mehreren Diskussionsbeiträgen, die hier zusammengefaßt
dargestellt werden. Wie er hervorhob, ist die Dorf-Stadt-Migration in
diesem Zusammenhang ein zentrales Thema, weil die russische
Arbeiterklasse zum überwiegenden Teil vom Dorf kam. Der Großteil der
militanten Arbeiter auf der Straße waren Bauern-Arbeiter. Das Dorf war
zugleich eine Lebensversicherung, was die Ernährung betrifft, weil
dort Eigenversorgung vorherrschte. Auch sich eigenständig in der
Landwirtschaft zu organisieren, war eine Selbstverständlichkeit.
Herrschte Hungersnot in den Städten, gingen die Menschen aufs Land
zurück. Sie haßten ohnehin die Fabrikarbeit unter einem Hallendach,
den rigiden Zeitrhythmus.

Die Frage der Migration war und ist brandaktuell, schlug der Referent
einen Bogen zu der aktuellen Flüchtlingsproblematik. Die
Massenmigration aus ländlichen Strukturen in die Metropolen erfolgt,
weil die heimischen Strukturen zerstört werden, nicht reichen oder
weil die Menschen durch Großagrarier vertrieben werden. Das war damals
und ist heute die Realität. Auch in den USA bestand die Mehrheit der
radikalen Kämpfer aus Migrationsarbeitern und nicht etwa aus gut
bezahlten Facharbeitern.

Im Zuge der Bauernbefreiung des Jahres 1861 bekam die Landbevölkerung
erheblich weniger, als sie erhofft hatte. Von da an gingen stets Teile
der Familie in die Stadt, um dort Geld zu verdienen, das es auf dem
Land nicht gab. Geldeinkommen aus saisonaler Arbeit in der Stadt oder
durch Ernteeinsätze in anderen Gegenden war erforderlich, damit etwas
Bargeld für notwendige Anschaffungen ins Haus kam. In der Hungersnot
1917/18 und in der Folgezeit entwickelte sich die Migration zum
wesentlichen neuen Kampfmittel, gegen das Migrationsbeschränkungen mit
Kontrollstellen eingeführt wurden. Die Kampffront verlief zwischen der
Migration und ihrer Einschränkung, weshalb man von einer Analogie zu
den heutigen Verhältnissen sprechen könne.

Rußland unterschied sich damals von der Agrarstruktur her grundlegend
von Westeuropa. Die Bauern kannten keine Lohnarbeit und keine Knechte,
sie lebten in Subsistenzgemeinden. Sie hatten eine eigene Utopie von
Kommunismus völlig ohne Marx. Die Aneignung des Landes hatte eine sehr
lange Vorgeschichte der Hoffnung, deren Grundparole lautete: "Land und
Freiheit!" So hieß auch die erste revolutionäre Organisation in den
1860er Jahren, und das war eine weltweite Parole, die es auch in
Mexiko, in der Türkei und in vielen anderen Ländern gab, wo sich die
Landbevölkerung noch selbst ernährte und gegen die Geldwirtschaft, die
Vorherrschaft der Stadt, der Konzerne und Handelshäuser wehrte. Die
Aneignung des Landes 1917 in Rußland war eine selbstorganisierte
Umwälzung von unten, die überhaupt nichts mit Bolschewismus zu tun
hatte. Im Gegenteil: Die eigentliche Sozialrevolution kam vom Lande
her, es war eine Bauernrevolution.

In der Phase der Neuen Ökonomischen Politik ging es um die Frage der
Tauschrelation von Agrarerzeugnissen und städtischen Gütern. Es war
das Terrain eines Klassenkampfes zwischen Staat oder Stadt und den
Bauern. In den 1920er Jahren mußten die Investitionen in die
Industrialisierung finanziert werden, und der Staat unter Stalin
forderte, mehr aus den Bauern herauszuholen. Vor dem Ersten Weltkrieg
war Rußland ein Agarexportland, es wurden Überschüsse aus dem
weltweiten Verkauf von Agrarerzeugnissen erzielt. Warum sollte das
nicht wieder möglich sein? Wie im Kriegskommunismus wurde erneut Krieg
gegen die Bauern geführt, um ihnen das Getreide mit Gewalt oder sogar
das Land zu nehmen. Die revolutionäre Utopie der Bauern und der
Bauernarbeiter in der Stadt bestand darin, daß alle von ihrer Hände
Arbeit leben können und egalitär und gleichberechtigt sind. Der
Marxismus einer Sozialdemokratie war hingegen die technokratische
Entwicklungskonzeption, aus Rußland einen Industriestaat zu machen.
Lenin hatte dies aus der deutschen Sozialdemokratie und Kriegsökonomie
übernommen. Es handelte sich also um grundverschiedene Entwürfe für
die Zukunft eines angeblich rückständigen Landes, das vielleicht gar
nicht so rückständig war, wenn man die menschlichen Beziehungen
ansieht, denn die waren fortschrittlich und weit weniger entfremdet
als im Westen. Die Solidarität in den russischen Massen ist aufgrund
ihrer Geschichte eine andere als im durchkapitalisierten Westen.

Während sich die Bolschewiki ursprünglich die Enteignung und
Verstaatlichung des Großgrundbesitzes auf die Fahne geschrieben
hatten, wollten ihn die Sozialrevolutionäre sozialisieren. Als Lenin
1917 in seinen Aprilthesen auch die Forderung "Den Bauern das Land!"
erhob, übernahm er ins revolutionäre Programm, was seine Partei zuvor
bekämpft hatte. Damit gewann er vorübergehend die Bauern für sich, was
ihm später den Vorwurf einbrachte, er habe zu der Zeit eine
anarchistische Phase durchlaufen.
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Parteienspaltung zersetzt Arbeitermacht

In einem abschließenden Redebeitrag betonte Rainer Thomann noch
einmal, daß die eingangs gestellte Frage, wie es möglich war, daß die
Arbeitermacht innerhalb eines Jahres wieder verlorenging, im Buch
nicht erschöpfend beantwortet wird. Die Geschichte sei sehr viel
komplexer, als sie sich auf den ersten Blick darstellt. Vom Frühjahr
bis zum Oktober 1917 habe man die Ereignisse anhand der
Putilow-Protokolle detailliert geschildert, für die anschließende
Phase bis Sommer 1918 mittels bruchstückhafter Quellen und Zitaten in
der Sekundärliteratur versucht, ein Puzzle zusammenzufügen, das
keinesfalls vollständig sei. Es zeichne sich jedoch ab, daß die
Entwicklung in dem riesigen Reich unterschiedlich verlief. So
existierte einer Untersuchung zufolge offenbar im Ural längere Zeit
eine funktionierende Wirtschaft, die nach dem Räteprinzip aufgebaut
war.

Besonders zersetzend habe sich der Streit unter den von
Intellektuellen geführten sozialistischen Parteien ausgewirkt. Seit
der Menschewiki-Bolschewiki-Spaltung 1903 habe die Arbeiterbewegung
immer wieder versucht, diese Fraktionen erneut zusammenzuführen. Nach
der Revolution von 1905 war die Partei praktisch wieder vereint, es
folgten weitere Spaltungen und Annäherungen. Bei seiner Rückkehr im
April 1917 platzte Lenin in eine Vereinigungskonferenz der beiden
Fraktionen, die an seinen Thesen scheiterte. Die Spaltung war an der
Spitze vollzogen, doch vergingen Monate, bis sie in allen Regionen
auch die Basis erreicht hatte. Es gebe Hinweise, daß auch nach der
Oktoberrevolution in einigen Stadtteilen Petrograds bolschewistische
Arbeiteraktivisten Propaganda für eine erneute Vereinigung machten. In
den Protokollen fänden sich Resolutionen auf Bezirksebene, in denen es
heißt, wir verstehen die Streitereien der da oben nicht, halten sie
aber für sehr gefährlich. Für uns hier unten bringt das gar nichts.
Die Spaltung setzte sich nach der Oktoberrevolution bis in die
Betriebe hinein fort, was wesentlich zum raschen Zerfall der
Arbeitermacht in Petrograd beigetragen haben dürfte.

Die Oktoberrevolution legalisierte die Landverteilung, den Frieden,
die Arbeiterkontrolle, auf der anderen Seite aber auch repressive
Tendenzen wie etwa die Pressezensur. Aufrufe erfolgten nun im
Befehlston, doch war in dieser Phase noch offen, in welcher Richtung
es weitergehen würde. Der wirtschaftliche Verfall wurde wohl zu einem
wesentlichen Teil von den Fabrikbesitzern bewußt zur Destabilisierung
vorangetrieben. was die durch den Krieg und den Zusammenbruch des
Logistiknetzes hervorgerufenen Probleme zusätzlich verschärfte. Der
Diktatfrieden von Brest-Litowsk brachte diese Situation endgültig zum
Kippen. Nachdem die Verhandlungen gescheitert waren, erklärte die
sowjetische Delegation, sie unterschreibe nicht, doch werde der Krieg
auch nicht weitergeführt und die Armee demobilisiert. Das schien im
ersten Moment zu funktionieren, bis der deutsche Kronrat erklärte, man
müsse den Bolschewiki eine Lehre erteilen. Das führte zur
Kapitulation, deren Ergebnis auf russischer Seite als Tausch Raum
gegen Zeit gerechtfertigt wurde.

Um die These zu belegen, daß eine stille Gegenrevolution stattgefunden
hat, seien weitere Forschungen nötig, insbesondere was die
entscheidenden Monate unmittelbar nach der Oktoberrevolution betrifft.
"Mein Ziel war es, der Beantwortung der Frage einen Schritt näher zu
kommen und sich nicht mit abschließenden Antworten zufriedenzugeben,
die man sich seit Jahrzehnten zusammengebastelt hat", war Rainer
Thomann das Schlußwort des gehaltvollen und aufschlußreichen Jour Fixe
vorbehalten.


Fußnoten:

[1] http://www.materialien1917.org/310-2/

[2] Rainer Thomann, Anita Friedetzky: Aufstieg und Fall der
Arbeitermacht in Russland. Die Buchmacherei, Berlin 2017, 682 S., 24
Euro, ISBN 978-3-00-057043-8
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Nicargua

Proteste um Sozialabgaben: Nicaragua zwischen Gewalt und Dialog

Von Monika Zimmermann



(Managua, 22. April 2018, amerika21) - Angesichts andauernder heftiger
Proteste gegen eine Reform der Sozialversicherung hat Nicaraguas
Präsident Daniel Ortega zum Dialog und zur Wahrung des Friedens im
Land aufgerufen. In Anwesenheit seines Kabinetts sowie der Militär-
und Polizeiführung sagte Ortega am Samstag (21.4.) im staatlichen
Fernsehen, ein Treffen mit dem Privatsektor sei in Vorbereitung, um
die Reform und die Frage der Ausnahmeregelungen zu erörtern. Ein
"Runder Tisch" werde eingerichtet, um einen Konsens zu erzielen.

Die Jugendlichen, die in diesen Tagen protestierten, hätten das in
gutem Glauben getan, um Solidarität mit den Rentner*innen zu zeigen.
Ihre Aktionen seien jedoch von Gruppen genutzt worden, die versuchten,
Nicaragua zu destabilisieren, um ungezügelte Gewalt zu befördern,
sagte Ortega in seiner Botschaft an die Nation.

Der Unternehmerverband Cosep hatte die Regierung zuvor aufgefordert,
zum Dialog zurückzukehren. Zugleich rief der Verband alle
Privatunternehmen und Arbeitnehmer*innen zu einem nationalen
Protestmarsch für Montag in der Hauptstadt Managua auf.


Landesweiter Protestmarsch geplant

Am Freitagabend hatte Rosario Murillo, Vizepräsidentin Nicaraguas und
Ehefrau von Präsident Ortega, erklärt, dass die Regierung an den
Verhandlungstisch mit der Privatwirtschaft zurückkehren wird und zu
einer Umgestaltung der Reform bereit ist.

Menschenrechtler*innen der Vereinten Nationen forderten die Regierung
auf, von Angriffen auf Demonstrant*innen und Medien abzusehen. "Der
nicaraguanische Staat muss seine internationalen Verpflichtungen
erfüllen, die Rechte auf Pressefreiheit und zur friedlichen
Versammlung zu garantieren", so der Aufruf auf Twitter.

Am vergangenen Montag (16.4.) hatte die Regierung Ortega eine Reform
der Sozialversicherung angekündigt, die insbesondere Pensionierte,
Unternehmer*innen und Arbeitgeber*innen zu höheren Beiträgen
verpflichten soll, um so das schon seit Jahren defizitäre
Sozialversicherungssystem zu retten, ohne dabei aber einen integralen
Reformansatz zu verfolgen, so Kritiker*innen.


Proteste forderten mindestens zehn Tote

Seit Mittwoch erlebt Nicaragua die bisher gewalttätigsten
Auseinandersetzungen unter der Regierung Ortega, der seit 2007 wieder
regiert. Landesweit gingen Tausende auf die Straßen, um nicht nur
gegen die Reform der Sozialversicherung zu protestieren, sondern vor
allem auch um ihre Unzufriedenheit über die Regierung zum Ausdruck zu
bringen. Dabei gab es gewalttätige Konfrontationen zwischen
Demonstrant*innen und Spezialeinheiten der Polizei. Mindestens zehn
Menschen kamen ums Leben. Die Polizisten sollen neben Tränengas und
Gummigeschossen auch scharfe Munition eingesetzt haben. Seitens der
Protestierenden wird der Einsatz von "Störtrupps" beklagt, die vor
allem von der Sandinistischen Jugend ausgehen sollen.

Landesweit wurden in allen größeren Städten Protestmärsche
durchgeführt - vielerorts von Gegenmärschen des Regierungslagers
erwidert. Regierungsgegner*innen blockierten Straßen, griffen
Regierungsgebäude an und verübten Brandanschläge auf Radiosender. In
Leon und Masaya wurden in der Nacht vom Freitag nach Angaben lokaler
Behörden zahlreiche öffentliche Einrichtungen und Autos in Brand
gesteckt.

Die Regierung spricht von Vandalismus politisch-rechter Gruppierungen,
die das Land destabilisieren wollen. Die Demonstrant*innen dagegen
machen regierungsnahe Gruppen dafür verantwortlich, die Chaos stiften
und die Stimmung gegen die Protestierenden anheizen sollen.

Zielscheibe der Demonstrant*innen waren vorrangig symbolträchtige
Objekte wie Flaggen der Regierungspartei Frente Sandinista de la
Liberacion Nacional (FSLN),

Regierungsplakate und die in den Hauptadern Managuas installierten
"Lebensbäume", überlebensgroße Plastiken, die teils in Brand gesetzt,
teils umgerissen wurden.

Zu Protesten gegen die Reform und gegen die Regierung kam es auch
durch im Ausland lebende Nicaraguaner*innen vor nicaraguanischen
Botschaften in den USA, Costa Rica und Spanien.
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GEWERKSCHAFT/1651: Amazon-Beschäftigte protestieren gegen die Verleihung des Axel-Springer-Awards an Jeff Bezos (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
23. April 2018

Amazon-Beschäftigte protestieren gegen die Verleihung des
Axel-Springer-Awards an Jeff Bezos



Berlin - Mehrere hundert Amazon-Beschäftigte aus sechs deutschen Standorten
wollen am Dienstag (24.4.) vor dem Springer-Haus in Berlin gegen die
Verleihung des Axel Springer Awards 2018 an Amazon-Chef Jeff Bezos
protestieren. Zu der Aktion aufgerufen hat die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di). Unterstützt wird sie von der
globalen Gewerkschaftsföderation UNI, Delegationen
Amazon-Beschäftigter aus Polen und Italien sowie von dem
Enthüllungsjournalisten und Schriftsteller Günter Wallraff.
Beschäftigte aus Spanien, Frankreich und den USA zeigen sich
solidarisch mit der Aktion. Der Axel-Springer-Award ist eine jährlich
vergebene Auszeichnung, mit der das Medienhaus "herausragende
Persönlichkeiten, die außergewöhnlich innovativ sind, neue Märkte
schaffen und Märkte verändern, Kultur formen und sich ihrer
gesellschaftlichen Verantwortung stellen", auszeichnen will.

Bei Amazon erhalten die Beschäftigten regelmäßig und bei kleinsten
Abweichungen von der Norm sogenannte Feedbacks. "Wir drehen den Spieß
mal um und geben Jeff Bezos ein Feedback der Beschäftigten", sagte
ver.di-Vorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger. "Die
Amazon-Beschäftigten wollen deutlich machen, dass zu einem guten Job
mit guten Leuten bessere Arbeitsbedingungen und die Absicherung durch
einen Tarifvertrag gehören", so die Gewerkschafterin. Jeff Bezos
verweigert bisher in allen Ländern die sozialpartnerschaftliche
Zusammenarbeit mit Gewerkschaften. In den Unternehmensleitungen
herrscht nach ver.di-Angaben eine gewerkschaftsfeindliche Haltung,
die dazu führt, dass Tarifverträge für die Beschäftigten regelmäßig
verweigert werden. "Was das mit gesellschaftlicher Verantwortung zu
tun hat, ist mir schleierhaft. Eine Persönlichkeit, die keine
Rücksicht auf Beschäftigte nimmt, verdient keine Auszeichnung", sagte
Nutzenberger. Innovation müsse auch ein menschliches Gesicht haben.
"Der Ausbau eines weltweiten Monopols verdient die Bezeichnung
Innovation nicht. Menschen wie Bezos muss die Politik Grenzen setzen,
so lange sie es noch kann", so die Gewerkschafterin.

An den deutschen Standorten des weltweit größten Internet-Händlers
finden seit Jahren immer wieder Streiks zur Durchsetzung eines
Tarifvertrages statt. Inzwischen ist ver.di flächendeckend durch eine
steigende Zahl von Mitgliedern vertreten. An den meisten Standorten
vertreten Betriebsräte die Interessen der Belegschaft im Unternehmen.
Auch heute gab es wieder Streiks an den Standorten Leipzig, Werne,
Rheinberg, Bad Hersfeld, Koblenz und Graben.

 * 
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GEWERKSCHAFT/1650: Ryanair bietet ver.di Anerkennungsvereinbarung für Kabinenbeschäftigte (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
23. April 2018

Ryanair bietet ver.di Anerkennungsvereinbarung für Kabinenbeschäftigte 
in Deutschland an



Berlin - Die Fluggesellschaft Ryanair erkennt die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) als gewerkschaftliche Vertretung
ihrer in Deutschland beschäftigten Flugbegleiter an. Ein
entsprechendes Angebot hat das Unternehmen in der letzten Woche
vorgelegt.

"Wir begrüßen diesen ersten Schritt in Richtung Tarifverhandlungen",
betont ver.di-Bundesvorstandmitglied Christine Behle. "Eine Reform
der Arbeitsbedingungen für die in Deutschland bei Ryanair
eingesetzten Kabinenbeschäftigten ist dringend notwendig."

ver.di organisiert die Kabinenbeschäftigten bei Ryanair sowie bei
anderen Low Cost Airlines in Deutschland. In enger Zusammenarbeit mit
der Internationalen Transportarbeiter Föderation (ITF) und den
europäischen Partnergewerkschaften in mehr als zehn Ländern fordert
ver.di von Ryanair Tarifverhandlungen für alle Beschäftigtengruppen
unabhängig von ihrem Vertragsstatus unter Anerkennung von nationalem
Recht.

Ryanair hatte Gespräche über die Arbeitsbedingungen der Flugbegleiter
stets abgelehnt und erst letzten Dezember zum ersten Mal in der
Firmengeschichte Gewerkschaften anerkannt. Das nächste Treffen
zwischen Ryanair und ver.di-Vertretern ist für Mitte Mai angesetzt.

 * 
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STELLUNGNAHME/051: Aktionsschwarzfahrer vor Gericht - zweiter Verhandlungstag (Projektwerkstatt Saasen)


Projektwerkstatt Saasen - Presseinformation vom 20.04.2018

Donnerstag, 26.4., 13 Uhr in München: 

Aktionsschwarzfahrer vor Gericht - zweiter Verhandlungstag

Staatsanwaltschaft kämpft verbissen gegen Freispruch!



Nach der Beweisaufnahme des ersten Verhandlungstages war auch dem Gericht
klar: Das war eine Demonstration, keine heimliche Bahnfahrt ohne Ticket.
Schließlich waren die fünf Aktivisten am 2. und 3. März 2015 mit mit
Megafon, Spruchbändern, Flyern und Schildern am Körper, bundesweiter
Presseankündigung und Polizeibegleitung unterwegs. Von Kempten nach
München, durch die Stadt, dann weiter Richtung Nürnberg und Frankfurt bis
Gießen verlief ihre mehrfach unterbrochene Fahrt, mit der sie für den
Nulltarif in Bussen und Bahnen sowie gegen die Kriminalisierung des
Schwarzfahrens protestierten.

Die damalige Aktion war bundesweit in den Medien, die Bundespolizei
begleitete die Aktivist*innen nicht nur personell, sondern auch mit eigener
Pressearbeit. Über drei Jahre später stand der Fall nun vor dem Landgericht
München. Der Anfang des ersten, mehrstündigen Verhandlungstages am 11.
April verhieß nichts Gutes: Extreme Sicherheitsvorkehrungen, deutlich höher
als im parallelen NSU-Prozess, verzögerten den Beginn. Dann durften
Verteidiger und Angeklagter nicht nebeneinander sitzen. Das wollten diese
nicht auf sich sitzen lassen und forderten einen förmlichen Beschluss. Den
wiederum verweigerte das Gericht und im darauffolgenden Streit verlangte
der Staatsanwalt den Ausschluss des Verteidigers.

Ganz soweit kam es nicht und schließlich ging es doch um die Sache. Seitens
der Verteidigung wurden immer neue Beweise vorgelegt, dass es sich um eine
lange geplante, öffentlich beworbene und spektakuläre Demonstration
gehandelt hatte - von Heimlichkeit also keine Rede sein könne. Diese sei
aber notwendig, um wegen "Erschleichung von Leistungen", so der Titel des
§ 265a im Strafgesetzbuch, verurteilt zu werden. Der Chef eines der
Züge, der als Zeuge gehört wurde, bestätigte etliche dieser Angaben, konnte
sich aber nicht mehr an alle Details erinnern oder war auch nicht
durchgehend anwesend bei der Aktion. Für das Gericht reichte es. Deutlich
gab es zu erkennen, dass es angesichts der Abläufe einen Freispruch
aussprechen würde. Das allerdings wollte die Staatsanwaltschaft nicht
hinnehmen und bestand auf einem weiteren Verhandlungstag mit weiteren
Zeugen - in der Hoffnung, irgendeinen Meter der langen Zugfahrt nachweisen
zu können, auf dem die Demonstration pausierte und somit der "Anschein der
Ordnungsmäßigkeit" entstanden sei. Dieses Wortungetüm umschreibt seit
mehreren Jahren ein gedankliches Konstrukt, mit dem Gerichte
Schwarzfahrer*innen unterstellen, bewusst und damit aktiv täuschend genauso
aussehen zu wollen wie zahlende Fahrgäste. Das sei in der Sache absurd und
würde viele unnötige Verfahren, Verurteilungen und Gefängnisaufenthalte
nach sich ziehen, konterte Verteidiger Jörg Bergstedt die verzweifelten
Versuche des Staatsanwaltes: "Die Justiz jammert ständig, überlastet zu
sein - und verschafft sich den Stress in ihrer Verurteilungswut stets doch
selbst." Gleichzeitig überreichten er und der Angeklagte dem Gericht einen
dicken Packen Beweisanträge, mit denen sie belegten, durchgängig
demonstrativ für Nulltarif und die Entkriminalisierung des Schwarzfahrens
unterwegs gewesen zu sein.

Der zweite Verhandlungstag wird nun als voraussichtlich die Entscheidung
bringen: Ist Aktionsschwarzfahren, wie die Aktivist*innen ihre Art der
Demonstration in Bussen und Bahnen nennen, straffrei? Am Donnerstag, den
26.4.2018 ab 13 Uhr lohnt also ein Besuch im Landgericht München
(Nymphenburger Str. 16, voraussichtlich Raum B170 im 1. Stock).


Hintergründe, Gesetzestexte und -kommentare, Urteile und Studien zum
Nulltarif unter:

www.schwarzstrafen.tk

 * 

Quelle:

Projektwerkstatt Saasen

Ludwigstr. 11, 35447 Reiskirchen-Saasen
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INTERNATIONAL/323: Peru - 89-jährige Indigene Heilerin und Aktivistin ermordet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

89-jährige Indigene Heilerin und Aktivistin ermordet



(Caracas, 20. April 2018, telesur) - Die 89-jährige Olivia Arévalo
Lomas, Führungspersönlichkeit der indigenen Shipibo Konibo im
peruanischen Amazonasgebiet, ist am 19. April ermordet worden.
Zeug*innen zufolge hat sich ein Mann ihrem Haus genähert und ihr
mehrfach in die Brust geschossen. Anschließend flüchtete er auf einem
Motorrad. Der Mord geschah in der Gemeinde Victoria Gracia nahe der
Stadt Yarinacocha, in der ostperuanischen Region Ucayali.

Der Dachverband der Indigenen des Ucayali, Feconau [1], verurteilte
den Mord: "Wir rufen nationale und internationale Organisationen auf,
Druck auf den peruanischen Staat auszuüben, um das Leben der indigenen
Führungspersönlichkeiten der Shipibo Konibo zu garantieren, die sich
täglich Todesdrohungen und Verfolgung ausgesetzt sehen", heißt es in
einer Erklärung.

Das peruanische Kultusministerium kondolierte der Familie und der
Gemeinde von Victoria Gracia. Das Ministerium beschrieb Arévalo Lomas
als weise Frau, die über das traditionelle Wissen der Shipibo Konibo
verfügt habe. Auch die Ombudsstelle für Menschenrechte verurteilte den
Mord und forderte die Behörden auf, für den Schutz ihrer Familie zu
sorgen.

Arévalo Lomas war eine engagierte Verteidigerin der indigenen Rechte
in der Region. Sie war zudem eine "Ikaro", eine Sängerin. Dabei
handelt es sich um eine Art medizinischen Gesang, mit dem
Einzelpersonen und Gruppen von negativen Energien befreit werden
sollen.


Anmerkung:

[1] https://twitter.com/feconau1/status/987088130657275904/photo/1
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SCHACH-SPHINX/06543: Jagd nach der schönen Beute (SB)


So manch einer mault und murrt und nörgelt, wenn sein Gegenspieler
partout auf Damentausch ausgeht. Er fühlt sich um den Kampf betrogen
und schaudert vor einem zähen Remisgerangel. Und irgendwann ist es
dann soweit, die Damen sind vom Brett. Weh dem, der nun ans
Unentschieden denkt. Auch ohne Damen kann es recht heiter zugehen. Der
Einfallsreichtum ist nicht geringer, nur weil die Jagd nach der
schönen Beute fehlt. Die Offiziere ersetzen die Dame durchaus gekonnt.
Man kommt halt etwas langsamer zum Ziel ohne das stürmische Auftreten
der holden Weiblichkeit. Dem König an den Kragen gehen, ist
Männersache doch, sagte sich im heutigen Rätsel der Sphinx der
Schweizer Meister Wirthenson und ließ Springer, Läufer und Türme
auffahren, um die weiße Majestät in die Knie zu zwingen. Nach einem
wilden Handgemenge schlug der schwarze Springer den Läufer auf e3, der
weiße Gaul hielt sich dagegen schadlos am schwarzen Turm auf d8.
1...Se3-c2 hätte dem Spiel nun den Reiz genommen. Robuster Sinn,
Hemdsärmeligkeit und eine gute Portion Angriffswut machen jedoch auch
aus einem damenlosen Brett, wenn man es geschickt zu wenden weiß, ein
ehrenvolles Schlachtfeld, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06543: Jagd nach der schönen Beute (SB)]



Sermek - Wirthenson

Bad Wörishofen 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Tante wußte ihren Anstand zu wahren und wehrte die 1...De7-d6-
Offerte in aller Förmlichkeit mit 2.Sg5-e6! ab. Der Kavalier war
sprachlos, und um nicht ganz leer auszugehen, konfrontierte er sie mit
2...Td4xf4. Doch weit gefehlt. Sie, die Herrin, erlag den
Verspechungen nicht und machte mit 3.Df2xa7! Dd6xe5 4.Th1-e1 De5-d6
5.Da7-a8+ Schluß mit dem falschen Spiel. Auf 5...Kc8-d7 setzt 6.Da8-
d8# alle Liebesschwüre Schachmatt.



Erstveröffentlichung am 26. April 2005
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MELDUNG/349: Faktoren, die körperliche Aktivität im Kindesalter begünstigen (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 20.04.2018

Münstersche Forscher identifizieren Faktoren, die körperliche Aktivität
im Kindesalter begünstigen

Sportwissenschaftler und Psychologen der Universität Münster zeigen
erstmals in einer im Fachmagazin "Scientific Reports" veröffentlichten
Studie: Je genauer Kinder ihre Sportlichkeit einschätzten, desto mehr
Sport treiben sie.



Für die Gesundheit von Kindern und Jugendlichen spielt eine hinreichende
Bewegungszeit, die auch als körperliche Aktivität bezeichnet wird, eine
große Rolle. Jedoch zeigen internationale Studien, unter anderem der
Weltgesundheitsorganisation (WHO), dass die körperliche Aktivität eher ab-
als zunimmt. Um die Bewegungszeit zu erhöhen, spielen im Kindesalter die
motorische Kompetenz und deren Selbstwahrnehmung (auch: physisches
Selbstkonzept) eine große Rolle. Wie diese Faktoren zusammenspielen,
zeigen erstmals Sportwissenschaftler und Psychologen der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster (WWU) in einer im Fachmagazin "Scientific
Reports" veröffentlichten Studie.

Die motorische Kompetenz und deren Selbstwahrnehmung sind jeweils
Schlüssel für die körperliche Aktivität, aber deren Zusammenspiel ist
besonders wichtig. Konkret: die Genauigkeit der Selbstwahrnehmung der
motorischen Kompetenz beziehungsweise das Wissen über sich selbst.
Genauigkeit bedeutet in diesem Fall, dass ein Kind einschätzen kann, ob es
eher unsportlich, durchschnittlich oder eher sportlich ist. Dies ist bei
Kindern aus Risikogewichtsgruppen besonders zentral, denn insbesondere bei
unter- und übergewichtigen Kindern, im Vergleich zu normalgewichtigen,
haben die Forscher einen positiven Effekt der Genauigkeit auf zukünftige
physische Aktivität identifiziert.

Diesen Erklärungsansatz, der über die beiden einzelnen betrachteten
(Haupt-) Effekte hinaus geht, haben die Wissenschaftler in einem
interdisziplinären Verbund, bestehend aus den Arbeitsbereichen
Sportpsychologie, EU Studies in Physical Education and Youth Sport sowie
Psychologische Diagnostik und Persönlichkeitspsychologie, entwickelt.
Grundlage waren die Daten der internationalen Studie "Gesunde Kinder in
gesunden Kommunen". Die Studie wurde von Prof. Dr. Roland Naul vom
Institut für Sportwissenschaft an der WWU geleitet und lief von 2008 bis
2014. Um die Forschungsergebnisse direkt in die Praxis zu übertragen,
arbeiten die Wissenschaftler der WWU mit mehreren Projektschulen aus dem
münsterschen Umland zusammen.

Dr. Till Utesch, Sportpsychologe an der WWU und federführender Autor der
Studie, erklärt: "Im Gegensatz zu bisher etablierten Erklärungsansätzen
gilt somit nicht mehr nur das Prinzip 'je mehr motorische Kompetenz desto
besser' und 'je besser die motorische Selbstwahrnehmung desto besser'. In
Ergänzung zu den etablierten Befunden rücken wir das Zusammenspiel beider
Faktoren im Sinne der Genauigkeit der Selbstwahrnehmung in den Fokus. Das
ermöglicht uns, zukünftige körperliche Aktivität von Kindern
vorherzusagen. Der Befund bedeutet praktisch, dass sich eine zu starke
Selbstüberschätzung oder auch -unterschätzung der eigenen motorischen
Kompetenz negativ auf die körperliche Aktivität beziehungsweise auf das
zukünftige Sporttreiben auswirken."

Methodisches Vorgehen

An der Studie nahmen 718 deutsche und niederländische Schülerinnen und
Schüler zunächst in der dritten und ein Jahr später in der vierten Klasse
teil. Die motorische Kompetenz wurde in beiden Jahren durch drei
sportmotorische Balltests in der Sporthalle gemessen, außerdem die
Selbstwahrnehmung der Kinder und ihre die Bewegungszeit mithilfe von
Selbstberichten, für die Fragebögen eingesetzt wurden. Den Kern der
Auswertung und Modellierung bildet ein spezielles mathematisch-statistisches
Verfahren, nämlich polynomiale Regressionen mit "Response
Surface"-Analysen.

"Die Besonderheit ist, dass wir die Genauigkeit der Selbstwahrnehmung ohne
Zwischenschritte in einer statistischen Analyse modellieren und dieses
Messmodell gleichzeitig gegen alternative Hypothesen testen konnten. Dies
ist aus verschiedenen messmethodischen Gründen wichtig. Das Potenzial der
eingesetzten statistischen Methode, die am Fachbereich Psychologie und
Sportwissenschaft der WWU weiterentwickelt wird, ist enorm. Mithilfe
dieses neuen Verfahrens können wir neben herkömmlichen linearen und
quadratischen Effekten, also beispielsweise je höher desto besser, auch
ganz spezifische Effekte der Selbstkenntnis überprüfen", erklärt Till
Utesch.

Ko-Autorin und Persönlichkeitspsychologin Dr. Katharina Geukes
unterstreicht: "Dieses Vorgehen erlaubt detaillierte Einblicke in das
komplexe Zusammenspiel sportwissenschaftlicher und psychologischer
Variablen und ermöglicht die Entwicklung und Überprüfung komplexer
Erklärungsansätze für menschliches Verhalten. Beispielsweise kann das
Wissen um Wechselwirkungen von Kompetenzen und deren Selbstwahrnehmungen
auch in vielen weiteren Kontexten, zum Beispiel in der Schule, bedeutsam
sein."

Gefördert wurden die Arbeiten durch die Europäische Kommission.

Originalveröffentlichung:

Utesch, T., Dreiskämper, D., Naul, R., & Geukes, K. (2018).

Understanding physical (in-) activity, overweight, and obesity in childhood:
Effects of congruence between physical self-concept and motor competence.

Scientific Reports, 8, 5908.

doi: 10.1038/s41598-018-24139-y


Weitere Informationen unter:

https://www.nature.com/articles/s41598-018-24139-y

- Originalpublikation

http://gkgk-online.de/startseite/

- Internationale Studie "Gesunde Kinder in gesunden Kommunen"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution72

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Westfälische Wilhelms-Universität Münster, Dr. Kathrin Kottke, 20.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





SEMINAR/697: Bielefeld - Yoga für die Augen am 28. April 2018


Yoga für die Augen



Bielefeld (bi). Am Samstag, 28. April, lädt die Volkshochschule im
Ravensberger Park zu einem Yogakurs ein, der spezielle Übungen zur
Erhaltung und Verbesserung der Sehkraft vermittelt. Zusammen mit
Atemübungen und Tiefenentspannung stellt Yogalehrerin Ellen Fabry von
11 bis 17.30 Uhr ein entsprechendes Augen-Übungsprogramm vor.
Informationen und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon
(0521) 51 30 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 20. April 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TANZSPORT/512: Kassel - Orientalischer Tanz für Seniorinnen vom 17.5.-14.6.2018


Orientalischer Tanz für Seniorinnen



Im Rahmen des städtischen Seniorenprogramms haben Seniorinnen die
Möglichkeit an den Donnerstagen, 17. Mai, 24. Mai, 7. Juni sowie 14.
Juni, jeweils von 16.30 bis 17.45 Uhr, im Kulturhaus Dock 4, Untere
Karlsstraße 4, den orientalischen Tanz kennen zu lernen. Der Bauchtanz
fördert die Beweglichkeit sowie Koordination und ist ein gesundes
Fitnesstraining und ein schönes Gemeinschaftserlebnis zu toller Musik.

Die Teilnahmegebühr für Seniorinnen beträgt 35 Euro. Um Anmeldung beim
Seniorenbeirat ab Montag, 16. April, unter der Telefonnummer (05 61) 7
87-51 00 (montags und freitags 9.30 bis 12 Uhr), sonstige Zeiten
(vormittags) unter (05 61) 7 87-50 24 oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. April 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





SPIELZEIT/056: Programm der Spielzeit 2018.2019 vorgestellt (Hessisches Staatstheater Wiesbaden)


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Programmveröffentlichung - Spielzeit 2018.2019



Im Rahmen der heutigen Pressekonferenz stellte Uwe Eric Laufenberg,
Intendant des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden, zusammen mit seinem
Team das Programm der Spielzeit 2018.2019 des Hessischen
Staatstheaters Wiesbaden vor. In der Spielzeit 2018.2019 erwarten das
Publikum in der Opernsparte acht Neuinszenierungen und zehn
Wiederaufnahmen. Die Auseinandersetzung mit Richard Wagners Werk wird
fortgesetzt, Meisterwerke der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts
stehen neben großen Repertoireklassikern auf dem Programm. Mozart wird
mit einem Doppelabend und Sonderprojekt einen Schwerpunkt gewidmet. In
den acht Sinfoniekonzerten des Hessischen Staatsorchesters Wiesbaden
sind große Dirigentenpersönlichkeiten und herausragende Solisten
vertreten. Weiteres Highlight ist die Uraufführung des Auftragswerks
für das Sonderinstrument Thermin und Orchester von und mit Clemens
Rynkowski. Mit dem Abschlusskonzert wird gleichzeitig der Auftakt des
Jugendstiljahres 2019 in Kooperation mit dem Museum Wiesbaden
gefeiert. Das Schauspiel bietet eine Uraufführung, zwei
Deutschsprachige Erstaufführungen, weitere zwölf Premieren und elf
Wiederaufnahmen. Neben Stücken des elisabethanischen Theaters,
klassischen Komödientypen und Dramen stehen auch Romanadaptionen auf
dem Spielplan. Das Projekt »Vertrauen verloren« verbindet drei
zeitgenössische Stücke. Für die Uraufführung begeben sich Regisseur,
Autorin und das Ensemble auf Spurensuche nach der dritten Generation
der RAF. Das Hessische Staatsballett zeigt fünf Uraufführungen und
zwei Wiederaufnahmen. Neben dem beliebten Handlungsballett gibt es mit
»#Mensch« erneut ein Partizipationsprojekt. Ergänzt wird das Programm
mit wichtigen Projekten aus der aktuellen Tanzszene. Im Jungen
Staatsschauspiel werden sechs Premieren und sieben Wiederaufnahmen für
Kinder und Jugendliche geboten. Darüber hinaus ist das Junge
Staatsmusical mit drei Premieren und drei Wiederaufnahmen vertreten.
Alle Sparten erweiterten für die Spielzeit 2018.2019 das Angebot für
Kinder, Jugendliche und Familien.

»Wiesbaden und die Region dürfen sich auf die neue Spielzeit des
Staatstheaters Wiesbaden freuen. Uwe Eric Laufenberg und seinem Team
ist es einmal mehr gelungen, programmatisch die Register zu ziehen,
die das Theater zu einem Ort der Vielfalt, des Erlebens und der
Herausforderung machen. Von klassischen Schwerpunkten wie Mozart in
der Oper oder Shakespeare und Schiller im Schauspiel über 'Klassiker
der Moderne' bis hin zu Ur- und Erstaufführungen wird ein weiter Bogen
geschlagen, der aktuelle bzw. allzeit relevante Themen berührt. Diese
Vielfalt und Relevanz gehört zu den Stärken des Hauses und untermauert
die Bedeutung, die das Theater für unsere Stadtgesellschaft hat«,
führt Kulturdezernent Axel Imholz aus.

Oper

Nach der »Ring«-Tetralogie und »Tannhäuser« steht auch zur
Saisoneröffnung 2018.2019 ein Meisterwerk Richard Wagners auf dem
Programm. »Die Meistersinger von Nürnberg« wird von Bernd Mottl in der
Musikalischen Leitung von GMD Patrick Lange neu erarbeitet. Oliver
Zwarg singt Hans Sachs, Marco Jentzsch übernimmt die Partie des
Walther von Stolzing. Thomas de Vries ist Sixtus Beckmesser und Betsy
Horne ist Eva. Janáceks spätes Opernmeisterwerk »Jenufa« kommt in der
Neuinszenierung von Ingo Kerkhof und unter der Musikalischen Leitung
von GMD Patrick Lange. Die Titelpartie singt Sabina Cvilak. Giuseppe
Verdis »Rigoletto« ist in der Inszenierung von Uwe Eric Laufenberg und
unter der Musikalischen Leitung von Belcanto-Spezialist Will Humburg
zu sehen. Vladislav Sulminsky singt die Titelpartie, Operalia-Gewinner
Ioan Hotea übernimmt die Partie des Herzog von Mantua und Cristina
Pasaroiu ist Gilda. Richard Strauss' Skandaloper »Salome« wird in der
Neuinszenierung des französischen Künstlerkollektivs Le Lab -
Jean-Philippe Clarac & Olivier Deloeuil und unter der Musikalischen
Leitung von GMD Patrick Lange auf die Bühne gebracht. Die Titelpartie
singt Sabina Cvilak. In einem Doppelabend sind die Wiederaufnahme von
Bartks »Herzog Blaubarts Burg«, in der Inszenierung von Uwe Eric
Laufenberg mit Johannes Martin Kränzle in der Titelpartie und
Vasselina Kasarova als Judit, und die Neuinszenierung »Die sieben
Todsünden« von Kurt Weill mit Sopranistin Nicola Beller Carbone zu
erleben. Die Musikalische Leitung übernimmt Leo McFall. Als
Mozart-Doppel wie auch in Einzelvorstellungen beleuchten zwei große
Werke Mozarts Opernwelt vom Anfang und Ende her. »Idomeneo«, die erste
der sieben großen Opern, und die letzte Oper, »Titus«. In den
Neuinszenierungen von Uwe Eric Laufenberg setzt Barock-Spezialist
Konrad Junghänel am Pult seinen Wiesbadener Mozart-Zyklus fort. Das
legendäre Ausstatterpaar Rolf und Marianne Glittenberg gestalten den
Bühnenraum und die Kostüme. Mirko Roschkowski singt alternierend mit
Thomas Blondelle jeweils die Titelpartien. Weitere Partien in den
Ensemblestücken singen Kangmin Justin Kim (Idamante), Gloria Rehm
(Ilia) und Netta Or (Elettra) sowie Olesya Golovneva (Vitellia), Shira
Patchornik (Servilia) und Silvia Hauer (Sesto).

Der Mozart-Schwerpunkt setzt sich mit »Mozart 24« fort. Das Hessische
Staatstheater Wiesbaden feiert 24 Stunden lang Mozart, das
einzigartige Phänomen der Musik, das Wunderkind, den selbstbewussten
Künstler. Gesangssolisten, Instrumentalisten und viele weitere
Künstler des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden wechseln sich in
einem Non-stop-Programm mit Opernaufführungen, Orchesterwerken,
Kammermusik, Liedern und Lesungen ab. Der Broadway-Klassiker »My Fair
Lady« wird in der Inszenierung von Beka Savi und unter der
Musikalischen Leitung von Christoph Stiller auf die Wiesbadener Bühne
gebracht.

Die Opernsparte des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden bereichert den
Spielplan außerdem mit einer Reihe eigener Wiederaufnahmen, in deren
Partien teils neue Sängerinnen und Sänger zu entdecken sind.

Hessisches Staatsorchester Wiesbaden

Am Pult des Hessischen Staatsorchesters Wiesbaden steht in vier
Sinfoniekonzerten und dem Neujahrskonzert Generalmusikdirektor Patrick
Lange, der auch für das Konzertprogramm verantwortlich zeichnet. Auch
in der Spielzeit 2018.2019 sind die acht Sinfoniekonzerte unter dem
Titel WIR angekündigt. Er steht für die Verbundenheit des Orchesters
mit dem Wiesbadener Publikum und für die Gemeinschaft beim Musizieren.

Die Konzertprogramme beleuchten in besonderen Kombinationen große
Werke der Klassik und Zeitgenössisches neu. Für den Saisonauftakt
kommt die kanadische Dirigentin Keri-Lynn Wilson nach Wiesbaden
zurück. Christopher Park, in der Taunus-Region aufgewachsen, ist der
Solist in Mozarts Klavierkonzert KV 453. Als Solist stellt sich in
dieser Spielzeit auch ein Musiker des Hessischen Staatsorchesters
Wiesbaden vor. Solocellist Johann Ludwig spielt im 2. Sinfoniekonzert,
das tschechische Komponisten vereint, Dvoáks Cellokonzert. Große
Dirigentenpersönlichkeiten stehen im 4. und 7. Sinfoniekonzert am
Pult: Marc Albrecht, Chefdirigent der Nationale Opera in Amsterdam,
mit Bruckners 4. Sinfonie sowie die Engländerin Sian Edwards, ehemals
Leiterin der English National Opera. Unter ihrer Leitung spielt
Philippe Tondre Richard Strauss' Konzert für Oboe und Orchester. Im 6.
Sinfoniekonzert wird die Reihe mit Barock-Konzerten weitergeführt. Ein
etablierter Spezialist auf diesem Gebiet, Alessandro De Marchi, spielt
und leitet vom Cembalo aus. Für das jährliche Chorkonzert mit dem
Hessischen Staatsorchester Wiesbaden kommen der Chor der Stadt
Wiesbaden (Einstudierung: Christoph Stiller) und der Chor des
Hessischen Staatstheaters Wiesbaden (Einstudierung: Albert Horne)
zusammen. Auf dem Programm stehen Werke von Gabrieli, Hindemith und
Mendelssohn Bartholdy. Ein weiteres Highlight ist die Uraufführung für
das seltene Sonderinstrument Theremin. Der junge Komponist und
Thereminist Clemens Rynkowski schreibt für das 3. Sinfoniekonzert ein
eigens in Auftrag gegebenes Orchesterwerk. Das Abschlusskonzert der
Saison stellt Schönbergs Pelleas-Komposition, eines der letzten Werke
aus der tonalen Phase des Komponisten, ins Zentrum. Es ist der Auftakt
einer Kooperation für das Jugendstiljahr 2019, das das Museum
Wiesbaden anlässlich der Eröffnung seiner Jugendstilausstellung
ausruft.

Neu in dieser Spielzeit ist eine erhöhte Anzahl von Kinderkonzerten.
Sie decken die Altersspanne von 0 Jahren (»Brüderchen, komm tanz mit
mir!«) über 8 Jahren (»Pulcinella«) bis 10+ Jahren ab (»Drums &
Sticks«). Die Kammermusikvereinigung wird wieder eine Reihe an
Kammerkonzerten und Kammerkonzerte für Kinder anbieten.

Schauspiel

Die neue Spielzeit im Schauspiel bildet mehrere Schwerpunkte aus. In
der ersten Spielzeithälfte präsentiert das Staatstheater drei Stücke
des elisabethanischen Theaters, zunächst Shakespeares Polit-Thriller
»Richard III.«, in dem die Triebhaftigkeit menschlicher Machtkämpfe
bloßgelegt wird. Es folgt »Schade, dass sie eine Hure war« von John
Ford, ein opulent-grausames und überaus sinnliches Drama über ein
damals wie heute sittlich verpöntes Tabu: die Geschwisterliebe. Und
schließlich wieder Shakespeare, diesmal der komödiantische mit »Was
ihr wollt«, eines der großen Stücke über die Unwägbarkeiten der Liebe.
Es inszenieren die in Wiesbaden bereits vertrauten Regisseure Ingo
Kerkhof, Bernd Mottl und Ulrike Arnold. Einen weiteren Schwerpunkt
bildet die Auseinandersetzung mit klassischen Komödientypen: Im Großen
Haus inszeniert Uwe Eric Laufenberg zum Spielzeitauftakt Georges
Feydeaus »Floh im Ohr«, in dem sich ein leicht zu klärendes
Missverständnis zu einem unfassbaren Wirrwarr auswächst. Den
Prototypen des Hypochonders hat Molière in seinem letzten Stück »Der
eingebildete Kranke« geschaffen. Regie führt dabei erstmals in
Wiesbaden der junge russische Regisseur Evgeny Titov, der in jüngerer
Zeit durch psychologisch dichte Inszenierungen auf sich aufmerksam
gemacht hat. Carl Zuckmayers Lustspiel »Der fröhliche Weinberg« bringt
in der Regie von Henriette Hörnigk, die ebenfalls erstmals in
Wiesbaden arbeiten wird, rheinhessisches Lokalkolorit in die
Spielstätte Wartburg. Ebenfalls in der Wartburg schnürt das Projekt
»Vertrauen verloren« drei zeitgenössische Stücke zusammen, die sowohl
einzeln als auch einmalig als Marathonspektakel gezeigt werden.
Darunter sind zwei prominente Erstaufführungen, zum einen »Der
Bußfertige« des großen amerikanischen Dramatikers und
Zeitdiagnostikers David Mamet, zum anderen »Toulouse« des
österreichischen Kultautors David Schalko (»Braunschlag«). Mit
»Betrogen« von Harold Pinter wird das Projekt um einen Klassiker der
jüngeren Theatergeschichte ergänzt. In der zweiten Spielzeithälfte
stellt die Schauspielsparte drei Romanadaptionen zur Diskussion: Das
Ringen um Identität und Zugehörigkeit wird in »Hier bin ich«, einem
berührenden Familien-, Ehe- und Trennungsroman des Starautors Jonathan
Safran Foer, beschrieben. Regie führt Adriana Altaras. Takis Würgers
Bestseller »Der Club«, in der Inszenierung von Philipp M. Krenn,
entwirft im Setting eines englischen Elite-Colleges eine Welt voller
Macht, Gewalt und Snobismus. Ein auch im Hinblick auf die aktuelle
 #MeToo-Debatte aktueller Stoff. Beka Savi schließlich wird eine
eigene Theaterfassung von Dostojewskis »Der Idiot«, einem der
mitreißendsten Romane der Weltliteratur, präsentieren.

Mit zwei sehr unterschiedlichen Produktionen klingt die Spielzeit aus:
Für die Uraufführung »Die dritte Generation« (AT) begeben sich
Regisseur Clemens Bechtel, Autorin Maxi Obexer und das Ensemble auf
Spurensuche nach der dritten Generation der RAF, die nicht zuletzt von
Wiesbaden ihren Ausgang nahm. Und die frisch gekürte
»Faust«-Preisträgerin Johanna Wehner wird Schillers »Kabale und
Liebe«, einen der großen Klassiker des deutschen Dramas, in einer
eigenen Fassung in Szene setzen. Auch in der kommenden Spielzeit wird
die Reihe »White Boxx« im weißen Einheitsraum mit einer
unkonventionellen Klassikerinszenierung fortgesetzt.

Hessisches Staatsballett

Ohad Naharin gilt als einer der originellsten und progressivsten
Tanzschaffenden. Mit »Sadeh21« präsentiert er zur Eröffnung der
Spielzeit des Hessischen Staatsballetts die ganze Bandbreite an
Beziehungen und menschlichen Gefühlen in allen möglichen
Konstellationen. Ballettdirektor Tim Plegge legt in »Liliom« mit dem
Hessischen Staatsballett das gleichnamige Schauspiel von Ferenc Molnár
zugrunde, das einen Blick hinter die Fassade der bürgerlichen
Gesellschaft wirft. Es spielt das Hessische Staatsorchester Wiesbaden
unter der Musikalischen Leitung von Albert Horne. Mit »Shortcuts«
startet das Hessische Staatsballett ein neues Format: Abseits von
eingefahrenen Produktionsabläufen begeben sich drei Choreografinnen,
Katarzyna Kozielska, Sita Ostheimer und Xin Xie, mit den Tänzerinnern
und Tänzern des Hessischen Staatsballetts auf die Suche nach neuen
Impulsen. So unterschiedlich wie die Biografien und künstlerischen
Positionen der Choreografinnen, so unterschiedlich werden ihre
Arbeiten. Tim Plegge begibt sich mit dem Partizipationsprojekt des
Hessischen Staatsballetts »#Mensch« mit 80 Tanzbegeisterten und
anderen Menschen mit Bewegungserfahrung auf eine Reise, bei der die
Fragen »Wo geht es hin?« und »Welchen Körper braucht die Zukunft?« im
Mittelpunkt stehen. In »Labyrinth« (AT) der litauischen Choreografin
Birut Banevicit sind Kinder eingeladen zu erfahren, was es heißt sich
die Welt, in der sie sich jeden Tag bewegen, spielerisch zu erobern.
Das Programm wird auch in dieser Spielzeit mit außergewöhnlichen
Gastspielen ergänzt, die unter dem Label »Das Hessische Staatsballett
lädt ein«, ergänzt durch unterschiedlichste Residenzarbeiten,
präsentiert werden.

Die Kooperation mit dem Mousonturm Frankfurt, der Tanzplattform Rhein-Main, 
bringt spannende Formate in die Region. Mit ihren Aktivitäten
will sie die Region nachhaltig stärken, Akteure und Institutionen
regional und überregional vernetzen und Menschen im Rhein-Main-Gebiet
für den Tanz begeistern. Ein Programmhöhepunkt ist das Tanzfestival
Rhein-Main, das vom 2. bis 17. November 2018 seine dritte Ausgabe in
Wiesbaden, Darmstadt und Frankfurt erleben wird.

JUST

In der JUST-Sparte stehen große Stoffe und Klassiker im Mittelpunkt
dieser Spielzeit. »Der Glöckner von Notre Dame« (14+) mit großem
Puppenaufgebot, eine Koproduktion mit dem Theater Rayo, ist der
Auftakt der Saison. Mit »King Kong« (12+) kommt ein temporeiches
Musical voller Gefühl, Witz und eingängiger Musik auf die
Studio-Bühne. Spektakuläre Fechtkämpfe, viel Humor und kraftvolle
Musik sind im Musical »Die drei Musketiere« (12+) zu sehen. Die
diesjährige Weihnachtsproduktion, die 2017 vom Publikum gewählt wurde,
ist »Alice im Wunderland« (6+), in einer Inszenierung von Carsten
Kochan und mit Musik von Wolfgang Böhmer.

Mit schweren Themen wie Abschied wird ein weiterer Schwerpunkt dieser
Spielzeit gesetzt. Eine Ente, die sich mit dem Tod anfreundet, können
die ganz Kleinen in der Geschichte »Ente, Tod und Tulpe« (4+) sehen.
»Die Brüder Löwenherz« (8+) erleben große Abenteuer, machen Mut und
spenden Trost mit ihrer Geschichte. In »35 Kilo Hoffnung« (10+), in
der Inszenierung von Katrin Herchenröther, erzählt ein Junge von
seinen Gefühlen, Ängsten und Zweifeln. Doch auch Stücke, die die
Lachmuskeln vibrieren lassen, stehen auf dem Programm. Das Schauspiel
»Jenny Hübner greift ein« (6+), in der Inszenierung von Irina Ries,
berührt das Herz. Eine liebenswerte Comicrevue über einen Tag im Leben
der legendären »Peanuts« kommt mit dem Musical »Du bist in Ordnung,
Charlie Brown!« (8+) auf die Bühne.

Das Team der Theaterpädagogik hat außerdem ein erweitertes Programm
mit Workshops, Spielclubs für alle Altersstufen, Ferienakademien und
Führungen zusammengestellt. Im März öffnet sich wieder der Vorhang für
die Schultheatertage 2019. Internationale Maifestspiele 2019 Mit einem
»Mozart-Doppel« eröffnen die Internationalen Maifestspiele 2019. Unter
der Musikalischen Leitung von Konrad Junghänel und in der Inszenierung
von Uwe Eric Laufenberg werden »Idomeneo« und »Titus« zueinander in
Beziehung gesetzt. Zu den Sängern gehören Olesya Golovneva, Netta Or,
Thomas Blondelle und Mirko Roschkowski. Als dritte Mozart-Oper gibt es
eine Galavorstellung von »Don Giovanni« mit Gästen wie Ildebrando
D'Arcangelo in der Titelpartie, Maria Bengtsson als Donna Anna und der
jungen Italienerin Federica Lombardi als Donna Elvira. GMD Patrick
Lange steht in vier Galavorstellungen am Pult des Hessischen
Staatsorchesters Wiesbaden. In »Salome« übernimmt neben Thomas J.
Mayer (Jochanaan) und Thomas Blondelle (Herodes) Gun-Brit Berkmin die
Titelpartie, die sie bereits an der Wiener Staatsoper sang. Für
»Tannhäuser« kehren Andreas Schager (Titelpartie) und Albert
Pesendorfer (Landgraf) nach Wiesbaden zurück. Im »Maskenball« sind
große Verdi-Stimmen zu Gast: die uruguayische Sopranistin Maria José
Siri (Amelia), der Italiener Stefano La Colla (Riccardo) und der
ukrainische Bariton Vitaliy Bilyy (Renato). »Die Meistersinger von
Nürnberg« geben eine Galavorstellung mit Albert Pesendorfer als Hans
Sachs und der Bayreuth-Besetzung Günther Groissböck (Pogner), Johannes
Martin Kränzle (Beckmesser) und Daniel Behle (David). Der französische
Verdi-Bariton Ludovic Tézier wird als Rigoletto unter der
Musikalischen Leitung von Will Humburg in Uwe Eric Lauenburgs
Neuproduktion erstmals in Wiesbaden singen. Ein Gala-Gast in »Madama
Butterfly« komplettiert das italienische Mai-Programm mit Ermonela
Jaho als Cio-Cio-San und dem italienischen Tenor-Shootingstar Vincenzo
Costanzo als Pinkerton. Das Gesamtprogramm der Internationalen
Maifestspiele mit Ballett-, Schauspiel-, Konzert-, Kinder- und
Sonderprogramm wird im Februar 2019 bekanntgegeben.

Tickets

Tickets für die Spielzeit 2018.2019 sind ab Freitag, den 23. April
2018, um 10 Uhr an der Theaterkasse, telefonisch unter 0611.132 325
oder online unter www.staatstheater-wiesbaden.de erhältlich. Der
Vorverkauf für einige Veranstaltungen der Internationalen
Maifestspiele 2019 beginnt ebenfalls am 23. April 2018, um 10 Uhr.
Karten für alle Vorstellungen sind ab Februar 2019 erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Wiesbaden, den 22. März 2018

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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GASTSPIEL/329: Schauspiel Hannover - Internationale Gastspiele im Juni 2018


Internationale Gastspiele am Schauspiel Hannover



Europas 20. Jahrhundert in knapp zwei Stunden und ein cleverer Figaro
in opulentem Bühnenbild - das Theater am Geländer aus Prag und das
Katschlow Theater aus Kasan (Russland) im Juni zu Gast auf den Bühnen
des Schauspiel Hannover

Zwei internationale Gastspiele bereichern im Juni den Spielplan des
Schauspiel Hannover und ermöglichen dem Theaterpublikum einen Blick
auf zeitgenössisches Theater in Russland und Tschechien.

Das Katschlow Theater aus Kasan im Südwesten Russlands belebt im
Schauspielhaus einen Klassiker neu: Das große Ensemble zeigt am 19.
und 20. Juni seine Interpretation des bekanntesten Stückes von
Beaumarchais, Der tolle Tag oder die Hochzeit des Figaro. Ein
raffiniertes Bühnenbild, opulente Kostüme, ausgeklügelte Choreografien
und viel Bühnenmusik lassen die bekannte Geschichte über Liebe, Verrat
und Vertrauen lebendig werden. Die beiden Vorstellungen werden
präsentiert in russischer Sprache mit deutschen Übertiteln.

Auf der Raumbühne in Cumberland präsentiert am 18. und 19. Juni das
Prager Theater am Geländer unter der Regie von Jan Mikulácek seine
szenische Umsetzung des erfolgreichen Buches "Europeana. Eine kurze
Geschichte Europas im zwanzigsten Jahrhundert" von Patrik Ouredník.
Ein rasanter Abriss des vergangenen Jahrhunderts, der historische
Schlüsselereignisse mit banalen Alltagserfindungen ohne Hierarchie
oder Chronologie nebeneinanderstellt.

In seiner szenischen Umsetzung komprimiert Regisseur Jan Mikulácek
Ouredníks Europabild auf ein Firmenmeeting, in dem acht (zunächst)
entsprechend seriös anmutende Schauspielerinnen und Schauspieler die
erzählte Geschichte er- und durchleben. Die beiden Vorstellungen
werden präsentiert in tschechischer Sprache mit deutschen Übertiteln.

Der tolle Tag oder die Hochzeit des Figaro 

19.+ 20.06., 19:00 Uhr, Schauspielhaus

Karten 15-35 Euro unter Tel. 0511 9999 1111, im Internet unter 

www.schauspielhannover.de und an den Kassen der Staatstheater

Europeana 

18.+ 19.06., 20:00 Uhr, Cumberland

Karten 20 Euro unter Tel. 0511 9999 1111, im Internet unter 

www.schauspielhannover.de und an den Kassen der Staatstheater

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Hannover, 18. April 2018

Schauspiel Hannover

Nds. Staatstheater Hannover GmbH

Prinzenstr. 9, 30159 Hannover

Ulrike Eberle, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tel. +49(0)511 9999 2081

www.schauspielhannover.de
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MUSIKTHEATER - OPER/774: Bonn - Verdis "I due Foscari" feiert Premiere am 6. Mai 2018


Verdis "I due Foscari" an der Oper Bonn



BONN - Verdis Oper "I due Foscari" feiert am Sonntag, 6. Mai 2018,
Premiere im Opernhaus Bonn. Es ist die sechste Oper die Verdi
komponiert hat. Regie führt Philipp Kochheim und Will Humburg
übernimmt die musikalische Leitung des Beethoven-Orchesters.

Die Familie des Doge Francesco Foscari wurde durch Hass und Intrigen
zerstört. Vor dem Ambiente des Venedig des 15. Jahrhunderts entfaltet
sich ein Renaissance-Drama voller Intensität und Spannung. Vorlage für
Guiseppe Verdi und den Liberettisten Francesco Maria Piave war die
Tragödie "The two Foscari" des englischen Dramatikers Lord Byron. Mit
dieser Oper schließt die Oper Bonn ihren Zyklus mit frühen Verdi-Opern
ab. In dieser Reihe waren zuvor "Giovanna D'Arco", "Jérusalem" und
"Attila" zu sehen.

Tickets und weitere Informationen gibt es unter www.theater-bonn.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. April 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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SCHAUSPIEL/1182: Wertheim - Stephen Kings "Misery" am 8. Mai 2018


Inszenierung von Stephen Kings "Misery"

Landesbühne am 8. Mai in der Aula Alte Steige



Wertheim. Die Badische Landesbühne (BLB) zeigt am Dienstag, 8. Mai,
"Misery" nach Stephen King in einer Inszenierung von Carsten Ramm.
Beginn ist um 19.30 Uhr in der Aula Alte Steige.

Der Schriftsteller Paul Sheldon wurde mit den Frauenromanen seiner
Misery-Serie zwar weltberühmt, verabscheut sie insgeheim aber. Eines
Tages verunglückt er lebensgefährlich mit seinem Auto in einem
Schneesturm. Sein "größter Fan", die ehemalige Krankenschwester Annie
Wilkes, rettet ihn und bringt ihn auf ihre abgelegene Farm. Zwar
pflegt sie den durch seinen Unfall ans Bett gefesselten Sheldon,
entpuppt sich aber zunehmend als Psychopathin: Sie hält ihn bei sich
gefangen, verbietet ihm jeglichen Kontakt zur Außenwelt und verlangt,
dass er einen weiteren Roman über ihre Heldin Misery schreibt. Auf
Protest des mittlerweile als verschollen geltenden Schriftstellers
reagiert Wilkes mit Bestrafungen. Sheldon fügt sich ihrer
Willkürherrschaft - zunächst jedenfalls.

Stephen King ist der einflussreichste Autor des Unheimlichen seit
Edgar Allan Poe und einer der meistgelesenen der Gegenwart. Mit den
Figuren seiner Romane geht er menschlichen Urängsten auf den Grund und
schafft damit eine einzigartige Kombination von atemloser Spannung und
schwarzem Humor.

Aus dem Ensemble der BLB wirken mit: Evelyn Nagel; Hannes Höchsmann,
René Laier, Inszenierung: Carsten Ramm.

Karten gibt es im Vorverkauf bei der Buchhandlung Buchheim, Telefon
09342/1320, E-Mail: buchheim.wertheim@t-online.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 14. April 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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SCHAUSPIEL/1181: Hannover - "Acts of Goodness", von Mattias Andersson, Termine 11.05.-18.05.2018


Schauspiel Hannover

ACTS OF GOODNESS

VON MATTIAS ANDERSSON

PREVIEW 11.05.2018, 19:30 UHR, BALLHOF EINS, AB 14

PREMIERE 13.05.2018, 19:30 UHR, BALLHOF EINS, AB 14



Was ist Güte? Ein Akt der Selbstlosigkeit oder doch auf Eigennutz
gegründet? Gibt es das Gute? Kann man eine gute Tat von ihrer
(möglicherweise egoistischen) Motivation trennen? Kommt es auf ein
möglichst effektives Ergebnis an, oder hat der Wille zur guten Tat
einen Wert an sich? Welche Kräfte kann das Gute in einer Gesellschaft
entwickeln, die immer stärker auseinander driftet und mit sozialen
Missständen und menschlicher Brutalität konfrontiert wird? Und was
sind meine eigenen guten Taten und Erfahrungen? Acts of Goodness ist
eine theatrale Studie über ein altmodisch anmutendes Konzept. Der 1969
in Göteborg geborene Autor und Regisseur Mattias Andersson hat junge
Europäer * innen danach gefragt, welchen Stellenwert ihrer Meinung
nach die Güte heute hat, und lässt sie in seinem Stück zu Wort kommen.
Sie zeichnen das Bild eines vom Neoliberalismus gezeichneten
Kontinents, dessen Gesellschaft von Egoismus, Gier, Rassismus und
Brutalität geprägt ist. Das dissonante Konzert wird ergänzt von
Stimmen junger Menschen und ehrenamtlich Tätiger aus Hannover und der
Region. Die Gründe, die sie für ihr Engagement nennen, sind so
verschieden wie die Befragten selbst: Sie wollen der Gesellschaft
etwas zurückgeben, weil es ihnen immer gut gegangen ist in ihr; sie
leisten Sozialstunden ab und bleiben, weil das Ehrenamt ihrem Tag
Struktur gibt; sie handeln im Auftrag der christlichen Nächstenliebe;
sie genießen die sozialen Kontakte, die ihr Handeln mit sich bringt,
und die Dankbarkeit, die siezurückbekommen. Einig sind sie sich in
einem: »Gutes tun macht glücklich! « - und geben damit dem Philosophen
Immanuel Kant Recht, der sagt: »Kein Mensch kann glücklich sein, der
sich nicht für gut hält.« Aber reicht das aus, um auch die
Gesellschaft gut und gerecht zu machen?

REGIE Brit Bartkowiak

BÜHNE Hella Prokoph

KOSTÜME Carolin Schogs

VIDEO Stefano di Buduo

MUSIK Joe Masi

MIT Susana Fernandes Genebra, Philippe Goos, Antonia Eleonore Hölzel,
Christoph Müller, Arash Nayebbandi

WEITERER TERMIN

Fr 18.05. 19:30 I Ballhof Eins I 23/9,90

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Mai 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SCHAUSPIEL/1180: Hannover - "Dylan: A Changin'", Ein Soundtrack, Termine 03.05.-12.05.2018


Schauspiel Hannover

DYLAN: A CHANGIN'

EIN SOUNDTRACK

PREVIEW 03.05.18, 20:00 UHR, CUMBERLAND

PREMIERE 05.05.18, 20:00 UHR, CUMBERLAND



»WELL, I TRY MY BEST TO BE JUST LIKE I AM, BUT EVERYBODY WANTS YOU TO
BE JUST LIKE THEM.«

Literaturnobelpreisträger, Lyriker, Maler, Sänger: Bob Dylan kann man
nicht bloß mit einem Stempel versehen und ordentlich einsortieren. Ein
Geheimnis scheint ihn zu umwehen, ein großartiges Konstrukt, von ihm
selbst errichtet, an dem niemand vorbeikommt. Robert Allen Zimmerman,
wie Dylan mit gebürtigem Namen heißt, ist zweifelsohne ein
Ausnahmekünstler: mehr als 35 erschienene Musikalben; sieben Bände
seiner Kunst im Verkauf; seit 1988 auf Welttournee mit dem
bezeichnenden Titel »Never Ending Tour«. Und jetzt macht er halt am
Schauspiel Hannover. Zumindest fast. Jonas Steglich, Schauspieler im
Ensemble, nimmt sich in seiner ersten Regie-Arbeit der Ikone Dylan an
und versucht, dessen flüchtigen Geist auf der Bühne greif- und
erlebbar zu machen. Unterstützung bekommt das Ensemble hierbei durch
eine dreiköpfige Live-Band unter der musikalischen Leitung von
Christian Decker.

REGIE Jonas Steglich

BÜHNE Peter Schickart

KOSTÜME Hanna Peter

MUSIKALISCHE LEITUNG Christian Decker

DRAMATURGIE Sarah Lorenz

MIT Carolin Haupt, Hagen Oechel, Valentin Schroeteler, Sebastian Weiss
LIVE-MUSIK Christian Decker, Tim Golla, Christoph Keding LIVE-VIDEO
Tobias Haupt

WEITERE TERMINE

Di 08.05., 20:00 I Bar ab 19:00 geöffnet I 20/10

Sa 12.05., 20:00 I Bar ab 19:00 geöffnet I 20/10

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Mai 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SCHAUSPIEL/1179: Hannover - "Hedda Gabler", von Henrik Ibsen, Termine 02.05.-16.05.2018


Schauspiel Hannover

HEDDA GABLER

VON HENRIK IBSEN

PREVIEW 02.05.18, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS

PREMIERE 04.05.18, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS



»ICH MÖCHTE EIN EINZIGES MAL IN MEINEMLEBEN DIE HERRSCHAFT HABEN ÜBER
EINMENSCHENSCHICKSAL.«

Sechs Monate Hochzeitsreise liegen hinter der Generalstochter Hedda
und ihrem Ehemann Jörgen Tesman. Jetzt kann das gemeinsame Glück
beginnen. Aber Hedda liebt Jörgen nicht. Um seiner anspruchsvollen
Frau das erhoffte Leben bieten zu können, hat dieser sich in Erwartung
einer Professur tief verschuldet. Sie hatte ihn hauptsächlich der
gesellschaftlichen Stellung wegen geheiratet, die er ihr zu sichern
schien. Von der Sinnlosigkeit der noch frischen Ehe überzeugt, trifft
Hedda auf ihre Jugendliebe Eilert Lövborg. Eilert arbeitet im gleichen
wissenschaftlichen Feld wie Jörgen. Der deutlich Begabtere ist für
Jörgen somit doppelte Konkurrenz. Die gelangweilte Hedda versteigt
sich indes in Allmachtsfantasien. Einmal möchte sie Herrschaft über
ein Menschenschicksal haben. Einmal soll die Schönheit regieren. Ihr
Streben richtet sie aber nicht etwa auf Jörgen, sondern auf Eilert
Lövborg. Es beginnt ein subtiles Psychodrama zwischen Begehren und
Enttäuschung, an dessen Ende eine der berühmtesten Requisiten der
Theatergeschichte, die Pistole von Heddas Vater, grausame Klarheit
schafft.

REGIE Alexander Eisenach

BÜHNE Daniel Wollenzin

KOSTÜME Julia Wassner

MUSIKSven Michelson, Niklas Kraft

VIDEO Oliver Rossol

DRAMATURGIE Johannes Kirsten

MIT Lisa Natalie Arnold, Johanna Bantzer, Sarah Franke, Beatrice Frey,
Janko Kahle, Daniel Nerlich, Silvester von Hösslin LIVE-MUSIK Sven
Michelson, Niklas Kraft LIVEVIDEO Oliver Rossol

WEITERE TERMINE

So 06.05., 17:00 | 15-35

Sa 12.05., 19:30 | 21-41

Mi 16.05., 19:30 | Einführung 18:45 | 15-35

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse Mai 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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TREFF/434: Bonn - 12. Theaternacht - 50 Theater geben in einer Nacht 140 Vorstellungen am 9.5.


50 Theater und Ensembles geben in einer Nacht 140 Vorstellungen



Bonn - Zum 12. Mal laden am Mittwoch, 9. Mai 2018, alle Bonner Theater
zur Theaternacht ein. Die Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität
ist in ihrem Jubiläumsjahr Eröffnungsort. Kulturdezernent Martin
Schumacher und der Generalmusikdirektor Dirk Kaftan haben die
Schirmherrschaft übernommen und werden die Theaternacht um 19 Uhr im
Arkadenhof der Uni Bonn gemeinsam mit Rektor Prof. Michael Hoch
eröffnen.

50 Bonner Theater und Ensembles präsentieren in insgesamt 140
Einzelvorstellungen auf 38 Bühnen Schauspiel, Oper, Tanz, Comedy,
Kabarett, Improvisation und Varieté.

Auch dieses Jahr wird die Theaternacht mit einem besonderen Event im
Opernhaus ausklingen, wo ab Mitternacht die Abschlussparty mit dem DJ
Agent Duplo und ein Konzert mit der Band Slik Tiger stattfindet.
Die Theaternacht-Startertickets gibt es bis 30. April vergünstigt für
19,50 Euro (ermäßigt 13 Euro) inklusive Vorverkaufsgebühren, Nutzung
der Shuttlebusse, Nahverkehr und Eintritt zur Theaternacht-Party. Ab
1. Mai kosten die Tickets 23 Euro (ermäßigt 15 Euro).

Mit dem Theaternacht-Shuttle der SWB Bus und Bahn geht es im
Viertelstundentakt - auf zwei Routen, der Ost-West-Tour und der
Nord-Süd-Tour - zu allen Theatern und Spielorten. Weitere Infos gibt
es auf www.bonnertheaternacht.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. April 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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TIERVERSUCH/753: Tag des Versuchstieres am 24. April - Alternativmethoden gehört die Zukunft (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 23. April 2018

Internationaler Tag des Versuchstieres am 24. April:

Alternativmethoden gehört die Zukunft



Anlässlich des Internationalen Tags des Versuchstieres am 24. April fordert
der Deutsche Tierschutzbund eine Gesamtstrategie zum Ausstieg aus
Tierversuchen und eine Änderung des Tierschutzgesetzes. Allein in
Deutschland "verbrauchen" Forschungsinstitute, Universitäten und Industrie
rund drei Millionen Tiere pro Jahr in Tierversuchen. Der Tag des
Versuchstieres sollte Startpunkt für ein Umdenken sein - für eine moderne
tierversuchsfreie Forschung, so die Tierschützer.

"Deutschland sollte endlich umdenken und beim Ausstieg aus Tierversuchen
eine Vorreiterrolle einnehmen", sagt Thomas Schröder, Präsident des
Deutschen Tierschutzbundes. "Das Bekenntnis der neuen Bundesregierung, sich
um Erforschung und Anwendung von Ersatzmethoden zu bemühen ist zwar da. Es
braucht aber auch eine Strategie, die festlegt, wie man den Ausstieg
umsetzen will. Frau Klöckner darf sich nicht auf den bloßen Ankündigungen
ihres Vorgängers ausruhen oder gar annehmen, dass der Status quo an
Alternativmethodenförderung ausreiche." Der Deutsche Tierschutzbund fordert
zudem, das Tierschutzgesetz anzupassen: "Die Behörden, die
Tierversuchsanträge genehmigen, müssen unabhängig von der Einschätzung des
Antragstellers beurteilen können, ob der Tierversuch wirklich unerlässlich
und ethisch vertretbar ist", so Schröder. Aktuell schreibt das
Tierschutzgesetz vor, dass ein Antrag von der Behörde zu genehmigen ist,
sofern dieser formell richtig gestellt ist und der Antragsteller den
wissenschaftlichen Nutzen und die ethische Vertretbarkeit begründet. Eine
wirkliche Beurteilung durch die Behörde findet somit nicht statt.

EU gibt Ausstieg vor, Strategie in Deutschland fehlt


Obwohl auch die EU-Tierversuchsrichtlinie den Ersatz von Tierversuchen
durch tierversuchsfreie Methoden als langfristiges Ziel vorgibt, setzen
Bundesregierung und Wissenschaftsgesellschaften in Deutschland bisher noch
immer auf Tierversuche als Goldstandard. Nach wie vor fehlt eine klare
Strategie zum Ausstieg aus Tierversuchen. Vorstöße, wie in den
Niederlanden, die eine Ausstiegsstrategie vorlegten, werden nicht
aufgegriffen, obwohl hier klar gezeigt wird, wie man bis 2025 erreichen
könnte, auf Tierversuche in der Risikobewertung zu verzichten und den
Ausstieg aus Tierversuchen auch in der Grundlagenforschung und angewandten
Forschung zu schaffen.


Hinweis: Zum "Internationalen Tag des Versuchstiers" am 24. April
laden der Tierschutzverein für Berlin und der Deutsche Tierschutzbund alle
Interessierten zur Podiumsdiskussion "Forschung der Zukunft - sind
Tierversuche noch zeitgemäß?" in die Berliner Urania ein. 

Mehr Informationen: 

www.urania.de/forschung-der-zukunft-sind-tierversuche-noch-zeitgemaess

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 23. April 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





EUROPA/125: EU auf dem Weg in die Kreislaufwirtschaft (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 18.04.2018 / Abfall

EU auf dem Weg in die Kreislaufwirtschaft



Das Europäische Parlament hat am Mittwoch das Gesetzespaket für eine
effizientere Abfallwirtschaft mit großer Mehrheit angenommen. Die vier
erneuerten Richtlinien sollen Abfallmengen in der EU reduzieren und
nachhaltiges Wirtschaftswachstum fördern.

Die neuen Regelungen sehen vor, dass bis 2030 60 Prozent der
Siedlungsabfälle und 70 Prozent der Verpackungsabfälle wiederverwertet
werden. Zudem dürfen die Mitgliedstaaten ab 2035 nur noch höchstens
ein Zehntel aller Abfälle deponieren. Im Verlauf der nächsten Jahre
wird außerdem die Getrenntsammlung organischer Abfälle, gefährlicher
Substanzen und von Textilien Pflicht. Die EU will auch die
Verschwendung von Lebensmitteln bekämpfen und wird bis 2023 eine
verbindliche Quote für Lebensmittelabfälle erarbeiten. Die neuen
Richtlinien harmonisieren Definitionen und Berechnungsgrundlage für
Recyclingquoten und weiten das Prinzip der Herstellerverantwortung
aus.

In der Debatte über das Gesetzespaket am Montag betonten einige
Abgeordnete, dass Mitgliedstaaten, die derzeit noch weit von den neuen
Zielen entfernt sind, zusätzliche Zeit und finanzielle Mittel für den
strukturellen Wandel benötigen werden. Die meisten Redner*innen waren
sich darüber einig, dass die Gesetzesänderungen nur ein erster Schritt
auf dem Weg in die Kreislaufwirtschaft sein könnten.
Berichterstatterin Simona Bonafc (S&D-Fraktion) forderte die
EU-Kommission dazu auf, einen Aktionsplan und finanzielle Instrumente
für die Umsetzung des Pakets sowie weiterführende Regelungen im
Bereich Ökodesign zu entwickeln.

Piotr Barczak, Waste Policy Officer beim Europäischen Umweltbüro
(EEB), zeigt sich insgesamt zufrieden mit dem Paket. Obwohl die neuen
Regelungen ehrgeiziger sein könnten, sei es "nach Jahren der
Diskussion [...] jetzt Zeit für die EU-Staaten, den Worten in Bezug auf
Abfallreduzierung Taten folgen zu lassen. Diese Gesetze sind
notwendig, um einige der drängendsten Probleme dieser Welt wie
Verschmutzung in unseren Städten und in der Umwelt zu bewältigen."

Das Kreislaufwirtschaftspaket war im Dezember 2015 von der
EU-Kommission vorgeschlagen worden, nachdem sie zuvor einen ähnlichen
Vorschlag von der Vorgänger-Kommission zurückgezogen hatte. Nach
langen Verhandlungen konnten sich Vertreter*innen der EU-Institutionen
im Dezember 2017 auf den finalen Text einigen. Im Juni wird das Paket
dem EU-Ministerrat zur Abstimmung vorgelegt. [km]



Pressemitteilung EU-Parlament

http://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20180411IPR01518/circular-economy-more-recycling-of-household-waste-less-landfilling

Aufzeichnung der Debatte im EU-Parlament

http://www.europarl.europa.eu/plenary/EN/vod.html?mode=unit&vodLanguage=EN&vodId=1523897761200#

Pressemitteilung EEB

http://eeb.org/monitoring-eu-waste-law-negotiations/

Gesetzestexte:

Abfallrahmenrichtlinie 

http://www.europarl.europa.eu/RegData/commissions/envi/inag/2018/02-23/ENVI_AG(2018)618285_EN.pdf

Verpackungs- und Verpackungsabfallrichtlinie

http://www.europarl.europa.eu/RegData/commissions/envi/inag/2018/02-23/ENVI_AG(2018)618275_EN.pdf

Deponierichtlinie

http://www.europarl.europa.eu/RegData/commissions/envi/inag/2018/02-28/ENVI_AG(2018)619037_EN.pdf

Richtlinie zur Änderung der Altfahrzeugrichtlinie, der Batterien und
Akkumulatoren sowie Altbatterien und Altakkumulatoren und der Elektro-
und Elektronikaltgeräterichtlinie

http://www.europarl.europa.eu/RegData/commissions/envi/inag/2018/02-23/ENVI_AG(2018)618272_EN.pdf
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VÖGEL/1114: Massives Vogelsterben (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Heft 1/18

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Massives Vogelsterben

Über zwölf Millionen Vogelbrutpaare weniger



Deutschland hat in nur zwölf Jahren rund 12,7 Millionen Vogelbrutpaare
verloren das entspricht einem Minus von 15 Prozent. Die Auswertung
beruht auf den Vogelbestandsdaten, die die Bundesregierung 2013 an die
EU gemeldet hat. "Aufgrund dieser dramatischen Zahlen muss man von
einem regelrechten Vogelsterben sprechen. Während wir es schaffen,
große und seltene Vogelarten durch gezielten Artenschutz zu erhalten,
brechen gleichzeitig die Bestände unserer Allerweltsvögel ein. Sie
finden einfach in unserer heutigen aufgeräumten Agrarlandschaft
außerhalb von Naturgebieten keine Überlebensmöglichkeiten mehr", sagt
NABU-Präsident Olaf Tschimpke. Rund 20 Prozent der verlorengegangenen
Vögel stellt allein der Star, frisch gekürter Vogel des Jahres 2018.
Mit fast 2,6 Millionen Brutpaaren weniger, ist diese Art besonders
betroffen. Neben dem Star finden sich mit Feldlerche (-720.000),
Feldsperling (-580.000) und Goldammer (-560.000) drei weitere Vögel
der Agrarlandschaft unter den zahlenmäßig größten Verlierern.
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SCHADSTOFFE/284: Unheilvolle Heilmittel in der Umwelt (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 18.04.2018 / Chemie & Nanotechnologie

Unheilvolle Heilmittel in der Umwelt



Mehrere Umweltorganisationen haben die EU-Kommission vergangene Woche
dazu aufgefordert, gegen die Ausbreitung von Arzneimitteln in der
Umwelt vorzugehen.

In einem Brief an den Vize-Präsidenten der Kommission Frans Timmermans
brachten das Europäische Umweltbüro (EEB), die Changing Markets
Foundation, Healthcare without Harm und das Pestizid Aktions-Netzwerk
ihre Besorgnis über die fehlende EU-Gesetzgebung zu
Arzneimittelrückständen in der Umwelt zum Ausdruck. Dies sei
"angesichts der Tatsache, dass pharmazeutische Verschmutzung ein
Risiko für die Umwelt und die Gesundheit von Umwelt und Menschen
darstellt", unhaltbar. Wenn Medikamente in Böden und Gewässer
gelangen, können sie die dort lebenden Tiere und ganze Ökosysteme
gefährden. Sie fördern außerdem die Entwicklung antibiotikaresistenter
Keime, die die Behandlung von Krankheiten unmöglich machen. Der
Anstieg von Antibiotikaresistenzen durch Medikamente in der Umwelt
wurde von den Vereinten Nationen als eine der aktuell größten Gefahren
für die öffentliche Gesundheit eingestuft.

"Es ist schockierend, dass aktive pharmazeutische Inhaltsstoffe (APIs)
die einzige Chemikaliengruppe sind, deren Auswirkungen auf die Umwelt
auf EU-Ebene bisher weitgehend unreguliert sind. Wir brauchen
ehrgeizige und effektive regulatorische Maßnahmen, die zeitnah von der
Kommission vorgeschlagen werden", verlangt Dolores Romano, Chemicals
Policy Advisor beim EEB.

Die EU-Kommission wird im Mai ein Strategiepapier über Arzneimittel in
der Umwelt veröffentlichen. Nach Angaben des EEB sind darin jedoch
keine neuen Gesetzesentwürfe vorgesehen. Derzeit wird außerdem die
EU-Verordnung über Tierarzneimittel in der Umwelt überarbeitet. [km]



EEB Pressemitteilung 

https://metamag.org/2018/04/12/public-health-disaster-on-the-cards-if-pharmaceutical-pollution-left-unchecked-say-campaigners/

NGO-Brief

http://eeb.org/wp-admin/admin-ajax.php?juwpfisadmin=false&action=wpfd&task=file.download&wpfd_category_id=31&wpfd_file_id=91252&token=de636e6809a753bfc8e70fcbadf93cab&preview=1
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VERKEHR/1134: EU setzt Klimaschutz-Kurs im Schiffsverkehr nicht durch (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 16.04.2018 / Klima & Energie

EU setzt Klimaschutz-Kurs im Schiffsverkehr nicht durch



Die Internationale Schifffahrtsorganisation der Vereinten Nationen
(IMO) hat erstmals einen, wenn auch schwachen Plan vorgelegt, wie
Treibhausgasemissionen im Schiffsverkehr bis 2050 verringert werden
sollen.

21 Jahre hat es gedauert: Am Freitag fasste der verantwortliche
Ausschuss für marinen Umweltschutz (Marine Environment Protection
Committee, MEPC) nach äußerst schwierigen Verhandlungen endlich den
Beschluss, Emissionen von Schiffen bis 2050 im Vergleich zu 2008
mindestens zu halbieren und dann weiter auf null zu senken. Zudem soll
die Energieeffizienz von Schiffen um 40 Prozent bis 2030 und um 50 bis
70 Prozent bis 2050 steigen.

Nach Ansicht der Clean Shipping Coalition (CSC), ein Zusammenschluss
mehrerer Umweltschutzverbände wie NABU, Seas at Risk sowie Transport
and Environment, sei die Strategie auf politischer Ebene zwar ein
wichtiger Schritt. Jedoch stimmten die Reduktionsziele nicht mit den
Verpflichtungen des Klimaschutzabkommens von Paris überein. Und es
fehlten eindeutige Maßnahmen zur Umsetzung der IMO-Strategie. Die als
progressiv geltenden Staaten, etwa die pazifischen und karibischen
Inselstaaten sowie die EU, müssten nun alles daransetzen, Druck auf
wenig ambitionierte Staaten wie die USA, Saudi-Arabien und Brasilien
auszuüben.

Was der MEPC noch behandelte:

Schwerölverbot in der Arktis: 
Der Ausschuss beauftragte den Unterausschuss "Pollution Prevention and
Response", eine Definition von Schweröltreibstoff sowie vorbeugende
Maßnahmen zu entwickeln.

Neuer Schwefel-Grenzwert in Schiffstreibstoff: 
Der Ausschuss billigte Änderungen, um das Mitführen von Treibstoff mit
zu hohem Schwefelgehalt an Bord zu verbieten. Die neue Bestimmung soll
ab 1. Januar 2020 gelten.

Konvention zur Ballastwasser-Behandlung: 
Der Ausschuss stimmte einigen spezifischen Änderungen zu (in Sektionen
A, B, D).

Vermüllung der Meere: 
Das Nachhaltigkeitsziel 14 (Schutz und nachhaltige Nutzung von
Ozeanen, Meeren und marinen Ressourcen) soll als neues Thema auf die
IMO-Agenda gesetzt werden. Vertragsstaaten und internationale
Organisationen sind aufgerufen, konkrete Vorschläge für einen
Aktionsplan zu unterbreiten.

Die nächste Sitzung des MEPC findet aller Voraussicht nach vom 22. bis
26. Oktober 2018 statt. [aw]



IMO-Beschlüsse 

http://www.imo.org/en/MediaCentre/MeetingSummaries/MEPC/Pages/MEPC-72nd-session.aspx

Reaktion von CSC 

http://www.cleanshipping.org/commitment-decarbonise-shipping-welcome-governments-can-no-longer-shirk-decisions-cut-ship-ghg-emissions/

Meldung von Klimaretter.info 

http://www.klimaretter.info/mobilitaet/hintergrund/24485-schifffahrt-nimmt-kurs-auf-dekarbonisierung
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AGRARINDUSTRIE/029: Neue Studien zeigen, Glyphosat ist weiterhin gefährlich (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 05.04.2018

Neue Studien zeigen: Glyphosat ist weiterhin gefährlich



Mehrere aktuelle Studien zeigen, dass das Herbizid Glyphosat Umwelt
und Gesundheit negativ beeinflusst. Sie liefern neue Argumente dafür,
den Wirkstoff in Deutschland Ende 2021 endgültig zu verbieten, wie
dies Bundesumweltministerin Svenja Schulze forderte.

Wissenschaftler der Universität des US-Staates Indiana haben 71
Schwangere untersucht und bei 93 Prozent von ihnen Glyphosat im Urin
nachgewiesen. Dabei zeigte sich ein klarer Zusammenhang zwischen
Glyphosatbelastung und einer verkürzten Schwangerschaftsdauer. Die
Wissenschaftler wiesen darauf hin, dass eine verkürzte Schwangerschaft
für das Neugeborene lebenslange negative Auswirkungen haben könnte.
Sie mahnten weitere Studien mit mehr Schwangeren an, um zu erkennen,
ob die Glyphosatbelastung noch andere Risiken für die Ungeborenen mit
sich bringt.

Ebenfalls aus den USA kam die Nachricht, dass die Population des
Monarch-Falters weiter abnimmt. Das Center für Biological Diversity
(CBD) hatte in den Überwinterungsquartieren des Falters in Mexiko den
Bestand überprüft. Waren es vor 20 Jahren noch eine Milliarde Falter,
so sind jetzt noch 93 Millionen übrig. Um auf Dauer überleben zu
können, müsste die Population 225 Millionen Tiere betragen, schrieb
das CBD. Als Grund für die rapide Abnahme nennen die Artenforscher den
Einsatz von Herbiziden, insbesondere von Glyphosat. Die Spritzgifte
lassen die Wirtsblume des Falters, die Seidenpflanze, absterben.

Argentinische Wissenschaftler haben gezeigt, dass Glyphosat und sein
Abbauprodukt AMPA vom Winde verweht werden können. Dazu sammelten sie
den Staub, den der Wind von abgeernteten, offen daliegenden Feldern
wehte. Der bis zu einer Höhe von eineinhalb Meter aufgewirbelte Staub
enthielt 247 Mikrogramm je Kilogramm (µg/kg) an Glyphosat und fast
ebensoviel AMPA. Das sei 60 mal mehr Glyphosat als im Boden selbst,
heißt es in der Studie. Daraus folge, dass der Erosionsstaub sich
möglicherweise negativ auf das Ökosystem und die menschliche
Gesundheit auswirke.

Andere argentinische Forscher haben die Kaulquappen von Fröschen
gängigen Umweltkonzentrationen an Glyphosat ausgesetzt und dabei
unterm Mikroskop Leberveränderungen nachgewiesen. Dabei war die
gebrauchsfertige gylyphosathaltige Pestizidmischung Roundup noch
schädlicher als reines Glyphosat. Brasilianische Forscher hatten die
Fischart Astyanax lacustris in Wasser mit Spuren eines
glyphosathaltigen Herbizids schwimmen lassen. Bei einer Konzentration
von 50 Mikrogramm je Liter waren die Spermien der Fische
bewegungsunfähig, bei 300 Mikrogramm starben die Samenzellen ab.

All diese Studien müssen berücksichtigt werden, wenn in den kommenden
Monaten in Deutschland glyphosathaltige Herbizide neu zugelassen
werden. Denn dabei sollen die Behörden die Risiken für
Nichtziel-Pflanzen und die Biodiversität besonders beachten. Bis
Fristende am 16. März hatten acht Hersteller beantragt, 24
glyphosathaltige Spritzmittel in der Bundesrepublik neu zuzulassen.
Weitere zwölf Herbizide, die über 2018 hinaus zugelassen sind, würden
von Amts wegen überprüft, teilte das Bundesamt für Verbraucherschutz
und Lebensmittelsicherheit auf Anfrage mit.

Ginge es nach der neuen Bundesumweltministerin Svenja Schulze, würden
die Zulassungen nur noch befristet bis Ende 2021 erteilt. Danach will
die SPD-Politikerin das Herbizid in Deutschland endgültig verbieten,
teilte sie der BILD-Zeitung mit. Bedeckt hält sich dagegen
Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner von der CDU. Sie sagte der
Rheinischen Post lediglich, Naturschutz und Landwirtschaft seien keine
Gegensätze und gehörten zusammen: "Und deshalb will ich mit der
Kollegin Schulze auch ein gutes Einvernehmen finden." [lf]



S. Parvez et al: Glyphosate exposure in pregnancy and shortened
gestational length: a prospective Indiana birth cohort study
(09.03.2017)

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC5844093/

Center für Biological Diversity: Annual Monarch Count Shows Butterfly
Still Threatened (05.03.2018)

http://www.biologicaldiversity.org/news/press_releases/2018/monarch-butterfly-03-05-2018.php

Virginia C. Aparicio et al: Glyphosate and AMPA concentrations in
windblown material under field conditions (23.08.2018)

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/pdf/10.1002/ldr.2920

Nadia C. Bach et al: Effects of glyphosate and its commercial
formulation, Roundup® Ultramax, on liver histology of tadpoles of the
neotropical frog, Leptodactylus latrans (17.03.2018)

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0045653518305277?via%3Dihub

B. Gonçalves et al: Low concentrations of glyphosate-based herbicide
cause complete loss of sperm motility of yellowtail tetra fish
Astyanax lacustris (20.02.2018)

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/pdf/10.1111/jfb.13571

RP online: Umweltministerin Schulze will Glyphosat-Verbot durchsetzen
(23.03.2018)

http://www.rp-online.de/politik/deutschland/unkrautvernichtungsmittel-umweltministerin-schulze-will-glyphosat-verbot-durchsetzen-aid-1.7475385

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33116/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

EU-Zulassungsverfahren für Pestizide soll transparenter werden,
18.04.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33151/

GroKo will weniger Glyphosat auf deutschen Äckern, 17.04.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33147/

Baysanto: USA und Russland wohl einverstanden, 12.04.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33130/
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WIRTSCHAFT/103: Baysanto - USA und Russland wohl einverstanden (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 12.04.2018

Baysanto: USA und Russland wohl einverstanden



Fast 20 der rund 30 relevanten Kartellbehörden hat Bayer inzwischen im
Boot. Und die Einkaufsliste des Chemiekonzerns BASF wird immer länger.
Nach dem Willen der US-Wettbewerbshüter soll BASF nun noch das
Geschäft mit der digitalen Landwirtschaft von Bayer erwerben, damit
die Leverkusener den amerikanischen Saatgutgiganten Monsanto
übernehmen dürfen.

Nach Medienberichten vom Mittwoch werde das US-Justizministerium damit
wohl grünes Licht geben für die größte Firmenübernahme der
Nachkriegsgeschichte. Ein Bayer-Sprecher bestätigte das
Verkaufsangebot an BASF, äußerte sich aber nicht zum Stand des
Genehmigungsverfahrens in den USA. Der EU-Wettbewerbskommissarin hatte
es für ihre Zustimmung im März noch ausgereicht, dass BASF nur eine
Lizenz für Bayers Digital-Farming bekommt. Nach dem Willen der 
US-Behörden soll Bayer nun umgekehrt Lizenznehmer bei ihrem Käufer 
BASF werden.

Mit den agrarspezifischen IT-Plattformen, die Bayer und Monsanto beide
entwickeln, können Landwirte ihre kompletten Betriebe digital steuern.
Anhand riesiger Datenmengen zu Rahmenbedingungen wie Wetter oder
Bodenbeschaffenheit werden Bedarf und Einsatz von Wasser, Saatgut,
Dünger und Spritzmitteln berechnet und umgesetzt. So können die
Konzerne ihr IT-Angebot direkt auf ihr Warenangebot abstimmen - von
gentechnisch verändertem Saatgut bis zum Pestizid. Es entsteht eine
computergestützte Rundumversorgung mit der Gefahr maximaler
Abhängigkeit der Landwirte vom jeweiligen Konzern. Künftig werden dann
wohl Bayer mit der Monsanto-Plattform und BASF mit der ehemaligen
Bayer-Plattform auf IT-Kundenfang gehen.

Schließlich hat sich die Einkaufsliste von BASF um eine Reihe von
Mitteln zur Saatgutbehandlung verlängert, teilte Bayer mit. Dafür
steht NemaStrike, ein Bodeninsektizid von Monsanto, dessen Verkauf die
EU gefordert hatte, nicht mehr auf der Liste. Auf Wunsch der EU
enthält sie aber bereits Bayers Raps-, Soja- und Baumwollsaatgut, das
Gemüsegeschäft sowie das weltweite Geschäft mit dem Unkrautvernichter
Glufosinat-Ammonium. Der Preis für den Großeinkauf von BASF wurde
bislang auf mehr als sechs Milliarden Euro beziffert. Was durch die 
US-Bedingungen noch hinzukommen wird, ist nicht bekannt.

Diese Verkaufsliste an BASF wird aktuell von EU-Wettbewerbskommissarin
Margrethe Vestager noch abschließend geprüft. Ende kommender Woche
will sie das Ergebnis verkünden. Wie proplanta.de berichtete, soll
auch Russland der Megafusion in Kürze zustimmen. Bayer hat weiterhin
das Ziel, Monsanto noch in diesem Quartal für mehr als 49 Milliarden
Euro zu übernehmen und damit zum weltweit größten Anbieter für Saatgut
und Pestizide aufzusteigen. Die Börse hat schon begonnen zu feiern.
[vef]



Handelsblatt: Bayer muss für Monsanto-Deal die Digitalsparte verkaufen
(11.4.2018)

http://www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/milliarden-uebernahme-bayer-muss-fuer-monsanto-deal-die-digitalsparte-verkaufen/21164654.html

proplanta: Bayer geht für Monsanto-Kauf weiter auf Kartellwächter zu
(12.4.2018)

https://www.proplanta.de/Agrar-Nachrichten/Unternehmen/Bayer-geht-fuer-Monsanto-Kauf-weiter-auf-Kartellwaechter-zu_article1523512841.html?utm_source=Newsletter12042018&utm_medium=E-Mail-Newsletter&utm_term=24112014&utm_campaign=Agrarnews

EU-Kommission: Bayer darf Monsanto unter Auflagen kaufen (21.03.2018)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33091/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33130/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

EU-Zulassungsverfahren für Pestizide soll transparenter werden,
18.04.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33151/

GroKo will weniger Glyphosat auf deutschen Äckern, 17.04.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33147/

Neue Studien zeigen: Glyphosat ist weiterhin gefährlich, 05.04.2018


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33116/
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EUROPA/209: EU-Klimaziele 2030 - Drei wichtige Gesetzesverfahren dem Abschluss nahe (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 18.04.2018 / Klima & Energie

EU-Klimaziele 2030: Drei wichtige Gesetzesverfahren dem Abschluss
nahe



Das EU-Parlament hat auf seiner Plenarsitzung am Montag den
Kompromisstexten aus den interinstitutionellen Verhandlungen zur
Lastenteilung (Effort Sharing Regulation, ESR), zur Verordnung über
Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft (LULUCF) sowie
zur Novelle der Gebäudeenergieeffizienz-Richtlinie (EPBD) zugestimmt.

Mit der ESR soll der CO2-Ausstoß aus Landwirtschaft, Verkehr, Bauwesen
und Abfall bis 2030 um mindestens 30 Prozent gegenüber 2005 verringert
werden. Bei LULUCF sollen die CO2-Emissionen und die CO2-Bindung bis
2030 ausgeglichen sein. Die EU-Mitgliedstaaten müssen dafür sorgen,
dass ab 2030 mehr CO2 absorbiert als ausgestoßen wird. Die EPBD
verpflichtet die EU-Länder, langfristige Renovierungsstrategien zu
erarbeiten, um Gebäude energieeffizienter zu machen. So werden
finanzielle Einsparungen ermöglicht und neue Arbeitsplätze im
Renovierungs- und Bausektor geschaffen.

Klimaschützer*innen nahmen die Abstimmungsergebnisse eher
zurückhaltend auf. Femke de Jong von Carbon Market Watch
prognostiziert, dass mit der ESR EU-weite CO2-Einsparungen bis 2030
zwischen 100 und 600 Millionen Tonnen betragen würden, abhängig davon,
wie sehr EU-Länder von den Schlupflöchern Gebrauch machen. Hanno Aho
von FERN kritisiert die enge Verknüpfung von LULUCF und ESR, findet
aber sowohl in der Aufwertung von Mooren und Feuchtgebieten als auch
in der transparenteren Anrechnungsmethode positive Aspekte.

Alle drei Gesetzestexte müssen noch formal durch den Rat der EU
gebilligt werden, bevor sie im Amtsblatt der EU veröffentlicht werden.
20 Tage danach treten die Gesetze in Kraft. [aw]



Angenommene Texte

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=20180417&secondRef=TOC&language=DE

Dossier ESR 

http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=&reference=2016/0231(COD)#tab-0

Dossier LULUCF 

http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=&reference=2016/0230(COD)#tab-0

Dossier EPBD 

http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=&reference=2016/0381(COD)

Carbon Market Watch zu ESR 

https://carbonmarketwatch.org/2018/04/16/eu-lawmakers-give-green-light-for-key-climate-law-whats-next/

FERN zu LULUCF

http://fern.org/LULUCFRegulationResult

 * 

Quelle:

EU-News, 18.04.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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FORSCHUNG/700: Kieler Forschende entschlüsseln neuen Baustein in der Entwicklung des globalen Klimas (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 20.04.2018

Kieler Forschende entschlüsseln neuen Baustein in der Entwicklung
des globalen Klimas



Forschenden an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) ist
es gemeinsam mit Kollegen aus den USA und Brasilien gelungen, anhand
eines ungewöhnlich aufschlussreichen Sedimentkernes aus dem
südchinesischen Meer neue Erkenntnisse über einen entscheidenden
Wendepunkt des globalen Klimas im Zeitraum von vor neun bis fünf
Millionen Jahren zu gewinnen.




[image: Foto: © Wolfgang Kuhnt, CAU]

Das 150 Meter lange wissenschaftliche Bohrschiff, die
JOIDES Resolution, gehört zu den wenigen weltweit eingesetzten
Forschungsschiffen, die lange Sedimentkerne aus großen Tiefen gewinnen
können.
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Forschenden an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) ist
es gemeinsam mit Kollegen aus den USA und Brasilien gelungen, anhand
eines ungewöhnlich aufschlussreichen Sedimentkernes aus dem
südchinesischen Meer neue Erkenntnisse über einen entscheidenden
Wendepunkt des globalen Klimas im Zeitraum von vor neun bis fünf
Millionen Jahren zu gewinnen. Demnach führte eine Intensivierung des
ostasiatischen Winter-Monsuns, die mit der damaligen Abkühlung der
subtropischen Klimazone zusammenhing, zu einer erhöhten biologischen
Aktivität im Ozean und dadurch zu einer Reduktion des CO2-Gehalts der
Atmosphäre. Die Ergebnisse sind in der aktuellen Ausgabe von Nature
Communications erschienen.




[image: Foto: © Wolfgang Kuhnt, CAU]

Mit einem spezifischen auf große Tiefen ausgelegten
Bohrgerät werden die mehrere Hundert Meter langen Kerne an Deck des
Forschungsschiffes JOIDES Resolution gebracht.

Foto: © Wolfgang Kuhnt, CAU



Um das zukünftige Klima auf der Erde und die Auswirkungen des
anthropogenen Klimawandels besser vorherzusagen, erforschen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler das Klima der Vergangenheit.
Aus Daten, die beispielsweise Sedimentkerne liefern, können sie
Umweltbedingungen bis zu mehrere Millionen Jahre zurückverfolgen und
aus diesen Rückschlüsse auf das zukünftige Klima ziehen.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Arbeitsgruppe Marine
Mikropaläontologie des Instituts für Geowissenschaften an der CAU ist
es nun gemeinsam mit Kollegen aus den USA und Brasilien gelungen, neue
Erkenntnisse über einen entscheidenden Wendepunkt des globalen Klimas
zu gewinnen.

"Die Analyse des Sedimentkerns hat uns eine zeitlich ungewöhnlich hoch
aufgelöste Aufzeichnung der Klimageschichte der vergangenen 16
Millionen Jahre ermöglicht", sagt Erstautorin Dr. Ann Holbourn aus der
Arbeitsgruppe Marine Mikropaläontologie der Uni Kiel. In dem 607 Meter
langen Sedimentkern, der im Rahmen einer Expedition mit dem speziellen
Tiefseebohrschiff "JOIDES Resolution" des International Ocean
Discovery Program (IODP) aus dem monsunbeeinflussten Teil des
südchinesischen Meeres in 2092 Meter Wassertiefe im südchinesischen
Meer gewonnenen wurde, fanden die Forscher besonders gut erhaltene
Karbonatschalen von einzelligen Organismen wie Foraminiferen.

"Wir konnten anhand des Kerns nachweisen, dass in der Vergangenheit
bereits kleine Änderungen im CO2-Gehalt der Atmosphäre zu verstärkten
Rückkopplungen im Ozean führten, die Auswirkungen auf das globale
Klima hatten", ergänzt Professor Wolfgang Kuhnt, Leiter der
Arbeitsgruppe an der Uni Kiel und Co-Autor. "Die neuen Daten können
nun dazu beitragen, das komplexe Klimasystem besser zu verstehen."

Das Erdzeitalter vor rund neun bis fünf Millionen Jahren, das späte
Miozän, ist eine entscheidende Periode, wenn es um die Rekonstruktion
der Klimageschichte geht. In dieser Zeit ähnelte das Klima der Erde
ungefähr dem der nahen Zukunft: Es war etwas wärmer, der subtropische
Klimagürtel ausgedehnter und die Pole wiesen eine reduzierte
Eisbedeckung auf. Genaue Untersuchungen solcher vergangenen Erdepochen
mit einem ähnlich hohen CO2-Gehalt helfen daher vorherzusagen, wie
sich Klima der Erde in Zukunft entwickeln könnte. Mit der Untersuchung
konnten die Forscher nun einen Baustein der Klimageschichte
entschlüsseln, der noch als wenig erforscht gilt.

Zur Rekonstruktion vergangener Klimabedingungen haben die Kieler
Wissenschaftler auf indirekte Methoden zurückgegriffen. So haben sie
im Leibniz-Labor für Isotopenforschung an der Uni Kiel chemische
Analysen von fossilen Schalen kleiner mariner Organismen wie
Foraminiferen durchgeführt. Die physikalischen und chemischen
Umweltbedingungen im Meerwasser werden in den Schalen der
Foraminiferen gespeichert bevor diese am Meeresboden abgelagert
werden. Im Laufe der Zeit bilden sich Sedimentablagerungen, die ein
Archiv für die sich ständig ändernden Bedingungen im Ozean darstellen.
Die Sedimentproben für die aktuelle Analyse wurden im Rahmen einer
Expedition des IODP gewonnen.

Originalarbeit:

Ann E. Holbourn, Wolfgang Kuhnt, Steven C. Clemens, Karlos G. D.
Kochhann, Janika Jöhnck, Julia Lübbers, Nils Andersen, "Late Miocene
climate cooling and intensification of southeast Asian winter
monsoon", Nature Communications, Volume 9, Article number: 1584
(2018), doi:10.1038/s41467-018-03950-1.

http://www.nature.com/articles/s41467-018-03950-1



Kiel Marine Science (KMS)

Das Zentrum für Interdisziplinäre Meereswissenschaft an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - Kiel Marine Science (KMS)
bildet das Dach für den fakultätsübergreifenden
meereswissenschaftlichen Forschungsschwerpunkt an der Kieler
Universität. KMS koordiniert und fördert die fakultäts- und
fachübergreifend die Auseinandersetzung mit meereswissenschaftlichen
Themen. Der universitäre Forschungsschwerpunkt wird dabei getragen
durch die wissenschaftlichen Aktivitäten von sieben Fakultäten und
mehr als 25 Forschergruppen aus den Natur-, den Sozial-, den Rechts-
und Wirtschaftswissenschaften. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler leisten einen Beitrag zum Verständnis der Prozesse im
Ozean in der Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft und tragen zur
Entwicklung von Strategien für die nachhaltige Nutzung des Ozeans bei.

http://www.kms.uni-kiel.de




Weitere Informationen über das IODP:

http://www.iodp.org/

Weitere Informationen über den deutschen Beitrag zum
IODP-Tiefseebohrungsprogramm:

http://www.bgr.bund.de/DE/Themen/MarineRohstoffforschung/IODP/Home/iodp_node.html

Weitere Informationen über das Institut für Geowissenschaften,
Arbeitsgruppe Marine Mikropaläontologie:

http://www.ifg.uni-kiel.de/23.html

Weitere Informationen über den universitären Forschungsschwerpunkt
Kiel Marine Science:

http://www.kms-uni-kiel.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news692959

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, Friederike Balzereit,

Öffentlichkeitsarbeit Future Ocean / Kiel Marine Science (KMS),

20.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EUROPA/399: Strengere Standards für Bioprodukte (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 19.04.2018 / Landwirtschaft & Gentechnik

Strengere Standards für Bioprodukte



Das Europäische Parlament hat am Donnerstag neue Regeln
verabschiedet, die gewährleisten, dass in der EU nur hochwertige
Bioprodukte verkauft werden. Zudem sollen die neuen Vorschriften die
ökologische Produktion ankurbeln.

Mit einer deutlichen Mehrheit von 466 Ja-Stimmen, 124 Nein-Stimmen und
50 Enthaltungen gabe die Abgeordneten grünes Licht für die
überarbeitete EU-Verordnung über den Biolandbau. Die
Verhandlungsführer des Parlaments und der EU-Minister hatten sich im
Juni 2017 auf den vorliegenden Kompromiss geeinigt. Im November
stimmte der Agrarausschuss des Parlaments zu.

Die wichtigsten Punkte sind strengere Kontrollen in der Lieferkette,
neue Kontaminierungsvorschriften und die Gültigkeit der EU-Standards
auch für Importe aus Drittländern. Die neue Ökoverordnung ermöglicht
Biobauern den Zugang zu biologischem Saatgut, schafft mehr Vielfalt
auf dem Acker und auf dem Teller und setzt hohe Standards für den
Ökolandbau. Gegen Verunreinigungen aus konventioneller Landwirtschaft
gibt es klarere Regelungen. Bis 2024 will die EU-Kommission prüfen, wo
Kontaminationen stattfinden - auf dem Acker, beim Transport oder der
Verarbeitung.

Zur Förderung von Bioprodukten in der EU wird das Angebot an Saatgut
und Tieren aus ökologischer Produktion erhöht. Gemischte
landwirtschaftliche Betriebe, also solche, die sowohl konventionelle
als auch biologische Lebensmittel erzeugen, dürfen weiterhin so
wirtschaften, vorausgesetzt, sie trennen beide Arbeitsweisen klar und
deutlich.

Für Kleinerzeuger wird die Zertifizierung erleichtert. Eine
Gruppenzertifizierung macht es möglich, Zeit und Geld beim Umsatteln
auf ökologischen Landbau zu sparen.

Der Berichterstatter Martin Häusling (Grüne/EFA) bezeichnete die neue
Ökoverordnung als Gewinn für die Biobranche: "Die Abstimmung im
Parlament wird sowohl den Landwirten als auch den Verbrauchern in der
EU mehr Sicherheit und Klarheit bringen. Die neuen Vorschriften werden
die Qualität von Biolebensmitteln in der EU verbessern, aber auch dazu
beitragen, den Bedürfnissen eines schnell wachsenden Biomarktes
gerecht zu werden."

Der Rat der EU-Minister muss den vereinbarten Text noch förmlich
billigen, bevor er in Kraft treten kann. Die Verordnung ist wirksam ab
dem 1. Januar 2021. [mbu]



PM EU-Parlament

http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20180411IPR01523/bioprodukte-parlament-verscharft-eu-vorschriften

Weitere Informationen zu den neuen EU-Vorschriften (auf Englisch)


http://www.europarl.europa.eu/pdfs/news/expert/background/20170627BKG78420/20170627BKG78420

Hintergrundinformationen Grüne EU-Parlament

https://www.greens-efa.eu/en/article/document/organic-it-makes-a-difference/

 * 

Quelle:

EU-News, 19.04.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)
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EUROPA/398: Was französische und deutsche Verbände vom EU-Agrarrat erwarten (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 17.04.2018 / Landwirtschaft & Gentechnik

Was französische und deutsche Verbände vom EU-Agrarrat erwarten



Französische und deutsche Verbändeplattformen haben an die
EU-Agrarminister*innen appelliert, eine "nachhaltigere, solidarischere
und gerechtere Reform der EU-Agrarpolitik" anzustreben.

Anlässlich des Treffens der Agrarminister*innen der EU-Mitgliedstaaten
am Montag in Sofia veröffentlichten die französische Plateforme Pour
une autre PAC und die deutsche Verbände-Plattform zur EU-Agrarpolitik
ein gemeinsames Papier. Darin fordern sie die französischen Minister
für Landwirtschaft und Ernährung, Stéphane Travert, und für den
ökologischen und solidarischen Übergang, Nicolas Hulot, sowie die
deutschen Ministerinnen für Ernährung und Landwirtschaft, Julia
Klöckner, und für Umwelt und Naturschutz, Svenja Schulze, dazu auf,
sich während der anstehenden Verhandlungen auf EU-Ebene für eine
grundlegende Neuausrichtung der europäischen Agrarpolitik nach 2020
einzusetzen.

EU-Gelder sollen künftig ausschließlich nach dem Leitprinzip
"Öffentliche Gelder für öffentliche Güter" verteilt werden, um
Landwirt*innen "für konkrete, gesellschaftlich gewünschte soziale,
ökologische sowie territoriale Leistungen im Zusammenhang mit der
Erzeugung gesunder und qualitativ hochwertiger Lebensmittel zu
honorieren." Darüber hinaus soll die GAP "landwirtschaftliche Methoden
und Anbausysteme, die besonders umfassend zur Zielerreichung
beitragen, wie der ökologische Landbau, in besonderer Weise gestützt
werden".

Die GAP-Reform stand während des Minister*innentreffens allerdings
nicht im Mittelpunkt. Stattdessen berieten sie über den Vorschlag der
EU-Kommission über unfaire Handelspraktiken in der
Lebensmittelversorgungskette. Auch tauschten sie sich über
Möglichkeiten zur Bekämpfung von Lebensmittelabfällen aus.

Ein nächstes informelles Treffen der Agrar- und

Fischereiminister*innen findet Anfang Juni statt. [aw]



Ergebnisse des EU-Agrarrats 

http://www.consilium.europa.eu/en/meetings/agrifish/2018/04/16/

Gemeinsame Erklärung der Verbände-Plattformen 

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/landwirtschaft/landwirtschaft_agrarreform_buendnis.pdf

 * 
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FORSCHUNG/461: Biologische Vielfalt von grünlanddominierten Kulturlandschaften unter der Lupe (idw)


Hochschule Weihenstephan-Triesdorf - 19.04.2018

Biologische Vielfalt von grünlanddominierten Kulturlandschaften
unter der Lupe



Die abnehmende Biodiversität in unseren Ökosystemen ist ein wachsendes
Thema in den Medien. Die nationale Biodiversitätsstrategie und die
bayerischen Strategie zum Erhalt und zur Steigerung der biologischen
Vielfalt haben sich zum Ziel gesetzt, gerade außerhalb von
Schutzgebieten besonders artenreiche Bereiche zu erhalten und sinnvoll
miteinander zu verbinden. Die Hochschule Weihenstephan-Triesdorf
untersucht in einem dreijährigen vom Freistaat Bayern geförderten
Forschungsprojekt, welche Lebensräume in grünlanddominierten
Landschaften besonders artenreich sind, welche Vielfalt an Arten und
Vegetationstypen vorhanden ist und was mehrjährige
Naturschutzmaßnahmen bewirken können.




[image: Foto: © HSWT]

Feuchtwiese mit Schachbrettblume (Sinngrund, Unterfranken) 

Foto: © HSWT



Die abnehmende Biodiversität in unseren Ökosystemen ist ein wachsendes
Thema in den Medien. Wissenschaftliche Studien belegen, dass Vogel-,
Insekten- und Pflanzenbestände in bedrohlichem Tempo schwinden. Die
nationale Biodiversitätsstrategie und die bayerischen Strategie zum
Erhalt und zur Steigerung der biologischen Vielfalt haben sich zum
Ziel gesetzt, gerade in der "Normallandschaft" außerhalb von
Schutzgebieten besonders artenreiche Bereiche zu erhalten und sinnvoll
miteinander zu verbinden. Vor allem Grünland als Nutzungsform nimmt
immer weiter ab, bedingt durch Grünlandumbruch, Brachlegung,
Aufforstung oder durch den Flächenbedarf für Infrastruktur und
Siedlungsbereiche. Die sich daraus ableitende Dringlichkeit zur
Untersuchung und Erhaltung der biologischen Vielfalt in
grünlanddominierten Landschaften wird in dem vom Bayerischen
Wissenschaftsministerium mit rund einer Viertel Million Euro
geförderten Forschungsprojekt der Hochschule Weihenstephan-Triesdorf
aufgegriffen. 

Das von 2018 bis Ende 2020 am Biomasse-Institut am
Campus Triesdorf laufende Projekt soll aufzeigen, welche Lebensräume
im Untersuchungsgebiet "Oberes Altmühltal" besonders artenreich sind,
welche Vielfalt an Arten und Vegetationstypen vorhanden ist und was
mehrjährige Naturschutzmaßnahmen bewirken können. Im Projektgebiet
befinden sich außerhalb der Schutzgebiete ausgedehnte
Überflutungsbereiche, die eine Grünlandnutzung bedingen. Der Kern der
Untersuchung konzentriert sich auf das Wiesmet, einem
Natura2000-Gebiet mit einer in Bayern sehr hohen Bedeutung für
Wiesenbrüter. Dort gibt es neben konventionell genutzten Wiesen und
Reinsaatflächen auch Vertragsnaturschutzflächen mit spätem
Erstmahdtermin. Hier soll auch ein experimenteller Blockversuch
durchgeführt werden, da über das Bayerische
Vertragsnaturschutzprogramm (VPN) die Bewirtschaftungsvarianten wie
Mahdzeitpunkt oder Mähtechnik sowie der Wasserhaushalt in einem
gewissen Rahmen gesteuert werden können.




[image: Foto: © HSWT]

Feuchtwiese mit Großem Wiesenknopf (Mittelfranken)
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Mit den Ergebnissen des Projektes hoffen die Forschenden aufzuzeigen,
welche Lebensräume besonders artenreich sind, welcher Reichtum an
Gefäßpflanzenarten und Vegetationstypen im Durchschnitt vertreten ist
und was bei mehrjährigen Anstrengungen über die VPN-Maßnahmen maximal
erreicht werden kann. Letztendlich soll beurteilt werden, wie groß der
Bedarf an Maßnahmen zugunsten der Vielfalt der Gefäßpflanzen in der
Normallandschaft ist. So kann entschieden werden, ob bisherige
Naturschutzmaßnahmen wie bisher weitergeführt werden können. Die
Ergebnisse finden Anwendung in der Praxis des Vertragsnaturschutzes
und schaffen zugleich einen Bewertungsrahmen für Vielfalt. Sie
unterstützen die Entscheidungen der Naturschutzbehörden und des
Landschaftspflegeverbandes zur Steuerung der Nutzung und des
Wasserregimes.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hswt.de/forschung/news/article/biologische-vielfalt-von-gruenlanddominierten-kulturlandschaften-unter-der-lupe.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news692891

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2128

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Weihenstephan-Triesdorf, Gerhard Radlmayr, 19.04.2018
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INITIATIVE/385: Plastikpiraten wieder auf Flüssen und Bächen unterwegs (BMBF)


BMBF / Bundesministerium für Bildung und Forschung - 19. April 2018

Plastikpiraten wieder auf Flüssen und Bächen unterwegs



Die Plastikpiraten entern erneut die Flüsse in Deutschland: Vom 1. Mai
bis zum 30. Juni startet zum dritten Mal die Citizen-Science Aktion
"Plastikpiraten". Jugendliche im Alter von 10 bis 16 Jahren können auf
wissenschaftliche Expedition gehen und die Vermüllung deutscher Flüsse
und Bäche untersuchen. Damit helfen sie, die Wissenslücke zu
schließen, wie groß das Ausmaß der Plastikmüllverschmutzung in und an
deutschen Fließgewässern ist.

"Mit den Plastikpiraten gelingt es, eine Vielzahl Jugendlicher für das
Plastikmüllproblem zu sensibilisieren - und sie für die Wissenschaft
zu interessieren. Sie erheben Daten zum Zustand unserer Flüsse und
leisten so bereits zu Schulzeiten einen wichtigen Beitrag für die
Forschung. Damit erleben sie, wie die Forschung arbeitet", sagte
Bundesforschungsministerin Anja Karliczek anlässlich des Starts der
Plastikpiraten.

Die Jugendaktion wurde im Wissenschaftsjahr 2016/17 zu Meeren und
Ozeanen ins Leben gerufen und hat großen Anklang gefunden: Knapp 350
Schulklassen und Jugendgruppen waren als Plastikpiraten an ihren
heimischen Flussufern unterwegs. An fast allen untersuchten Gewässern
wurde Müll gefunden, im Durchschnitt 0,66 Müllteile pro Quadratmeter
Flussufer. Elbe und Rhein sowie ihre Zuflüsse liegen mit rund 0,80 und
0,75 Müllteilen pro Quadratmeter deutlich über dem bundesweiten
Durchschnitt. Auch alte Fahrräder und Fernseher wurden von den
Jugendlichen aus den Flüssen gezogen. Eine alte "Capri-Sonne" ließ
sich mithilfe des Haltbarkeitsdatums ungefähr datieren: Seit fast 20
Jahren war die Verpackung schon unterwegs und damit älter als deren
Finder. Weil das Thema Plastikmüll an Relevanz inzwischen noch
gewonnen hat, wird die Citizen-Science-Aktion nun fortgeführt.

Auf Plastikexpedition an deutschen Fließgewässern

Mit feinmaschigen Netzen fischen die Jugendlichen in Flüssen nach
Mikroplastik, sammeln Plastik an Ufern ein und dokumentieren die
erhobenen Daten auf einer digitalen Deutschlandkarte. Dort können sie
sehen, wie sauber ihr lokaler Fluss oder Bach im Vergleich zu anderen
Fließgewässern ist. Alle Ergebnisse werden von der Kieler
Forschungswerkstatt ausgewertet und fließen in eine wissenschaftliche
Studie ein. Dort wird zum Beispiel analysiert, wie sich die Belastung
von der Quelle bis zur Mündung eines Flusses entwickelt und welche
Flussabschnitte besonders stark verschmutzt sind.

Die Ergebnisse aus den Jahren 2016 und 2017 stehen online zur
Verfügung:

http://bmbf-plastik.de/plastikpiraten/ergebnisse

Das Wissen zur Plastikverschmutzung ist lückenhaft

Plastik ist inzwischen in nahezu jedem Ökosystem auf der Welt zu
finden - auch in Lebewesen wurden kleine und kleinste Plastikpartikel
nachgewiesen. Leider fehlen jedoch bislang exakte nationale wie
internationale Erhebungen über den Ist-Zustand des
Plastikmüllaufkommens und das Ausmaß der Verschmutzung. Die Citizen
Science Aktion "Plastikpiraten" ist Teil des neuen
Forschungsschwerpunkts "Plastik in der Umwelt" des BMBF. Im Zeitraum
2017-2021 werden insgesamt 18 Forschungsverbünde mit rund 35 Millionen
Euro gefördert, um das Problem des Plastikmülls in seiner Gesamtheit
wissenschaftlich zu erfassen und vorhandene Wissenslücken zu
schließen.

Lehr- und Arbeitsmaterial

Das Aktionsheft und das begleitende Lehr- und Arbeitsmaterial zu den
Plastikpiraten können Lehrerinnen und Lehrer sowie Leiterinnen und
Leiter von Jugendgruppen kostenlos auf 

http://bmbf-plastik.de/plastikpiraten bestellen.

Zum Hintergrund der Plastikpiraten

Die Jugendaktion "Plastikpiraten" wurde im Rahmen des
Wissenschaftsjahres 2016*17 - Meere und Ozeane des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung entwickelt. Unter dem Motto "Das Meer
beginnt hier" wurden wichtige Bezüge zu den Flüssen hergestellt, über
die ein großer Teil des Mülls aus dem Landesinneren in die Meere
gelangt. Nun wird die Jugendaktion "Plastikpiraten" im Rahmen des 
BMBF-Forschungsschwerpunktes "Plastik in der Umwelt" fortgeführt, da 
das Wissen zur Plastikverschmutzung deutscher Fließgewässer noch immer
lückenhaft ist. Der Forschungsschwerpunkt "Plastik in der Umwelt"
verfolgt das Ziel, wissenschaftliche Verfahren, Methoden, Instrumente
und Begriffe zur Untersuchung von Plastik in Ökosystemen zu entwickeln
und umzusetzen. Ursachen und Wirkungen der Plastikverschmutzung sollen
ebenso untersucht werden wie grundlegende Fragen von der Produktion
bis zur Entsorgung. Bildungsmaßnahmen wie die Plastikpiraten sollen
das Bewusstsein der Bevölkerung schärfen und Impulse geben, das
Verhalten zu ändern und so die Verschmutzung zu reduzieren.

Informationen zum Forschungsschwerpunkt "Plastik in der Umwelt" unter

 http://bmbf-plastik.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 031/2018 vom 19.04.2018

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: 030/18 57-50 50, Fax: 030/18 57-55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Internet: www.bmbf.de
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FESTE/2505: Hanau - Frühlingsfest am 27. April 2018


Frühlingsfest am 27. April 2018 

Das Mehrgenerationenhaus Fallbach wird zehn Jahre alt



Seit dem Jahr 2008 gibt es im Hanauer Stadtteil Nordwest mit dem in
städtischer Trägerschaft befindlichen Mehrgenerationenhaus Fallbach
eine Anlaufstelle für alle Generationen. Anfangs noch unter dem Namen
Fallbachladen und im Alten Rückinger Weg 3 beheimatet, hat die
Einrichtung ein vielfältiges Programm entwickelt und bietet dieses
seit dem Frühjahr 2010 in ihren Räumlichkeiten in der Reichenberger
Straße 59 an.

"Zehn Jahre sind ein stolzer Zeitraum und gemeinsam mit allen
Besucherinnen und Besuchern, alten Weggefährtinnen und Weggefährten,
Unterstützerinnen und Unterstützern und unseren Kooperationspartnern
wollen wir das erfolgreiche Bestehen im Rahmen unseres Frühlingsfestes
gebührend feiern", sagt Dieter Kliem, Leiter des
Mehrgenerationenhauses.

Das Frühlingsfest findet am Freitag, 27. April, statt. In der Zeit von
15 Uhr bis 20 Uhr gibt es im Mehrgenerationenhaus Fallbach in der
Reichenberger Straße 59 und auf dem zugehörigen Außengelände ein
vielfältiges Angebot für Jung und Alt inklusive vielfältigem
Bühnenprogramm. Aktionen wie gemeinsames Singen oder Familien-Bingo
fehlen ebenso wenig wie Schminken oder Glitzertattoos für Kinder.
Außerdem wird das Fest durch das Spielmobil Augustinchen unterstützt.
Für das leibliche Wohl ist mit Waffeln, Kaffee, Kuchen, Würstchen und
Salaten bestens gesorgt. Außerdem gibt es wieder die frisch
zubereitete, hausgemachte türkische Pizza.

Alle Bewohnerinnen und Bewohner des Hanauer Nordwestens sowie alle
anderen Interessierten sind herzlich eingeladen im
Mehrgenerationenhaus Fallbach einen fröhlichen Nachmittag zu
verbringen. Weitere Informationen gibt es direkt im
Mehrgenerationenhaus Fallbach oder unter Telefon 06181- 66867855.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 19. April 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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FESTE/2504: Borken - "Borkener Weinfest" vom 7. bis 10. Juni 2018


Safe the date! "Borkener Weinfest" - auch 2018 

Vom 7. bis 10. Juni 2018 auf dem auf dem Kirchplatz der St. Remigius
Kirche im Herzen von Borken



Auch 2018 findet wieder das "Borkener Weinfest" statt. Wir starten am
Donnerstag, den 7. Juni 2018 gemeinsam mit dem Feierabendmarkt um
15:00 Uhr am Kirchplatz. In bewährter Form und gemütlicher Atmosphäre
stellen auf dem Kirchplatz der St. Remigius Kirche Winzer aus fünf
Anbaugebieten aus. Es werden ausschließlich Weine aus deutschen
Anbaugebieten präsentiert, von der Weinregion Pfalz, Rheinhessen über
die Mosel und Nahe bis Baden-Württemberg.

Im Einzelnen die Winzer Weingut Junghoff, Weingut Eckes & Eckes,
Weingut Rodermund, Weingut Maurer und Weinkellerei Kölle aus den
Regionen Rheinhessen, Mosel, Nahe und Baden-Württemberg.

Ein buntes Rahmenprogramm mit Musik und Spaß und Spiel für Kinder
sorgt für Stimmung. Für das leibliche Wohl wird mit einem sehr
vielfältigen Angebot von verschiedensten Spezialitäten wie
Antipasi-Tellern, Käseplatten und Flammkuchen gesorgt.
Kaffeespezialitäten runden das kulinarische Angebot ab.

Das Borkener Weinfest ist geöffnet:

- Donnerstag, der 07.06. von 15.00 - 22.00 Uhr

- Freitag, der 08.06. und Samstag, der 09.06. von 16.00 - 24.00
Uhr

- Sonntag, der 10.06. von 12.00 - 19.00 Uhr

Wir freuen uns auf schönes Wetter und zahlreiche Besucherinnen und
Besucher.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. April 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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MARKT/4112: Borken - 4. Bierbörse vom 10. bis 13. Mai 2018


4. Borkener Bierbörse

Auf dem Borkener Marktplatz vom 10.-13. Mai 2018



Nach der erfolgreichen Rückkehr der Bierbörse in die Borkener
Innenstadt, findet vom 10. bis zum 13. Mai 2018 die 4. Borkener
Bierbörse statt. Dank des Vatertages haben die Besucher dann sogar
vier Tage Zeit sich Deutschlands beliebtestem Getränk zu widmen.

Auf dem schönen Marktplatz finden die Besucher rund 30 Bier- und
Imbissgeschäfte an denen mehr als 300 Bierspezialitäten aus aller Welt
und kulinarische Highlights verköstigt werden können. Hat man sein
Lieblingsbier dann gefunden, so laden die liebevoll hergerichteten
Biergärten zum gemeinschaftlichen Verweilen und Genießen ein. Ob
exotisch, fruchtig oder auch bayrisch, auf der Borkener Bierbörse ist
für jeden Geschmack etwas Passendes zu finden.

Mit dabei sind bekannte Spezialitäten wie das polnische Zywiec, das
kroatische Urlaubsbier Karlovacko und das beliebte Augustiner aus
Bayern. Am "Haus der 131 Biere" kann man aus mehreren hundert
Flaschenbiersorten auswählen und diese mit nach Hause nehmen. Doch
nicht nur der Gaumen wird verwöhnt: Optische Highlights wie die
mittelalterliche Taverne oder das imposante Schiff "Santa Maria"
verwöhnen Optik und Geschmack gleichermaßen.

Die Öffnungszeiten der Veranstaltung lauten Donnerstag 11 bis 24 Uhr,
Freitag 15 bis 24 Uhr, Samstag 15 bis 24 Uhr und Sonntag 11 bis 20
Uhr.

Der Eintritt zur gesamten Fläche ist kostenfrei!

Weitere Informationen erhalten Sie unter der Rufnummer 02171/3801, im
Internet unter www.bierboerse.com oder unter der E-Mail Adresse
bierboerse@veranstaltungsbuero.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. März 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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TOUR/7179: Lippstadt - Stadtführung "Markt-Nasch-Tour" am 12. Mai 2018


Neue Stadtführung "Markt-Nasch-Tour" 

Den Lippstädter Wochenmarkt mit allen Sinnen genießen



Lippstadt. Es duftet, es sieht so frisch und gesund aus, die Auswahl
ist vielfältig. Und die Atmosphäre hat etwas Familiäres. Die
Lippstädter schätzen "ihren" Wochenmarkt im Herzen der Altstadt,
kaufen mittwochs und samstags auch bei Wind und Wetter die frischen
Produkte der Anbieter aus der Region. Dieses besondere Verhältnis
zwischen den regionalen landwirtschaftlichen Betrieben und den
Wochenmarkt-Fans greift Lippstadt Marketing auf und bietet jetzt eine
neue Stadtführung an.

Auf der "Markt-Nasch-Tour" lernen die Teilnehmer die Geschichte des
Lippstädter Wochenmarktes und die üppige Auswahl an Obst, Gemüse,
Kräutern und allerlei anderen landwirtschaftlichen Erzeugnissen
buchstäblich "häppchenweise" kennen, denn: Probieren ist ausdrücklich
erwünscht! Derzeit sind vier öffentliche Führungen für 2018 geplant.
Der Startschuss fällt am Samstag vor Muttertag (12. Mai) um 10.30 Uhr.
Die weiteren Termine sind der 9. Juni, der 14. Juli und der 11.
August. Stadtführerin Angelika Bolz begleitet als ausgewiesene
Ernährungs-Expertin die Gruppe über den Wochenmarkt. Die Führung
dauert ca. eineinhalb Stunden und startet vom Rathaus aus. Anmeldungen
werden in der Stadtinformation im Rathaus, Tel. (0 29 41) 5 85 15
entgegen genommen. Kosten: 10,- Euro / Person.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 17. April 2018

Stadt Lippstadt

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Tel. 02941/9887803

E-Mail: bauer@kwl-lippstadt.de
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